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Drucksache IV/854 


Der Bundesminister der Finanzen 

II A/6 — A 0265 — B — 74/59 


Bonn, den 18. Dezember 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entlastung der Bundesregierung wegen der 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungs- 
jahr 1959 auf Grund der Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes 


Gemäß § 108 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung übermittle ich 
hiermit die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu der 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1959 (ein- 
schließlidi Bundesvermögensrechnung) (Anlage A) mit der 
Bitte, die Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundes- 
haushaltsrechnung 1959 herbeizuführen. 

Ferner ist die Denkschrift des Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes vom 30. Oktober 1962 (Anlage B) beigefügt. 

Gleichzeitig übersende ich als Grundlage für die Entlastung der 
Bundesregierung (Anlage C) 

beglaubigte Abschrift einer Erklärung des Unterausschusses 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages und 
des Präsidenten des Bundesrechnungshofes über die Prüfung 
der Jahresrechnung für das Rechnungsjahr 1959 über Ein- 
nahmen und Ausgaben des Bundesnachrichtendienstes gemäß 
§ 89 der Reichshaushaltsordnung sowie 

beglaubigte Abschrift einer Erklärung des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes über die Prüfung der Jahresrechnun- 
gen für das Rechnungsjahr 1959 gemäß § 89 a. a. O. betref- 
fend die Ausgaben bei 

Kap. 04 01 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

zu allgemeinen Zwecken, 

Kap. 04 03 Tit. 300 — Zur Verfügung des Bundeskanzlers 

zur Förderung des Informations- 
wesens, 
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Kap. 14 01 Tit. 302 — Zur Verfügung des Bundesministers 

für Verteidigung für Zwecke des 
militärischen Abschirmdienstes, 

Kap. 06 09 Tit. 300 — Für Zwecke des Verfassungsschutzes. 

Den gleichen Antrag habe ich an den Herrn Präsidenten des 
Bundesrates gerichtet. 


Dahlgrün 
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Drucksache IV/ 854 


Allgemeines 

1. Der Bundesrechnungshof legt seine Bemerkun- 
gen zur Bundeshaushaltsrechnung und zur Bun- 
desvermögensrechnung für das Rechnungsjahr 
1959 hiermit vor. Sie bilden die Grundlage für 
die Beschlüsse des Bundestages und des Bundes- 
rates über die Entlastung der Bundesregierung 
(Artikel 114 Abs. 2 Satz 2 GG). 

Stand der Entlastung 

2. Die Entlastung für die Rechnungsjahre 1957 und 
1958 ist abgeschlossen. 


Genehmigung der in der Bundeshaushalts- 
rechnung für das Rechnungsjahr 1959 fest- 
gestellten über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben 

3. Der Bundesrat hat die Genehmigung nach § 83 
RHO am 14. Juli 1961 beschlossen. Der Beschluß 
des Bundestages steht noch aus. 


* 


Bemerkungen nach § 107 Abs. 1 Nr. 1 RHO 

Rechnungsergebnis des ordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1959 


Einnahme 

DM 


Ausgabe 

DM 


4. a) Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1959 

beträgt das Haushaltssoll 35 625 754 500, — 35 625 754 500, — ■ 

b) Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1958 übernommenen 

Haushaltsreste (vgl. Abschn. II A/4 des Vorberichts zur Bun- 
deshaushaltsrechnung S. XVII/XVIII mit — 9 575 048 646,18 

c) Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 1958 

übernommenen Haushaltsreste 35 625 754 500, — 45 200 803 146,18 


d) Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1959 betragen die Ist- 

einnahmen und die Istausgaben 38 858 418 915,38 39 012 669 158,63 

(mithin kassenmäßige Mehrausgabe: 154 250 243,25 DM) 

e) Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1959 ver- 

bliebenen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1960 
übertragen sind und das Rechnungsjahr 1959 wie Avirklich 
entstandene Einnahmen und Ausgaben entlasten oder be- 
lasten, mit 30 953 463,39 6 681 883 639,46 

f) Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1959 verbliebenen Haushaltsreste 38 889 372 378,77 45 694 552 798,09 


5 



Drucksache iV/854 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Einnahme Ausgabe 

DM DM 

g) Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem 

Rechnungsjahr 1958 übernommenen Haushaltsreste [cj] be- 
trägt die Mehreinahme/Mehrausgabe 3 263 617 878,77 493 749 651,91 

h) Mithin Uberschuß des Rechnungsjahres 1959 (§§ 75, 77 RHO) 2 769 868 226,86 DM') 


5. Der Bundesminister der Finanzen hat die kassenmäßige Mehr- 
ausgabe des außerordentlichen Haushalts 1959 unmittelbar vor 
dem Abschluß durch einen Zuschuß aus dem ordentlichen Haus- 
halt 1959 in Höhe von 1 433 687 232,60 DM 

abgedeckt. Damit ist ein Teil des Überschusses des ordentlichen 
Haushalts 1959 gemäß § 75 Satz 2 RHO zur Verminderung des 
Anleihebedarfs verwendet worden. 

DerBetrag ist im ordentlichen Haushalt bei Kap. 60 02 Tit. apl. 998 
außerplanmäßig verausgabt und im außerordentlichen Haushalt 
bei Kap. A 60 02 Tit. apl. 98 außerplanmäßig vereinnahmt worden 
(vgl. die Begründung in der Anlage I zur Bundeshaushaltsrech- 
nung 1959 S. 2252). 

Ohne diese Buchung hätte sich beim ordentlichen Haushalt für 

das Rechnungsjahr 1959 ein Überschuß in Hohe von 4 203 555 459,46 DM 

ergeben. ====================== 


6. Den in der Bundeshaushaltsrechnung 1959 aus- | 
gewiesenen Überschuß von 2 769 868 226,86 DM | 
hat der Bundesminister der Finanzen von dem 1 
Fehlbetrag am Ende des Rechnungsjahres 1958 j 
abgesetzt und damit zur Minderung der noch ! 
ungedeckten Fehlbeträge verwendet. Der Bun- 
desrechnungshof hat finanzwirtschaftlich in An- 
betracht der jahrelangen Außerkraftsetzung | 
des § 75 Satz 1 RHO gegen die Verrechnung | 
des Überschusses mit einem Fehlbetrag nichts 1 
einzuwenden. Nach § 75 Satz 2 RHO wäre ein | 
Überschuß der Einnahmen über die Ausgaben 
des ordentlichen Haushalts jedoch zur Vermin- 
derung des Anleihebedarfs oder zur Schulden- 
tilgung zu verwenden gewesen. Der Bundes- | 
minister der Finanzen hätte daher, worauf ; 
bereits im letzten Absatz von Nr. 4 der Be- 
merkungen des Bundesrechnungshofes zur 
Bundeshaushaltsrechnung 1956 (Drucksache 1518 
der 3. Wahlperiode, Seite 6) hinsichtlich des 
Überschusses im ordentlichen Haushalt 1956 


hingewiesen ist, zu der abweichenden Regelung 
einer Ermächtigung durch Haushaltsgesetz be- 
durft. 

7. Die Ausgabereste, die am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1958 rd. 9567,7 Mio DM betrugen, 
wurden bei der Übernahme in das Rechnungs- 
jahr 1959 infolge der Übertragung von Aus- 
gabeansätzen aus dem außerordentlichen Haus- 
halt in den ordentlichen Haushalt mit einem 
um rd. 7,3 Mio DM höheren Betrag, nämlich mit 
rd. 9575 Mio DM ausgewiesen (vgl. S. 5 Nr. 4 
Buchstabe b). Sie haben sich auf rd. 6681,9 
Mio DM am Schluß des Rechnungsjahres 1959 
vermindert (vgl. S. 5 Nr. 4 Buchstabe e). Die 
Ausgabereste machen damit rd. 17 v. H. der Ist- 
ausgaben aus. Von den am Schluß des Rech- 
nungsjahres 1959 verbliebenen Ausgaberesten 
entfallen allein rd. 4763,6 Mdo DM (rd. 12 v. H. 
der Istausgaben) auf den Epl. 14 (Bundesmini- 
ster der Verteidigung). 


Anmerkung 

ü Der Uberschuß ist der Unterschied zwischen den aus dem Rechnungsjahr 1958 übernomnip- 

nen Haushaltsresten nach b) 9 575 048 646,1 8 DM 

und den am Schluß des Rechnungsjahres 1959 

verbliebenen Haushaltsresten nach e) 6 681 883 639,46 DM Ausgabereste 

— 3 0 953 463,39 DM Einnahmereste = 6 650 930 176,07 DM 

2 924 118 470,11 DM 

vermindert um die kassenmäßige Mehrausgabe nach d) 154 250 243 25 DM 

2 769 868 226,86 DM 
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Drucksache IV/854 


Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushalts für das Rechnungsjahr 1959 


8. 


a) 


b) 


c) 


d) 

e) 


f) 

g) 



Einnahme 

DM 

Ausgabe 

DM 

Nach dem Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1959 
beträgt das Haushaltssoll 

4 163 149 400,— 

4 163 149 400,— 

Hinzu treten die aus dem Rechnungsjahr 1958 übernommenen 
Haushaitsreste (vgl. Abschn. II A/4 des Vorberichts zur Bun- 
deshaushaitsrechnung S. XVII/XIX) mit 


560 204 316,98 

Summe der Sollbeträge und der aus dem Rechnungsjahr 1958 
übernommenen Haushaltsreste 

4 163 149 400,— 

4 723 353 716,98 

Nach der Bundeshaushaltsrechnung 1959 betragen die Ist- 
einnahmen und die Istausgaben 

3 661 637 771,603) 

3 661 637 771,60 

Hinzu treten die am Schluß des Rechnungsjahres 1959 ver- 
bliebenen Haushaltsreste, die auf das Rechnungsjahr 1960 
übertragen sind und das Rechnungsjahr 1959 wie wirklich 
entstandene Ausgaben belasten, mit 


380 140 515,82 

Summe der Istbeträge und der am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1959 verbliebenen Haushaltsreste 

3 661 637 771,60 

4 041 778 287,42 

Gegenüber der Summe der Sollbeträge und der aus dem 
Rechnungsjahr 1958 übernommenen Haushaltsreste (c) beträgt 
die Mindereinnahme/Minderausgabe 

501 511 628,40 

681 575 429,56 


h) Mithin Uberschuß des Rechnungsjahres 1959 (§§ 75, 77 RHO) 


180 063 801,16 3) 


* 


9. Der Bundesminister der Finanzen hat von der ihm erteilten Ermächtigung zur Beschaffung von Geld- 
mitteln im Wege des Kredits zur Deckung von Ausgaben des außerordentlichen Haushalts nicht in 
vollem Umfange Gebrauch gemacht. Er hat aus dem Überschuß des ordentlichen Haushalts 1959 einen 
Betrag von 1 433 687 232,60 DM dem außerordentlichen Haushalt zur Minderung des Anleihebedarfs 
zugeführt. Ohne diesen Beitrag des ordentlichen Haushalts hätte sich beim außerordentlichen Haushalt 
ein Fehlbetrag von 1 433 687 232,60 DM - 180 063 801,16 DM 1 253 623 431,44 DM ergeben. 


* 


Anmerkung 

2) In dem Betrag ist der Zuschuß des ordentlichen Haushalts an den außerordentlichen Haushalt in Höhe von 
1 433 687 232,60 DM enthalten (vgl. S. 6 Nr. 5). 

Das ist der Unterschied zwischen den aus dem Rechnungsjahre 1958 übernommenen Haus- 


haltsresten nach b) 560 204 316,98 DM 

und den am Schluß des Rechnungsjahres 1959 verbliebenen Haushaltsresten nach e) 380 140 515,82 DM 

180 063 801,16 DM 


7 



Drucksache IV/854 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


10. An ungedeckten Fehlbeträgen waren am Ende des Rechnungsjahres 1959 
vorhanden: 

Aus dem Rechnungsjahr 1949 (vgl. S. 5 Nr. 2 der Bemerkungen 1949/50) .... 

aus dem Rechnungsjahr 1950 (vgl. S. 8 Nr. 3 der Bemerkungen 1949/50) . . . . 
— der Unterschied zu dem dort genannten Betrag von 188 571 934,18 DM 
ist durch Abrundung entstanden — 

aus dem Rechnungsjahr 1951 (vgl. S. 10 Nr. 11 der Bemerkungen 1951) . . . . 

aus dem Rechnungsjahr 1952 (vgl. S. 9 Nr. 12 der Bemerkungen 1952) . . . . 

aus dem Rechnungsjahr 1953 (vgl. S. 11 Nr. 9 der Bemerkungen 1953) . . , . 

aus dem Rechnungsjahr 1954 (vgl. S. 8 Nr, 9 der Bemerkungen 1954) . , . . 

aus dem Rechnungsjahr 1955 (vgl, S. 8 Nr. 7 der Bemerkungen 1955) . . . . 

aus dem Rechnungsjahr 1956 — außerordentlicher Haushalt — (vgl. S. 8 
Nr. 7 h der Bemerkungen 1956) 

aus dem Rechnungsjahr 1957 — ordentlicher 
Haushalt — vgl. S. 6 Nr. 5 h der Bemerkungen 

1957) 1 448 204 207,45 DM 

— außerordentlicher Haushalt — (vgl. S. 8 

Nr. 8 h der Bemerkungen 1957) - 168 436 151,01 DM - 

aus dem Rechnungsjahr 1958 — ordentlicher 
Haushalt — (vgl. S. 36 Nr. 4 h der Bemerkun- 
gen 1958) 2 148 321 884,75 DM 

— außerordentlicher Haushalt — (vgl. S. 38 

Nr. 4 h der Bemerkungen 1958) — 123 729 051,41 DM = 

Außerdem sind haushaltsmäßig Deckungsmittel 
zu beschaffen 

für die aus der kassenmäßigen Mehreinnahme 
1955 verwendeten Beträge, und zwar im Rj. 1956 


(vgl. S. 7 Nr. 4 der Bemerkungen 1956) 91 273 879,07 DM 

und im Rj. 1957 (vgl. S. 6 Nr. 5 der Bern, 1957) 2 980 872 705,66 DM - 


für die zur Deckung von Ausgaben des ordentlichen Haushalts 1958 verwen- 
dete kassenmäßige Mehreinnahme 1957 

Mit Überschüssen haben abgeschlossen der 
ordentliche Haushalt 1956 (vgl. S. 6 Nr, 4 h der 


Bemerkungen 1956) 832 766 973,35 DM 

der ordentliche Haushalt 1959 (vgl. S. 6 Nr. 4 h) 2 769 868 226,86 DM 
der außerordentliche Haushalt 1959 (vgl. S. 7 

Nr. 8 h) 180 063 801,16 DM - 


Die Überschüsse sind mit ungedeckten Fehlbeträgen verrechnet worden. 
Insgesamt sind aus den Rechnungsjahren 1949 bis 1959 noch zu decken , . . . 


130 208 317,90 DM 
188 571 948,52 DM 

340 488 722,87 DM 
258 732 287,98 DM 
508 800 412,46 DM 
697 312 559,66 DM 
1 132 634 571,95 DM 

590 526 217,88 DM 


1 279 768 056,44 DM 


2 024 592 833,34 DM 


3 072 146 584,73 DM 
744 237 422,78 DM 


3 782 699 001,37 DM 


7 185 320 935,14 DM 


Die Überschüsse im ordentlichen Haushalt und 
außerordentlichen Haushalt 1959 haben ihre 
Ursache zum erheblichen Teil darin, daß im 
Bundeshaushaltsplan 1959 „zur Neudeckung von 
Ausgaberesten aus Vorjahren" 4 Mrd DM ver- 
anschlagt worden sind, und zwar 3,7 Mrd DM 
bei Kapitel 14 02 Titel 300 und 0,3 Mrd DM bei 
Kapitel A 14 02 Titel 300. In denselben Bundes- 
haushaltsplan war bei Kapitel 60 02 Titel 300 
als „Minderausgabe im Bundeshaushalt 1959" 
ein Minusbetrag von 2,5 Mrd DM eingestellt 
worden, Da bei den Titeln 300 der Kapitel 14 02 


und A 14 02 keine Ausgaben entstehen konnten, 
mußten sich diese Ausgabebewilligungen — um 
die Minderausgabe bei Kapitel 60 02 Titel 300 
vermindert — um 1,5 Mrd DM verbessernd auf 
das Rechnungsergebnis des Rechnungsjahres 
1959 auswirken. Zu einem weiteren Teil sind 
die Überschüsse darauf zurückzuführen, daß die 
Ausgabereste über die zur Neudeckung von 
Haushaltsresten vorgesehenen Mittel hinaus 
verringert werden konnten, ohne daß dadurch 
eine entsprechend hohe kassenmäßige Mehraus- 
gabe entstanden ist. 
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Drucksache lV/854 


Nach § 6 des Haushaltsgesetzes 1960 und § 5 
des Haushaltsgesetzes 1961 ist § 75 Satz 1 RHO 
in den Rechnungsjahren 1960 und 1961 in der 
Weise anzuwenden, daß bei Feststellung der 
Jahresergebnisso nur die tatsächlich eingegan- 
genen Einnahmen (Isteinnahmen) und die tat- 
sächlich geleisteten Ausgaben (Istausgaben) be- 
rücksichtigt werden. Diese Bestimmung war im 
Rechnungsjahr 1960 gegenstandslos, weil der 
ordentliche Haushalt wie der außerordentliche 
Haushalt 1958 kassenmäßig ausgeglichen waren. 
In den Bundeshaushaltsplan 1961 ist bei Kapitel 
60 02 Titel 999 ein Betrag von 154 250 300 DM 
zur Deckung der kassenmäßigen Mehrausgabe 
aus dem Rechnungsjahr 1959 eingestellt worden. 
Außerdem sind — wie im Haushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1959 — im Einzelplan 14 
der Bundeshaushaltspläne für die Rechnungs- 
jahre 1960 und 1961 Haushaltsmittel „zur Neu- 
deckung von Ausgaberesten aus Vorjahren, 
deren Deckungsmittel für andere Zwecke ver- 
wendet worden sind"', veranschlagt worden, 


* 


11. Die der Bundeshauptkasse im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1959 als Betriebsmittel überwie- 
senen Geldbestände (vgl. § 78 RHO) und die 
Betriebsmittelrücklage von 7,3 Mio DM sind in 
der Anlage VII zur Bundeshaushaltsrechnung 
1959 nachgewiesen (S. 2335/36). 


* 


12. Die Haushaltsüberschreitungen (über- und 
außerplanmäßige Ausgaben) für das Rechnungs- 
jahr 1959 sind in der Anlage I zur Bundeshaus- 
haltsrechnung 1959 (S. 2091 bis 2259) nachge- 
wiesen. Sie betragen beim ordentlichen Haus- 
halt 3 519 878 206,39 DM, das sind rd. 10 v. H. 
des Haushaltssolls von rd. 35 626 Mio DM. Die 
größeren Posten sind im Vorbericht zur Bundes- 
haushaltsrechnung dargestellt (S. XLI bis XLIV). 
Es sind allein rd. 1433,7 Mio DM verwendet für 
die Abdeckung der kassenmäßigen Mehraus- 
gabe des außerordentlichen Haushalts 1959 
(Kapitel 60 02 Titel apL 998, Anlage I S. 2252; 
vgl. S. 6 Nr. 5). Die restlichen Überschreitun- 
gen machen rd. 5,8 v. H. des Haushaltssolls aus. 

In den Überschreitungen sind Vorgriffe in Höhe 
von rd. 90,1 Mio DM enthalten, die aus den 


A n m e r k u n.g 

Ü Die Stumme der Fehlbeträge von rd. 7,2 Mrd. DM hat 
sich nach dem Schreiben des BMF vom 26. Febrnar 
1962 an den Vorsitzenden des HaiLshaUsiauisschusises 
des Deutschen Bundestages (HaushaUsausschuß — 
Drucksache 97) am Schluß des Rechnungsjahreß 1960 
auf rd. 5 Mrd. DM und am Schluß des RechnungLsjahres 
1961 auf ivorläulig rd. 4 Mrd. DM verringert. 


nächsten Bewilligungen für die gleichen Zwecke 
vorweg zu decken sind (§ 30 Abs. 3, § 73 Abs. 1 
RHO). Die Ausgaben sind im Rechnungsjahr 
1959 geleistet worden; sie belasten jedoch nicht 
den Rechnungsabschluß dieses Rechnungsjahres, 
sondern den des Rechnungsjahres 1960. 

* 


13. In der Kassenrechnung ist bei Kapitel 35 11 a 
Titel 711 ein Betrag von 2000 DM gebucht wor- 
den, der in der Bundeshaushaltsrechnung 1959 
irrtümlich bei Kapitel 35 11 a Titel 700 nachge- 
wiesen worden ist. Der Ausgleich ist im Rech- 
nungsjahr 1961 vorgenommen worden. 

Im übrigen stimmen die in der Bundeshaus- 
haltsrechnung 1959 — ordentlicher Haushalt 
und außerordentlicher Haushalt — in Einnahme 
und Ausgabe aufgeführten Beträge mit denjeni- 
gen überein, die in den Kassenbüchern für das 
Rechnungsjahr 1959 als Einnahmen und Aus- 
gaben nachgewiesen sind. Das gilt entsprechend 
für die Hauptrechnung der Zentralkasse beim 
Bundesausgleichsamt über die Einnahmen und 
Ausgaben des Ausgleichsfonds für das Rech- 
nungsjahr 1959 und die Jahresrechnung über 
die Einnahmen und Ausgaben des ERP-Sonder- 
vermögens für das Rechnungsjahr 1959. 

Der Bundesrechnungshof hat — von unwesent- 
lichen Einzelfällen abgesehen — keine Beträge 
festgestellt, die nicht ordnungsmäßig belegt 
waren. 

* 


14. Die Kassenrechnung des Bundesrechnungshofes 
(Einzelplan 20) ist von seinem Präsidenten ge- 
prüft worden (§ 88 Abs. 4 RHO). Er hat fest- 
gestellt, daß die bei Einzelplan 20 der Bundes- 
haushaltsrechnung 1959 aufgeführten Beträge 
mit denjenigen übereinstimmen, die in der Kas- 
senrechnung für das Rechnungsjahr 1959 als 
Einnahmen und Ausgaben nachgewiesen sind. 
Sie sind ordnungsmäßig belegt. 

* 


Druck- und Darstellungsfehler 

15. Der Bundesrechnungshof hat in der Bundeshaus- 
haltsrechnung 1959 die in der Anlage 1 (S. 24) 
zusammengestellten wesentlichen Druck- und 
Darstellungsfehler festgestellt. Diese haben das 
Rechnungsergebnis nicht beeinflußt. 


* 
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Bemerkungen 

nach § 107 Abs. 1 Nr. 2 und 3 RHO 

Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 05 03 — Vertretungen des Bundes 

im Ausland 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 101 bis 111 — Personalausgaben 

16. Die Kaufkraft der Auslandsdienstbezüge darf 
gegenüber der Kaufkraft der Dienstbezüge im 
Inland weder vermindert noch erhöht werden. 
Inwieweit dies durch Zu- oder Abschläge sicher- 
zustellen ist, bestimmt der Bundesminister des 
Innern im Benehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen nach Anhörung des Auswärtigen 
Amtes (§ 2 Abs. 2 BBesG). Eine für die Über- 
prüfung der Auslandsbesoldung eingesetzte 
Kommission des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages hat bereits am 21. Ok- 
tober 1959 darauf hingewiesen, daß der den 
Bediensteten der Auslandsvertretungen in 
Österreich gewährte Kaufkraftzusdilag über- 
höht sei, und gefordert, ihn zu senken. Auch der 
Bundesminister der Finanzen hat den Bundes- 
minister des Innern am 14. März 1960 nach einer 
örtlichen Untersuchung der Preisverhältnisse im 
Dezember 1959 unter Beifügung eines entspre- 
chenden Gutachtens gebeten, den Kaufkraftzu- 
schlag spätestens zum 1. Mai 1960 herabzu- 
setzen. Dabei hat er ausdrücklich gefordert, da- 
für zu sorgen, daß die praktische Auswertung 
des Gutachtens nicht durch eine langwierige 
Diskussion etwaiger Meinungsverschiedenheiten 
verzögert werde. Der Bundesminister des In- 
nern hat die gebotene Senkung jedoch erst vom 
1. Januar 1962 an vorgenommen. 

Im Rahmen der Prüfung der Personalausgaben 
des Auswärtigen Amtes hat der Bundesrech- 
nungshof am 24. August 1960 und 4. Oktober 
1961 dem Bundesminister des Innern gegenüber 
die Höhe des Kaufkraftzuschlages beanstandet 
und auch auf das Gutachten des Bundesministers 
der Finanzen hingewiesen. Er hat weiter den 
Bundesminister des Innern am 26. März 1962 
gebeten, zur Frage der Haftung für den durch 
die Verzögerung entstandenen Schaden Stellung 
zu nehmen. 

Der Bundesminister des Innern hat hierzu er- 
klärt, daß der Versuch einer Abstimmung über 
die Höhe des Kaufkraftzuschlages mit den nach 
§ 2 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes zu 
beteiligenden Bundesministerien zunächst zu 
keinem positiven Ergebnis geführt habe, da so- 
wohl über das Verfahren der Kaufkraftüber- 
prüfung als auch über die Frage, wie der Kauf- 
kraftzuschlag zu bemessen sei, Meinungsver- 
schiedenheiten bestanden hätten. Der Bundes- 
minister der Finanzen habe zwar den Antrag 
auf Senkung des Kaufkraftzuschlages vom 


14. März 1960 am 30. Mai 1960 wiederholt, ihn 
jedoch am 8. Juni 1960 zurückgenommen und 
gebeten, von einer Entscheidung vorläufig Ab- 
stand zu nehmen. Im übrigen habe das Auswär- 
tige Amt wie auch die Botschaft in Wien die 
Richtigkeit der örtlichen Feststellungen des Bun- 
desministers der Finanzen angezweifelt. Wei- 
tere Erörterungen mit dem Bundesminister der 
Finanzen und dem Auswärtigen Amt hätten zu 
keiner Übereinstimmung geführt. Im September 
1961 seien deshalb die Preisverhältnisse in 
Österreich erneut überprüft worden, und zwar 
von Vertretern des Bundesministers des Innern, 
des Bundesministers der Finanzen und des Aus- 
wärtigen Amtes. Die Überprüfung habe zu dem 
allseitig gebilligten Ergebnis geführt, die Kauf- 
kraftzuschläge vom 1. Januar 1962 an zu sen- 
ken. Nach alledem sei es ihm, dem Bundes- 
minister des Innern, nicht möglich gewesen, den 
Kaufkraftzuschlag für die Auslandsdienstorte in 
Österreich früher herabzusetzen, 

Diese Darlegungen können die verspätete Her- 
absetzung des Kaufkraftzuschlages nicht recht- 
fertigen. Meinungsverschiedenheiten über die 
Berechnung und Festsetzung des Kaufkraftzu- 
schlages bestanden für viele Auslandsdienstorte 
schon seit Jahren. Gleichwohl ist für zahlreiche 
dieser Auslandsdienstorte während dieser Zeit 
der Kaufkraftzuschlag neu festgesetzt worden. 
Im Falle Österreich war bereits seit dem Jahre 
1959 allgemein bekannt, daß der Kaufkraftzu- 
schlag durch die Preisverhältnisse nicht gerecht- 
fertigt, sondern überhöht war. Dennoch sind 
über zwei Jahre verstrichen, bis der Kaufkraft- 
zuschlag gesenkt worden ist. Diese Verzögerung 
wäre, auch bei Würdigung der vom Bundes- 
minister des Innern dargelegten Schwierig- 
keiten, zu vermeiden gewesen. Eine objektiv 
notwendige Senkung des Kaufkraftzuschlages 
darf nicht schon deshalb unterbleiben, weil die 
beteiligten Ressorts sich nicht einigen können, 
zumal da Entscheidungen über den Kaufkraft- 
zuschlag lediglich die Anhörung des Auswärti- 
gen Amtes und ein Benehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen erfordern. Zumindest 
hätte der Kaufkraftzuschlag unter dem Vorbe- 
halt einer rückwirkenden endgültigen Regelung 
mit Wirkung vom 1. Mai 1960 gesenkt werden 
müssen. 

Infolge der verspäteten Herabsetzung des Kauf- 
kraftzuschlages erhielten die Bediensteten der 
Auslandsvertretungen in Österreich schon im 
Rechnungsjahr 1959 ungerechtfertigt hohe Be- 
züge. Darin liegt ein Verstoß gegen die Vor- 
schriften des § 2 Abs. 2 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes und des § 36 der Reichshaushaltsord- 
nung. Der der Bundeskasse entstandene Scha- 
den wird auf jährlich ungefähr 150 000 DM ge- 
schätzt. 

Unabhängig von der Klärung der Haftungsfrage 
wird der Bundesminister des Innern dafür zu 
sorgen haben, daß sich derartige Verstöße nicht 
wiederholen. 

♦ 
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Auf Grund der Einzelvorbehalte Nr. 7 und 8 
zur Bundeshaushaltsrechnung 1958 (Anlage 2 b 
zu Nr. 33 der Bemerkungen 1958 S. 67) wird 
folgende Bemerkung aufgestellt: 

Rechnungsjahr 1958 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 0620 — Allgemeine Bewilligungen für 
den zivilen Bevölkerungs- 
schutz 

Allgemeine Ausgaben 

Titel 603 — Laufende Kosten für den Luft- 

schutzhilfsdienst 
Die Mittel sind übertragbar. 

Einmalige Ausgaben 

Titel 950 — Anschaffung von Luftschutz- 

gerät, 4, Teilbetrag 

17. Der Bundesminister des Innern veranlaßte in 
der Zeit vom 1. August 1956 bis 27. März 1957 
zur Vorbereitung des Aufbaues eines zivilen 
Bevölkerungsschutzes seine Beschaffungsstelle, 
die Lieferung von insgesamt 911 Spezialkraft- 
fahrzeugen bei verschiedenen Firmen in Auftrag 
zu geben. Diese Fahrzeuge, die einen Anschaf- 
fungswert von ingesamt 19 390 345,31 DM (mit 
Bestückung 25 833 084,57 DM) hatten, wurden 
von Mai 1957 ab geliefert. Sie konnten jedoch 
ihrer Bestimmung zunächst nicht zugeführt wer- 
den, weil ein Verteilerplan noch nicht vorlag, 
die für die Übernahme der Fahrzeuge vorge- 
sehenen Einheiten noch nicht aufgestellt waren 
und Unterstellmöglichkeiten fehlten. Infolge- 
dessen wurden im Lager Dransdorf 714 Kraft- 
fahrzeuge längere Zeit ohne Witterungs schütz 
und ohne ordnungsgemäße Pflege abgestellt 
(260 Fahrzeuge bis zu 9 Monaten, 278 bis zu 
12 Monaten, 141 bis zu 16 Monaten und 35 bis 
zu 20 Monaten). Da das Lagergelände nicht aus- 
reichte, mußte ein benachbartes Grundstück ge- 
mietet werden. Der restliche Teil der beschaff- 
ten Kraftfahrzeuge verblieb bis zum Abruf ge- 
gen Zahlung von Standmieten bei den Herstel- 
lerfirmen. 

Als Folge der vorzeitigen Beschaffung und der 
mangelnden Pflege haben die Fahrzeuge eine 
erhebliche Wertminderung erfahren. Außerdem 
sind zusätzliche Ausgaben entstanden. Sie be- 


trugen 

für die Behebung der Witte- 
rungsschäden im Rechnungs- 
jahr 1958 rd. 55 190 DM 

und im Rechnungsjahr 1959 rd. 46 627 DM 

für die Miete des Grund- 
stücks in beiden Rechnungs- 
jahren insgesamt rd. 13 400 DM 

und für die Standmieten im 
Rechnungsjahr 1958 rd. 11 000 DM 

zusammen... rd. 126 217 DM. 


Da bei der Übergabe der Fahrzeuge an die End- 
empfänger noch nicht alle Schäden beseitigt 
waren, müssen die Länder noch jetzt weitere 
Mittel für Instandsetzungen zu Lasten des Bun- 
des aufwenden. 

Der Bundesrechnungshof hat die Behandlung 
der Angelegenheit beanstandet. Er hat den Bun- 
desminister darauf aufmerksam gemacht, daß 
durch gemeinsame Planung der beteiligten Bun- 
des- und Landesdienststellen die zu frühzeitige 
Beschaffung der Kraftfahrzeuge und ihre Ab- 
stellung in dem nur als Ausrüstungs- und Durch- 
gangsstelle gelachten Lager Dransdorf, das für 
eine längere Unterbringung von Kraftfahr- 
zeugen weder baulich geeignet noch personell 
ausgestattet ist, zu vermeiden gewesen wäre. 

Der Bundesminister hat erklärt, er habe die 
Fahrzeuge bereits im Jahre 1956 und Frühjahr 
1957 bestellt, weil er eine Verzögerung der 
ersten Beschaffungen für den Luftschutzhilfsdienst 
aus politischen Gründen nicht länger habe ver- 
antworten können. Im übrigen habe er damit 
gerechnet, daß es gelingen werde, sich mit den 
Ländern über die Verwaltung und Verwendung 
zu einigen, bis die Fahrzeuge geliefert seien. 
Diese Erwartung habe sich indessen nicht er- 
füllt. Zunächst hätten sich die Verhandlungen 
mit den Ländern bis Mitte des Jahres 1957 hin- 
gezogen. Aber auch danach hätten die Fahr- 
zeuge den Ländern nicht ausgeliefert werden 
können, weil sich im Sommer 1957 bei der Ver- 
abschiedung des Luftschutzgesetzes durch Än- 
derung der Vorschriften über die Kostenvertei- 
lung zwischen Bund und Ländern erneut unvor- 
hergesehene Schwierigkeiten ergeben hätten. 
Schließlich seien die inzwischen mit den Ländern 
getroffenen Verwaltungsabkommen durch die 
Ende Juli 1957 vom Veimittlungsausschuß vor- 
geschlagene Kostenregelung in ihrem Haupt- 
inhalt überholt gewesen. 

Nach der Verabschiedung des Ersten Gesetzes 
über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölke- 
rung (1. ZBG) am 29. August 1957 sei er — der 
Bundesminister des Innern — erneut und in 
verstärktem Maße um ein Abkommen mit den 
Ländern bemüht gewesen, in dem die Verwen- 
dung der Fahrzeuge geregelt werden sollte. Da 
sich die Verhandlungen jedoch wiederum ver- 
zögert hätten, habe er sich schließlich in der 
ersten Hälfte des Jahres 1958 dazu entschlossen, 
das vorhandene Luftschutzgerät — darunter die 
Fahrzeuge — den Ländern auszuliefern, wenn 
diese sich bereit fänden, wenigstens einigen 
Grundsätzen der inzwischen entworfenen „All- 
gemeinen Verwaltungsvorschriften für die Be- 
schaffung, Verwaltung und friedensmäßige Ver- 
wendung der Ausrüstung des Luftschutzhilfs- 
dienstes" zuzustimmen. Ende September 1958 
habe die Zustimmung sämtlicher Länder Vorge- 
legen. Daraufhin sei unverzüglich mit der Aus- 
lieferung des Gerätes begonnen worden. 

Ergänzend hat der Bundesminister ausgeführt, 
daß das Vorläufige Luftschutzprogramm der 
Bundesregierung im Juli 1955 bereits Beschaf- 
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fungen gestattet habe und die Aufstellungs- 
planung für die ersten Einheiten des Luftschutz- 
hilfsdienstes schon Ende 1955 mit den Ländern 
und den Hilfsorganisationen vereinbart worden 
sei. Alle beteiligten Stellen hätten betont, daß 
bei Aufstellung des Luftschutzhilfsdienstes auch 
Fahrzeuge und Geräte in ausreichender Zahl 
zur Verfügung stehen müßten, sonst seien frei- 
willige Helfer nicht zu gewinnen. Auch im Hin- 
blick auf die langen Lieferfristen hätte die Be- 
schaffung unverzüglich eingeleitet werden müs- 
sen. Dabei habe er in den Jahren 1955 und 1956 
nicht voraussehen können, 4aß die Aufstellung 
von Einheiten des Luftschutzhilfsdienstes erheb- 
lichen Schwierigkeiten verwaltungsmäßiger, 
personeller und psychologischer Art begegnen 
würde. Aber selbst wenn dies zu übersehen ge- 
wesen wäre, seien vorzeitige Beschaffungen zu 
verantworten gewesen, weil die zivilen Behör- 
den mit ihnen im Ernstfall Hilfs- und Rettungs- 
maßnahmen für die Bevölkerung hätten impro- 
visieren können. 

Die vom Bundesminister angegebenen Gründe 
vermögen das beanstandete Verhalten nicht zu 
rechtfertigen. Der Bundesrechnungshof verkennt 
die Schwierigkeiten nicht, die beim Aufbau des 
zivilen Bevölkerungsschutzes, hier eines Hilfs- 
dienstes, zu überwinden waren und übersieht 
nicht, daß der Bundesminister bei der damali- 
gen außenpolitischen Entwicklung aus politi- 
scher Verantwortung Sofortmaßnahmen für 
nötig halten konnte. Der Bundesrechnungshof 
kann aber nach wie vor nicht anerkennen, daß 
die beanstandeten Beschaffungen damals sinn- 
voll waren. Als Sofortmaßnahme kam die Be- 
schaffung von Spezialkraftfahrzeugen, deren 
Auslieferung erst im Mai 1957 begann, ohnehin 
zu spät, überdies waren Spezialfahrzeuge, um 
die es sich handelte, für Improvisationen kaum 
geeignet, da sie geschultes Personal voraus- 
setzten, das nur zum Teil vorhanden war. Wenn 
der Bundesminister hierzu ausführt, daß die 
Fahrzeuge in einem Spannungsfalle den Hilfs- 
organisationen zur Verfügung gestellt worden 
wären, so hätte dies von vornherein festgelegt 
und die Fahrzeuge hätten den Hilfsorganisatio- 
nen zur Pflege und Unterbringung übergeben 
werden müssen. 

Es sind mithin 25 Mio DM etwa ein Jahr zu 
früh verausgabt worden. Die Aufwendungen für 
die Beseitigung der Witterungsschäden und für 
die zusätzliche Miete — über 120 000 DM — 
wären zum größten Teil zu vermeiden gewesen, 
wenn die Kraftfahrzeuge nicht vorzeitig be- 
schafft worden wären oder wenigstens gleich- 
zeitig mit der Beschaffung ihre Verwendung 
geregelt worden wäre. Hierbei ist die Wert- 
minderung der Fahrzeuge noch nicht berück- 
sichtigt. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 26 Abs. 1 RHO vor. 

Der Bundesminister wird dafür zu sorgen haben, 
daß künftig solche Planungen sorgfältiger durch- 
dacht werden. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 10 01 — Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und For- 
sten 

Fortdauernde Einnahmen 

Titel 69 — Vermischte Einnahmen 

18. Ein Importeur hatte im Dezember 1951 gegen 
die Bundesrepublik Deutschland, vertreten 
durch den Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten, und dieser wiederum 
vertreten durch die Außenhandelsstelle für Er- 
zeugnisse der Ernährung und Landwirtschaft, 
Klage auf Schadenersatz erhoben. Er machte 
darin einen Teilbetrag von 60 000 DM des Scha- 
dens geltend, der ihm dadurch entstanden war, 
daß er bei einem von ihm vorgeschlagenen grö- 
ßeren Importgeschäft nicht berücksichtigt wor- 
den war. Den Gesamtschaden bezifferte er später 
auf rd. 2 Mio DM. 

Dieser Schadensfall wurde außerhalb des Ge- 
richtsverfahrens zwischen dem Bundesminister 
und dem Kläger erledigt, über den maßgeb- 
lichen Inhalt dieser Verhandlungen sind bei 
dem Ministerium keine Unterlagen vorhanden. 
Auch Inhalt und Datum der Abmachungen sind 
nicht aktenkundig. Der an den Verhandlungen 
beteiligte Leiter der Außenhandelsabteilung des 
Ministeriums betrachtete die Abmachung als 
ein Gentleman's Agreement, dessen schriftliche 
Niederiegung er nicht für notwendig hielt. 

Der Inhalt der Vereinbarung konnte nur aus 
Unterlagen von Stellen außerhalb der Bundes- 
verwaltung und aus dem tatsächlichen Gesche- 
hensablauf rekonstruiert werden. Danach haben 
das Ministerium und der Importeur zwischen 
Mai und Juli 1954 vereinbart, daß dem Impor- 
teur gegen Rücknahme der Klage ein Schaden 
bis zur Höhe von 750 000 DM ersetzt werden 
sollte. Die Mittel hierfür sollten dadurch be- 
schafft werden, daß Einfuhrmöglichkeiten durch 
eine Handelsgesellschaft an Importeure gegen 
eine Vergütung (Aufgeld) vermittelt wurden. 

Das Ministerium stellte mit Fernschreiben vom 
29. Juni 1954 einer Handelsgesellschaft Einfuhr- 
möglichkeiten für bestimmte Ernährungsgüter 
mit einem Warenwert von rd. 10,5 Mio DM 
treuhänderisch zur Verfügung. Der Handels- 
gesellschaft wurde gleichzeitig mündlich der 
Auftrag erteilt, die Einfuhrmöglichkeiten gegen 
ein Aufgeld zu verwerten und zur Erledigung 
des Rechtsstreites 750 000 DM an den Importeur 
zu zahlen; für diese Tätigkeit wurde ihr eine 
Provision in Höhe von 1 v. H., ebenfalls münd- 
lich, zugesagt. 

Die Einfuhrmöglichkeiten hatte der hierfür zu- 
ständige Einfuhrausschuß eröffnet. Er hatte aber 
die Zuteilung der Einfuhrmöglichkeiten an die 
Handelsgesellschaft nur im Rahmen der Aus- 
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fuhrförderung und nicht zur Aufbringung der 
Vergleichssumme genehmigt. 

Die Verwertung der Einfuhrmöglichkeiten ergab 
nach den Ermittlungen des Bundesrechnungs- 
hofes — beim Ministerium waren hierüber aus- 
reichende Unterlagen nicht vorhanden — einen 
Erlös von insgesamt 824 859,86 DM. Die als 
Vermittler eingeschaltete Handelsgesellschaft 
überwies hiervon in den Jahren 1954 und 1955 
an den Importeur 712 198,82 DM; 86 734,62 DM 
behielt sie als ihre Provision. Die übrigen 
25 926,42 DM beließ ihr das Ministerium zur 
Deckung eines Teiles des Verlustes, den sie bei 
einem anderen, auf Wunsch des Ministeriums 
durchgeführten Geschäft erlitten hatte. Uber den 
Betrag von 712 198,82 DM hinaus überwies die 
Handelsgesellschaft auf Veranlassung des Mini- 
steriums an den Importeur weitere 37 800 DM, 
um auf den zugesagten Betrag von 750 000 DM 
zu kommen. Die 37 800 DM entnahm die Han- 
delsgesellschaft dem Erlös aus der Verwertung 
einer Einfuhrmöglichkeit für Musikautomaten, 
die ihr in einem besonderen Verfahren zur 
Verfügung gestellt worden war. 

Der Importeur nahm am 30. Juli 1954 die Klage 
zurück. 

Der Bundesrechnungshof hat beanstandet, daß 
sich das Ministerium die Mittel für die Erfüllung 
der übernommenen Verpflichtung des Bundes 
außerhalb des Bundeshaushaltes durch miß- 
bräuchliche Verwertung von Einfuhrmöglich- 
keiten beschafft hat. 

Der Bundesminister machte erst im Prüfungs- : 
verfahren geltend, er habe dem Importeur kei- | 
nen Schadenersatz in Geld geleistet, vielmehr 
habe er der Handelsgesellschaft als Treuhän- 
derin des Importeurs Einfuhrmöglichkeiten zur 
Verwertung zur Verfügung gestellt. Diese Maß- 
nahme habe er getroffen, weil er in dem 
Rechtsstreit damit habe rechnen können, daß 
dem Importeur ein subjektiv-öffentlich-recht- 
licher Anspruch auf Erteilung einer Ersatz- 
lizenz zuerkannt werde; im übrigen seien für 
den Abschluß des Vergleiches Billigkeitserwä- 
gungen maßgebend gewesen. 

Dieses Vorbringen ist unzutreffend. Es wider- 
spricht auch der früheren Darstellung des Mini- 
steriums in verschiedenen Gerichtsverfahren, 
die später anhängig wurden. Nach dieser Dar- 
stellung sollten 750 000 DM an den Importeur 
gezahlt werden, damit er die Klage zurück- 
nimmt. Die Bereitstellung der Einfuhrmöglich- 
keiten an die Handelsgesellschaft war für das 
Ministerium lediglich ein interner Vorgang zur 
Beschaffung des Geldbetrages. 

Zur unterschiedlichen Darstellung des Vorgan- 
ges durch das Ministerium in den Gerichtsver- 
fahren einerseits und im Prüfungsverfahren an- 
dererseits hat das Ministerium gegenüber dem 
Bundesrechnungshof erklärt, der Vortrag in den 
Gerichtsverfahren sei aus prozeßtaktischen 
Gründen gewählt worden. Diese Behauptung 
ist nicht überzeugend. Mit prozeßtaktischen Er- i 


Wägungen sind die Abweichungen in der Dar- 
stellung des Ministeriums nicht zu rechtfertigen. 

Es kann davon ausgegangen werden, daß die 
Erledigung des Rechtsstreites durch den Ver- 
gleich der für das Ministerium ungünstigen 
Prozeßlage entsprach. Die in dem Vergleich von 
dem Ministerium für die Bundesrepublik über- 
nommene Verpflichtung, an den Kläger — den 
Importeur — 750 000 DM zu zahlen, wäre au^ 
dem Bundeshaushalt zu erfüllen gewesen. Da 
entsprechende Mittel nicht zur Verfügung stan- 
den, hätte bei dem Bundesminister der Finanzen 
die Zustimmung zu einer außerplanmäßigen 
Ausgabe herbeigeführt werden müssen. Das ist 
nicht geschehen. Es fällt auch auf, daß der Ver- 
gleich entgegen den §§ 23, 24 RWB ohne Betei- 
ligung des Haushaltssachbcarbeiters des Mini- 
steriums abgeschlossen worden ist. 

Die von der Handelsgesellschaft übernommenen 
Verpflichtungen beruhen auf einem Geschäfts- 
besorgungsvertrag mit dem Bunde. Die aus die- 
sem Vertrage gewonnenen Aufgelder hat die 
Handelsgesellschaft für Rechnung des Bundes 
entgegengenommen. Diese Gelder waren daher 
als Haushaltseinnahme des Bundes zu behan- 
deln. Dementsprechend hätten die für Rechnung 
des Bundes geleisteten Zahlungen als Haus- 
haltsausgaben nachgewiesen werden müssen. 
Es liegen Verstöße gegen § 69 Abs. 1 RHO vor. 
Außerdem hätte zu einer derartigen Ausgabe 
die Zustimmung des Bundesministers der Finan- 
zen eingeholt werden müssen (§ 33 Abs. 1 S. 1 
RHO). 

Insbesondere der bei der Verwertung der Ein- 
fuhrmöglichkeiten erzielte Mehrerlös von 
25 926,42 DM hätte der Handelsgesellschaft nicht 
belassen werden dürfen. Der Bundesminister 
hat im Prüfungsverfahren geltend gemacht, ein 
Teil der für die Abwicklung des Vergleichs zur 
Verfügung gestellten Einfuhrmöglichkeiten sei 
zur Stützung von Fleischexporten verwendet 
worden. Das trifft nach den Feststellungen des 
Bundesrechnungshofes nicht zu. Der von der 
Handelsgesellschaft rechnerisch ermittelte Mehr- 
erlös aus der Verwertung der Einfuhrmöglich- 
keiten, die zur Erfüllung des Vergleichs vorge- 
sehen waren, wurde dieser zum Ausgleich für 
ihren Verlust in einem anderen Geschäft mit 
Fleischexporteuren belassen. Das Ministerium 
hat der Handelsgesellschaft die Genehmigung 
zur Verrechnung dieses Mehrerlöses mit dem 
Verlust aus dem Geschäft mit Fleischexpor- 
teuren unbefugt erteilt. 

Uber die Bearbeitung dieser Vorgänge sind 
keine ausreichenden Unterlagen vorhanden. 
Nach dem Ergebnis der Untersuchung des Bun- 
desrechnungshofes liegt es nahe anzunehmen, 
daß die verantwortlichen Bediensteten von 
vornherein beabsichtigt haben, über wichtige 
dienstliche Vorgänge möglichst keine schrift- 
lichen Unterlagen entstehen zu lassen. Diese 
Art der Bearbeitung widerspricht den Grund- 
sätzen einer ordnungsgemäßen Verwaltung. 
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Das Ministerium hat unter mißbräuchlicher An- 
wendung des damals für die Ausfuhrförderung 
geübten Verfahrens Einfuhrmöglichkeiten über 
einen Dritten gegen Aufgeld verwertet und sich 
dadurch die Mittel zur Abdeckung einer Zah- 
lungsverpflichtung des Bundes beschafft. 

Durch die Abwicklung des Vergleichs außerhalb 
der Haushaltsrechnung ist der gesamte Vor- 
gang der parlamentarischen Kontrolle entzogen 
worden. 

Der Bundesrechnungshof hält deshalb eine dis- 
ziplinarische Würdigung des Verhaltens der für 
die Bearbeitung verantwortlichen Bediensteten 
für geboten. 

* 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 10 01 — Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und For- 
sten 

Fortdauernde Ausgaben 

Titel 208 — Betrieb von Kraftfahrzeugen 

Einmalige Ausgaben 

Titel 850 — Anschaffung von verwaltungs- 

eigenen Fahrzeugen 

19, Nach den Erläuterungen zu Kapitel 10 01 Titel 
850 des Bundeshaushaltsplans 1958 war für die 
Ersatzbeschaffung eines Pkw Mercedes 180 ein 
Betrag von 8650 DM vorgesehen. An Stelle 
eines solchen Wagens hat der Bundesminister 
einen größeren Wagen einer anderen Firma im 
Werte von insgesamt 11 931,85 DM angeschafft; 
dieser Wagen war außerdem mit einem Stahl- 
schiebedach, einem Autoradio mit automati- 
scher Antenne sowie einem Liegesitz ausgestat- 
tet. Aus dem Bundeshaushalt wurden nur 
8600 DM entrichtet. Den überschießenden Be- 
trag hat eine in der Ernährungswirtschaft tätige 
Import-Gesellschaft gezahlt. 

Der Ausgabebeleg über einen Werkvorführ- 
wagen zum Preise von 8600 DM trägt den Ver- 
merk „sachlich richtig". Er läßt den wahren 
Sachverhalt nicht erkennen. Der Bundesrech- 
nungshof hat erst nachträglich von den Vorgän- 
gen Kenntnis erhalten und daraufhin Unter- 
suchungen angestellt. Sie ergaben; 

Ein Abteilungsleiter des Ministeriums, für den 
der neue Wagen vornehmlich bestimmt war, 
hatte sich für die Beschaffung des größeren 
Wagens eingesetzt, nachdem der Mitinhaber 
der Import-Gesellschaft sich ihm gegenüber 
erboten hatte, einen Werkvorführwagen des 
gewünschten Wagentyps preisgünstig zu ver- 
mitteln. Ein solcher Wagen wurde dem Mini- 
sterium sodann von dem Kraftwagenwerk zum 


Preise von 8600 DM angeboten. Der Beschaf- 
fungsreferent des Ministeriums hatte gegen die 
vom Wortlaut der Erläuterung zu dem Haus- 
haltsansatz abweichende Beschaffung des ange- 
botenen Werkvorführwagens Bedenken. Er 
wurde jedoch — nach Zustimmung des Staats- 
sekretärs — vom Leiter der Verwaltungsabtei- 
lung angewiesen, den größeren Wagen entspre- 
chend dem Wunsche des Beamten zu bestellen. 
Dieser blieb auch weiterhin mit der Import-Ge- 
sellschaft und dem Kraftwagenwerk in Verbin- 
dung und erkundigte sich auch nach der Mög- 
lichkeit der Ausstattung des Wagens mit Radio 
und Liegesitz, da er hierauf Wert lege. Die Im- 
port-Gesellschaft hat veranlaßt, daß der Kraft- 
wagen von dem Lieferwerk mit dieser Ausstat- 
tung versehen wurde. 

Den zur Lieferung bereitgestellten Wagen hat 
der interessierte Beamte mit seinem Fahrer 
vom Werk abgeholt. Nach der Überführung des 
Wagens nach Bonn stellte der Beschaffungsrefe- 
rent des Ministeriums fest, daß nicht ein Werk- 
vorführwagen, sondern ein fabrikneuer Wagen 
geliefert worden war. Die Ausstattung des Wa- 
gens mit Radio und Liegesitz will er erst später 
bemerkt haben. Ohne Klärung der Sach- und 
Rechtslage wies er lediglich den in Rechnung 
gestellten Betrag von 8600 DM zur Zahlung an. 
Gelegentlich der Vernehmung einiger Bedien- 
steter im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens 
wegen Verdachts der Bestechung im Jahre 1961 
erfuhr das Ministerium, daß der Unterschied 
zwischen den gezahlten 8600 DM und dem tat- 
sächlichen Wert von 11 931 DM von der Import- 
Gesellschaft bezahlt worden war. Auch jetzt 
unternahm das Ministerium nichts zur Klärung 
und Bereinigung der Angelegenheit. 

Der Bundesrechnungshof hat dem Bundesmini- 
ster am 29. Dezember 1961 sein Prüfungsergeb- 
nis mitgeteilt. Trotz wiederholter Erinnerungen 
teilte der Bundesminister am 28. Juni 1962, 
ohne auf die Feststellungen im einzelnen ein- 
zugehen, lediglich mit, daß er sich zu einer 
finanziellen Leistung über den gezahlten Kauf- 
preis hinaus nicht entschließen könne, da ent- 
sprechende Haushaltsmittel nicht zur Verfügung 
stünden und nach seiner Ansicht auch eine 
rechtliche Verpflichtung hierzu nicht gegeben 
sei. Erst am 12. Oktober 1962, nachdem ihm 
der Entwurf dieser Bemerkung übersandt wor- 
den war, äußerte sich der Bundesminister zu 
den Prüfungsergebnissen im einzelnen. 

Die Begleitumstände bei der Beschaffung des 
Dienstfahrzeugs, insbesondere die maßgebliche 
Einflußnahme des interessierten Beamten sowie 
die Teilfinanzierung durch eine Import-Gesell- 
schaft, sind ungewöhnlich. 

Klarheit und Sauberkeit in der Haushalts- und 
Wirtschaftsführung erfordern es, daß die Behör- 
den beim Erwerb eines Vermögensgegenstan- 
des dessen Wert sorgfältig prüfen und auffäl- 
ligen Erscheinungen dabei nachgehen. Das ist 
besonders dann unerläßlich, wenn die Gründe, 
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aus denen der öffentlichen Hand von privater 
Seite ein Vermögensvorteil zugewendet wer- 
den soll, nicht ersichtlich sind und die Verwal- 
tung durch die Annahme des Vorteils in ein 
schiefes Licht geraten kann. Nach der Stellung- 
nahme des Bundesministers sollen ungewöhn- 
liche Begleitumstände bei dem Erwerb des 
Fahrzeuges nicht erkennbar gewesen sein. Es 
habe bei dem Lieferwerk ein Interesse an der 
werbenden Wirkung angenommen werden kön- 
nen, weil der Wagen für Auslandsfahrten ein- 
gesetzt werden sollte. Da ein im Jahre 1955 
angeschafftes Fahrzeug Anlaß zu erheblichen 
Beanstandungen gegenüber dem Werk gegeben 
habe, sei ein besonderes Entgegenkommen 
verständlich erschienen. Außerdem sei man 
davon ausgegangen, daß ein „Diplomaten- 
rabatt" eingeräumt worden sei. 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungs- 
hofes waren solche Gründe für den dem Bundes- 
minister berechneten niedrigen Preis nicht maß- 
gebend. Da das Werk nicht mit den für die Be- 
schaffung zuständigen Beamten über die Gründe 
des günstigen Angebots gesprochen hatte, durf- 
ten sich diese auch nicht mit Vermutungen zu- 
frieden geben, als sie feststellten, daß an Stelle 
des bestellten Vorführwagens ein fabrikneuer 
Wagen mit einer nicht von ihnen bestellten 
Sonderausstattung geliefert worden war. Es 
liegt somit ein Verstoß gegen einen maßgebli- 
chen Verwaltungsgrundsatz vor, auf dessen Be- 
achtung sich die Prüfung des Bundesrechnungs- 
hofes zu erstrecken hat (§ 96 Abs. 1 Nr. 3 
RHO). Die seit 1958 gebotene Aufklärung des 
Sachverhalts ist auch in den folgenden Rech- 
nungsjahren unterblieben. 

Darüber hinaus liegt ein Verstoß gegen § 26 
RHO vor. Der Bundesminister hat bei der Be- 
stellung des größeren Wagens nicht beachtet, 
daß die notwendigen Aufwendungen für die 
laufende Unterhaltung bei dem größeren Wa- 
gen höher liegen als bei einem Mercedes 180, 
dessen Beschaffung nach den Erläuterungen zu 
Titel 850 vorgesehen war. 

Schließlich ist gegen § 78 Abs. 1 Satz 4 RRO 
verstoßen worden. Mit der Bescheinigung der 
sachlichen Richtigkeit des Ausgabebelegs hat 
der bescheinigende Beamte die Erklärung abzu- 
geben, daß die Lieferung entsprechend der zu- 
grunde liegenden Vereinbarung oder Bestellung 
sachgemäß und vollständig ausgeführt worden 
ist. Der Bundesminister meint, die Lieferung 
des neuen Wagens sei sachgemäß und vollstän- 
dig gewesen. Weil durch die Sonderausstattung 
über den vereinbarten Kaufpreis hinaus keine 
Mehrkosten entstanden seien, sei es nicht erfor- 
derlich gewesen, diese Ausstattung mit Radio 
und Liegesitz auf den Rechnungsbelegen und 
bei der Bescheinigung der sachlichen Richtigkeit 
besonders zu erwähnen. Das trifft jedoch nicht 
zu. Da der Lieferant nicht den angebotenen und 
bestellten Vorführwagen, sondern ein fabrik- 
neues Fahrzeug mit Sonderausstattung gelie- 


fert hatte, ohne daß dies aus seiner Rechnung 
ersehen werden konnte, hätte die Lieferung 
nicht schlicht als vertragsmäßig bescheinigt wer- 
den dürfen. Die unzulängliche Bescheinigung 
der sachlichen Richtigkeit hat den der Auszah- 
lungsanordnung zugrunde liegenden wirklichen 
Sachverhalt verschleiert und war geeignet, ihn 
der Rechnungsprüfung sowie einer Erörterung 
im parlamentarischen Entlastungsverfahren vor- 
zuenthalten. 

Erfahrungsgemäß wird ein Außenstehender 
solche Leistungen, wie sie hier festgestellt wor- 
den sind, mit der Erwartung verbinden, daß er 
irgendwelche Vorteile erlangen könnte. Der 
Bundesminister untersucht nunmehr auf Anre- 
gung des Bundesrechnungshöfes, ob die Import- 
Gesellschaft oder einer ihrer Inhaber im Rah- 
men der geschäftlichen Betätigung auf dem Ge- 
biet des Außenhandels irgendwelche Vorteile 
angestrebt oder gar erlangt habe. 

Soweit eine Bereinigung der Angelegenheit zu- 
sätzliche Mittel erfordert, wird die Haftbarma- 
chung der verantwortlichen Bediensteten zu 
prüfen sein. 

Der Bundesminister hat schließlich am 12. Okto- 
ber 1962 mitgeteilt, er habe den Bundesminister 
der Finanzen um Zustimmung zu einer über- 
planmäßigen Haushaltsausgabe zur Deckung 
des von dem Importeur gezahlten Betrages 
gebeten. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 10 02 • — Allgemeine Bewilligungen 

Einmalige Ausgaben 

Titel 961 — Zuschüsse zur Erhöhung des 

Auszahlungspreises für Qua- 
litätsmilch („Grüner Plan") 

20. Im Bundeshaushalt für das Rechnungsjahr 1959 
waren bei Kapitel 10 02 Titel 961 für die Förde- 
rung der Erzeugung von Qualitätsmilch 376 Mil- 
lionen DM bereitgestellt worden. Die Erläute- 
rungen zu Titel 961 bezeichneten den Ansatz 
als „einen Höchstbetrag, der nicht überschritten 
werden darf". Einzelheiten über die Höhe des 
Förderungszuschlages zum Milchauszahlungs- 
preis und über die verschärften Qualitätsanfor- 
derungen im Rechnungsjahr 1959 behielten sie 
besonderen Richtlinien des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vor. 

Der Förderungszuschlag wurde nach diesen 
Richtlinien für Milch aus Betrieben gewährt, die 
als seuchenfrei anerkannt waren. Daneben hatte 
der Bundesminister — entsprechend der Rege- 
lung im vorhergehenden Jahr — auch die Milch 
aus nichtseuchenfreien Betrieben, die zum Be- 
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reinigimgsverfahren im Rahmen der Tbc-Be- 
kämpfung angemeldet waren, bis zum 31. De- 
zember 1959 in die Förderung einbezogen; der 
Förderungszuschlag war allerdings im Gegen- 
satz zu der früheren Regelung vom 1. April 

1959 an von 3 Pf auf 2 Pf je kg gesenkt worden. 

Die nach den Richtlinien im Rechnungsjahr 1959 
fällig gewordenen Förderungsbeträge überstie- 
gen den Haushaltsansatz um insgesamt 
5 739 557,77 DM. Um eine Überschreitung nicht 
ausweisen zu müssen, hat der Bundesminister 
den Ländern diesen Spitzenbetrag erst am 
1. April 1960 aus Mitteln des Rechnungsjahres 

1960 überwiesen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Bewirtschaf- 
tung des Titels 961 beanstandet. 

Nach § 32 Satz 1 RHO und den Erläuterungen 
zu Titel 961 war der Bundesminister verpflich- 
tet, die durch den Haushaltsplan für 1959 zur 
Verfügung gestellten Mittel so zu verwalten, 
daß sie zur Deckung aller im Rechnungsjahr 
fällig werdenden Ausgaben ausreichten. Dazu 
wäre erforderlich gewesen, die Richtlinien, nach 
denen die Mittel zu bewirtschaften waren, bei- 
zeiten vorsorglich so einzuschränken, daß die 
Zuschüsse im Rahmen des ausdrücklich als 
Höchstbetrag bezeichneten Haushaltsansatzes 
gehalten werden konnten. Das ist nicht gesche- 
hen, obwohl bereits der Bundesrechnungshof im 
Mai 1959 darauf aufmerksam gemacht hatte. 

Da die Maßnahmen des Bundesministers Ver- 
bindlichkeiten nach sich zogen, für die Mittel 
im Haushaltsplan nicht vorgesehen waren, hätte 
er die vorherige Zustimmung des Bundesmini- 
sters der Finanzen einholen müssen (§ 33 Ab- 
satz 1 RHO). Eine derartige Zustimmung ist im 
Rechnungsjahr 1959 nicht beantragt worden. 

Der Bundesminister durfte den Spitzenbetrag 
von 5 739 557,77 DM nicht erst zu Lasten des 
Rechnungsjahres 1960 anweisen. Der Betrag 
war im Rechnungsjahr 1959 fällig geworden. Er 
hätte daher auch in diesem Rechnungsjahr aus- 
gezahlt werden müssen. Das hätte zu einer 
überplanmäßigen Ausgabe geführt. Da es sich 
um übertragbare Mittel handelt, wäre ein Vor- 
griff in derselben Höhe nachzuweisen gewesen 
(§ 73 Abs. 1 RHO). Durch die Zahlung im Rech- 
nungsjahr 1960 ist eine überplanmäßige Aus- 
gabe (Vorgriff) im Rechnungsjahr 1959 umgan- 
gen und der parlamentarischen Kontrolle ent- 
zogen worden, und zwar bei einem Titel, bei 
dem der Ansatz ein Höchstbetrag war. 

Der Bundesminister hat dazu ausgeführt, im 
Rechnungsjahr 1959 sei infolge der Dürre ein 
starker Rückgang in der Grünfuttererzeugung 
und damit eine entsprechende Verringerung der 
Milchanlioferung erwartet worden. Noch An- 
fang Oktober 1959 sei man im Ministerium der 
Auffassung gewesen, daß der Haushaltsansatz 
bei Titel 961 ausreichen werde. Erst die Ent- 
wicklung in den folgenden Monaten habe 
gezeigt, daß die Annahme einer verringerten 
Milchanlieferung unzutreffend war. Die darauf- 


hin vom 1. Januar 1960 an vorgenommene Be- 
schränkung des Förderungszuschlages auf Milch 
aus seuchenfreien Beständen habe aber für eine 
Einhaltung des Haushaltsansatzes nicht mehr 
ausgereicht. Die Genehmigung zu einer Haus- 
haltsüberschreitung im Rechnungsjahr 1959 sei 
nicht nachgesucht worden, weil der Haushalts- 
ansatz des Titels 961 in den Erläuterungen aus- 
drücklich als Höchstbetrag bezeichnet worden 
war, der nicht überschritten werden durfte. 

Es liegen Verstöße gegen §§ 32 Satz 1, 33 Abs. 1 
und 73 Abs. 1 RHO vor. 

Uber die nachträgliche Genehmigung der um- 
gangenen überplanmäßigen Ausgabe (Vorgriff) 
in Höhe von 5 739 557,77 DM werden die gesetz- 
gebenden Körperschaften noch zu beschließen 
haben (§ 83 RHO). 

* 


Auf Grund des allgemeinen Vorbehalts Nr. 2 
zu der Bundeshaushaltsrechnung 1956 (Bemer- 
kungen 1956 S. 33 Nr. 36) wird folgende Bemer- 
kung aufgestellt: 

Rechnungsjahr 1956 

Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwal- 
tung — - 

Ordentlicher Haushalt 

Kapitel 60 02 — Allgemeine Bewilligungen 
Allgemeine Ausgaben 

Titel apl. 680 — Hilfsmaßnahmen der Bundes- 
republik Deutschland aus An- 
laß der Volkserhebung in 
Ungarn 

21. Die Bundesregierung stellte für eine Hilfsmaß- 
nahme 12 Mio DM, davon dem Deutschen Roten 
Kreuz (DRK) außerplanmäßige Mittel bis zu 
1 Mio DM bereit. Von diesem Verfügungsbe- 
trag für das DRK gewährte der Bundesminister 
des Innern sogleich eine Zuwendung in Höhe 
von 600 000 DM. Der Bewilligung wurden die 
„Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für die 
Gewährung von Zuwendungen des Bundes nach 
§ 64 a RHO" zugrunde gelegt. Die Mittel durf- 
ten vom Empfänger nur insoweit verwendet 
werden, als der Zweck nicht mit Hilfe eigener 
Mittel erreicht werden konnte. 

Dem DRK sind für den gleichen Zweck auch von 
anderer Seite erhebliche Mittel zugeflossen. 
Von dem Gesamtaufkommen verblieb nach 
Durchführung der Hilfsmaßnahme ein Über- 
schuß in Höhe von 585 482 DM. Diesen für die 
Hilfsmaßnahme also nicht mehr nötigen Betrag 
hat das DRK nicht, seiner Verpflichtung ent- 
sprechend, zur Rückzahlung der vom Bund zu- 
geschossenen Mittel verwendet. 
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Der Bundesrechnungshof hat dies beanstandet 
und die Rückzahlung der Bundesmittel in Höhe 
des Restbetrages verlangt. 

Der Bundesminister hatte daraufhin die Absicht, 
sein Einverständnis zur Verwendung der übrig- 
gebliebenen Mittel für andere Zwecke des DRK 
zu geben. Dem hat der Bundesminister der 
Finanzen jedoch nicht zugestimmt, da die ander- 
weitige Verwendung außerplanmäßig bereitge- 
stellter Mittel nicht zulässig ist. Schließlich hat 
der Bundesminister des Innern dem DRK mit- 
geteilt, daß er den vom Bundesrechnungshof 
festgestellten Uberschuß in Höhe von 585 482 
DM auf die künftige Globalzuwendung anrech- 
nen werde. Inzwischen wurden 516 780 DM im 
Wege der Aufrechnung dem Bundeshaushalt 
1962 (Kap. 06 02 Tit. 69) zugeführt; der Rest 
wird spätestens im Rechnungsjahr 1963 auf die 
gleiche Weise erstattet. 


Der Bundesminister des Innern hat bei der 
Durchführung der Maßnahme die finanziellen 
Interessen des Bundes nicht genügend gewahrt. 

* 

Buchungen an unrichtiger Stelle 

22. Die in der Nachweisung (Nr. 23) aufgeführ- 
ten Beträge sind nicht bei den richtigen Haus- 
haltsstellen gebucht worden (Titelverwechslun- 
gen). Der Bundesrechnungshof hat Titelver- 
wechslungen nur aufgenommen, wenn durch sie 
die wesentliche Überschreitung eines Ansatzes 
vermieden oder verursacht worden ist oder 
wenn sie eine grundsätzliche oder sonst erheb- 
liche Bedeutung haben (§ 107 Abs. 3 Satz 1 
RHO). 

* 


23. Nachweisung der Buchungen an unrichtiger Stelle 

(Erläuterungen S. 18 Nr. 24) 



Es sind gebucht 


Bei richtiger 

Buchung der Beträge wären 


bei 

statt bei 


als Haushalts- 
überschreitung, 

die Haushaltsüberschreitungen, 
ggf. die Haushaltsvorgriffe (V) 
oder die außerplanmäßigen 
Ausgaben 

Lfd. 

Kapitel 

Titel 

Kapitel Titel 

Betrag 

ggf. als Haus- 
haltsvorgriff (V) 
oder als außer- 

Nr. 



1 


planmäßige 

Ausgabe 

höher 

niedriger 




1 


nachzuweisen 

gewesen 

nachzuweisen gewesen 




i 

1 

DM 

DM 1 

um 

DM 

um 

DM 

1 

2 

3 

4 1 5 

6 

7 

8 

9 


1 

06 02 

973 

06 02 

617 

50 000,— 

49 704,39 
(Tit. 617) 

— 

— 

2 

09 02 

952 

12 02 

954 

4 182,40 



4 182,40 
(Kap. 09 02 
Tit. 952) 

3 

11 10 

303 

11 10 

301 

786,— 

— 

786,— 
(Tit. 301) 

— 

4 

11 10 

305 

11 10 

306 

552,27 

— 

— 

552,27 
(Tit. 305) 

5 

11 13 

69 

1 

11 13 

610 

(Absetzung) 

380 397,01 

— 

— 

380 397,01 
! (Tit. 610) 

6 

12 02 

510 

12 02 

apl. 512 

22 298 824,93 

22 298 824,93 
(Tit. apl. 512) 

— 

22 298 824,93 
(Tit. 510) 

7 

60 02 

apl. 953 

(Absetzung) 

60 02 

51 

35 000 000,— 


35 000 000,— 
(Tit. apl. 953) 
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24. Erläuterungen der Buchungen an unrichtiger 

Stelle 

(S. 17 Nr. 23) 

Soweit nichts anderes vermerkt ist, war ein 
Ausgleich nach § 67 Abs. 2 RHO nicht erforder- 
lich. 

Zu lfd. Nr. 1 

Instandsetzungskosten an den Olympia-Sport- 
anlagen in Garmisch-Partenkirchen sind als 
Neubaukosten gebucht worden. Der Bundes- 
rechnungshof hat den Ausgleich nach § 67 
Abs. 2 RHO veranlaßt. 

Zu lfd. Nr. 2 

Bei Kapitel 12 02 Titel 954 nachzuweisende Be- 
triebsbeihilfen für Verkehrsbetriebe zur Ver- 
billigung von Gasöl zum Betrieb schienenge- 
bundener Fahrzeuge sind bei Kapitel 09 02 
Titel 952, der Betriebsbeihilfen für versteuertes 
Gasöl an gewerbliche und sonstige Betriebe der 
allgemeinen Wirtschaft vorsieht, gebucht wor- 
den. 

Zu lfd. Nr. 3 

Zwei Versorgungsämter haben Leistungen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) auf 
Grund des Soldatenversorgungsgesetzes vom 
26. Juli 1957, die bei Titel 301 zu buchen waren, 
bei Titel 303 als Kosten der Heilbehandlung 
nachgewiesen. 

Zu lfd. Nr. 4 

Bei Titel 306 nachzuweisende Leistungen nach 
dem BVG auf Grund des Häftlingshilfegesetzes 
in der Fassung vom 13. März 1957 sind bei 
Titel 305 gebucht worden, wo Mittel zur Zah- 
lung von Unterhaltsbeihilfen für Angehörige 
von Kriegsgefangenen veranschlagt sind. 

Zu lfd. Nr. 5 

Rückeinnahmen sind bei Titel 69 gebucht wor- 
den, obwohl sie nach dem Titelvermerk den 
Mitteln des Titels 610 hätten zugeführt werden 
müssen. Der angeführte Betrag setzt sich aus 
Einzelbeträgen zusammen. 

Zu lfd. Nr. 6 

Zahlungen an die Deutsche Bundesbahn zur 
Ablösung von Kohleimportverträgen hätten 
außerplanmäßig nachgewiesen werden müssen, 
weil der Bundeshaushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1959 für diesen Zweck Haushalts- 
mittel nicht vorsah. Die Ablösungsbeträge sind 
jedoch bei Kapitel 12 02 Titel 510 gebucht wor- 
den; bei diesem Titel waren aber Haushalts- 
mittel nur zur Finanzierung von Anlagen und 
Beschaffung von rollendem Material der Deut- 
schen Bundesbahn nach Maßgabe des Abschnit- 
tes V des Verkehrsfinanzgesetzes vom 6. April 
1955 ausgebracht. 


Zu lfd. Nr. 7 

Im Rechnungsjahr 1958 sind an die Berliner 
Bank AG als Darlehen zur Finanzierung von 
Vorsorgemaßnahmen für die Berliner Bevölke- 
rung 150 Mio DM außerplanmäßig gezahlt wor- 
den. Die Ausgabe war bei Kapitel 60 02 Titel 
apl, 953 nachgewiesen. Am 11. April 1959 hat 
die Berliner Bank AG einen nicht verbrauchten 
Betrag in Höhe von 35 Mio DM zurückgezahlt. 
Diese Rückzahlung ist bei Kapitel 60 02 Titel 
apl. 953 für das Rechnungsjahr 1959 durch Rot- 
absetzung vereinnahmt worden. Da sie keine 
übertragbaren Mittel betraf, wäre sie als Ein- 
nahme des Rechnungsjahres 1959 bei Kapi- 
tel 60 02 Titel 51 zu verrechnen gewesen. Durch 
die Rotabsetzung von den Ausgaben bei Kapi- 
tel 60 02 Titel apl. 953 ist verdeckt worden, daß 
an die Berliner Bank AG zur Finanzierung von 
Vorsorgemaßnahmen statt der in der Bundes- 
haushaltsrechnung 1959 nachgewiesenen 100 Mio 
DM tatsächlich 135 Mio DM gezahlt worden 
sind. Die Darstellung in der Bundeshaushalts- 
rechnung ist insoweit unzutreffend. Es liegt ein 
Verstoß gegen die § 69 Absatz 1 und § 70 Ab- 
satz 2 RHO vor . 


* 


25. Der Bundesrechnungshof erkennt an, daß für 
die Haushaltsüberschreitungen und die außer- 
planmäßigen Ausgaben nach den Spalten 7 und 
8 der Nachweisung (S. 17 Nr. 23) ein unvorher- 
gesehenes und unabweisbares Bedürfnis vorlag 
(Artikel 112 Satz 2 GG). 


* 

Vorbehalte 

(§ 107 Abs. 4, § 108 Abs. 2 RHO) 

Allgemeine Vorbehalte aus früheren 
Rechnungs j ahren 

26. a) Zu der Bundeshaushallsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1955 (Bemerkungen 1955 
S. 27 Nr. 36 und S. 39 unter a): 

Der Vorbehalt Nr. 1 

wegen der Ausgaben, über die für einen 
längeren Zeitraum als ein Rechnungsjahr 
oder über die noch durch besondere Rech- 
nungen Rechnung zu legen ist, und 

der Vorbehalt Nr. 2 

wegen der Haushaltsmittel, die außerhalb 
der Bundesverwaltung stehenden Stellen 
zur Erfüllung bestimmter Zwecke zur Ver- 
fügung gestellt worden sind (§ 64 a RHO), 

werden aufgehoben. 
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Damit sind alle allgemeinen Vorbehalte zu 
der Bundeshaushaltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1955 aufgehoben. 

b) Zu der Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1956 (Bemerkungen 1956 
S. 33 Nr. 36 und S. 42 unter a): 

Der Vorbehalt Nr. 1 

wegen der Ausgaben, über die für einen 
längeren Zeitraum als ein Rechnungsjahr 
oder über die noch durch besondere Rech- 
nungen Rechnung zu legen ist, 

wird aufgehoben. 


* 


Einzelvorbehalte aus früheren 
Rechnungs j ahr en 

27. Der Bundesrechnungshof hat in seinen Bemer- 
kungen zu den Bundeshaushaltsrechnungen 
1954 und 1956 bis 1958 Einzelvorbehalte aufge- 
stellt. Sie werden aufgehoben. 


* 


Vorbehalte 

zu der Bundeshaushaltsrechnung 1959 

28. Der Bundesrechnungshof behält sich vor, zu den 
in der Anlage 2 (S. 27) aufgeführten Haushalts- 
stellen Bemerkungen aufzustellen. Er hat die 
Prüfung der bei diesen Haushaltsstellen nach- 
gewiesenen Einnahmen und Ausgaben noch 
nicht abschließen können. 
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V ermögensrechnung 

29. Ergebnis der Vermögensrechnung für das Rechnungsjahr 1959 

(ohne ERP-Sondervermögen, Ausgleichsfonds, Bundespost, Bundesbahn) 


Zugang 


Kenn- 

ziffer 

VERMÖGEN 

Bestand am Beginn 
des Rechnungsjahres 

mit 

ohne 

haushaltsmäßige(r) Zahlung 



1 

2 

3 



DM 

DM 

DM 

0 

1 Allgemeines 





Verwaltungsvermögen 




00 

Unbewegliche Sachen 

1 1 857 788 066,22 

967 482 233,73 

1 704 059 172,67 

03 

Geldwerte Rechte 

1 196 834 185,27 

^ - - 

r 


Summe 0 

13 054 622 251,49 

967 482 233,73 

1 704 059 172,67 

1 

Sachen im Gemeingebrauch 

1 

749 826 468,38 

16 884 860,25 

2 

Vermögen der Bundesanstalten 





und -einrichtungen 




20 

Unbewegliche Sachen 

62 146 771,38 

12 237 369,85 

4 647 977,50 

22 

Wirtschaftsbetriebe 

2 139 736,— 


423 116,34 

23 

Geldwerte Rechte 

25 373,20 

8 700,— 

43 287,95 


Summe 2 

64 311 880,58 

12 246 069,85 

5 114 381,79 

3 

Betriebsvermögen 




32 

Wirtschaftsbetriebe 

257 004 819,11 

2 297 804,— 

16 685 152,16 

330 

Kapitalbeteiligungen 

2 668 663 889,27 

24 427 500,— 

148 991 483,69 


Summe 3 

2 925 668 708,38 

26 725 304,— 

165 676 635,85 

4 

Allgemeines Kapital- und 





Sachvermögen 




40 

Unbewegliche Sachen 

3 287 985 220,42 

56 599 413,18 

406 976 036,62 

43 

Geldwerte Rechte 

18 914 453 611,28 

4 707 645 371,97 

3 688 164 299,34 


Summe 4 

22 202 438 831,70 

4 764 244 785,15 

4 095 140 335,96 

5 

Treuhandvermögen 

1 366 014 324,96 

204 376 379,49 

36 594 708,28 


Summe 4 und 5 

23 568 453 156,66 

4 968 621 164,64 

4 131 735 044,24 


Vermögen zusammen 

39 613 055 997,11 

6 724 901 240,60 

6 023 470 094,80 


Vermögen zu Beginn des Rechnungsjahres 

39 613 055 997,11 DM 


Vermögen 

am Ende des Rechnungsjahres 

44 612 842 750,96 DM 


Mithin Vermögensmehrung . . . . 


4 999 786 753,85 DM 

9 

SCHULDEN 




96 

Fundierte Schuld 

22 969 438 063,09 

2 059 722 700,— 

2 097 733 589,87 

97 

Schwebende Schuld 

3 904 500 000,— 

167 500 000,— 

4 079 350 000,— 

99 

Andere Schulden 

! 1 637 104 481,60 

1 43,61 

16 214 458,39 


Schulden zusammen 

1 28 511 042 544,69 

1 2 227 222 743,61 

1 6 193 298 048,26 


Schulden zu Beginn des Rechnungsjahres 28 51 1 042 544,69 DM 

Schulden am Ende des Rechnungsjahres 29 167 902 564,65 DM 


Mithin Schuldenmehrung 656 860 019,96 DM 
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Abgang 


mit 

ohne 

Abschreibungen 

Bestand am Ende des 
Rechnungsj ahres 

Veränderung des 
Bundes Vermögens 

haushaltsmäßige(r) Zahlung 

4 

5 

6 

7 

8 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

7 638 037,48 

1 455 867 988,84 

111 219817,99 

12 954 603 628,31 

+ 1 096 815 562,09 

1 189 534 185,27 

— — 

— — 

7 300 000,— 

-1 189 534 185,27 

1 197 172 222,75 

1 455 867 988,84 

111 219817,99 

12 961 903 628,31 

- 92 718 623,18 

129 862,58 

15 990 031,91 

750 591 434,14 


1 

70,38 

4 259 595,67 

498 791,04 

74 273 661,64 

-• 12 126 890,26 


466 743,— 

132 840,34 

1 963 269,— 

176 467,— 

11 833,65 

8 782,70 


56 744,80 

-r 31371,60 

11 904,03 

4 735 121,37 

631 631,38 

76 293 675,44 

^ 11 981 794,86 

264 461,41 

7 197 419,48 

— 44 

268 525 893,94 

+ 11 521074,83 

13 889 236,67 

139 240 056,22 


2 688 953 580,07 

-F- 20 289 690,80 

14 153 698,08 

146 437 475,70 

— 44 

2 957 479 474,01 

-f 31 810 765,63 

44 534 580,14 

684 151 143,32 

28 131 709,12 

2 994 743 237,64 

1 - 293 241 982,78 

627 470 895,22 

2 642 816 544,09 

— — 

24 039 975 843,28 

-P 5 125 522 232,— 

672 005 475,36 

3 326 967 687,41 

28 131 709,12 

27 034 719 080,92 

-r4 832 280 249,22 


24 538 520,45 


1 582 446 892,28 

+ 216 432 567,32 

672 005 475,36 

3 351 506 207,86 

28 131 709,12 

28 617 165 973,20 

+ 5 048 712 816,54 

1 883 473 162,80 

4 974 536 825,68 

890 574 593,07 

1 44 612 842 750,96 

+ 4 999 786 753,85 

1 

1 213 832 512,09 

1 273 181 545,85 


24 639 880 295,02 

-1-1 670 442 231,93 


3 902 000 000,— 


4 249 350 000,— 

+ 344 850 000,— 

181 501 380,38 

1 193 145 333,59 

j 

278 672 269,63 

-1 358 432 211,97 

1 395 333 892,47 

1 6 368 326 879,44 

1 ' 1 

1 29 167 902 564,65 

t + 656 860 019,96 


Die Verpflichtungen des Bundes aus Bürgschafts-, 
Gewähr- oder anderen ähnlichen wirtschaftlichen 
Zwecken dienenden Verträgen betrugen am Ende 

des Rechnungsjahres 15 712 196 668,18 DM 

gegenüber 12 164 357 568,82 DM 

im Vorjahre. 


Außerdem sind vom ERP-Sondervermögen 

274 121 978,60 DM 
und die Zinsen auf einen Kapitalbetrag in Höhe von 

383 000 000,— DM 


verbürgt. 


21 





Drucksadle IV/854 


Deutscher Bundestag — 4 , Wahlpeiiode 


:30. Die in der Vermögensrechnung 1959 nachgewie- 
senen Bestände am Beginn des Rechnungsjahres 
stimmen bei allen Vermögensgruppen mit den 
am Schluß des Rechnungsjahres 1958 ausgewie- 
senen Beständen überein. 

* 


31. 


Eine Übereinstimmung der Zugänge und Ab- 
gänge des Vermögens nach der Vermögensrech- 
nung mit den vermögenswirksamen Zahlungen 
nach der Geldrechnung ist nicht in allen Teilen 
gegeben. jqqq jqoq 


In der Vermögensrech- 
nung (Vermögenshaupt- 
rechnung) sind durch 
haushaltsmäßige Zahlun- 
gen veranlaßte Vermö- 
genszugänge von 

und Vermögensabgänge 

von 

nachgewiesen. 


6 724 901 


1 883 473 


Dagegen haben nach der 
Geldrechnung (Haupt- 
rechnung) die ver- 
mögenswirksamen Haus- 
haltsausgaben, die zu 
einer Erhöhung des Ver- 
mögens führten, 6 644 131 

und die vermögenswirk- 
samen Haushaltseinnah- 
men, die zu einer Ver- 
minderung des Vermö- 
gens führten, 1 802 099 

betragen. 

Nach der Vermögens- 
rechnung mehr 80 770 81 374 


Die Abweichungen 
haben folgende Ursachen: 

1. Rotbuchungen 81 374 81 374 

Es handelt sich um 
vermögenswirksame 
Haushaltseinnahmen 
und Haushaltsaus- 
gaben, die in der 
Geldrechnung von 
den Haushaltsaus- 
gaben und Haushalts- 
einnahmen abgesetzt 
isind. Sie werden in 
der Vermögensrech- 
nung als Abgänge 
oder Zugänge mit 
haushaltsmäßiger 
Zahlung nachgewie- 
;sen. Die Abweichun- 
gen ergeben sich 
zwangsläufig aus der 

Art der Buchführung. 

604 — 

2. Beim Einzelplan 11 
sind die vermögens- 
wirksamen Haus- 
haltsausgaben nach 

zu Übertragen 604 — 


in 1000 DM in 1000 DM 
Übertrag 604 — 

der Geldrechnung um 604 — 

höher, als die Ver- 
mögenszugänge nach 
der Vermögensrech- 
nung. Das ist darauf 
zurückzuführen, daß 
ein Land die der 
Kriegsopferversor- 
gung dienenden und 
aus Bundesmitteln 
seit dem 1. April 1950 
geschaffenen Ver- 
mögenswerte nicht in 
die Vermögensrech- 
nung aufgenommen 
hat. Die Angelegen- 
heit ist bereits in den 
Bemerkungen 1955 
S. 30 Nr. 40, 1956 
S. 36 Nr. 39, 1957 
S. 22 Nr. 34 und 1958 
S. 58 Nr. 35 behan- 
delt worden. 

Zwischen dem Bund 
und dem Land konnte 
bisher keine Eini- 
gung erzielt werden. 


Die durch haushaltsmäßige Zahlung entstande- 
nen Zugänge und Abgänge der Schulden nach 
der Vermögensrechnung stimmen mit den ver- 
mögenswirksamen Haushaltseinnahmen und 
-ausgaben der Geldrechnung überein. 

* 

32. Die vermögenswirksamen Haushaltsausgaben 
waren im Rechnungsjahr 1959 um 1657 Mio DM 
höher als im Vorjahr. Sie haben bei 42 674 Mio 
DM Gesamtausgaben 8039 Mio DM betragen. 
Im Rechnungsjahr 1958 waren von 40 446 Mio 
DM Gesamtausgaben 6382 Mio DM vermögens- 
wirksam. 

Damit die Wirkung der Haushaltswirtschaft im 
Rechnungsjahr 1959 auf die Vermögensbildung 
sachlich richtig beurteilt werden kann, müssen 
von den Gesamtausgaben einige Posten abge- 
setzt werden. Es handelt sich um den Zuschuß 
des ordentlichen Haushalts an den außerordent- 
lichen Haushalt (1433 Mio DM), um die Abfüh- 
rung der Ausgleichsabgaben an den Lastenaus- 
gleichsfonds (2231 Mio DM) und um durch- 
laufende Mittel (208 Mio DM), zusammen 
3872 Mio DM. Von den dann noch verbleiben- 
den 38 802 Mio DM waren 20,7 v. H. vermögens- 
wirksam. Im Rechnungsjahr 1958 waren es 
17,6 V. H. und im Rechnungsjahr 1957 17,9 v. H. 

Von den vermögenswirksamen Ausgaben im 
Rechnungsjahr 1959 haben 6725 Mio DM 
(Spalte 2 der Vermögensrechnung) zur Mehrung 
des Vermögens beigetragen gegenüber 5923 
Mio DM im Vorjahr. Zur Schuldentilgung sind 
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rd. 1395 Mio DM (Spalte 4 der Vermögensrech- 
nung) verwendet worden; im Rechnungsjahr 
1958 waren es rd. 550 Mio DM. 


33. Der Anteil der vermögenswirksamen Haushalts- 
einnahmen an den Gesamteinnahmen hat sich 
gegenüber dem Vorjahr nicht verändert; er be- 
trug in beiden Rechnungsjahren 9,4 v. H. Von 
den Haushaltseinnahmen des Rechnungsjahres 
1959 im Betrage von 42 520 Mio DM verbleiben 
nach Abzug des Zuschusses des ordentlichen 
Haushalts an den außerordentlichen Haushalt 
und der sonstigen durchlaufenden Mittel von 
zusammen 3872 Mio DM noch 38 648 Mio DM. 
Davon sind nach Abzug von rd. 1190 Mio DM 
(Spalte 4 der Vermögensrechnung, Kennziffer 03) , 
die zur Deckung von ordentlichen Ausgaben 
dem Rückstellungskonto des Bundes bei der 
Deutschen Bundesbank entnommen wurden, 
2839 Mio DM oder 7,3 v. H. vermögenswirksam 
gewesen. Demgegenüber wirkten sich im Rech- 
nungsjahr 1958 nur 5,8 v. H. und im Rechnungs- 
jahr 1957 nur 1,3 v. H. auf das Vermögen des 
Bundes aus. 

Die vermögenawirksamen Einnahmen im Rech- 
nungsjahr 1959 sind durch den Verkauf von 
Vermögenswerten sowie durch die Tilgung und 
die Rückzahlung von Forderungen des Bundes 
aufgekommen. Diesen Einnahmen stehen ent- 
sprechende Vermögensabgänge gegenüber. 


Die Einnahmen aus Anleihen haben im Rech- 
nungsjahr 1959 1567 Mio DM betragen; im 
Rechnungsjahr 1958 waren es 178,5 Mio DM. 

Schlußbemerkung 

Bericht über die Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 

34. Mit den Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zur Bundeshaushaltsrechnung ist nach 
§ 107 Abs. 2 RHO ein Bericht darüber zu ver- 
binden, welche wesentlichen Anstände sich aus 
der Prüfung von Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit ergeben haben. Der Bericht 
vom 13. April 1961, der mit den Bemerkungen 
zu den Bundeshaushaltsrechnungen für die 
Rechnungsjahre 1957 und 1958 verbunden wor- 
den ist, wurde nach dem Stande vom Januar 
1961 aufgestellt; er behandelte vornehmlich 
Prüfungen von Geschäftsjahren, die in den Ka- 
lenderjahren 1957 und 1958 endeten. Inzwischen 
hat der Bundesrechnungshof hauptsächlich Ge- 
schäftsjahre mit Abschlüssen in den Kalender- 
jahren 1959 und 1960, z. T. auch schon Ge- 
schäftsjahre mit Abschlüssen im Kalenderjahr 
1961 geprüft. Der Schriftwechsel über diese Prü- 
fungen ist zum großen Teil noch nicht abge- 
schlossen. über das Ergebnis wird der Bundes- 
rechnungshof später berichten. 

Frankfurt am Main, den 30. Oktober 1962 

Bundesrechnungshof 

Dr. Hertel 


23 



Drucksache IV/854 


Deuts dier Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 1 

(zu S. 9 Nr. 15) 


Druck- und Darstellungsfehler 


In der Bundeshaushaltsrechnung 1959 hat der Bundesrechnungshof 
— von bedeutungslosen Schreibfehlern abgesehen — 
folgende Druck- und Darstellungsfehler festgestellt: 


Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Vorbericht 

1 



LXXXIX 

Kap. 12 02 Tit. apl. 535 

9 

300 — 

200,— 

CXII 

Kap. 12 03 

2 

Tit. 795 

Tit. 799 


Gesamtrechnung 




13 

Epl. A 05 

14 

— 

50 000 000,— 


A08 

14 

50 000 000,— 

3 725,21 


A 10 

14 

3 725,21 

— 


Funktionenrechnung 




43 

F 6 Kennziffer 69 

Kap. 11 02 Tit. 603 

2 

(Zuschuß an die 
Renten- 
versicherung) 

(Zuschuß an die 
Kranken- 
versicherung) 

57 

L 2 Kennziffer 22 

Rentenversicherung 

Kap. 11 13 Tit. 612 

Unfallversicherung 

Kap. 11 13 Tit. 609 

2 

2 

Erstattung der 
Mindestzuschläge 

Erstattung der 
Sonderzuschüsse 

Es fehlt 
hinter VWG: 
„für Bundes- 
betriebe der 
Bundesrepublik 
Deutschland" 

93 

Kennziffer 42 

2 

Ruinengelände 
Berlin, Oranien- 
straße 100—109 



Kennziffer 42 

Kap. 24 03 Tit. 223 


Kostenausgleidi 

Lastenausgleich 


Einzelplan 06 




475 

Kap. 06 30 Tit. 200 

12 

— 

511,57 


Kap. 06 30 Tit. 201 a 

12 

511,57 

119,38 


Kap. 06 30 Tit. 201 b 

12 

119,38 

— 


Einzelplan 10 




825 

Kap. 10 04 Tit. 205 

8 und 10 

18 200,— 

18 300,— 

917 

Kap. 10 17 Tit. 204 

12 

9 263,87 

1 303,22 


206 

12 

2 024,86 

9 263,87 


208 

12 

615,97 

2 024,86 


215 a 

12 

841,93 

615,97 


215b 

12 

500,— 

841,93 


215 c 

12 

2 093,61 

500,— 


217 

12 

1 303,22 

2 093,61 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 

923 

Kap. 10 18 Tit. 201 a 

11 

138 — 



945 

Kap. 10 21 Tit. 63 

69 

12 

12 

100 — 

100,— 

963 

Kap. 10 23 Tit. 204 

205 

8, 10, 12 

8, 10, 12 

16 100 — 
11 600 — 

11 600,— 
16 100,— 


Einzelplan 11 




1087 

Kap. 11 13 Tit. 952 

Erläuterung 

8 000 000 DM 

8 000 000 hfl 


Einzelplan 12 




1124 

Kap. 12 02 

Gesamteinnahmen 

7 

13 158 423,47 

15 158 423,47 

1204 

Kap. 12 08 Tit. 203 

6 

3 018,73 

3017,73 

1212 

Kap. 12 09 

Summe fortdauernde Ausgaben 

7 



2 657,58 

1213 

Zuschuß Kap. 12 09 

9 

361 792,22 

361 972,22 

1223 

Anlage 12 10 

Kennzahl 10 04 

10 10 

8 

8 

9 200 000,— 
2 977 900,— 

2 200 000,— 
9 977 900,— 

1240 

Kap. 12 12 Tit. 215 a 

6 

23 964,84 

12 964,84 

1275 

Kap. 12 15 

Gesamtausgaben 

8 

35 369 700,— 

35 369 800,— 

1281 

Kap. 12 16 Tit. 205 

10 

1 300,— 

1 000,— 


Einzelplan 14 




1494 

Kap. 14 12 

Summe Einmalige Ausgaben 

6 

3 419 438 482,94 

3 419 433 482,94 


Einzelplan 36 




1973 

Rechnungsergebnis für den Einzelplan 

9 

(16 619 053,442) 

(16 619 053,42) 


Anlage I 




2200 

Kap. 14 15 Tit. 301 a 

5 

(Schluß 

der Begründung) 

Angabe der 
Einsparunqsstelle 
fehlt 

Einsparung 
bei Kap. 14 15 
Tit. 350 

2238 

Kap 32 09 Tit. apl. 686 

5 

(dritte Zeile 
der Begründung) 

9 758 000,— 

9 758 000 000,— 

1 

Anlage II 




2262 

Kap. 12 10 

Betragsspalte 

3 748,46 

3 750,46 


Anlage III 




2269 

Kap. 06 19 Tit. 14 

5 ' 

7 

528.08 

428.08 

628,08 

528,08 


Anlage V 




2326 

Lfd. Nr. 2 

! 

1—7 

Es handelt sich nicht um einen 
Tausch, sondern um ein Doppel- 
geschäft (Kauf und Verkauf). 

Die Veräußerung ist richtig in der 
Beilage zu Anlage III auf S. 2282 
unter lfd. Nr. 86 aufgeführt. 

2328 

Lfd. Nr. 14 

1—7 

Der Grundstückstausch ist doppelt 
nachgewiesen; vgl. S. 2318 

Kap. 08 04 lfd. Nr. 3 
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Seite 

Haushaltsstelle 

Spalte 

unrichtig 

richtig 


Beilage 2 zum Teil III des 

Abschnittes II 




2445 

Vermögensgruppe 

1 

4 004 

4 009 

2447 

Vermögensgruppe 4030 bei Epl. 14 

4 

1 240 — 

12,40 

2448 

Vermögensgruppe 4310/09 

2 

211 011 791,40 

211 001 791,40 


bei Einzelplan 25 

4 

64 387,95 

— . 


bei Einzelplan 35 

4 

7 638 554,77 

7 628 554,77 

2450 

Vermögensgruppe 4313/09 

2 

1 095 593 802,92 

1 095 603 802,92 


bei Einzelplan 35 

4 

2 169 404,37 

2 179 404,37 


Anlage 2 VR 




2541 

Kap. 201 Tit. 1 

15 

Verm.Gr. 5311/17 

Verm.Gr. 5310/01 

2542 

Kap. 251 Tit. 7 

5 

40 392 653,07 

40 362 653,07 

2562 

Mithin Zuschuß 

5 

1 061 513 478,89 

1 061 513 487,89 

2571 

Kennziffer 50 

7 

120 051,26 

120 051,— 


Kennziffer 5600/01 

9 

3 231 056 391,83 

2 231 056 391,83 
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Anlage 2 

(zu S. 19 Nr. 28) 


Vorbehalte zu der Bundeshaushaltsrechnung 1959 

(§ 107 Abs. 4 RHO) 

a) Allgemeine Vorbehalte 

Der Bundesrechnungshof behält sich allgemein vor, Bemerkungen 

aufzustellen 

1. zu den Ausgaben, über die für einen längeren Zeitraum als ein 
Rechnungsjahr oder über die noch durch besondere Rechnungen 
Rechnung zu legen ist, 

2. zu den Haushaltsmitteln, die Stellen außerhalb der Bundesver- 
waltung zur Erfüllung bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt 
worden sind (§ 64 a RHO), 

3. zu den Einnahmen und Ausgaben, die in Büchern und Rechnungs- 
unterlagen der Betriebe im Sinne des § 15 RHO nachgewiesen 
werden. 
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b) Einzelvorbehalte 


Lfd. 

Nr. 

Kapitel 

Titel 1 

Zweckbestimmung 

Begründung 




Bundesminister des Innern 



06 19 


Bundesamt für zivilen Bevölke- 
rungsschutz 

Zu lfd. Nr. 1 und 2: 

1 

2 


1 bis 76 

200 bis 204 
206 

apl. 404 

710 bis 958 

Fortdauernde und einmalige Ein- 
nahmen 

Sachausgaben, allgemeine und 
einmalige Ausgaben 

Das Prüfungsverfahren konnte 
noch nicht abgeschlossen werden, 
weil die Verwaltung noch nicht 
alle Prüfungsmitteilungen erledigt 
hat. 




Bundesminister für Verteidigung 


3 

14 03 

108 

Kommandobehörden, 

Truppen usw. 

Beschäftigungsvergütungen, 
Trennungsentschädigungen, 
Fahrkostenersatz und Verpfle- 
gungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen 
Familienbesuch für Soldaten 

Zu lfd, Nr. 3 und 4: 

Der Bundesminister der Verteidi- 
gung hat sich trotz Erinnerung 
noch nicht abschließend geäußert. 


14 17 


Quartiermeisterwesen 


4 


303 

Betriebsstoffe und Schmiermittel 
für den Truppenbedarf 





Zivile Notstandsplanung 


5 

36 04 

sämtliche 

Notstandsmaßnahmen im 
Aufgabenbereich des Bundes- 
ministers des Innern 

Das Prüfungsverfahren konnte 
noch nicht abgeschlossen werden, 
weil sowohl Vorprüfungsnieder- 
schriften als auch Prüfungsmittei- 
lungen des Bundesrechnungshofes 
von der Verwaltung bisher nicht 
beantwortet worden sind. 




Allgemeine Finanzverwaltung 



60 02 


Allgemeine Bewilligungen 

Zu lfd. Nr. 6 und 7: 

6 


apl, 955 

Maßnahmen zur Anpassung des 
Stein- und Pechkohlenbergbaus 
an die strukturelle Veränderung 
im Bereich der Energie- 
versorgung 

Das Prüfungsverfahren ist noch 
nicht abgeschlossen. 

7 


apl. 956 

Härteausgleich für entgangene 
Schichten im Steinkohlenbergbau 
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Anlage B 


Denkschrift 

des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
vom 30. Oktober 1962 
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Einleitung 

1. Den Bemerkungen des Bundesrecbnungshofes 
zur Bundeshaushaltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1959 füge ich meine Denkschrift über 
die hauptsächlichsten Prüfungsergebnisse bei 
(§ 107 Abs. 6 RHO). In die Denkschrift habe ich 
auch Prüfungsergebnisse der Rechnungsjahre 
1960 und 1961 aufgenoinmen, um dem Bundes- 
tag und dem Bundes rat möglichst gegenwarts- 
nahe zu berichten. Zugleich berichte ich über 
meine Tätigkeit als Bundesbeauftragter für 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung. 

Die Ergebnisse der Prüfungen des Bundesrech- 
nungshofes auf dem Gebiete des Lastenaus- 
gleichs habe ich diesmal in (ünem größerem Zu- 
sammenhang dargestellt (vgl. S. 70 Nr, 106). 

2. Auch in dem abgelaufenen Berichtszeitraum 
habe ich die Ressorts beim Erarbeiten der deut- 
schen Vorschläge für die GestaUung der Finanz- 
kontrolle in neuen internationalen Zusammen- 
schlüssen unterstützt. Ich bin bei dv.v Erörterung 
des Finanzstatuts dor Organisation für Wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, 
der Europäischen Organisation für die Entwick- 
lung und den Bau von Raumfahrz(mgfrä(j(’'rn und 
der Europäischen Organisation für Weltraum- 
forschung dafür eingetreten, daß die Rechnungs- 
prüfung sich grundsätzlich auch auf dic^ Wirt- 
schaftlichkeit der Finanzgebarung zu erstiecken 
hat und von Angehörigen der obersten Rech- 
nungsprüfungsbehörden aus den Mitcjli(vlstaa- 
ten ausgeübt werden sollte. 

Mitglieder des Bundesrechnungshofes wirkem ; 
weiterhin als Rechnungsprüfer bei der Europäi- 
schen W^irtschaftsgemeinschaft, der Europäi- 
schen Atomgemeinschaft, cU'r Nordai lantikpakt- 
Organisation einschließlich der N ATO-Versor- 
gungsagentur, dem deutsch-französischen For- 
schungsinstitut St. Louis und der Interiiationahm | 
Atomenergie-Organisat ion mit. 

3. Zusammen mit ausländischen Rechnungshöfen 
hat der Bundesrechnnngshof bcu der Donaukraft- 
werke Jochenstein AG und der Internationalen 
Mosel-GmbH geprüft. Im Rahmen der allgemei- 
nen internationalen Zusammenarbeit der Fi- 
nanzkontrollbehörden hat der Bundesrechnungs- 
hof auch an dem IV. Internationalen Kongreß 
der Obersten Rechnungskontrollbehörden teil- 
genommen, der im Mai 1962 in W^ien statt- 
gefunden hat, 

4. Das Interesse des Auslandes an der organisa- 
torischen und funktionellen Gestaltung der 
deutschen Finanzkontrolle hat zu zahlreichen 
Besuchen von Einzelpersönlichkeiten und Dele- 
gationen bei mir geführt, denen die gewünsch- 
ten Informationen zuteil wurden. Ich erwähne 
in diesem Zusammenhang z. B. den Besuch von 
Parlaments- und Regierungsdelegationen aus 
Frankreich, Italien, Österreich und dem Kongo. 
Bei diesen Gelegenheiten zeigte sich, welche ' 


Bedeutung der Beherrschung der wichtigsten 
Fremdsprachen im öffentlichen Dienst zukommt, 
worauf ich schon früher hingewiesen habe. 

5. Die Zusammenarbeit mit den Landesrechnungs- 
höfen bei der gcuncunsamcm Rechnungsprüfung 
hat sich woitiuhin rcübungslos gestaltet. Das 
Streben nach einer einludtliclum Handhabung 
des Haushaltsrechts in Bund und Ländern wird 
von den Arbeitskreisen und Volltagungen der 
.Arbeitsgemeinschaft der deutschen Rechnungs- 
höfe gefördert, die Empfehlungen für eine 
gleichmäßige Auslegung der Normen und über- 
CM n s t i mme n d e P i'ü f u n g sp r ak t i k n erarbeiten. 




Allgemeine Prüfungs- und 
Untersuchungsergebnisse 

Haftung der Länder für Fehlbeträge 
an Buiidesmitteln 

6. Es ist i'im' zum 'H’il noch ungeklärte Streitfrage, 
ob der Bund oder die Lander die Rechnungs- 
((dilbeträge zu tragen haben, die dadurch ent- 
su hem, daß die Länder, wenn sie Bundesmittel 
fa-wirtschaften, infolgt? unrichtiger Berechnung 
od(M- infolge c'iiH^s Verstoßes gegen eine gesetz- 
liche och'r c'inc' amhua^ Vorschrift zuviel aus- 
gc'gc4)en h.alx.m. Deswegen konnte in den Be- 
merkungen cl(\s Bundesrodmungshofes und in 
meinen D(mksc;hrificui bei der Berichterstattung 
über einige Eiiizelföllü bisheu' nur angeregt Wer- 
dern, dim zuständige Bunclc:sininister möge prü- 
fem, oh (](U' EiJülietrag' durch das Land oder 
du ich seine' Bedicmsletcn dem Bund erstattet 
werchm müsste (vgl. Drucksache 554 der 3. Whihl- 
periode, S. 21 Nr. 22 a. E.; Drucksache 2751 der 
3. Wahlperiode, S. 49 Nr. 21, S. 109 Nr. 61). Bei 
den von den Ländern zu Unrecht ausgegebenen 
Biindesmifteln handelt es sich um erhebliche 
Beträge, die sich nicht gemau beziffern lassen. 

Die Länder Innvirfschaffcn Hausludtsmitlel des 
Bundes auf Grund imtcnsdiiedlicher rechtlicher 
Bestimmungen. Im Aufträge des Bundes (Art. 85 
GG) vertügc'n sie über Bundesmittel, z. B. bei 
der Verwaltung clor Bund cs fern Straßen (Art. 90 
Abs. 2 GG), bei der Durchführung des Lasten- 
ausgleichs (Art. 120 a Abs. 1 GG) und bei der 
Verwaltung der dem Bund zufließenden Steuern 
(Art. 108 GG). Zuerst wurde in der Ausgleichs- 
Verwaltung streifig, ob die Länder und die an- 
d(U‘en eingesdialtc'ff'U G( biclsköipcrschaften für 
Fehlbeträge an Bunck'smittcln einsiehen müs- 
sen. Der Präsident des Bundesausgloichsamtes 
liat zunächst versudd, mit den Gebietskörper- 
schaften eine lU'gc'liing der Haftungsfälle zu 
vereinbare n (vgl. Drucksache 1892 dem 2. Wahl- 
periode, S. 136 Nr. 236). Nachdem die Verhand- 
lungen nach dreijähriger Damm gescheitert wa- 
ren, hat er eine Reihe von Musterprozessen oin- 
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geleitet, die mit zwei höchstrichterlichen ; 
Entscheidungen, dem Urteil des Bundesgerichts- 
hofes vom 5. Mai 1958 und dem Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichtes vom 25. Mai 1961, 
endeten. Beide Gerichte wiesen die auf Ersatz 
des Schadens gerichtete Klage des Bundes ab. 

Diese Urteile beziehen sich nur auf besondere 
Sachverhalte des Lastenausgleichs. Aus anderen 
Auftragsverwaltungen (z. B. Verwaltung der 
Bundesstraßen, Durchführung des Soldatenver- 
sorgungsgesetzes, des Unterhaltssicherungs- 
gesetzes, des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung, des Atom- 
gesetzes und des Gesetzes über Zuständigkeiten 
in der Luftverkehrsverwaltung) liegen höchst- 
richterliche Entscheidungen nicht vor. Für die 
Verwaltung der dem Bund zufließenden Steuern 
gelten ohnehin besondere Vorschriften (vgl. 
Art. 108 Abs. 2 und 4 GG und § 23 AO). 

Die für die Durchführung des Unterhaltssiche- 
rungsgesetzes zuständigen Ressorts haben mit 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen 
den obersten Landesbehörden mitgeteilt, daß 
sie die Lander und Gemeinden nicht in Anspruch 
nehmen werden, wenn dem Bund durch Über- 
zahlung von Unterhaltssicherungsleistungen ein 
Schaden entstanden ist. Die Körperschaften 
seien jedoch verpflichtet, gegen die dafür haft- 
baren Bediensteten vorzugehen. Der Bundes- 
rechnungshof hat hiergegen keine Bedenken 
erhoben. Wenn jedoch ein Land oder eine Ge- 
meinde nicht bereit sein sollte, einen schaden- 
ersatzpflichtigen Bediensteten haftbar zu ma- ^ 
eben, bleibt zu erwägen, ob dann der Bund das ‘ 
Land wenigstens in Höhe des Betrages in An- j 
Spruch nehmen kann, den der Bedienstete ge- 
schuldet hätte. 

Da die Bediensteten ln den meisten hier in 
Betracht kommenden Fällen nur für Vorsatz 
und grobe Fahrlässigkeit einstehen müssen und 
da, selbst wenn sie in Anspruch genommen 
werden, von ihnen häufig nicht der volle Scha- 
densbetrag eingezogen werden kann, bliebe der 
Bund weiterhin mit dem größten Teil des Fehl- 
betrages belastet. Die Inanspruchnahme der Be- 
diensteten wäre aber geeignet, wenigstens 
einem besonders leichtfertigen Verhalten vor- 
zubeugen. 

Von der Auftragsverwaltung (Art. 85 GG) zu 
unterscheiden ist die Ausführung der Bundes- 
gesetze durch die Länder als eigene Angelegen- 
heit (Art. 83, 84 GG). Grundsätzlich müssen die 
Länder die sich hieraus ergebenden Ausgaben 
selbst tragen (vgl. Art. 106 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 
GG). Nur ausnahmsweise, so auf Grund des Ar- 
tikels 120 GG in Verbindung mit dem Ersten 
Uberleitungsgesetz oder auf Grund spezieller 
Bestimmungen, ist der Bund verpflichtet, den 
Ländern erwachsene Ausgaben ganz oder teil- 
weise zu übernehmen. Nach einer herkömm- 
lichen Formulierung sollen dadurch Aufgaben- 
verantwortung und Ausgabenverantwortung 1 
auseinanderfallen. Diese Formel ist offensicht- j 


lieh auf die parlamentarische Ausgabenverant- 
wortung der Bundesregierung abgestellt und 
berücksichtigt nicht, daß das Land für die ein- 
zelne Ausgabe zuständig ist. Insoweit folgt 
jedoch aus der Verantwortung für die Aufgabe 
auch die Verantwortung für die Ausgabe. Die 
dem Bunde nach dem Grundgesetz (Art. 84 
Abs. 2 bis 5) übertragenen Weisungs- und Auf- 
sichtsbefugnisse ändern hieran nichts, wie sich 
schon daraus ergibt, daß diese Befugnisse dem 
Bund auch dann zustehen, wenn die Länder 
die finanziellen Lasten der von ihnen als eigene 
Angelegenheit ausgeführten Bundesgesetze 
selbst tragen. 

Haushaltstechnisch werden die hier in Betracht 
kommenden Fälle nicht gleichbehandelt. Die 
buchungs- und abrechnungstechnische Ausge- 
staltung ist aber unerheblich. Es kommt allein 
darauf an, was das Land nach materiellem 
Recht vom Bund beanspruchen kann. 

Die Länder haben die Erstattung der entstande- 
nen Fehlbeträge dem Bund gegenüber im An- 
fang nicht abgelehnt. Ihre Haltung hat sich aber 
zunehmend versteift. Zunächst wiesen sie all- 
gemein auf das sogenannte Verwaltungsrisiko 
hin, das die Länder nicht allein tragen könn- 
ten. Diese Auffassung wurde im weiteren Ver- 
lauf präzisiert, etwa in der Richtung, daß alle 
Ausgaben, die mit den im Ersten Uberleitungs- 
gesetz genannten Gesetzen im Zusammenhang 
stehen, als Kriegsfolgelasten im Sinne des Ar- 
tikels 120 GG anzusehen seien, und zwar auch 
dann, wenn die Gesetze unrichtig angewandt 
worden sind. Nachdem das Urteil des Bundes- 
gerichtshofes vom 5. Mai 1958 mit seinen Aus- 
führungen zu Artikel 85 GG ergangen war, be- 
zogen sich die Länder immer öfter auf dieses 
Urteil, um auch im Bereich der Artikel 83, 84 
GG die Erstattung von Fehlbeträgen an Bundes- 
mitteln abzulehnen. Im Anfang geschah das 
ohne nähere Begründung und, wie es scheint, 
nur irrtümlich. In neuerer Zeit haben Landes- 
verwaltungen aber die Auffassung vertreten, 
daß der Bund auch dann, wenn die Länder Bun- 
desgesetze als eigene Angelegenheit ausführen, 
so starke Möglichkeiten der Einwirkung habe, 
daß praktisch kein Unterschied zur Auftrags- 
verwaltung bestehe. Einen etwa nach Bereiche- 
rungsrecht sich ergebenden Erstattungsanspruch 
des Bundes haben die Länder allerdings aner- 
kannt. 

Der Bundesminister der Finanzen halt in Über- 
einstimmung mit dem Bundesrechnungshof die 
Auffassung der Länder, der Bund müsse die 
Fehlbeträge übernehmen, nicht für begründet. 
Aus Artikel 106 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 GG in Ver- 
bindung mit Artikel 120 GG ist zu folgern, daß 
der Bund zu den Ausgaben der Länder nur 
nach Maßgabe gesetzlicher Vorschriften bei- 
tragen muß. Die Verpflichtung, auch die un- 
rechtmäßig geleisteten Ausgaben, d. h. die im 
alleinigen Verantwortungsbereich der Länder 
entstandenen Fehlbeträge, zu tragen, läßt sich 
aus diesen Vorschriften nicht ableiten. 
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Nach Ansicht des Bundesrechnungshofes soll- ' 
ten die zuständigen Stellen des Bundes im Be- | 
reich der Artikel 83, 84 GG eine Bereinigung i 
der offenen Fragen herbeiführen. Nach seiner | 
Auffassung sind, soweit die Länder Bundes- ; 
gesetze als eigene Angelegenheit ausführen, 
die erforderlichen Rechtsgrundlagen vorhanden, 
und zwar in Gestalt des Artikels 120 GG, des 
Ersten Überleitungsgesetzes und anderer ge- 
setzlicher Bestimmungen, denen gemeinsam ist, 
daß sie den Bund verpflichten, die Deckungs- 
mittel für im Aufgabenbereidi der Länder an- 
fallende Ausgaben zur Verfügung zu halten. 
Allein die Anwendung dieser Vorschriften be- 
reitet in der Praxis Schwierigkeiten. Die zu- 
ständigen Stellen des Bundes sollten jedoch 
versuchen, bevor sie den Klageweg beschrei- 
ten, mit den Ländern zu einer Lösung der An- 
gelegenheit zu gelangen. 

Grundlage einer Vereinbarung mit den Ländern 
müßte es sein, daß die ausführenden Körper- 
schaften bei der Durchführung der Bundesge- 
setze in eigener Zuständigkeit auch ein eigenes 
Risiko zu tragen haben. In dieser Richtung könn- 
te z. B. eine quotenmäßige Aiilteilung der Fehl- 
beträge zwischen dem Bund und dem ausfüh- 
renden Land wirken. 




Ausbildung von Führungskräften 
im Bundesdienst 

7. Bei den Beamten des höheren Dienstes in Bun- | 
desministerien und ihnen nachgeordneten Be- j 
hörden erreichen nahezu alle Führungskräfte 
(Besoldungsordnung B) die Altersgrenze in 
rascher Folge. Besondere Bedenken erregt da- j 
bei, daß sie durch Kräfte der BesGr. A 16 nicht i 
in ausreichender Weise ersetz.t werden können, 
da diese Beamten in den Ministerien zu fast 
90 v. H., in den nachgeordneten Behörden bei- 
nahe ausschließlich der Altersgruppe ihrer Vor- 
gesetzten angehören. Aus den überwiegend 
geburtenschwachen und im zweiten Weltkrieg 
stark dezimierten Jahrgängen 1913 bis 1925 
kann Ersatz nur mit Mühe gewonnen werden. 
Bei normaler Altersschichtung würden diese 
Jahrgänge die stärkste Gruppe der Beamten 
des höheren Dienstes bilden. Tatsächlich liegt 
ihr Anteil in den Bundesministerien jedoch nur 
bei einem Drittel, in den nachgeordneten Behör- 
den bei einem Viertel der Gesamtzahl der 
Beamten des höheren Dienstes. 

Es wird daher in Zukunft nicht mehr möglich 
sein, ausscheidende Führungskräfte vorwiegend 
durch langgediente Beamte zu ersetzen. Viel- 
mehr müssen rechtzeitig jüngere Kräfte, die 
sich nach Anlage und Fähigkeiten für eine Be- 
rufung zu Führungsaufgaben eignen, durch eine 
besondere Ausbildung auf diese Aufgabe vor- 
bereitet werden. 


8. Andere europäische Staaten bilden ihre Füh- 
rungskräfte bereits seit langen Jahren heran. 
Ebenso fördert die Wirtschaft in Europa und in 
den USA planmäßig die Bildung des Führungs- 
nachwuchses. Die gegenwärtige Personallage 
sollte auch die Bundesregierung veranlassen, 
der systematischen Auslese und Fortbildung 
befähigter junger Beamter zu Führungskräften 
größere Aufmerksamkeit zu schenken. 

Einige Maßnahmen könnten umgehend getrof- 
fen werden. So sollte es zur Regel werden, 
jüngeren Beamten durch mehrmaligen Wechsel 
der Arbeitsgebiete zu ermöglichen, breite und 
vielseitige Kenntnisse und Erfahrungen zu sam- 
meln. Andererseits sollten auch die Führungs- 
kräfte in die Lage versetzt werden, ihr Erfah- 
rungswissen planmäßig an geeignete Nach- 
wuchskräfte weiterzugeben. Das allgemeine 
Problem der Meranbildung von Führungsnach- 
wuchs ist bei den besonderen Verhältnissen der 
Bundesverwaltung (meist ohne Unterbau) be- 
sonders schwer zu lösen. Die Frage bedarf 
weiterer gründlicher Priitung. Ich beabsichtige, 
das Problem auch meinerseits näher zu unter- 
suchen und zu gegebener Zeit Vorschläge zu 
machen. 


Besoldungs- und Tarifwesen 

Durchführung des Bundesbesoldungsgesetzes 

9, Auf Grund des Bundesbesoldungsgesetzes vom 
27. Juli 1957 mußten die als Grundlage für die 
Bemessung des Grundgehalts dienenden Besol- 
dungsdienstalter der Beamten mit Wirkung vom 
1. April 1957 an neu festgesetzt werden. Die 
Personalstellen, denen zur Beschleunigung die- 
ser Arbeiten in aller Regel Aushilfskräfte zuge- 
teilt wurden, konnten die erforderlichen Be- 
rechnungen im allgemeinen während des Jahres 
1958 zu Ende führen. Die am 9. März 1959 erlas- 
senen Verwaltungsvorschriften zum Bundes- 
besoldungsgesetz machten eine Überprüfung 
und in zahlreichen Fällen eine Änderung der 
Festsetzungen erforderlich. Bei der Mehrzahl 
der größeren Verwaltungen konnten die damit 
anfallenden Umrechniingsarbeiten erst im Laufe 
des Jahres 1960 zum Abschluß gebracht werden. 
Diese erhebliche Mehrarbeit wäre vermeidbar 
gewesen, wemn die Verwaltungsvorschriften 
alsbald nach der Verkündung des Bundes- 
besoldungsgc'scdzes cuJassen worden wären. 

Nach den Feststellungen des Biindesrechnungs- 
hofes ist die Umstellung des Besoldungsdienst- 
alters bei den im Berichtszeitraum geprüften 
Dienststellen im allgemeinen sorgfältig durch- 
geführt worden. Die Zahl der fehlerhaften Fest- 
setzungen ist erheblich zurückgegangen. Das ist 
eine Folge der Vereinfachung der Vorschriften 
im neuen Recht. 
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Ausw ertung von Personalunterlagen 

10. Die obersten Dienstbehörden haben ihren nach- 
geordneten Stellen aus Anlaß der Durchführung 
des Bundesbesoldungsgesetzes in aller Regel 
aufgegeben, um die Beschaffung von beweis- 
kräftigen Unterlagen für die Anrechnung von 
Tätigkeiten im öffentlichen Dienst oder eines 
Arbeits-, Wehr- und Kriegsdi(mstes sowie einer 
Kriegsgefangenschaft auf das Besoldungsdienst- 
alter der Beamten bemüht zu sein. Diese Unter- 
lagen haben mitunter ergeben, daß früher bei 
der Festsetzung des Besoldungsdienstalttu's Z(üt- 
räume zu Unrecht berücksichtigt worden waren. 
Soweit in solchen Fällen Überzahlungen cinge- 
treten sind, haben einige Verwaltungen es dabei 
bewenden lassen. Der Bundesrechnungshof hat 
das insbesondere in den Fällen beanstandet, in 
denen die früheren zu günstigen Berechnungen 
auf unzutreffenden Erklärungen der Beamten 
über ihren Werdegang beruhten; er hat die Er- 
stattung der überhobenen Bezüge veranlaßt. So- 
weit auch die ergänzten Personalunterlagen 
Zweifel über den beruflichen Werdegang nicht 
auszuräumen vermochten, hat der Bundesrech- 
nungshof weitere Wege zur Aufklärung gezeigt. 
Daraufhin durchgeführte Nachforschungen ha- 
ben ergeben, daß insbesondere in den ersten 
Nachkriegsjahren zuweilen Beamte schon ihre 
Einstellung in den Dienst der Bundesverwaltung 
durch unwahre Angaben erreicht haben. In sol- 
chen Fällen sind die Beamtenernennungen nach 
§ 12 BBG zurückgenommen wordem. 

Ausgleich von zuviel gezahlten Dienst- und Ver- > 
sorgungsbezügen 

11. Die Verwaltungspraxis ging früher davon aus, 
daß unter „zuviel" gezahlten Dienst- und Ver- 
sorgungsbezügen i. S. des § 87 Abs. 2 BBG der 
Unterschied zwüschen den tatsächlich gezahlten 
und den gesetzlich zustchenden Bezügen zu ver- 
stehen sei und daß eine derartige Überzahlung 
stets den Rückforderungsanspriich gegenüber 
dem Empfänger auslöse. Das Bundesverwal- 
tungsgericht hat in seinmn Urteil vom 24. April 
1959 Jedoch diese Ansicht verw^orfen. Es hat 
dargelegt, daß die Vorschrift des § 87 Abs. 2 
BBG zwar einen .Anspruch auf Erstattung ohne 
rechtlichen Grund gezahlter Bezüge begründe. 
Dieser Frage sei aber nur dann nachzugehen, 
wenn ein fehlerhafter Festsetzungsbescheid zu- 
rückgenommen werden könne. Die Rücknahme 
eines solchen Bescheides als eines begünstigen- 
den, nicht nur feststellenden Verwaltungsaktes 
sei nach dem Rechtsgedanken des Vertrauens- 
schutzes zu beurteilen. Der Zahlungsempfänger 
verdiene jedenfalls für die Vergangenheit 
grundsätzlich in seinem Vertrauen auf den Be- 
stand des Verwaltungsciktes geschützt zu wer- 
den, zumal da er im allgemeinen seine Lebens- 
haltung auf die f löhe der im Bescheid angege- 
benen Bezüge eingerichtet habe. Nur wenn ein 
Vertrauensschulz nicht anerkannt werden 
könne, z. B. bei MitverschukUm des Zahlungs- 
empfängers an der Mehrzahlung, sei die rück- ! 


wirkende Aufhebung des Festsetzungsbeschei- 
des zulässig. 

Der Bundesrechnungshof trägt seit Bekannt- 
wmrden dieses Urteils den darin entwickelten 
Grundsätzen Rechnung und fordert die Berich- 
tigung fehlerhafter Bescheide über die Fest- 
setzung der Bezüge regelmäßig nur noch mit 
Wirkung für die Zukunft. Die rückwirkende 
Aufhebung der Bescheide und in Verbindung 
damit die Wiedereinziehung zuviel gezahlter 
Bezüge von den Zahlungsempfängern bleibt auf 
die Fälle beschränkt, in denen die Rechtswidrig- 
keit der Festsetzungsbescheide durch Umstände 
verursacht worden ist, die auf einem Verschul- 
den des Zahlungsempfängers beruhen oder zu- 
mindest in seinen Verantwortungsbereich fal- 
len. Im gleichen Sinne hat der Bundesminister 
des Innern am 8. März 1961 Richtlinien für die 
„Anwendung des § 87 Abs. 2 BBG und Vermei- 
dung der Überzahlung von Dienst- und Ver- 
sorgungsbezügen" erlassen. 

Diese Entwicklung in Rechtsprechung und Ver- 
waltungspraxis hat zur Folge, daß nur noch in 
Ausnahmefällen die Ersfattung von Zuvielzah- 
lungen an Dienst- oder Versorgungsbezügen er- 
reicht w('rclen kann. Immerhin mußten in den 
Jahren 1960 und 1961 auf Grund von Prüfungs- 
feststellungen des Bundesrechnungshofes im Ge- 
schäftsbereich eines Bundesministers noch 124 
Beamte zur Erstattung von zu Unrecht erhal- 
tenen Bezügen in Jlöhe von rd. 88 000 DM her- 
angezogen werden, weil sie die unzutreffende 
Festsetzung der Bezüge mit zu verantworten 
hatten; 30 dieser Beamten zahlen Beträge zwi- 
schen 1000 und 4500 DM zurück. 

Soweit die Zahlungsempfänger nicht in An- 
spruch genommen werden konnten, hat der 
Bundesrechnungshof eine Untersuchung ver- 
anlaßt, ob die für die Überzahlungen verant- 
wortlichen Bediensteten im Rahmen der Bestim- 
mungen des § 78 BBG zum Ersatz wenigstens 
(ünes Teils des Schadens herangezogen werden 
können. Infolge der Haftungsbeschränkung auf 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sind Scha- 
denersatzansprüche allerdings nur in geringem 
Umfang gegeben. 

Die Tatsache, daß die aus Überzahlungen von 
Dienst- und Versorgungsbezügen herrührenden 
Schäden in der Mehrzahl der Fälle nicht mehr 
ausgeglichen werden können, hat den Bundes- 
rechnungshof wiederholt veranlaßt, den Ver- 
waltungen zu empfehlen, ungeeignete Kräfte in 
Besoldungsstellen abzulösen. 

Durchführung des 3. Besoldungsrechtsänderungs- 
gesetzes 

12. Die mit Wiikung vom 1. Januar 1953 durch das 
Dritte Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Besoldungsreciits vom 27. März 1953 neugefaß- 
ten Vorschriften der §§ 6 und 17 Abs. 4 des Be- 
soldungsgesetzes vom 16. Dezember 1927 ver- 
besserten die Möglichkeit der Anrechnung von 
Vordienstzeiten auf das Besoldungsdienstalter 
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der Beamten. Nach dem Riindsdu (dlnm des Ikirn 
desministers der rinanzcai vom 5. Januar 1954 
waren die neuen Vorschriften nur aut die Be- 
amten anzuwenden, die mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1953 oder später erstmalig in eine Plan- 
stelle eingewiesen worden waren; für die vor 
dem 1. Januar 1953 planmäßig angestellten 
Beamten sollte es dagegen bei der früheren Fest- 
setzung des Besoldungsdienstalters verbleiben. 
Diese Anordnung entsprach der damals herr- 
schenden Rechtsanschauung. 


Rückgrili auf die für die Neul)erec:linung des 
Bt'soldungsdiensialters verantwortlichen Beam- 
ivAi wird zumeist ebenfalls ausscheiden, weil die 
rehlentscheidungen regelmäßig nicht auf Vor- 
satz oder grobe Fahrlässigkeit i. S. des § 78 BBG 
zu rück zu führen sein werden. 


Löhne und Vergütungen im Bereich der 
Deutschen Bundespost 


Demgegenüber hat das Bundesverwaltungs- 
gericht in Urteilen vom 9. Juli 1959 festgestellt, 
daß für die Beschränkung des Anwendungs- 
bereichs der neuen besoldungsrechtlichen Be- 
stimmungen auf die seit dom 1. Januar 1953 in 
eine Planstelle eingewiesonen Beamten eine 
gesetzliche Grundlage fehle. 

Der Bundesminister des Innern, auf den inzwi- 
schen die Federführung in Fragen des öffent- 
lichen Dienstrechts übergegangen ist, hat dem 
Rechnung getragen und die vor dem 1. Januar 
1953 planmäßig angestellten Beamten nach- 
träglich in die Regelung einbezogen. Ihr frü- 
heres Besoldungsdienstalter ist auf Antrag neu 
festzusetzen und die sich daraus ergebende 
Nachzahlung vom 1. Januar 1953 an zu leisten. 
Das hat zur Folge, daß eine Vielzahl teilweise 
vor Jahrzehnten festgesetzter Besoldungsdienst- 
alter überprüft und Zahlungsausgleiche für weit 
in der Vergangenheit liegende Zeiträume her- 
beigeführt werden müssen. So sind allein im 
Bereich einer Betriebsverwaltung des Bundes 
schätzungsweise 40 000 Besoldungsdienstalter 
neu festzusetzen; die Nachzahlungen erfordern 
bei Zugrundelegung eines Erfahrungssatzes von 
durchschnittlich 450 DM je Fall insgesamt rd. 
18 Mio DM. 

Die Umrechnungsarbeiten stellen vor allem die 
Verwaltungen mit größeren Pcrsonalkörpern 
vor so schwer zu bewältigende Aufgaben, daß 
noch im Jahre 1962 eine größere Zahl der An- 
träge auf Neuberechnung des Besoldungsdienst- 
alters unbearbeitet ist. Das ist u. a. darauf zu- 
rückzuführen, daß in vielen Fällen beweiskräf- 
tige Unterlagen über die zum Teil mehrere Jahr- 
zehnte zurückliegenden Beschäftigungszeiten 
nicht mehr ohne weiteres zu beschaffen sind und 
daß Kräfte, die neben den Vorschriften des Be- 
soldungsgesetzes von 1927 auch noch die der 
Besoldungsgesetze der Jahre 1909 und 1920 mit 
ihren zahlreichen Ausführungsvorschriften und 
Sonderüberleitungsbestimmungen beherrschen, 
nicht mehr in ausreichender Zahl vorhanden 
sind. 

Bei diesen Schwierigkeiten muß nach den Er- 
fahrungen des Bundesrechnungshofes damit ge- 
rechnet werden, daß in nicht unerheblichem Um- 
fang Fehler unterlaufen. Soweit dadurch Über- 
zahlungen eintreten, kommt nach der in Nr. 11 
dargestellten Rechtsentwicklung die Heranzie- 
hung der Zahlungsempfänger zur Erstattung der 
überhobenen Bezüge nur selten in Betracht. Ein 


Löhne der Arbeiter 


13. Bis zum 31. März 1958 stimmten die Lohnsätze 
für Arbeiter der Deutschen Bundespost annä- 
hernd mit den in den übrigen Verwaltungen des 
Bundes und der Länder allgemein geltenden 
Lohnsätzen (TO. B) überein. Mit Wirkung vom 
1. April 1958 hat der Bundesminister für das 
Post- und Eernmeldewesen tariflich weitere, in 
der TO. B nicht vorgesehene Dienstzeitzulagen 
(zahlbar nach 9 und 11 Jahren) vereinbart. Mit 
der dadurch herbeigeführten Anhebung der 
Stundenlöhno wurden für den durch die Neu- 
la.^gelung begünstigten Personenkreis z. T. sogar 
die Löhne der Gemeindearbeiter, die schon da- 
mals über den Löhnen der Arbeiter des Bundes 
und der Länder gelegen haben, noch überschrit- 
ten. Diese vom Standpunkt der Wahrung eines 
einheitlichen Lohngefüges im öffentlichen 
Dienst bedauerliche Entwicklung, die bei der 
Deutschen Bundesbahn gewisse Parallelen fin- 
det, hat während der Jahre 1960/62 weiter an- 
gehalten. Die Dilferenz zwischen den Stunden- 
löhnen der Arbeiter der Deutschen Bundespost 
und denen entsprechender Arbeiter der übrigen 
Bundesverwaltung hat sich mit den allgemeinen 
Lohnerhöhungen zum 1. April 1961 und 1. Juli 
1962 vergrößert. So liegt der Stundenlohn eines 
Arbeiters der Deutschen Bundespost nach einer 
elfjährigen Beschäftigung in (Jrten der Orts- 
lohnklasse 1 Ortsklasse S) 

seit dem 1 April 1961 

in der Lohngruppe IV um 17 Pf 
in der Lohngruppe III um 22 Pf 
in der Lohngruppe II um 21 Pf 
in der Lohngruppe 1 um 20 Pf 


seit dem 
1. Juli 1962 

um 1 9 Pf 
um 23 Pf 
um 24 Pf 
um 22 Pf 


über dem eines vergleichbaren Arbeiters der 
übrigen Bundesverwaltung. 


14. Auch die Löhne der jugendlichen Arbeiter der 
Deutschen Bundespost weichen seit dem 1. Juli 
1960 noch erheblicher als vorher von den ent- 
sprechenden Lohnsätzen der übrigen Verwal- 
tungen des Bundes und der Länder ab. So er- 
hält ein ISjähriger Arbeiter in jedem Fall den 
Vollohn. Im Bereich der übrigen Verwaltungen 
des Bundes und der Länder werden einem 
gleichaltrigen Arbeiter dagegen regelmäßig 
90 V. H. der vollen Sätze gewährt. Die Stunden- 
löhne der 18- und 19jährigen Arbeiter differie- 
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ren hiernach beispielsweise in Orten der Orts- 
lohnklasse 1 Ortsklasse S) 

seit dem 1. April 1961 seitdem 

1. Juli 1962 


in der Lohngruppe VII um 24 Pf um 25 Pf 

in der Lohngruppe IV um 27 Pf um 29 Pf 

in der Lohngruppe III um 31 Pf um 33 Pf. 


15. Der am 27. September 1961 zwischen dem Bun- 
desminister für das Post- und Fernmeldewesen 
und den zuständigen Gewerkschaften abge- 
schlossene Tarifvertrag Nr. 168 über die Ände- 
rung des Verzeichnisses der Lohngruppen (An- 
lage 2 zum Tarifvertrag für die Arbeiter der 
Deutschen Bundespost) sieht u. a. vor, daß 
Handwerker der Lohngruppe IV nach dreijähri- 
ger Beschäftigung bei der Deutschen Bundespost 
in die Lohngruppe III höhergestuft werden, auch 
wenn sic weiterhin nach der Lohngruppe IV zu 
bewertende Tätigkeiten ausüben. Demgegen- 
über steigen die Handwerker der übrigen Ver- 
waltungen dos Bundes und der Länder nach dem 
vom Bundesminister des Innern am 11. Oktober 
1 961 abgeschlossenen Tarifvertrag erst nach einer 
zehnjährigen Tätigkeit in die Lohngruppe III 
auf. Wegen der Auswirkungen auf das Lohn- 
und Tarifgefüge anderer Zweige der Bundesver- 
waltung hätte der Bundesministcr für das Post- 
und Fernmeldewcsen die günstigere Regelung 
für seinen Geschäftsbereich nur im Einverneh- 
men mit den Bundesministern des Innern und 
der Finanzen treffen dürfen. Dies wäre um so 
mehr geboten gewesen, als dem Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen bekannt war, 
daß der Bundesminister des Innern zur gleichen 
Zeit mit den zuständigen Gewerkschaften we- 
gen einer Änderung des Lohngruppenverzeich- 
nisses, insbesondere eines automatischen Auf- 
stiegs aus der Lohngruppe IV in die Lohn- 
gruppe III, verhandelte. Das eigenmächtige Vor- 
gehen des Bundesministers für das Post- und 
Fernmeldewesen stellt einen Verstoß gegen die 
Vorschrift des § 26 des Postverwaltungsgesetzes 
dar. 


Vergütungen der Angestellten 

16. Auch auf dem Gebiet des Tarifrechts der Ange- 
stellten der Deutschen Bundespost zeigen sich 
Tendenzen, die geeignet sind, das insoweit noch 
einheitliche Vergütungsgefüge im öffentlichen 
Dienst zu erschüttern. So hat der Bundesmini- 
ster für das Post- und Fernmeldcwesen die 
Oberpostdirektionen im Frühjahr 1961 ermäch- 
tigt, den auf Beamtendienstposten des mittleren 
Dienstes tätigen vollbeschäftigten 20 und 21 
Jahre allen Angestellten der Vergütungsgrup- 
pen VIII und VII BAT zu ihrer Vergütung eine 
Tätigkeitszulagc in Höhe von 23 DM monatlich 
zu gewähren, obwohl sich die Bundesminister 
des Innern und der Finanzen gegen eine der- 
artige Besserstellung der Poslangestellten aus- 
gesprochen hatten. Der Bundesrechnungshof hat 
die Regelung beanstandet. 


Fahr kos tenzuschüsse 

17. Der Haushaltsauschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat es in seiner 174. Sitzung am 21. Juni 
1961 abgelehnt, einer vom Bundesminister des 
Innern für die gesamte Bundesverwaltung in 
Aussicht genommenen Regelung zuzustimmen, 
nach der außerhalb des Dienstortes wohnenden 
Bediensteten in besonderen Fällen ein Zuschuß 
zu den Kosten für Fahrten zwischen Wohnung 
und regelmäßiger Dienststelle gewährt werden 
sollte. Trotz Kenntnis dieses Sachverhalts hat 
der Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen die Oberpostdirektionen mit Verfügung 
vom 3. November 1961 ermächtigt, vollbeschäf- 
tigten Angestellten und Arbeitern solche Zu- 
schüsse ab 1. Oktober 1961 zu gewähren. Er- 
stattungsfähig sind die notwendigen Fahr- 
kosten, soweit sie einen nach der Ortsklasse 
des dienstlichen Wohnsitzes gestaffelten, zwi- 
schen 12 und 24 DM liegenden Eigenanteil über- 
steigen. Diese Regelung, die nach Mitteilung 
des Bundesministers für das Post- und Fern- 
meldewesen im Einvernehmen mit den Bundes- 
ministern des Innern und der Finanzen getrof- 
fen worden ist, muß zwangsläufig zu Berufun- 
gen anderer Verwaltungen führen. 


Abgeltung von Mehrbelastungen im Betriebs- 
dienst während der regelmäßigen Dienstzeit 

18. Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen hat mit Verfügung vom 30. Januar 
1961 u. a. angeordnet, daß den im Fernsprech- 
vermittlungs- und Telegrammübermittlungs- 
dienst tätigen Beamten und Angestellten als 
Ausgleich für bestimmte Mehrbelastungen wäh- 
rend der regelmäßigen Dienststunden Freizeit 
gewährt wird. Der dieser Anordnung zugrunde 
liegende Gedanke, erhöhte Arbeitsintensität in- 
nerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit besonders 
abzugelten, ist dem öffentlichen Dienstrecht 
fremd. Die Sonderregelung kann im übrigen zu 
Berufungen führen, und zwar nicht nur im Be- 
reich der Deutschen Bundespost selbst, sondern 
auch bei anderen Verwaltungen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Regelung be- 
anstandet und den Bundesminister gebeten, von 
Zugeständnissen dieser Art jedenfalls so lange 
abzusehen, als nicht über die damit zusammen- 
hängenden Grundsatzfragen Einvernehmen mit 
den Bundesministern des Innern und der Finan- 
zen besteht. Der Bundesrechnungshof verfolgt 
die Angelegenheit weiter. 


Vorbehalt des Bundesrechnungshofes 

19. Der Bundesrechnungshof hat sich Vorbehalten, 
über die Feststellungen unter Nr. 15, 16 und 18 
Bemerkungen zur Bundeshaushaltsrechnung 
1961 aufzustellen. 


* 
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Krankenstand 

und vorbeugende Gesundheitsfürsorge 
in der Bundesverwaltung 

20. Bei Untersuchungen über die Organisation und 
Wirtschaftlichkeit in der Bundesverwaltung 
werde ich oft auf den Krankenstand des Perso- 
nals und au)f die Schwierigkeiten hingewiesen, 
die sich aus ihm für die richtige Bemessung der 
Zahl der Kräfte sowie bei der Geschäftsvertei- 
lung und dem Geschäftsablauf ergeben. Audi 
Personal anforderungen werden zum Teil so- 
wohl mit Ausfällen infolge Krankheit wie auch 
damit begründet, daß Bedienstete wegen eines 
Leidens oder einer Körperbeschädigung nicht 
voll einsatzfähig sind. Insgesamt handelt es sich 
um ein Problem von allgemeiner Bedeutung, bei 
dem auch die Frage auftaudit, ob besondere ge- 
sundiheitsfürsorge rische Maßnahmen einzuleiten 
sind. 

21. Einige Verwaltungen, darunter die großen Be- 
triebsverwaltungen, führen seit Jahren Kran- 
kenstatistiken. Diese geben Aufschluß über die 
allgemeine Entwicklung des Krankenstandes in 
diesen Verwaltungen; es lassen sich daraus 
charakteristische Unterschiede der Entwicklung 
in den einzelnen Personalgruppen (Unterschiede 
nach Geschlecht, Alter, Laufbahn und Beschäfti- 
gungsart) sowie in den verschiedenen Dienst- 
stellen, Gebieten, Jahreszeiten und selbst Mo- 
naten erkennen. Die bisher veröffentlichten 
Zahlen der einzelnen Verwaltungen sind jedoch 
nicht miteinander vergleichbar, da sie nach un- 
terschiedlichen Methoden errechnet und unter 
verschiedenen Gesichtspunkten aufgegliedert 
worden sind. Bei kleineren Dienststellen wer- 
den Krankenstatistiken häufig nicht oder nur 
unzureichend geführt. Eine Gesamtübersicht 
über den Krankenstand in der Bundesverwal- 
tung läßt sich unter diesen Umständen nicht 
aufstellen. Zur Feststellung, ob oder welche 
Maßnahmen im Rahmen vorbeugender Gesund- 
heitsfürsorge geboten sind, genügen jedoch 
repräsentative Erhebungen über die Höhe und 
die Ursachen des Krankenstandes in den ver- 
schiedenen Bereichen der Verwaltung. Zu die- 
sem Zweck sollte angestrebt werden, die Kran- 
kennachweise nach Möglichkeit zu vereinheit- 
lichen und zweckmäßig zu gestalten. Dabei 
müssen Wege gesucht werden, auf denen das 
Ziel ohne erhebliche Mehrarbeit und zusätz- 
liches Personal erreicht werden kann. 

22. Auf meine Bitte hat sich der Fürsorgearzt der 
obersten Bundesbehörden in einem Gutachten 
vom 30. Dezember 1960 zu dem gesamten Fra- 
genkreis geäußert. Das Gutachten enthält wert- 
volle Anregungen und Vorschläge für vorbeu- 
gende und gesundheitsfördernde Maßnahmen. 
Der Bundesminister des Innern hat es den Bun- 
desressorts zur Kenntnis gebracht. 

23. Der Bundesrechnungshof hat bei seinen Prüfun- 
gen wiederholt Mängel in der Bauweise und 
der Ausstattung der Verwaltungsgebäude fest- 


gestellt, welche die gesundheitlichen Bestrebun- 
gen nicht unwesentlich beeinträchtigen. So hat 
er übergroße Fensterflächen ohne ausreichen- 
den Strahlungsschutz an den Sonnenseiten von 
Verwaltungsgebäuden, Truppenunterkünften 
und sogar bei einem Sanatorium beanstanden 
müssen. Sie haben in mehreren Fällen ein so 
unerträgliches Raumklima im Sommer verur- 
sacht, daß Kreislauferkrankungen des Personals 
die Folge waren. In anderen Fällen hat der 
Bundesrechnungshof auf die Unfallgefahr durch 
nicht gleitsichere oder falsch gepflegte Fußbö- 
den und Treppen hingewiesen. Auch auf Män- 
gel bei Belüftungs- und Klimaanlagen und auf 
unzureichende Schallschutzmaßnahmen hat er 
aufmerksam gemacht. Im Hinblick auf diese 
Feststellungen habe ich bei dem Bundesminister 
des Innern angeregt, bei der baulichen Einrich- 
tung und Ausstattung der Verwaltungsgebäude 
die gesundheitlichen Belange der Bediensteten 
stärker zu berücksichtigen. 

Es wird sich empfehlen, daß die Verwaltungen 
die Entwicklung des Krankenstandes ihres Per- 
sonals beobachten und den Möglichkeiten einer 
vorbeugenden Gesundheitsfürsorge in ihren Be- 
reichen unter gegenseitigem Erfahrungsaus- 
tausch nachgehen. 

* 


Bauwesen 

24. Bei der Prüfung von Bauausgaben haben sich 
erneut Mängel grundsätzlicher Art gezeigt. Sie 
betreffen sowohl die Planung als auch die Ver- 
gabe, die Durchführung, die Überwachung und 
die Abrechnung von Bauvorhaben. Aus den Prü- 
fungen der letzten Zeit greife ich wegen ihrer 
allgemeinen Bedeutung besonders typische 
Fälle heraus, wenn auch die Prüfungsverfahren 
zum Teil noch nicht abgeschlossen sind. 

Mängel der Planung und Durchführung 

25. Verschiedentlich hat das Streben nach moderner 
Baugestaltung zu einer Mißachtung anerkann- 
ter Regeln der Technik geführt. Die Bauwerke 
sind dadurch mit Mängeln und Schäden behaf- 
tet, die sich nicht immer ganz beheben lassen. 
In anderen Fällen sind erhebliche Mehrkosten 
enstanden, weil die Architektur zu sehr auf op- 
tische Wirkung abgestellt war. 

a) Das Deutsche Jugendherbergswerk hat für 
den Bau einer Jugendherberge im Alpenge- 
biet aus dem 4. bis 6. Bundesjugendplan Zu- 
schüsse des Bundes in Höhe von rd. 260 000 
DM erhalten. Die gesamten Bauausgaben be- 
trugen rd. 730 000 DM. 

Das Bauwerk, das in verschiedene Einzel- 
baukörper gegliedert ist, weist erhebliche 
Mängel auf: 

In Abweichung von der ortsüblichen Bau- 
weise haben die Gebäude fast kubische For- 
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men. Die flachen Dächer enden an allen Sei- 
ten mauerbündig; die Traufen haben kein 
Gesims. Im Winter vereisen Dachrinnen und 
Abfallrdhre, das Schmelzwasser läuft an den 
Außenwänden herunter. Infolgedessen sind 
in vielen Räumen umfangreiche Feuditig- 
keitssdiäden auf ge treten. 

Die Außenwand des Tagesraumes ist wegen 
starker Durchfeuchtung innen nachträglich 
mit Holz verkleidet worden. An der Holz- 
wand hat sich inzwischen Schimmelpilz ge- 
bildet. Große Teile des Wandputzes im Ta- 
ge sraum sind ab gefallen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Kosten für 
die Beseitigung der hauptsächlichsten Schä- 
den auf 80 000 bis 100 000 DM geschätzt. Er 
hat den zuständigen Bundesminister gebe- 
ten, die Sdiadenersatzpflicht des Architek- 
ten und der Bauunternehmer zu prüfen. 

b) In den Jahren 1958 und 1959 ist innerhalb 
einer neuen Anlage für eine Einheit des 
Bundesgrenzschutzes das Wirtschaftsgebäu- 
de errichtet worden. Das Dach dieses Ge- 
bäudes ist ohne jeden Überstand gebaut 
und hat eine schlechte Traufenbiidung. Das 
hat zu erheblichen Feuchtigkeitsschäden ge- 
führt. 

Zunächst muß die Dachtraufe anders gestal- 
tet werden. Die dazu notwendigen Arbeiten 
hat die Ortsbaudienststelle auf etwa 7000 
DM errechnet. Die Beseitigung der Feuchtig- 
keitsschäden am Gebäude selbst wird eine 
höhere Summe erfordern. Die Behebung der 
Mängel ist im Gange. 

Die Mehrkosten wären vermieden worden, 
wenn bei der Planung nicht gegen aner- 
kannte Regeln der Technik verstoßen wor- 
den wäre. 

c) Die Planung für den Neubau einer Unter- 
kunft des Bundesgrenzschutzes ist freischaf- 
fenden Architekten übertragen worden. 
Nach ihren Plänen ist das Erdgeschoß des 
Wirtschaftsgebäudes an der Süd- und West- 
seite zum abfallenden Hang hin je 1,50 m 
ausgekragt worden. Aus statischen Gründen 
mußten bei dieser Bauweise U-förmige 
Stahlbetonkonstruktionen und ungewöhn- 
lich stark dimensionierte Fundamente ein- 
gebaut werden; außerdem waren große Erd- 
anschüttungen notwendig. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Kon- 
struktion als unwirtschaftlich beanstandet. 
Die Oberfinanzdirektion hat die Auskragung 
des Erdgeschosses mit dem geringeren 
Raumbedarf für den Keller begründet und 
darauf hingewiesen, daß durch die Aus- 
kragung in erheblichem Umfange umbauter 
Raum eingespart worden sei. Diese Begrün- 
dung vermag der Bundes rechnungshof nicht 
anzuerkennen. Das Gebäude ist teurer ge- 
worden als bei vollem Ausbau des Keller- 


geschosses. Zudem pflegt gerade bei Wirt- 
schaftsgebäuden ein großer Bedarf an Kel- 
lerraum aufzutreten. 

Der Bundesschatzminister hat erklärt, die 
konstruktiven Einzelheiten, zu denen auch 
die Auskragung gehöre, seien ohne seine 
Kontrolle ausgeführt worden. Das Auskra- 
gen des Erdgeschosses stellt aber mehr dar 
als eine konstruktive Einzelheit. Infolge- 
dessen hätte die Oberfinanzdirektion nach 
den Richtlinien für die Durchführung von 
Bauvorhaben des Bundes die Zustimmung 
des Bundesministers einholen müssen. Der 
Bundesminister wird sicherzustellen haben, 
daß die Landesbauverwaltungen die Richt- 
linien auch insoweit beachten. 

26. Wiederholt sind auch durch ungenügende Vor- 
bereitung von Bauvorhaben und mangelnde Zu- 
sammenarbeit zwischen den am Bau Beteiligten 
vermeidbare Kosten entstanden. Ursächlich da- 
für waren ungenaue und unvollständige An- 
gaben des späteren Nutznießers über den 
Raumbedarf und über besondere technische Not- 
wendigkeiten, Baubeginn trotz unzureichender 
Bauunterlagen, zusätzliche Wünsche des Nutz- 
nießers während der Bauzeit sowie unzweck- 
mäßige Organisation der Bauleitungen und der 
Baustellen. 

a) Beim Neubau der bereits erwähnten Unter- 
kunft für den Bundesgrenzschutz hat die 
Bauverwaltung im Dezember 1957 die ersten 
Besprechungen mit den Architekten geführt. 
Deren vorläufiger Bebauungsvorschlag wur- 
de dem Bundesminister für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes Ende Januar 1958 vor- 
gelegt. Der Vorentwurf war Ende 1958 auf- 
gestellt. Nach dem Voranschlag sollte der 
Neubau etwa 17 Mio DM kosten. Spätere 
Änderungen des Raumbedarfs erforderten 
eine nochmalige Aufstellung des Vorent- 
wurfs. Der Bauentwurf wurde im Oktober 
1960 genehmigt; er schloß ebenfalls mit 17 
Mio DM ab. 

Nach dem Zeitplan der Ortsbaudienststelle 
sollte der Bau von Juli 1959 bis Dezember 
1960 errichtet werden. Mit den Tiefbauar- 
beiten wurde im Juli 1959 begonnen. Ob- 
wohl es erkennbar war, daß das Gelände 
entmunitioniert werden muß, ist dies nicht 
in den Zeitplan einkalkuliert worden. Wei- 
tere Verzögerungen traten durch die schlep- 
pende Arbeitsweise der Architekten ein. 
Sie mußten öfters ermahnt werden, ihre 
Leistungen rechtzeitig zu erbringen. Die von 
ihnen ausgearbeiteten Ausschreibungsun- 
terlagen waren teilweise mangelhaft. Die 
Architekten selbst waren selten auf der Bau- 
stelle; sie waren offenbar mit anderen Auf- 
gaben so beschäftigt, daß sie dem Projekt 
nicht das erforderliche Interesse entgegen- 
brachten. Ihre Zusammenarbeit mit dem von 
der Bau Verwaltung beauftragten Statiker 
war äußerst unbefriedigend. 
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Die Unterkunft ist noch nicht fertiggestellt. 
Die Verzögerung wird bedeutende Mehr- 
kosten, insbesondere durch Lohn- und Preis- 
erhöhungen, zur Folge haben. Bei vorsichti- 
ger Schätzung werden die veranschlagten 
Kosten um 2 bis 2,5 Mio DM überschritten 
werden. 

Der Bundesrechnungshof hat die mangelnde 
Zusammenarbeit der am Bau Beteiligten be- 
anstandet. Er hat besonders darauf hinge- 
wiesen, daß die Bauverwaltung die Archi- 
tekten nicht mit der nötigen Entschiedenheit 
zur Vertragserfüllung angehalten und sie 
nicht in Verzug gesetzt hat. 

b) Die Planung für den Umbau und die Erwei- 
terung eines Zollamtes wurde im Jahre 1954 
begonnen. Ein von der Zollabteilung der 
Oberfinanzdirektion anerkannter Vorent- 
wurf schloß mit 225 000 DM Baukosten ab. 

Nach Abstimmung mit dem Bundesminister 
der Finanzen — Bauabteilung — änderte 
die Ortsbaudienststelle die Planung und 
fertigte Ende Mai 1956 einen neuen Vor- 
entwurf, den der Bundesminister der Finan- 
zen Anfang Mai 1957 genehmigte. Die Bau- 
kosten sollten danach 274 000 DM betragen. 

Bei der Aufstellung des Bauentwurfs im 
August 1957 verlangte die Zollabteilung der 
Oberfinanzdirektion weitere Änderungen. 
Der von der Ortsbaudienststelle unter Be- 
rücksichtigung dieser Änderungen Ende 
Oktober 1957 aufgestellte Bauentwurf 
schloß mit 370 000 DM Baukosten ab; er 
wurde vom Bundesminister für wirtschaft- 
lichen Besitz des Bundes im August 1958 mit 
325 000 DM genehmigt. 

Weitere Änderungsvorschläge der Zollab- 
teilung der Oberfinanzdirektion in den Jah- 
ren 1958/59 führten zu einem neuen Ent- 
wurf der Ortsbaudienststelle, dem der Bun- 
desminister für wirtschaftlichen Besitz des 
Bundes Ende März 1960 mit der Auflage 
zustimmte, die bereits festgesetzten Bau- 
kosten nicht zu überschreiten. Ein weiterer 
Entwurf vom Mai 1960 schloß mit einer Bau- 
kostensumme von 320 000 DM ab. 

Inzwischen war im Juli 1959 mit den Bau- 
arbeiten begonnen worden. Wegen der 
Umplanung waren die Arbeiten vom 21. 
Mai 1960 bis zum 29. August 1960 einge- 
stellt. Bei einer Besichtigung durch Vertre- 
ter des Bundesministers für wirtschaftlichen 
Besitz des Bundes und der Oberfinanzdirek- 
tion im September 1960 erklärte der Vor- 
steher des Zollamtes, daß der Grundriß ei- 
nes Bauteils in der vorgesehenen Form für 
den Dienstbetrieb ungeeignet sei. Diese An- 
sicht wurde von den Teilnehmern an der 
Besichtigung bestätigt. Es wurde nochmals 
umgeplant und nach kurzfristiger Unter- 
brechung der Arbeiten weitergebaut. Das 
Bauvorhaben ist noch nicht abgeschlossen. 


Insgesamt sind von 1954 bis 1961 für ein 
verhältnismäßig kleines Bauvorhaben zwei 
Vorentwürfe, drei Bauentwürfe und ein 
Nachtragskostenanschlag aufgestellt wor- 
den. Wesentliche Bauleistungen mußten 
mehrmals ausgeschrieben, einige bereits 
fertiggestellte Bauteile wieder abgebrochen 
werden. 

Der Bundesrechnungshof hat die unüber- 
legte Planung und die mangelnde Zusam- 
menarbeit zwischen Bauverwaltung und 
Nutznießer beanstandet und verlangt, daß 
die vermeidbaren Mehraufwendungen er- 
mittelt werden und die Frage der Verant- 
wortlichkeit geprüft wird. 

c) Die Baudienststellen der Finanzbauverwal- 
tung eines Landes haben bei der Durchfüh- 
rung größerer Neubauvorhaben für die Bun- 
deswehr in mehreren Fällen massive Ge- 
bäude zur Unterbringung der örtlichen Bau- 
leitungen errichten lassen und die Kosten 
hierfür aus Bauleitungsmitteln bezahlt. Die 
Aufwendungen bewegten sich in den unter- 
suchten Fällen zwischen 54 000 und 98 000 
DM. 

Nach Beendigung der Tätigkeit der örtlichen 
Bauleitungen wollte das Land die Gebäude 
in anderer Weise verwenden und hat sie 
den in unmittelbarer Umgebung stationier- 
ten Bundeswehreinheiten angeboten. Dabei 
mußte der Bund in einigen Fällen die 
Grundstücke, die er zuvor für die Errichtung 
der Bauleitungsgebäude auf das Land über- 
tragen hatte, zurückerwerben. Bei dem Rück- 
kauf hat das Land die sich aus dem Bau- 
index ergebende Preiserhöhung berechnet. 
Der Bund mußte außerdem die Grund- 
erwerbsteuer für das inzwischen bebaute 
Grundstück zahlen. 

Das Verfahren ist für den Bund unwirtschaft- 
lich. Der Bundesrechnungshof hält es nicht 
für richtig, massive Gebäude zur vorüber- 
gehenden Unterbringung von Bauleitungen 
auf dem Kasernengelände oder in dessen 
unmittelbarer Umgebung zu errichten. Der 
Bund sah sich dadurch in der Regel veran- 
laßt, das bebaute Grundstück später zu kau- 
fen. Dadurch erhält die Bundeswehr über die 
ursprüngliche Bauplanung hinaus zusätzliche 
Liegenschaften, die ihr nach der genehmig- 
ten Raum- und Landgebühr nicht zustehen. 

Der Bundesrechnungshof hat empfohlen, be- 
reits bei der Bauplanung in einem ohnehin 
zu errichtenden Gebäude ausreichende 
Räume für die örtliche Bauleitung vorzu- 
sehen. Dieses Gebäude sollte bei der Durch- 
führung des jeweiligen Bauvorhabens zuerst 
fertiggestellt werden. 

Der Bundesminister der Verteidigung be- 
fürchtet, daß eine — auch nur zeitlich be- 
grenzte — Zurverfügungstellung von Raum 
in den Kasernenanlagen zu Störungen des 
militärischen Betriebs führen würde. Der 
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Bundesrechnungshof hat demgegenüber 
darauf hingewiesen, daß in einigen Fällen 
bereits in der vorgeschlagenen Weise ver- 
fahren wird, ohne daß sich Schwierigkeiten 
ergeben haben. Die Erörterung ist noch nicht 
abgeschlossen. 

d) Der Bau eines Gebäudekomplexes für die 
Bundesanstalt für Viruskrankheiten der 
Tiere, der im Februar 1954 begonnen wurde 
und ursprünglich zwei Jahre dauern sollte, 
ist im Jahre 1961 beendet worden. Bei Bau- 
beginn lagen die nach § 45 RHO erforder- 
lichen ausführlichen Bauentwurfszeichnun- 
gen und Kostenberechnungen nicht vor. Die 
ungenügende Vorbereitung des Vorhabens, 
dessen Ausführung wegen der Eigenart der 
Zweckbestimmung des Bauwerks besondere 


technische Anforderungen stellte, hat sich 
auf den Fortgang und die Kosten des Baues 
sehr nachteilig ausgewirkt. 

Auf der Baustelle mußte häufig improvisiert 
werden. Bauausführung und fortschreitende 
Planung liefen vielfach nebeneinander her. 
Die Leistungsverzeichnisse für die einzelnen 
Gewerke waren dadurch unvollständig. 

Der Kostenvoranschlag vom Juli 1955 hatte 
für das Gesamtobjekt mit 7,4 Mio DM abge- 
schlossen. Für das Vorhaben sind mit Rück- 
sicht auf Umplanungen, zusätzliche Bauten 
und technische Einrichtungen sowie Lohn- 
und Preiserhöhungen in der Zeit von 1952 
bis 1960 haushaltsmäßig jedoch 10,69 Mio 
DM bereitgestellt worden, wie die nach- 
stehende Übersicht zeigt: 


Rj. 

Haushaltsstelle 

Haushaltsbetrag 

DM 

Ist 

DM 

Verbliebener Rest 
DM 

1952 

Kap. A 1 Tit. 5 (neu) 

600 000 

— 

600 000,— 

1953 

Kap. A 10 24 Tit 710 

3 950 000 

147 898,78 

4 402 101,22 

1954 

Kap. A 10 24 Tit 710 

2 650 000 

1 310 284,97 

5 741 816,25 

1955 

Kap. A 10 24 Tit. 710 

200 000 

1 496 782,21 

4 445 034,04 

1956 

Kap. 10 24 Tit 710 

170 000 

830 654,90 

3 784 379,04 

1957 

Kap. 10 24 Tit 710 

780 000 

1 375 199,46 

3 189 179,58 

1958 

Kap. 10 24 Tit 710 

800 000 

1 498 842,18 

2 490 337,40 

1959 

Kap. 10 24 Tit 710 

500 000 

2 169 116,19 

821 221,21 

1960 

Kap. 10 24 Tit 710 

1 040 000 

677 570,47 

845 650,74 

1961 

Kap. 10 24 Tit 710 

— 

336 175,96 

509 474,78 

Sa. 


10 690 000 

9 842 525,12 

— 


Das Mißverhältnis zwischen den jährlich ver- 
fügbaren Mitteln und den wesentlich niedri- 
geren Ausgaben läßt erkennen, in welchem 
Ausmaß der Baufortschritt hinter den Erwar- 
tungen zurückblieb. 

Insbesondere beim Bau des Laboratoriums- 
gebäudes verursachte das Fehlen von Plä- 
nen Stockungen. Wegen der dadurch er- 
höhten Geräte- und Auslösungskosten for- 
derte ein Unternehmer rd. 345 000 DM 
Schadenersatz. Die Bauverwaltung zahlte 
ihm darauf auf Grund eines außergericht- 
lichen Vergleichs eine Abfindung von 
192 500 DM. 

Der Bundesrechnungshof hat gerügt, daß mit 
den Bauarbeiten begonnen wurde, bevor 
ausführliche Bauentwurfszeichnungen und 
Kostenberechnungen erarbeitet waren, und 
hat die unwirtschaftliche Baudurchführung 
beanstandet. 

Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten, der Bundesminister 


für wirtschaftlichen Besitz des Bundes, der 
Bundesminister der Finanzen und die Ober- 
finanzdirektion haben sich auf die Eigenart 
der gestellten Aufgabe mit ihrer technischen 
Besonderheit berufen und die Verstöße im 
wesentlichen mit der Dringlichkeit des Vor- 
habens erklärt. Aus diesen Gründen sei auch 
der Nutznießer nicht in der Lage gewesen, 
seine Vorstellungen rechtzeitig zu präzisie- 
ren. Die Oberfinanzdirektion hat dabei be- 
tont, daß es sich bei dem Bauvorhaben um 
ein Novum auf dem Festlande gehandelt 
habe. Die Durchführung habe Unsicherheits- 
faktoren eingeschlossen, die nicht im Bereich 
des Bautechnischen oder des Bauorganisa- 
torischen gelegen hätten, und die trotz größ- 
ter Sorgfalt bei der Planung nicht zu über- 
sehen gewesen wären. 

Der Bundesrechnungshof verkennt nicht, daß 
es sich um ein dringliches Bauvorhaben han- 
delte, dessen Durchführung besondere tech- 
nische Anforderungen stellte. Er ist aber der 
Auffassung, daß ein dringliches und schwie- 
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riges Bauvorhaben einer besonders sorg- | 
Idltigen Vorbereitung bedarf, Dieser Fall | 
zeigt, daß ein überstürzter Baubeginn zu ; 
keinem Zeitgewinn, wohl aber zu erheb- 
lichen Mehrkosten führt. 

Die Bundesressorts werden künftig dafür zu 
sorgen haben, daß der Bauverwaltung für 
die Planung und Ausführung ihrer Bauten 
ein angemessener Zeitraum zur Verfügung 
steht. 

27. Bereits in der Denkschrift 1954 (Drucksache 84 
der 3. Wahlperiode, Seite 73 Nr. 26) habe ich 
auf Grund der Prüfung von A.usgaben für den 
Bau von Bundesfernstraßen darauf hingewiesen, 
daß nachteilige Folgen für den Bund eintreten 
können, wenn Bauverträge nachträglich geän- 
dert werden. Derartige Änderungen sind zwar 
nicht immer zu vermeiden, ln vielen Fällen sind 
jedoch die Bauten nicht sorgfältig genug geplant 
und die Ausschreibungsunterlagen ungenau 
oder unvollständig. Der Bundesrechnungshof 
hat immer wieder betont, daß Nachträge und 
Änderungen nur vertreten werden können, 
wenn Umstände eintreten, die auch bei sorg- 
fältiger Planung nicht vorhergesehen werden 
konnten. Nachträgliche Forderungen von Unter- 
nehmern müssen in jedem Falle auf ihre Ver- i 
einbarkeit mit den Bedingungen des Bauvertra- ■ 
ges, der Verdingungsordnung für Bauleistungen ' 
(VOB) und den Preis vorschrif len besonders ge- 
prüft werden. Diese Grundsätze werden immer 
noch nicht hinreichend beachtet. * 

So hat ein Autobahn-Neubauamt die Erd- und 
Entwässerungsarbeilen für den Neubau eines 
Autobahn-Streckenabschnittes zunächst öffent- : 
lieh ausgeschrieben. Da kein Angebot den Be- 
dingungen entsprach, vergab das Amt den Auf- | 
trag an einen der Bieter freihändig. Erst etwa i 
2 Monate nach Beginn der Bauarbeiten hat das 
Amt mit dem Unternehmer einen schriftlichen 
Bauvertrag über eine Bausumme von 523 1 1 2 DM 
abgeschlossen. 

Bereits vor dem Erötfnungstermin hatte der 
Bundesminister für Verkehr eine Änderung des 
Bauentwurfs mit dem Ziel verlangt, die „Gra- 
diente" teilweise zu senken. Der Umfang der 
Bauarbeiten änderte sich hierdurch wesentlich, 
insbesondere waren über 70 v. H. mehr Boden- 
bewegungen als in der Leistungsbeschreibung 
erfaßt waren auszuführen. Auch die Entfernun- 
gen für den Transport wurden zum Teil erheb- 
lich größer. Obwohl das Amt die geforderte 
Entwurfsänderung der Straße bereits während 
der öffentlichen Ausschreibung erfahren hatte, 
hat es die Verdingungsunterlagen für den 
Wettbewerb nicht berichtigt. Auch bei der frei- 
händigen Vergabe des Auftrages hat es die 
Änderung nicht berücksichtigt. 

Schon kurze Zeit nach Aufnahme der Bau- 
arbeiten forderte der Auftragnehmer erhebliche 
zusätzliche Vergütungen, die er größtenteils mit 
den durch die Änderung der Gradiente ver- 
ursachten Mehrarbeiten begründete. Das Bau- | 


amt erkannte die in mehreren Nachlragsange- 
boten niedergelegten Forderungen im wesent- 
lichen an. Dagegen erklärte die Vorgesetzte 
Behörde die Forderungen des Unternehmers 
teilweise für unberechtigt. Sie gab dem Amt 
auf, mit dem Unternehmer neue Vereinbarun- 
gen zu treffen. Die Verhandlungen gestalteten 
sich schwierig. Schließlich wurde in einer zu- 
sammenfassenden und später von der Vorge- 
setzten Behörde genehmigten Nachtragsverein- 
barung die Bausumme gegenüber dem Bauver- 
trag um rd. 798 000 DM auf 1 321 000 DM er- 
höht. Die Schlußabrechnung, die die Firma erst 
4 Jahre nach Beendigung der Bauarbeiten auf- 
gestellt hat, belief sich auf insgesamt rd. 
1 380 000 DM. Hierauf waren bereits vor Ab- 
schluß der Nachtragsvereinbarung 1 351 000 DM 
Abschläge gezahlt worden. 

Bei der örtlichen Prüfung durch den Bundes- 
rechnungshof im Juli 1960 hatte das Amt die 
Abrechnung noch nicht abschließend geprüft, 
weil zahlreiche Unstimmigkeiten mit dem Auf- 
tragnehmer nicht hatten geklärt werden kön- 
nen. Die Bauakten waren größtenteils unvoll- 
ständig und die Aufzeichnungen über das Bau- 
geschehen äußerst mangelhaft. Ein Teil der Ab- 
rechnung war wegen des Fehlens jeglicher 
Unterlagen überhaupt nicht nachprüfbar. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewie- 
sen, daß der öffentliche Auftraggeber bei der 
Ausschreibung von Bauleistungen die gefor- 
derte Leistung so klar, eindeutig und erschöp- 
fend zu beschreiben hat, daß alle Bewerber die 
Angebotspreise sicher und ohne umfangreiche 
Vorarbeiten berechnen können (§ 2 der zur Zeit 
der Ausschreibung geltenden Verordnung PR 
32/51 — Baupreisverordnung — vom 11. Mai 
1951 und § 9 der VOB/A). Er hat ferner darauf 
aufmerksam gemacht, daß die Verdingungs- 
unterlagen sorgfältig und lückenlos aufzustellen 
sind, und zwar auch deshalb, weil die Höhe der 
von den Bietern geforderten Einheitspreise we- 
sentlich von dem Umfang der geforderten Bau- 
leistung beeinflußt wird. Von diesem hängt es 
ab, inwieweit und welche Maschinen und Geräte 
verwendet werden und wie die Baustelle am 
zweckmäßigsten eingerichtet wird. Das Neubau- 
amt hat es jedoch unterlassen, die durch die 
Planänderung verursachten erheblich vermehr- 
ten Leistungen bei den Vorverhandlungen und 
in dem Vertrage mit dem Unternehmer zu be- 
rücksichtigen. Die Vermehrung wesentlicher Lei- 
stungen um mehr als 70 v. H. änderte die ur- 
sprüngliche Kalkulation so erheblich, daß sie 
nicht mehr als Grundlage des Bauvertrags die- 
nen konnte. Das Neubauamt hätte den Vertrag 
nicht abschließen dürfen, sondern die Leistun- 
gen erneut dem Wettbewerb unterstellen müs- 
sen. 

Der Bundesrechnungshof hat weiterhin festge- 
stellt, daß auch die Forderungen des Unterneh- 
mers in den Nachträgen und der Schlußabrech- 
nung in zahlreichen Positionen unberechtigt 
waren. Er hat verlangt, daß das Amt beschleu- 
nigt eine prüfbare Schlußabrechnung aufstellen 
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lasse und die fehlenden Unterlagen beschaffe. 
Das Amt hat dem entsprochen; dabei hat es in 
den Rechnungsansätzen des Unternehmers er- 
hebliche Unstimmigkeiten festgestellt. So waren 
die Belege über die Stundenlöhne von an- 
nähernd 50 000 DM erst nach Beendigung der 
Bauarbeiten gefertigt worden. Auch sonst waren 
die Rechnungsansätze weitgehend übersetzt. 

Die Schlußabrechnung wurde nunmehr auf 
1 032 149 DM festgestellt und vom Unterneh- 
mer anerkannt. Danach hat der Unternehmer 
durch die Abschlagszahlungen (1 351 000 DM) 
insgesamt 318 851 DM zuviel erhalten. Hiervon 
sind 116 272 DM gegen Forderungen des Unter- 
nehmers aus anderen Aufträgen aufgerechnet 
worden. Weitere 100 000 DM hat der Unterneh- 
mer bereits zurückgezahlt. Der Bundesminister 
für Verkehr wird zu überwachen haben, daß 
der Rest von 102 579 DM von dem Unterneh- 
mer eingezogen wird. 

In einem wegen anderer Vorfälle eingeleiteten 
Ermittlungsverfahren untersucht die Staats- 
anwaltschaft auch, ob dem Vorstand des Auto- 
bahnamtes in dieser Angelegenheit strafbare 
Handlungen vorzuwerfen sind. 

Mängel der Bauüberwachung und Abrechnung 

28. Auch in anderen Fällen sind Baudienststellen 
bei der Überwachung der Bauarbeiten sowie 
bei der Abrechnung und Bezahlung von Bau- 
leistungen nicht sorgfältig genug verfahren, so 
daß sich häufig beträchtliche Überzahlungen an 
die bauausführenden Firmen ergaben. 

29. So hat eine Arbeitsgemeinschaft mehrerer Bau- 
firmen, die beim Bau einer Truppenunterkunft 
umfangreiche Erd- und Planierungsarbeiten 
durchzuführen hatte, den im Bereich der Ab- 
tragsflächen gewonnenen Mutterboden im auf- 
gelockerten Zustand aufgemessen und berech- 
net, obwohl nach dem Vertrag nur die Boden- 
massen in Rechnung gestellt werden durften, die 
an der Entnahmestelle — in ungelockertem Zu- 
stand gemessen — abzutragen waren. Durch die 
falsche Abrechnungsweise sind der Arbeits- 
gemeinschaft bei einem geschätzten Auflocke- 
rungsfaktor von 20 V. H. rd. 4600 cbm Boden 
zuviel vergütet worden. 

Das zur Herstellung der Planumshöhe erforder- 
liche Auffüllmaterial sollte die Arbeitsgemein- 
schaft aus verschiedenen, außerhalb der Bau- 
stelle liegenden Kies- und Sandgruben beschaf- 
fen. Die diesen Gruben entnommenen Boden- 
massen sind von einem Vertreter der Arbeits- 
gemeinschaft und einem Angehörigen der Bau- 
dienststelle an den Entnahmestellen gemeinsam 
aufgemessen worden. Der Bundesrechnungshof 
hat die Aufmaße an Ort und Stelle nachgeprüft. 
Dabei stellte sich heraus, daß die Arbeitsge- 
meinschaft rd. 12 500 cbm Kies zuviel berechnet 
hatte. 

Die Arbeitsgemeinschaft hat die falschen Auf- 
maße zugegeben und die zu Unrecht erhaltenen 


Beträge von zusammen rd. 63 000 DM zurück- 
gezahlt. 

30. Eine andere Arbeitsgemeinschaft hat bei der 
Durchführung von Erdarbeiten in die Berech- 
nung der Massen für den Bodenabtrag zur Her- 
stellung des Planums auch den Mutterboden ein- 
bezogen, obwohl dieser bereits von einer an- 
deren Firma gegen besondere Vergütung abge- 
tragen worden war. Die Arbeitsgemeinschaft hat 
dadurch rd. 3800 cbm Bodenabtrag zuviel be- 
zahlt erhalten. Sie hat ferner die zur Auffüllung 
des Geländes benötigten Bodenmassen in aufge- 
lockertem Zustand gemessen und berechnet, ob- 
wohl nach den vertraglichen Vereinbarungen 
nur die fertiggeschütteten und verdichteten Auf- 
tragsprofile bei der Abrechnung zu berücksichti- 
gen waren. Dadurch hat die Arbeitsgemeinschaft 
rd. 6300 cbm Auffüllboden zuviel in Rechnung 
gestellt. Die Arbeitsgemeinschaft hat die vom 
Bundesrechnungshof getroffenen Feststellungen 
anerkannt und die zu Unrecht erhaltenen Be- 
träge von rd. 50 000 DM erstattet. 

31. Im Jahre 1938 ist von einem städtischen Tief- 
bauamt ein Schmutzwasserkanal bis zum An- 
schluß einer heute wieder von der Bundeswehr 
benutzten Kaserne gebaut worden. Auf Grund 
eines zwischen der Stadt und der Heeresstand- 
ortverwaltung abgeschlossenen Vertrages sind 
damals sämtliche Kanalbaukosten für die Ka- 
serne abgegolten worden. 1953 hat das städti- 
sche Tiefbauamt den Kanal über die Kaserne 
hinaus verlängert und vom Bund die Zahlung 
von 54 600 DM Anliegerbeiträgen gefordert, ob- 
wohl kein neuer Anschluß zu der Kaserne ge- 
legt worden ist. Der Betrag ist im Rechnungs- 
jahr 1960 bezahlt worden, weil die Standort- 
verwaltung und die Bundesvermögensstelle 
übersehen haben, daß neue derartige Ansprüche 
der Stadt gegen den Bund nicht entstanden sind. 

Der Betrag ist auf Veranlassung des Bundesrech- 
nungshofes im Rechnungsjahr 1961 den Bundes- 
mitteln wieder zugeführt worden. 

32. Wie schon früher (vgl. meine Denkschrift vom 
5. April 1961 — Drucksache 2751 der 3. Wahl- 
periode, S. 116, Nr. 82) hat der Bundesrechnungs- 
hof häufig Verstöße gegen die Abrechnungsbe- 
stimmungen der Verdingungsordnung für Bau- 
leistungen (Teil C) und gegen die Baupreisver- 
ordnung feststellen müssen. Er hat die darauf 
beruhenden Überzahlungen von Bauunterneh- 
men durch die Baudienststellen berechnen und 
zurückfordern lassen. 

Im Kalenderjahr 1960 sind in etwa 300 Fällen 
zuviel geleistete Zahlungen von über 300 000 DM 
erfaßt worden. Die betroffenen Firmen haben 
inzwischen rd. 160 000 DM zurückgezahlt. Die 
Erstattung der restlichen Beträge wird über- 
wacht. 

33. Die Ursachen für die Mehrzahl dieser Unstim- 
migkeiten sind in erster Linie darauf zurückzu- 
führen, daß seit Jahren das Bauvolumen stän- 
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dig gewachsen ist und das Personal in der Bau- 
verwaltung nicht ausreichte. Die Aufgaben, die 
den mit Baumaßnahmen für die Bundeswehr be- 
trauten Baudienststellen übertragen sind, haben 
inzwischen einen Umfang angenommen, der die 
Grenze ihrer Leistungsfähigkeit zum Teil erheb- 
lich überschreitet. Die Folgen davon sind nicht 
ausgereifte Planungen, mangelhafte Bauar Füh- 
rung, unzureichende Bauaufsicht und ungciaue 
Abrechnung sowie erhebliche Rückstände in der 
Abrechnung und Rechnungslegung. 

34. Die umfangreichen Bauvorhaben für die Bundes- 
wehr bedürfen wegen ihrer speziell auf die Be- 
lange der jeweiligen Truppengattung abzu- 
stimmenden technischen Erfordernisse einer 
sorgfältigen Vorbereitung. Der Überwachung 
der Bauarbeiten ist wegen der an kurze Ter- 
mine gebundenen Baudurchführung besondere 
Bedeutung beizumessen. Beides ist aber weit- 
gehend von der Anzahl und der Befähigung der 
den Baudienststellen zur Verfügung stehenden 
technischen Kräfte abhängig. Die Bauverwaltung 
ist zwar bestrebt, der Aufgabenvermehrung 
durch entsprechende Personalverstärkungen ge- 
recht zu werden. Die Erfahrungen der letzten 
Jahre haben aber gezeigt, daß ihr dies nicht 
in dem gewünschten Umfang gelungen ist. 

35. Die Ursachen hierfür sind in erster Linie in dem 
durch die Baukonjunktur bedingten allgemeinen 
Mangel an technischen Kräften zu suchen. Abge- 
sehen davon bietet die private Bauindustrie 
vielfach durch höhere Gehälter, soziale Zuwen- 
dungen und sonstige Vergünstigungen den 
Technikern größeren Anreiz. Dadurch werden 
vielfach qualifizierte Kräfte davon abgehaltcn, 
ein Beschäftigungsverhältnis in der Bauverwal- 
tung zu suchen. Aus den gleichen Gründen wan- 
dern in zunehmendem Maße gute, insbesondere 
jüngere Kräfte von den Baudienststellen in die 
Privatwirtschaft ab. In den Ländern, in denen 
die Bauten der Bundeswehr und der Stationie- 
rungskräfte von den Finanzbauverwaltungen 
und für sonstige öffentliche Bauten des Landes 
von den Landesbauverwaltungen durchgeführt 
werden, ist sogar eine Abwanderung von guten 
Kräften der Finanzbauverwaltung zur Landes- 
bauverwaltung, die im allgemeinen über mehr 
und besser dotierte Planstellen verfügt, zu beob- 
achten. 

Auch die kommunalen Verwaltungen bieten oft 
größeren Anreiz. So verlor in der Vergangenheit 
allein ein Finanzbauamt zwölf Arbeitskräfte, 
denen die Stadtverwaltung am gleichen Ort die 
Übernahme als Inspektor ohne Vorbereitungs- 
dienst und Prüfung in Aussicht gestellt hat. 

36. Zum anderen wird die Personallage in der 
Bauverwaltung vielfach durch eine Verwal- 
tungspraxis oder durch Vorschriften, die der 
speziellen Situation der Techniker nicht genü- 
gend Rechnung tragen, ungünstig beeinflußt. 

So wird in einigen Ländern im Gegensatz zum 
Bundesdienst und zu den meisten anderen Län- 


dern die Trennungsentschädigung für Landes- 
bedienstete nach Ablauf einer bestimmten Zeit 
— etwa nach 2 Jahren — wesentlich gekürzt, da- 
mit die Empfänger der Entschädigung sich auch 
im eigenen finanziellen Interesse nachhaltig um 
eine Wohnung am neuen Dienstort bemühen. 
Von den zum Teil auf entlegenen Baustellen ein- 
gesetzten Bediensteten der Bauverwaltung wird 
jedoch mit Rücksicht auf ihren zeitlich begrenz- 
ten Einsatz am Beschäftigungsort ein Umzug we- 
der gefordert noch erwartet, da sie nach Beendi- 
gung der Baumaßnahme ihren Dienstort wech- 
seln. Die Regelung paßt daher wenig für die 
besonderen Verhältnisse der Bauverwaltung. In- 
zwischen sind in einem Land die Vorschriften 
n^r Bundesregelung angeglichen worden. 

Die La^Ververwaltungen haben ferner zum über- 
wiegendei. Teil mit den für Baumaßnahmen der 
Bundeswehr eingesetzten technischen Fachkräf- 
ten Dienstvertiäge für „Aufgaben von begrenz- 
ter Dauer" abges Klossen, die in der Regel für die 
Durchführung ein ^s bestimmten Bauvorhabens 
befristet sind. Das Jeschäftigungsverhältnis die- 
ser Bediensteten w>d daher von Fall zu Fall 
durch Abschluß neuei Verträge auf Zeit (Ketten- 
verträge) verlängert. Der Bundesrechnungshof 
hat beobachtet, daß s. h das Arbeitsverhältnis 
vieler gut beurteilter Techniker schon seit 5 
und mehr Jahren auf solche Verträge gründet, 
ohne daß die Angestellten Aussicht hiben, in 
absehbarer Zeit von der Verwaltung feü über- 
nommen zu werden. Die Folge davon sif daß 
diese Kräfte sich bemühen, eine Anstelh ng auf 
Dauer bei anderen Verwaltungen oder in der 
Bauwirtschaft zu finden. 

37. Viele Fehler in den Rechnungen sind dirauf 
zurückzuführen, daß die mit der Rechnung fest- 
stellung beauftragten Arbeitskräfte nicht g3nü- 
gend mit den preisrechtlichen Vorschriften, dem 
Haushaltsrecht und den Abrechnungsbestim- 
mungen vertraut sind. Da die Fachschulen nur 
in begrenztem Umfang Kenntnisse auf diesen 
Gebieten vermitteln, kann das notwendige Wis- 
sen nur durch eine entsprechende Schulung und 
längere Praxis in der Bauverwaltung erworben 
werden. Weiter hat sich gezeigt, daß oftmals 
auch ältere Kräfte, insbesondere solche, die 
längere Zeit in der Privatwirtschaft tätig waren, 
das Haushalts- und Rechnungswesen der öffent- 
lichen Hand nicht beherrschen. Diese Arbeits- 
kräfte sind überdies geneigt, sich bei der Prü- 
fung der von den Firmen aufgestellten Abrech- 
nungsunterlagen und bei Anerkennung etwaiger 
Nachforderuiigen vielfach in großzügiger Weise 
über haushalts-, preisrechtliche und abrech- 
nimgsmäßige Bedenken hinwegzusetzen. 

Eine ständige Schulung und fachliche Fortbil- 
dung aller technischen Kräfte ist deshalb not- 
wendig. 

38. Der Mangel an technischem Personal und die 
Notwendigkeit, zahlreiche vordringliche Bau- 
maßnahmen gleichzeitig durchzuführen, zwin- 
gen die Baudienststellen in der Regel dazu, das 
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Personal sofort nach Beendigung der Bauarbei- 
ten von der Baustelle abzuziehen und bei einer 
neu anlaufenden Baumaßnahme einzusetzen. 
Das hat zur Folge, daß die von den Baufirmen 
eingereichten, teilweise sehr umfangreichen Ab- 
rechnungsunterlagen entweder nur oberflächlich 
oder durch untergeordnete Kräfte, die nicht mit 
dem Bauablauf vertraut sind, geprüft werden. 
Dabei werden häufig Verstöße gegen die Auf- 
maß- und Abrechnungsbestimmungen übersehen 
oder vertragliche Vereinbarungen nicht beach- 
tet. Das führt zu Mehrausgaben. 


40. Zur Entlastung der Baudienststellen und für 
eine reibungslose Abwicklung der umfangrei- 
chen Baumaßnahmen des Bundes hat der Bun- 
desrechnungshof noch folgende Maßnahmen vor- 
geschlagen: 

a) Entwicklung von Standardzeichnungen und 
-leistungsverzeichnissen für sich wiederho- 
lende Gebäudetypen, z. B. Unterkunfts-, 
Lehrsaal-, Werkstatt-, Kammer-, Wirtschafts- 
gebäude, Heizzentralen, Kfz-Hallen, 

b) Zurückstellung aller nicht unbedingt not- 
wendigen Baumaßnahmen, 

c) Festlegung vertretbarer Fertigstellungs- 
termine. 

Der Bundesminister hat entsprechende Maßnah- 
men eingeleitet. 

* 

Technisierung der Verwaltung 

41. Im Berichtsjahr sind in einigen Verwaltungs- 
bereichen die Bemühungen, die Verwaltung 
durch konventionelles Lochkartenverfahren oder 
elektronische Datenverarbeitung zu technisie- 
ren, fortgesetzt worden. Frühere Versuche sind 


unter Verwertung der inzwischen gesammelten 
Erfahrungen weiterentwickelt, neue Versuche, 
insbesondere bei der Bundespost und der Bun- 
desbahn, sind angelaufen. 

In der Denkschrift vom 5. April 1961 (Druck- 
sache 2751 der 3. Wahlperiode, S. 92 Nr. 15) 
habe ich auf einige Schwierigkeiten und Pro- 
bleme hingewiesen, die insbesondere bei der 
Einführung technisierter Verfahren im Bereich 
der öffentlichen Verwaltung häufig entstehen. 
Solche Schwierigkeiten sind auch im abgelau- 
fenen Jahr bei mehreren Versuchen festgestellt 
worden. Immerhin hat die Erfahrung gezeigt, 
daß die Voraussetzungen für die Anwendung 
von Lochkartenverfahren und elektronischer 
Datenverarbeitung in „Betriebsverwaltungen", 
wie sic Bahn und Post darstellen, günstiger sind 
als in reinen Hoheitsverwaltungen. Die Frage, 
ob das Lochkartenverfahren oder die elektro- 
nische Datenverarbeitung für die öffentliche 
Verwaltung geeignet ist, kann nur für jede 
Verwaltungsaufgabc gesondert entschieden wer- 
den. Ein allgemeingültiges Urteil darüber abzu- 
geben, ist nicht möglich. 

Die von mir seit einiger Zeit angestellten Un- 
tersuchungen über die Anwendung technisierter 
Verfahren auf dem Gebiet der Besoldung sind 
nunmehr zu einem gewissen Abschluß gelangt, 
über die Ergebnisse werde ich in Kürze ein aus- 
führliches Gutachten erstatten. Gegenstand der 
Untersuchungen waren die Zweckmäßigkeit und 
Wirtschaftlichkeit der Verwendung von Bu- 
chungsmaschinen, Lochkartengeräten und elek- 
tronischen Datenverarbeitungsanlagen bei der 
Zahlung der Bezüge von Beamten, Versorgungs- 
empfängern, Angestellten und Arbeitern des 
öffentlichen Dienstes. Die Ergebnisse beruhen 
auf breiter Grundlage, da nicht nur Dienststel- 
len des Bundes und mehrerer Länder, sondern 
auch einige Städte und große Privatunterneh- 
men in die Untersuchung mit einbezogen wor- 
den sind. Diese hat im wesentlichen zu folgen- 
den Festestellungen geführt: 

Soweit bei Bund und Ländern zur Zeit Loch- 
kartenmaschinen oder elektronische Datenver- 
arbeitungsanlagen bei der Besoldung verwendet 
werden, geschieht dies durchweg zur Zahlbar- 
machung der Beamten- und Versorgungsbezüge. 
Bezüge der Angestellten und Arbeiter sind in 
diese technisierten Verfahren wegen der Schwie- 
rigkeiten, die in der Kompliziertheit der Be- 
stimmungen des Tarif- und Sozialversicherungs- 
rechts liegen, nur teilweise einbezogen. 

Es ist nicht zweifelhaft, daß auf dem Gebiet der 
Besoldung auch Lochkarten- oder elektronische 
Verfahren angewendet werden können. Die ent- 
scheidende Frage ist jedoch, ob solche Verfahren 
vorteilhafter als Verfahren mit Buchungsmaschi- 
nen sind. Das wäre besonders dann der Fall, 
wenn die durch die Verwendung von Loch- 
karten- oder Elektronengeräten neu entstehen- 
den Maschinen- und Personalkosten durch eine 
entsprechende Personalersparnis bei den Buch- 
haltern ausgeglichen würde. Bei den von mir 


39. Der Bund ist zwar berechtigt, den mit der Er- 
ledigung von Bundesbauaufgaben beauftragten 
Länderbehörden fachliche Weisungen zu ertei- 
len; die personalwirtschaftlichen Belange sind 
jedoch seiner Zuständigkeit entzogen. Mit Rück- 
sicht auf das ständig steigende Ausmaß und 
die außerordentliche finanzielle Bedeutung der 
von den Ländern durchzuführenden Bundesbau- 
vorhaben erscheint es aber erforderlich, daß der 
Bund die aufgezeigten Unzulänglichkeiten mit 
den Ländern erörtert und auf sie in geeigneter 
Weise einwirkt, die Ursachen und Fehlerquellen 
zu beseitigen. 

Es sollte angestrebt werden, daß die Länder mit 
getrennter Finanzbauverwaltung und Landes- 
bauverwaltung die Ausstattung der Finanzbau- 
verwaltung mit Dienstposten und Planstellen 
denen der Landesbauverwaltung angleichen. 
Außerdem sollte für einen Kräfteausgleich zu- 
gunsten der ersteren entsprechend dem dort 
stärker gestiegenen Bauvolumen gesorgt und es j 
sollten von Fall zu Fall bestimmte Bauaufgaben 
der weniger stark belasteten Landesbauverwal- 
tung statt der überlasteten Finanzbauverwal- j 
tung übertragen werden. j 
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untersuchten Dienststellen trifft dies aber nicht 
zu. Die wesentliche Tätigkeit des Besoldungs- 
buchhalters besteht in der Bearbeitung der lau- 
fend anfallenden Änderungen. Die maschinell 
durchführbaren Änderungen (z. B. Aufsleigen im 
Gehalt, Erhöhung oder Wegfall des Kinderzu- 
schlags) machen nur einen sehr kleinen Teil 
aller Änderungen aus; über die Hälfte aller 
Änderungen (z. B. solche der Besteuerungsmerk- 
male, des Familienstandes, des Bankkontos, Be- 
förderung oder Versetzung) kann praktisch ohne 
Buchhalter nicht ausgeführt werden. Das gilt 
besonders von den Änderungen, die von einem 
zurückliegenden Zeitpunkt an wirksam werden 
{Rückrechnung). Bei einer untersuchten Dienst- 
stelle betrugen die Rückrechnungen von den 
nichtmaschinellen Änderungen 57 v. H. bei den 
Beamten, 62 v. H. bei den Versorgungsempfän- 
gern und 50 V. H. bei den Angestellten. Die 
Feststellungen bei zwei weiteren Dienststellen 
haben dieses Zahlenverhältnis bestätigt. Eine 
maschinelle Durchführung dieser Änderungen 
würde außer einer sehr leistungsfähigen und 
teueren Anlage mit großer Speicherkapazität 
eine sehr umfangreiche, komplizierte Daten- 
eingabe erfordern, für die wiederum Personal 
benötigt wird. Günstigere Voraussetzungen bie- 
ten die gelegentlich vorkommenden generellen 
Änderungen der Bezüge (z. B. Besoldungserhö- 
hungen) oder der gesetzlichen Abzüge. Aber auch 
bei ihnen kommt man ohne den Buchhalter nicht 
aus, insbesondere weil in den meisten Fällen 
Rückrechnungen oder individuelle Bearbeitun- 
gen notwendig werden. 

Durch die Verwendung der Lochkarten- oder 
Elektronengeräte hat sich die bisherige Arbeit 
der Buchhalter also nur wenig vermindert; 
dagegen sind neue Arbeiten hinzugekommen. 
Dazu gehört vor allem das Ausfüllen der oft um- 
fangreichen Unterlagen für die Locharbeit (Loch- 
belcge). Insgesamt ergibt sich daher bei den 
Buchhaltern keine Minderbelastung. 

Die Verwendung der Lochkarten- oder Elcktro- 
nengeräte führt allerdings zu einer Entlastung 
der Hilfskräfte, da das Bedienen der Buchungs- 
und der Adressiermaschine entfällt. Anderer- 
seits erfordern jedoch bei den technisierten Ver- 
fahren die Übersetzung in die Maschinensprache 
(z. B. Lochen, Prüfen), der Belegwechsel zwi- 
schen Buchhaltung und Loch- oder Maschinen- 
saal, die notwendigen Sicherungen und Abstim- 
mungen und nicht zuletzt das Bedienen der 
Lochkarten- oder Elektronengeräte einen hohen 
Personal- und Arbeitsaufwand. Zu diesem kom- 
men die erheblichen Maschinenkosten und an- 
deren Sachaiisgaben hinzu. 

Aus der Untersuchung der Arbeitsabläufe er- 
gibt sich, daß die Verfahren mit Lochkarten- 
und Elektronengeräten bisher im allgemeinen 
nicht wirtschaftlicher als die herkömmlichen 
Verfahren mit Buchungsmaschinen sind. Zu die- 
sem Ergebnis haben auch die von mir angestell- 
ten Wirtschaftlichkeitsberechnungen geführt. 
Ein Kostenvergleich ist wegen der sehr unter- 
schiedlichen organisatorischen und personellen 


Verhältnisse bei den einzelnen Besoldungsstel- 
len schwierig. Bei den untersuchten großen zen- 
tralisierten Besoldungsstellen mit den in ihrer 
Verfahrensart günstigsten Ergebnissen haben 
sich bei den Beamten und Versorgungsempfän- 
gern die Kosten je Zahlfall im Durchschnitt 
verhalten wie 15 (Buchungsmaschinenverfah- 
ren) ; 17 (Lochkartenverfahren) : 30 (elektroni- 
sche Datenverarbeitung). Die Zahl beim Loch- 
kartenverfahren ist deshalb so niedrig, weil 
sich das Verfahren über grundlegende Bestim- 
mungen des Kassen- und Rechnungswesens so- 
wie des Lohnsteuerabzugsverfahrens hinweg- 
setzt. 

Diese dem heutigen Stand entsprechenden Er- 
gebnisse können sich zu einem späteren Zeit- 
punkt ändern, denn die Wirtschaftlichkeit der 
technisierten Verfahren ließe sich verbessern, 
wenn es z. B. gelänge, den hohen (manuellen) 
Eingabeaufwand wesentlich zu vermindern. An 
diesem vorwiegend technischen Problem (Ver- 
wendung der Magnetschrift o. ä.) wird von der 
Büromaschinenindustrie gearbeitet. Wann hier 
eine befriedigende Lösung gefunden wird, läßt 
sich noch nicht sagen. Derzeit ist der hohe Ein- 
gabeaufwand vor allem dann vertretbar und 
wirtschaftlich, v/enn die eingegebenen Daten 
mehrfachen Zwecken dienen. Dieser heute all- 
gemein anerkannte Grundsatz hat sich auch auf 
dem Gebiet der Besoldung als richtig erwiesen. 
Daher können Lochkarten- oder Elektronen- 
verfahren bei der Zahlung von Bezügen in Wirt- 
schaftsunternehmen und Betriebsverwaltungen 
(wie z. B. der Bundesbahn) eher wirtschaftlich 
sein, da hier in das Maschinenprogramm auch 
die Kostenrechnung und andere betriebliche 
Auswertungen einbezogen werden können. 

Die Wirtschaftlichkeit technisierter Verfahren 
auf dem Gebiet der Besoldung kann dadurch 
erheblich beeinträchtigt werden, daß die Loch- 
karten- oder Elektronengeräte für die Besol- 
dungsarbeiten nur während eines Teils des 
Monats benötigt werden, im übrigen aber unge- 
nutzt bleiben. Kann diese ungenutzte Maschi- 
nenkapazität für andere Aufgaben verwendet 
werden, sind die auf die Besoldung entfallenden 
Kosten für die Maschine und das Maschinen- 
personal entsprechend geringer. 

Der große organisatorische, technische und per- 
sonelle Aufwand der Verfahren mit Lochkarten- 
oder Elektronengeräten ist zu einem wesent- 
lichen Teil schließlich auf die Kompliziertheit 
der rechtlichen Bestimmungen über die Bezüge, 
die Sozialversicherung, die Lohnsteuer usw. 
zurückzuführen. Durch eine einfachere und auto- 
mationsgerechte Gestaltung der Rechtsvorschrif- 
ten würden die Voraussetzungen für die Wirt- 
schaftlichkeit technisierter Verfahren entschei- 
dend verbessert; daraus würden auch die bis- 
herigen Verfahren entsprechende Vorteile zie- 
hen. 

Trotz der hier dargcstellten Sachverhalte konn- 
ten in einigen Fällen nach Einführung des Loch- 
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kartenverfahrens oder der elektronischen Da- 
tenverarbeitung auf dem Gebiet der Besoldung 
deutliche Vorteile festgestellt werden. Es han- 
delt sich hier um die Fälle, in denen die Um- 
stellung auf ein derartiges Verfahren mit einer 
mehr oder weniger großen Zentralisierung der 
Besoldungsarbeiten und anderen Rationalisie- 
rungsmaßnahmen verbunden war (z. B. Auflö- 
sung von Personalreserven an kleineren Stel- 
len, Leistungssteigerung durch Personalaus- 
tausch, arbeitsmethodische Verbesserungen). 
Wenn die auf diese Rationalisierungsmaßnah- 
men zurückzuführenden Vorteile auch nicht der 
Technisierung als solcher zugerechnet werden 
dürfen, so sind sie immerhin durch die Tech- 
nisierung ausgelöst worden. 

43. Im Bereich der Sozialversicherung habe ich die 
Verwendung von elektronischen Rechengeräten 
bei der Rentenberechnung untersucht. Eine „voll 
integrierte" elektronische Datenverarbeitung ist 
bei der gesetzlichen Rentenversicherung auf ab- 
sehbare Zeit nicht möglich, da die Berechnungs- 
grundlagen aus den in den Archiven aufbewahr- 
ten oder den gegebenenfalls zu beschaffenden 
zahlreichen Versicherungsunterlagen erst von 
Sachbearbeitern festgestellt werden müssen. 
Elektronische Geräte können nur für die zahl- 
reichen Rechenvorgänge verwendet werden, die 
bei der Festsetzung der einzelnen Renten durch- 
zuführen sind, aber nur einen verhältnismäßig 
kleinen Teil des gesamten Arbeitsvorganges 
ausmachen. 

Dabei ist besonders das Problem der Sicherheit 
und Ordnungsmäßigkeit des Verfahrens zu Tage 
getreten. Die Verwendung von elektronischen 
Datenverarbeitungsanlagen eröffnet neuartige 
Fehlermöglichkeiten, deren Kontrolle bei Wirt- 
schaftlichkeitsüberlegungen oft vernachlässigt 
wird. Als die größte Fehlerquelle dieser Art 
hat sich bei der Sozialversicherung die Herstel- 
lung der Lochbelege samt den dafür erforder- 
lichen Verschlüsselungsarbeiten und dem Ein- 
ordnen der Daten in bestimmte Lochfelder er- 
wiesen. (Über meine Prüfung bei der Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte vgl. im 
übrigen S. 57 Nr. 78.) 

Weitere Fehler können bei technisierten Ver- 
fahren dadurch auftreten, daß Unbefugte die 
Lochbelege durch Zusätze ändern, die Daten 
falsch auf die Lochkarten übertragen werden, 
wenn Abstimmsummen nicht gebildet werden, 
Maschinenfehler, insbesondere bei den nichtelek- 
tronischen Zusatzmaschinen (Tabelliermaschi- 
nen, Mischern usw.) auftreten und unbefugt auf 
Maschinengänge eingewirkt wird. Diese Fehler- 
quellen erfordern ein wohldurchdachtes System 
von Sicherungen und Abstimmungen. In der 
Praxis wird hierauf nicht selten verzichtet, da- 
mit das Verfahren nicht umständlich und teuer 
wird. Der Sicherung und Ordnungsmäßigkeit 
des Verfahrens muß aber bei elektronischer Da- 
tenverarbeitung besondere Aufmerksamkeit ge- 
schenkt werden. 

* 


Dokumentation 

44. Uber die Dokumentation der wissenschaftlichen 
Literatur, auf die ich bereits in meinem Bericht 
vom 24. Oktober 1959 (Drucksache 1518 der 
3. Wahlperiode, S. 131 Nr. 23) eingegangen bin, 
habe ich dem Bundestag und der Bundesregie- 
rung eine Querschnittsuntersuchung vorgelegt. 
Es war zu prüfen, ob die Einrichtung von Doku- 
mentationsstellen bei der öffentlichen Hand 
wirtschaftlich ist und wie Doppelarbeit ver- 
mieden werden kann. Ferner sollte ein Über- 
blick über den Stand und die Aussichten der 
Dokumentation in der Bundesrepublik vermittelt 
und auf die Bedeutung dokumentarischer Arbei- 
ten für das Gemeinwesen hingewiesen werden. 
Als Dokumentation im Sinne der Untersuchung 
ist das systematische Erfassen, Ordnen und 
Nutzbarmachen der wissenschaftlichen Literatur 
zu verstehen. Dokumentarische Arbeiten dieser 
Art werden bei 44 Bundesdienststellen betrie- 
ben; 23 Dokumentationsstellen außerhalb der 
Bundesverwaltung erhalten Zuschüsse des 
Bundes. 

Die Lösung des Problems, wie latenter Wissens- 
stoff nutzbar gemacht werden kann, ist für Wis- 
senschaft und Forschung sowie für die Kon- 
kurrenzfähigkeit hochentwickelter Industrie- 
gemeinschaften von erheblicher Bedeutung. 
Eine umfassende Dokumentation, die die wis- 
senschaftliche Literatur systematisch erfaßt und 
aufschließt und dadurch die Bereitstellung des 
benötigten Wissensstoffes ermöglicht, ist ein 
dafür geeignetes Mittel. Sie vermag zu einer 
erheblichen Leistungssteigerung auf den Ge- 
bieten von Wissenschaft, Wirtschaft und Ver- 
waltung beizutragen und unnötige Kosten zu 
vermeiden. Wie nachteilig sich das Fehlen einer 
umfassenden Dokumentation auswirkt, zeigt 
schon die Zahl der Ablehnungen von Patent- 
anmeldungen. Mehr als ein Drittel aller Patent- 
anmeldungen muß bisher zurückgewiesen wer- 
den, weil den vermeintlichen Erfindungen der 
Neuigkeitswert fehlt und den Anmeldern nicht 
bekannt war, daß das von ihnen bearbeitete 
Problem an anderer Stelle bereits gelöst und 
publiziert worden ist. 

45. Die Qualität einer Dokumentation hängt weni- 
ger von der Menge als von der Güte des er- 
faßten Wissensstoffes ab. Die Dokumentation 
sollte daher nicht alles vorhandene Material 
erfassen, sondern aus ihm das Wesentliche aus- 
wählen. 

Bei dem Verfahren, nur Wesentliches zu doku- 
mentieren, wird bewußt auf Vollständigkeit 
verzichtet. Dabei muß hingenommen werden, 
daß möglicherweise wichtige Gedanken unter- 
gehen, sei es, daß der rezensierende Wissen- 
schaftler den Gehalt einer Aussage nicht er- 
kannt hat oder daß ein neuer Gedanke in sei- 
ner Tragweite für ihn nicht erkennbar war. 
Dieser Nachteil kann in Kauf genommen wer- 
den, weil er durch die Konzentration und über- 
sehbarkeit des erfaßten Stoffes zumindest aus- 
geglichen wird. 
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Für die Aufgabe, den Stoff auszuwerten, wer- 
den nur wissenschaftliche Fachkräfte einzuset- 
zen sein. Diese Auswertung für Zwecke der 
Dokumentation wird im allgemeinen eine 
Nebenleistung ihrer wissenschaftlichen Tätig- 
keit sein können, wenn das von ihnen doku- 
mentarisch zu betreuende Teilgebiet klein ge- 
halten wird. Außerdem können, wenn die Aus- 
werter mit der Forschung verbunden sind, bei 
der Auslese des Stoffes zugleich die Erforder- 
nisse der wissenschaftlichen Praxis berücksich- 
tigt werden. Zur Lösung des Dokumentations- 
problems ist es dringend notwendig, solche 
Kräfte in ausreichender Zahl zur Mitarbeit zu 
gewinnen. Das stößt vielfach auf Schwierig- 
keiten. Es sollte aber möglich sein, die Wissen- 
schaftler von Forschungseinrichtungen und wis- 
senschaftlichen Institutionen des öffentlichen 
und privaten Bereichs für eine tätige Mitarbeit 
bei der Dokumentation zu interessieren. Wenn 
nämlich Wissenschaftler in größerer Zahl für 
die Auswertung der Dokumente gewonnen 
werden, sind sie zeitlich nur unerheblich be- 
lastet, 

46. Dokumentarische Tätigkeit kann nicht die Auf- 
gabe eines einzelnen oder einer einzigen Stelle 
sein. Dokumentation kann nur wirksam werden, 
wenn alle Kräfte sich zu gemeinsamer Anstren- 
gung und Leistung zusammenfinden. Die Lei- 
stungsfähigkeit eines Landes von der Größe der 
Bundesrepublik wird für eine umfassende doku- 
mentarische Tätigkeit nicht ausreichen. Deshalb 
muß auf dem Gebiet des Dokumentationswesens 
internationale Zusammenarbeit das Ziel aller 
Organisationsbestrebungen sein. 

Voraussetzung hierfür ist, daß zunächst das 
Dokumentationswesen auf nationaler Ebene 
aufgebaut und koordiniert wird. Ich habe mich 
für eine dezentrale Gliederung ausgesprochen, 
die auf kleinen Dokumentationseinrichtungen 
aufbaut. 

Für die einzelnen Fachgebiete sollten bei Be- 
darf fachliche Dokumentationsstellen geschaffen 
und nach Möglichkeit wissenschaftlichen Einrich- 
tungen angeschlossen werden. Sie sind als Trä- 
ger der dokumentarischen Auswertungs- und 
Auskunftstätigkeit anzusehen. Neben diesen 
Dokumentationsstellen können an anderer 
Stelle Informationseinrichtungen mit reiner 
Sammel- und Auskunftstätigkeit für einen be- 
grenzten Personenkreis, wie z. B. für eine Be- 
hörde oder einen Industriebetrieb, bestehen. 
Sie sollten vornehmlich fertiges Dokumenta- 
tionsmaterial beziehen und ihre Auswertungs- 
arbeiten, die zweckmäßig die Bearbeiter selbst 
durchführen, auf die eigenen Unterlagen und 
die nicht allgemein zugänglichen Publikationen 
beschränken. 

47. Doppelarbeit in der Dokumentation muß ver- 
mieden werden. Ich habe daher vorgeschlagen, 
für größere Fachbereiche Leitstellen als fach- 
liche Koordinierungsstellen einzurichten. Es ist 


nicht in jedem Falle notwendig, hierfür eine 
neue Institution zu schaffen; vielfach wird eine 
der vorhandenen Dokumentationsstellen des 
Fachbereichs federführend als Koordinierungs- 
stelle tätig werden können. 

Die Leitstellen sollen die Arbeiten der einzel- 
nen Dokumentationsstellen dieses Fachbereichs 
zusammenfassen, aufeinander abstimmen, die 
ihnen zugeleiteten Auswertungsergebnisse ver- 
vielfältigen und an die Interessenten abgeben. 
Sie haben dafür zu sorgen, daß die zahlreichen 
verschiedenartigen Klassifikationssysteme, die 
zur Zeit eine sinnvolle Arbeitsteilung erschwe- 
ren oder sogar verhindern, innerhalb ihres 
Fachbereichs vereinheitlicht werden. Ferner 
halten sie Verbindung zu entsprechenden Doku- 
mentationsstellen des Auslandes und denen 
benachbarter Fachbereiche mit dem Ziel, deren 
Auswertungsergebnisse für den eigenen Fach- 
bereich zu nutzen. Eigene Auswertungen sollte 
die Leitstelle grundsätzlich nicht durchführen. 
Anfragen nach Literatur sollte sie im allgemei- 
nen den fachlichen Dokumentationsstellen zu- 
leiten; diese stehen der Praxis näher und 
können daher besser Auskünfte erteilen. Fach- 
liche Dokumentationsstellen können mehreren 
Leitstellen zugehören. 

48. Für die einheitliche Ausrichtung und die Wirk- 
samkeit der dezentralen Dokumentationsarbeit 
in der Bundesrepublik ist ferner die Einrichtung 
eines „Instituts für Dokumentationswesen" un- 
entbehrlich; auf sein Fehlen hatte ich bereits in 
meinem eingangs erwähnten Bericht vom 
24. Oktober 1959 hingewiesen. Es ist zu be- 
grüßen, daß die Max-Planck-Gesellschaft — mit 
finanzieller Starthilfe des Bundes — ein solches 
Institut aufbaut. 

Aufgabe des Instituts wird es sein, die vor- 
handenen Dokumentationseinrichtungen zu er- 
fassen, sie für gemeinsame Arbeit zu gewinnen, 
ihre Arbeitsbereiche abzugrenzen, die Verfah- 
rensweisen zu koordinieren und, wenn notwen- 
dig, die Einrichtung neuer Dokumentations- 
stellen und fachlicher Leitstellen zu fördern. 
Ferner soll das Institut allgemeine Auskünfte 
über alle Angelegenheiten der Dokumentation 
erteilen, Bitten um Literaturhinweise an die 
zuständigen Dokumentationsstellen weiterleiten 
und diese beraten. Es soll die zahlreichen 
unterschiedlichen Verfahren der Dokumentation 
auf ihre Zweckmäßigkeit überprüfen und darauf 
hinwirken, daß sie vereinheitlicht werden. Auch 
soll das Institut die Entwicklung neuer Ver- 
fahren fördern. Die Einrichtungen bestehender 
Institutionen sind für die Aufgaben des Insti- 
tuts heranzuziehen. Eine eigene dokumentari- 
sche Auswertungs- und Auskunftstätigkeit soll 
das Institut dagegen grundsätzlich nicht aus- 
üben. 

Der Bund, die Länder und die Spitzenorganisa- 
tionen der Wissenschaft und der Wirtschaft 
sollten sich gemeinsam am Aufbau des Instituts 
beteiligen. 
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49. Dokumentationen, die nicht nur einer allgemei- ! 
nen Unterrichtung dienen, sondern qualifiziertes 
Material für Forschung und Entwicklung liefern 
sollen, sind im allgemeinen auf Unterstützung 
und Förderung angewiesen. Sie erfordern um- 
fangreiche Vorarbeit beim Aufbau der Systema- 
tik sowie bei der Auswertung und Aufbereitung 
des Materials, so daß die Kosten, bezogen auf 
den einzelnen Literaturhinweis, hoch werden. 
Da aber im ganzen gesehen die Dokumentation 
zu einer Steigerung der wissenschaftlichen und 
wirtschaftlichen Leistungen führt, ist der Auf- 
wand gerechtfertigt. Für die Dokumentation 
gelten insoweit dieselben Grundsätze wie für 
die Einrichtung und Unterhaltung wissenschaft- 
licher Bibliotheken. Der Nutzen solcher Einrich- 
tungen ist rechnerisch nicht festzustellen. Sie 
bilden aber die Grundlage für wissenschaftliche 
Arbeit überhaupt. 

Die Last der Dokumentation kann nicht aus- 
schließlich von der öffentlichen Hand getragen 
werden. Eine wirklich leistungsfähige Doku- 
mentation braucht die Mithilfe der Wirtschaft 
und der in ihr tätigen wissenschaftlichen Kräfte. 
Nur bei einer gemeinschaftlichen Leistung aller 
an einem Wissensgebiet beteiligten Stellen — 
staatlicher wie privatwirtschaftlicher Einrichtun- 
gen — kann eine Dokumentation ihre größt- 
mögliche Wirkung erreichen. 

50. In einer weiteren Untersuchung heibe ich mich 
mit der Einrichtung einer Patentdokumentation 
beim Deutschen Patentamt befaßt. Diese soll 
dem Patentprüfer helfen, die Fülle des von ihm 
zu berücksichtigenden Prüfstoffes — das sind 
die Patentschriften und die sonstige Literatur 
der letzten 100 Jahre — zu übersehen, und da- 
mit die Prüfung der Patente zu vereinfachen 
und zu beschleunigen. Auch dem Erfinder soll 
die Dokumentation eine Hilfe sein. Bei der 
Dokumentation der Patente, die nahezu den 
Gesamtbereich der Technik erfassen muß, ist 
die Schwierigkeit, die Vielzahl des Schriftgutes 
mit rationellen Methoden zu erfassen, beson- 
ders groß. 

Das Deutsche Patentamt hat in Zusammenarbeit 
mit der interessierten Industrie begonnen, die 
Patentdokumentation aufzubauen und ein ge- 
eignetes Verfahren dafür zu entwickeln. Die 
Untersuchungen sind noch nicht abgeschlossen. 
Ich habe empfohlen, besonderes Gewicht auf die 
Entwicklung eines Verfahrens zu legen, das für 
die maschinelle Herstellung eines Speicher- 
mittels (Karteikarte) geeignet ist und beim Ab- 
fragen der Kartei nur wenige die Fragestellung 
nicht betreffende Karten (Ballastkarten) anfallen 
läßt. Ferner sollte das Verfahren sowohl für die 
Auswertung von Patentschriften als auch von 
Literaturstellen mit bibliographischen Angaben 
zu verwenden sein und eine zentrale Dokumen- 
tationskartei zum maschinellen Abfragen in Son- 
derfällen (Anfragen an fachliche Nebengebiete, 
Querschnittsfragen, Anfragen von Stellen außer- 
halb des Amtes) ermöglichen. 

* 


Besondere Prüfungs- 
und Untersuchungsergebnisse 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

(Einzelplan 04 für die Rechnungsjahre 
1959 und 1960) 

Presse- und Informationsamt der Bundesregie- 
rung 

(Kapitel 04 03) 

Öffentlichkeitsarbeit in Verteidigungsfragen 

(Titel 309) 

51. Zur Aufklärung der Bevölkerung über Fragen 
der Verteidigung werden in großer Zahl wehr- 
politische Veranstaltungen, wie z. B. Tagungen, 
Vortragsabende und Informationsreisen, durch- 
geführt. Für solche Veranstaltungen sind im 
Rechnungsjahr 1959 über 3 Mio DM und im 
Rumpfrechnungsjahre 1960 rd. 2,6 Mio DM auf- 
gewendet worden, d. h. mehr als 40 v. H. der für 
die Öffentlichkeitsarbeit in Verteidigungsfragen 
bewilligten Mittel. 

Das Presse- und Informationsamt der Bundes- 
regierung hat zur Durchführung der Veranstal- 
tungen zahlreiche Verbände, Gesellschaften 
und sonstige Einrichtungen herangezogen. Von 
ihm selbst wurden in Bonn vor allem Informa- 
tionstagungen abgehalten, und zwar vorwiegend 
für Kommunalpolitiker. Diese Tagungen sollten 
dazu dienen, den Teilnehmern die wehrpoliti- 
schen Notwendigkeiten nahezubringen. 

Es ist aufgefallen, daß die einzelnen Gebiete 
der Bundesrepublik an den Reisen sehr unter- 
schiedlich beteiligt waren. Das Presse- und In- 
formationsamt hat dies insbesondere auf die 
nicht gleich starke Initiative der örtlichen Stel- 
len zurückgeführt. 

Die Kosten der Reisen, einschließlich Unterkunft 
und Verpflegung, werden im allgemeinen vom 
Presse- und Informationsamt getragen. Die Mit- 
tel sind nicht immer mit der gebotenen Spar- 
samkeit bewirtschaftet worden. — So können 
Ausgaben zum Teil durch Verkürzung der Dauer 
der Informationsreisen erspart werden. Auch 
der Aufwand für Verpflegung kann niedriger 
gehalten werden; es ist nicht nötig, bei Mittags- 
mahlzeiten neben den Kosten für das Essen je 
Teilnehmer noch 12 bis 14 DM für Getränke und 
Tabakwaren aufzuwenden, wie es wiederholt 
geschehen ist. 

Das Presse- und Informationsamt hat zugesagt, 
bei den Informationsreisen auf eine Einschrän- 
kung des Aufwandes hinzuwirken. Es will in 
Zukunft auch für eine möglichst gleichmäßige 
Berücksichtigung des Bundesgebiets sorgen. 

52. Erhebliche Mittel sind für die Förderung von 
Informationsreisen zur NATO nach Paris auf- 
gewendet worden (im Rechnungsjahr 1959 rd. 
420 000 DM, im Rumpfrechnungsjahr 1960 rd. 
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380 000 DM). Das Presse- und Informationsamt 
hat an Besucher teils die Kosten der Fahrt so- 
wie Tage- und Übernachtungsgeld, teils Zu- 
schüsse zu den Reisekosten gezahlt. Der Bundes- 
rechnungshof hat empfohlen, Reisen zur NATO 
nur dann zu fördern, wenn von den Teilnehmern 
wegen ihres Berufs oder ihrer Stellung im 
öffentlichen Leben erwartet werden kann, daß 
sie weite Bevölkerungskreise auf Grund der bei 
der Reise gewonnenen Einblicke aufklären 
werden. 

Das Amt hat hierzu erklärt, daß neue Richt- 
linien ausgearbeitet werden. Diese würden auch 
Einschränkungen vorsehen, insbesondere wür- 
den Schülerreisen im allgemeinen nicht mehr 
gefördert werden. 

53. Die Ausgaben für Publikationen in der Tages- 
pressc, für Pressedienste, Zeitschriften, Bro- 
schüren und Bücher haben rd. ein Drittel der für 
die Öffentlichkeitsarbeit in Verteidigungsfragen 
verfügbaren Mittel betragen. Ein Pressedienst, 
für den der Bund jährlich rd. 80 000 DM aus- 
gab, ist wegen seiner unzureichenden Wirkung 
eingestellt worden. Der Bundcsrechnungshof 
hat auch darauf aufmerksam gemacht, daß der 
Bezieherkreis einer Reihe der unterstützten 
Publikationen im Verhältnis zu der Höhe der 
Aufwendungen zu klein war und keinen grö- 
ßeren Ausstrahlungsbereich hatte. Das Amt 
wird dies bei der weiteren Planung berück- 
sichtigen. 

54. Um die Herausgabe und weite Verbreitung 
eines über die westliche Verteidigung berich- 
tenden Reisetagebuches zu ermöglichen, hat das 
Presse- und Informationsamt die Zahluncj der 
Honorare und Reisekosten der Autoren in 
Höhe von mehr als 60 000 DM übernommen. 
Das Buch, für das der Verlag den Ladenver- 
kaufspreis auf 26 DM festejesetzt hat, ist in zwei 
Auflagen mit zusammen 10 000 Exemplaren er- 
schienen; hiervon hat das Amt 5000 Stück der 
ersten Auflage zu je 12 DM und 3000 Stück der 
zweiten Auflage zu je 9,45 DM (Gesamtpreis 
rd. 88 000 DM) gekauft und an Privatpersonen, 
Pressestellen und sonstige Einrichtungen unent- 
geltlich abgegeben. 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, 
daß das Amt Einfluß auf die Gestaltung des 
Ladenverkaufspreises hätte nehmen müssen, um 
die beabsichtigte weite Verbreitung des Buches 
zu ermöglichen. Er hat ferner darauf hingewie- 
sen, daß der von dem Amt zu zahlende Preis 
für die angekauften Exemplare? auf Grund einer 
Kalkulation der Druck- und Verlagskosten hätte 
vereinbart werden müssen. Ohne Kenntnis die- 
ser Kosten war das Amt nicht in der Lage, sich 
davon zu überzeugen, ob der ihm angebotene 
Preis, insbesondere im Hinblick auf die eigenen 
Leistungen, als angemessen angesehen werden 
konnte. 

Das Presse- und Intoiinationsamt hat die Be- 
rechtigung dieses Hinweises anerkannt und 


wird ihn künftig beachten. Es hat überdies ein- 
geräumt, daß mit der Herausgabe des Buches 
die beabsichtigte publizistische Wirkung nicht 
voll erreicht worden ist. 

* 

Auswärtiges Amt 

(Einzelplan 05 für die Rechnungsjahre 
1954 bis 1961) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 05 02 für die Rechnungsjahre 1954 
bis 1958) 

Pflege kultureller, humanitärer und wissen- 
schaftlicher Beziehungen zum Ausland 

(Titel 302) 

55. Für den Bau und die Einrichtung eines Wohn- 
heimes für Studenten in einer europäischen 
Hauptstadt, das zur Unterbringung deutscher 
Studenten dient, hat das Auswärtige Amt vom 
Frühjahr 1955 bis zum Frühjahr 1958 Zuschüsse 
im Gesamtbeträge von rd. 3 Mio DM gewährt. 
Die restlichen Mittel in Höhe von 1,6 Mio DM 
sind durch Spenden aufgebracht worden. Zu- 
wendungsempfänger war bis zum September 
1957 eine Stiftung, die zum Bau des Heimes 
errichtet wurde. Sie erhielt Zuwendungen im 
Betrage von 2 600 000 DM. Nach der Grün- 
dung des Vereins „Freunde des Deutschen Hau- 
ses . . ." erhielt dieser die restlichen Zuwen- 
dungen für denselben Zweck. 

Das Auswärtige Amt hat bei der Bewilligung 
der Mittel die Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a 
RHO nicht genügend beachtet. So hat es von 
den Antragstellern weder die für die Beurtei- 
lung der Notwendigkeit und Angemessenheit 
der Zuwendungen erforderlichen Unterlagen, 
wie Bauzeichnungen, Baubeschreibung und 
Kostenanschlag, gefordert, noch hat es vorher 
das Bauvorhaben von einer technischen Dienst- 
stelle prüfen lassen. Bis zur neunten Einzel- 
bewilligung — inzwischen waren schon rd. 
2,5 Mio DM ausgezahlt — ist auch versäumt 
worden, den Bewilligungsbescheiden die All- 
gemeinen Bewilligungsbedingungen — Anlage 2 
zu den Bundesrichtlinien — zugrunde zu legen. 
Tn den folgenden vier Bewilligungsbescheiden 
hat sich das Auswärtige Amt damit begnügt, 
die Zuwendungsempfänger darauf „aufmerk- 
sam" zu machen, daß sie mit der Annahme des 
Zuschußbetrages zugleich die Allgemeinen Be- 
willigungsbedingungen anerkennen; die vorge- 
schriebene Einverständniserklärung hat es je- 
doch in keinem Falle gefordert. 

Die Planung, Bauleitung und Abrechnung des 
Bauvorhabens oblagen freischaffenden Archi- 
tekten. 

Einen Gesamtverwendungsnachweis mit Ab- 
rechnugsunterlagen hat der erwähnte Verein 
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im September 1958 der Bundesbaudirektion zur 
baufachlichen Prüfung übersandt. Die Bundes- 
baudirektion hat bemängelt, daß die Unterlagen 
weitgehend unvollständig und nicht nach den 
Bestimmungen der Rechnungslegungsordnung 
aufgestellt seien, und das Auswärtige Amt ge- 
beten, die „Schlußrechnung" von dem Zuwen- 
dungsempfänger und den Architekten nach den 
bestehenden Richtlinien vervollständigen zu 
lassen. 

Der Verein hat darauf lediglich erklärt, daß es 
unmöglich sei, die Schlußrechnung nachträglich 
den Forderungen der Bundesbaudirektion anzu- 
passen, auch habe keiner der Bewilligungs- 
bescheide eine entsprechende Auflage enthalten. 

Da dem Verwendungsnachweis nur die in den 
Jahren 1953/54 gefertigten Zeichnungen, nicht 
aber Ausführungs-, Bestands- oder Abrech- 
nungszeichnungen, beigefügt worden sind, läßt 
sich nur Örtlich feststellen, ob der Bau so, wie 
er in den vorgelegten Zeichnungen dargestellt 
ist, ausgeführt worden ist. Auch können in 
Rechnung gestellte Bauleistungen nicht nach- 
geprüft werden. 

Das Auswärtige Amt hat die Beanstandung des 
Bundesrechnungshofes anerkannt. Es räumt 
ein, daß die Zeichnungen auch nicht ausdrück- 
lich verlangt worden seien. Da der Verein sich 
darauf berufen hat, daß er keine schriftlichen 
oder mündlichen Auflagen erhalten habe und 
auch die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen 
nicht anerkannt hat, hat das Auswärtige Amt 
die Beanstandungen nicht ausräumen können. 

Der Bundesrechnungshof hat das Auswärtige 
Amt gebeten, von der Bundesbaudirektion durch 
örtliche Besichtigung feststellen zu lassen, ob 
der Bau den Zeichnungen aus dem Jahr 1954 
entspricht. Der Bericht hierüber liegt noch nicht 
vor. 

über Mängel bei der Bewilligung von Zuwen- 
dungen durch das Auswärtige Amt habe ich 
bereits in meiner Denkschrift vom 5. April 1961 
(Drucksache 2751 der 3. Wahlperiode, S. 96 
Nr. 27 bis 32) berichtet. Dabei habe ich erwähnt, 
daß das Auswärtige Amt inzwischen Vorsorge 
getroffen hat, daß die Bestimmungen der Bun- 
desrichtlinien zu § 64 a RHO über die Erteilung 
von Bewilligungsbescheiden künftig beachtet 
werden, 

Vertretungen des Bundes im Ausland 

(Kapitel 05 03 für die Rechnungsjahre 1959 
bis 1961) 

Organisation der Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland bei der Nordatlantikpakt-Organisa- 
tion (NATO) 

56. In meinem Bericht vom 24. Oktober 1959 hatte 
ich über das Ergebnis meiner Untersuchung 
über die Organisation der Vertretung der Bun- 
desrepublik bei der Nordatlantikpakt-Organisa- 


tion (NATO) berichtet (Drucksache 1518 der 
3, Wahlperiode, S. 138 Nr. 36). Die inzwischen 
in Kraft getretene Geschäftsordnung und Ge- 
schäftsverteilung der NATO-Vertretung berück- 
sichtigt meine organisatorischen Vorschläge 
weitgehend. Vor allem ist die bisherige Auf- 
teilung der Referate in Fachabteilungen, die 
den zuständigen Fachressorts der Bundesregie- 
rung entsprachen, aufgegeben worden; ent- 
sprechend meinem Vorschläge gliedert sich die 
Vertretung in Anpassung an ihre besondere 
Aufgabenstellung nunmehr in Fachreferate und 
Referate für politische, militärische, finanzielle 
und wirtschaftliche Angelegenheiten. 

Ferner ist auf meine Anregung das bisherige 
Delegationsprinzip bei der Vertretung zugun- 
sten des Missionsprinzips aufgegeben worden. 
Somit ist der Leiter der Vertretung einziger 
legitimierter Sprecher der Bundesregierung. 
Die fachlichen Weisungen der Ressorts werden 
an die Vertretung als solche gerichtet, und die 
Vertretung berichtet als solche an die Ressorts; 
damit ist der Botschafter unterrichtet und in der 
Lage, die Vertretung zu leiten. 

* 

Bundesminister des Innern 

(Einzelplan 06 für die Rechnungsjahre 
1958 bis 1960) 

Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz 

(Kapitel 06 19) 

Zuschuß an den Bundesluftschutzverband e. V. 
Köln 

(Titel 602) 

57. Der Bundesluftschutzverband (BLSV), seit 1957 
eine bundesunmittelbare Körperschaft des 
öffentlichen Rechts, hat die Aufgabe, nach den 
Richtlinien und Weisungen, die vom Bundes- 
minister des Innern oder in seinem Aufträge 
vom Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz 
— BzB — erlassen werden, die Bevölkerung 
über die Gefahren von Angriffen aus der Luft 
aufzuklären, sie bei Luftschutzmaßnahmen zu 
beraten sowie die Organisation und Ausbil- 
dung freiwilliger Helfer für den Selbstschutz 
der Bevölkerung durchzuführen. Der Bund stellt 
die erforderlichen Mittel zur Verfügung. 

Seit seiner Gründung im Jahre 1951 sind dem 
BLSV Bundesmittel von mehr als 84 Mio DM 
zugeflossen; im Rechnungsjahr 1951 betrugen 
sie rd. 128 000 DM und im Rechnungsjahr 1961 
über 16 Mio DM. 

Der Bundesrechnungshof hat den Mittelauf- 
wand für den BLSV geprüft. 

Nach dem Wirtschaftsplan für 1961 entfallen 
von den veranschlagten Mitteln rd. 46 v. H. auf 
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Verwaltungsausgaben, rd. 16 v. H. auf Aus- 
gaben für Aufklärung, Werbung und Beratung 
und rd. 38 v. H. auf Ausgaben für die Ausbil- 
dungswesen einschließlich Unterhaltung der 
Schulen. 

Der organisatorische Verwaltungsaufbau kann 
im wesentlichen als abgeschlossen gelten. Ende 
1961 bestanden neben der Bundeshauptstelle 
10 Landesstellen, 33 Bezirksstellen, 425 Kreis- 
stellen sowie 140 kreisfreie und 396 kreis- 
angehörige Ortsstellen. 

Der unverhältnismäßig hohe Anteil der Ver- 
waltungsausgaben an den Gesamtausgaben ist 
darauf zurückzuführen, daß, der BLSV bis zu 
den größeren kreisangehörigen Gemeinden 
eine eigene Verwaltungsorganisation aufbauen 
mußte. Dies wäre zu vermeiden gewesen, wenn 
den in meinem Gutachten über das Bundesmini- 
sterium des Innern vom März 1958 (Ausschuß- 
drucksache 191 — 13. Ausschuß der 3. Wahl- 
periode) gemachten Vorschlägen gefolgt und 
der Selbstschutz der Bevölkerung stärker an 
die kommunale Verwaltung angelehnt worden 
wäre. Es wäre dann auch nicht nötig gewesen, 
verwaltungsunkundige Kräfte im BLSV beson- 
ders zu schulen, um sie mit Verwaltungsaufga- 
ben betrauen zu können. 

58. Die Aufklärungs-, Beratungs- und Werbetätig- 
keit des BLSV war im Verhältnis zu den An- 
strengungen und den aufgewandten Mitteln 
nicht sehr erfolgreich. Bis zum 1. Oktober 1961 
haben nach den Unterlagen des BLSV zwar 
rd. 1 654 000 Personen an Fachvorträgen, Film- 
vorführungen und sonstigen Veranstaltungen 
sowie rd. 52 000 Personen an besonderen Lehr- 
vorführungen teilgenommen. Außerdem sind 
große Mengen von Aufklärungsschriften und 
Flugblättern verteilt worden. Wie wenig sich 
ein großer Teil der Aufklärungs- und Werbe- 
maßnahmen bisher ausgewirkt hat, zeigen fol- 
gende Beispiele aus dem Jahre 1960: 

Eine Kreisstelle (rd. 195 000 Einwohner in rd. 
30 000 Häusern) hatten sich in eigener Initia- 
tive intensiv um die Gewinnung von Selbst- 
schutzkräften bemüht, allen Hauseigentümern 
in größeren Gemeinden Werbeschriften zuge- 
hen lassen und um Mitarbeit gebeten. Nur 
etwa 10 V. H. der Empfänger baten um weitere 
Informationen; von ihnen erklärten sich nur 
etwa 10 V. H. zur Teilnahme an Ausbildungs- 
maßnahmen bereit. Im Kreisgebiet haben sich 
bei einem geschätzten Bedarf von etwa 13 000 
Selbstschutzkräften schließlich 647 Personen für 
eine Mitwirkung vormerken und von ihnen 
223 ausbilden lassen, d. s. noch nicht einmal 
2 v. H. des Bedarfs. 

In einer Großstadt mit über 700 000 Einwohnern 
gelang es bei einem geschätzten Bedarf von 
etwa insgesamt 40 000 Selbstschutzkräften nach 
intensivem Einsatz des haupt- und ehrenamt- 
lichen Personals bisher nur rd. 1500 Personen 
zu werben, von denen sich rd. 1300, etwa 3 v. H. 
des Bedarfs, einer Ausbildung unterzogen. 


ln dem Bericht einer Dienststelle heißt es: „Fin- 
det an einem Lehrgangsabend eine interessante 
Fernsehübertragung, z. B. ein Fußballspiel bei 
Flutlicht oder eine andere interessante Sen- 
dung statt, muß der Lehrgang oft ausfallen, 
weil nur wenige Teilnehmer erscheinen." 

59. Der Bundesrechnungshof hat verschiedentlich 
auch feststellen müssen, daß große Mengen 
Werbe- und Aufklärungsmaterial als Makula- 
tur bei den Dienststellen des BLSV liegen. Zum 
Teil ist davon abgesehen worden, das Material 
zu verteilen, weil es von der Bevölkerung an- 
geblich nicht beachtet oder nicht abgenommen 
worden wäre; zum Teil soll es zu reichlich be- 
messen gewesen sein. 

60. Infolge der Ausbildungsmaßnahmen ist die 
Zahl der Führungskräfte und der für die Anlei- 
tung der Selbstschutzkräfte Ausgebildeten stän- 
dig gestiegen. Nach den Unterlagen des BLSV 
waren am 1. Oktober 1961 ausgebildet: 

16 946 ehrenamtliche und 222 hauptamtliche 
Führungskräfte sowie 

10 511 ehrenamtliche und 141 hauptamtliche 
Ausbilder. 

Die Zahl der eigentlichen Selbstschutzkräfte hat 
sich jedoch nicht entsprechend erhöht; denn 
gleichzeitig waren — bei einem Bedarf von 
mehreren Millionen Selbstschutzkräften — nur 
insgesamt 87 641 ausgebildete Selbstschutz- 
kräfte registriert, und zwar 

39 571 Personen mit Grundausbildung I 
(10 Stunden) 

39 062 Personen mit Grundausbildung II 
(28 Stunden) 

8 668 Kräfte des Erweiterten Selbstschutzes 
mit Grundausbildung ES (28 Stunden) 

340 Kräfte des Erweiterten Selbstschutzes 
mit Grundausbildung ES und Ergän- 
zungsausbildung ES (44 Stunden). 

61. Die Kosten für die Heranbildung von Führungs- 
und Ausbildungskräften erscheinen nur dann 
gerechtfertigt, wenn diese ihre Kenntnisse 
einer breiteren Schicht von Selbstschutzkräften 
weiter vermitteln. Daran mangelt es noch er- 
heblich. Nach den von Orts- und Kreisstellen 
gegebenen Auskünften ist es zum Teil auch 
zweifelhaft, ob die registrierten Kräfte wirklich 
zur Verfügung stehen. 

Die Selbstschutzkräfte sollen auf Ortsebene 
ausgebildet werden; zum Teil fehlt es hierfür 
an geeigneten Einrichtungen. Darauf ist es zu- 
rückzuführen, daß mitunter BLSV- und Selbst- 
schutzkräfte zur Grundausbildung in die „wei- 
terbildenden" Landesschulen geschickt werden. 
Das belastet nicht nur den Unterrichtsbetrieb 
und drückt dessen Niveau. Es ist auch sehr 
kostspielig, weil auf einer Luftschutzschule je 
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Teilnehmer täglich allein an Personal-, Sach- 
und allgemeinen Ausgaben — nach Art und ; 
Lage der Schule unterschiedlich — etwa 40 bis ! 
65 DM aufzuwenden sind. Lehrgänge auf Orts- | 
ebene erfordern naturgemäß schon wegen des ! 
Wegfalls von Verdienstausfallentschädigung 
und Reisekosten wesentlich geringere Kosten. 

Der BLSV hat ferner, da die Schulen nicht aus- 
reichend beschickt wurden, auch solche Perso- 
nen ausbilden lassen, die wegen ihres vorge- 
schrittenen Alters oder der Lage ihres Wohn- 
sitzes für einen Einsatz kaum in Frage kamen. 

Die für Ausbildungszwecke bereitgestellten 
Bundesmittel sind mithin nicht immer sinnvoll 
verwendet worden. 

Das BzB hat auf die Beanstandungen des Bun- 
desrechnungshofes hin zugesagt, für Abhilfe zu 
sorgen. 

62. Der BLSV gewährt den Teilnehmern an mehr- 
tägigen Lehrgängen auf den weiterbildenden 
Schulen neben freier Unterkunft und Verpfle- 
gung und der Entschädigung für Verdienstaus- 
fall ein pauschaliertes Tage- und Ubernach- 
tungsgeld von 5,25 DM, während im Luftschutz- 
hilfsdienst im gleichen Falle nur ein Taschen- 
geld gezahlt wird, das im allgemeinen 2,50 
DM täglich nicht übersteigt. Die Sonderrege- 
lung des BLSV kostet jährlich über 100 000 DM 
zusätzlich, die für wichtige Aufgaben, z. B. ört- 
liche Ausbildungsmaßnahmen, hätten verwen- 
det werden können. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf gedrängt, 
daß die Höhe der Vergütung der beim Luft- 
schutzhilfsdienst gewährten angepaßt wird. Das 
BzB hat inzwischen eine entsprechende Anord- 
nung getroffen. 

63. Bei dem Ausbildungsprogramm des BLSV nah- 
men vielfach theoretische Belehrungen einen 
verhältnismäßig breiten Raum ein. Einer An- 
regung des Bundesrechnungshofes entsprechend 
beabsichtigen die geprüften Stellen, das Aus- 
bildungsprogramm für die Selbstschutzkräfte 
zu verkürzen und auf das zu beschränken, was 
unmittelbar für den Selbstschutz erforderlich 
ist. 

64. Der BLSV verfügt über Führungs- und Ausbil- 
dungskräfte in beachtlicher Zahl. Sein eigent- 
liches Ziel — den Aufbau der Organisation des 
Selbstschutzes und die Ausbildung der nötigen 
Zahl an Selbstschutzkräften — hat er jedoch 
bisher nicht annähernd erreichen können. Die 
Prüfungsergebnisse des Bundesrechnungshofes 
lassen erkennen, daß die Bewilligung beacht- 
licher Haushaltsmittel und der uneigennützige 
Einsatz zahlreicher ehrenamtlicher Kräfte allein 
nicht genügen, um das angestrebte Ziel ent- 
scheidend zu fördern. 

* 


(Kapitel 06 20 für das Rechnungsjahr 1958; 

Einzelplan 36 — ■ Zivile Notstandsplanung — 

Kapitel 36 04 — Notstandsmaßnahmen im Auf- 
gabenbereich des Bundesministers des Innern 
— für das Rechnungsjahr 1959) 

65. Die Gemeinden und die Länder haben einen 
örtlichen und einen überörtlichen, den „behörd- 
lichen" Luftschutzhilfsdienst (LSHD) aufzustel- 
len. Dieser ergänzt den Selbstschutz der Bevöl- 
kerung, der den Kern der gesamten zivilen 
Luftschutzorganisation bilden soll. Die durch 
die Aufstellung, Ausbildung und Ausrüstung 
des LSHD entstehenden Kosten trägt der Bund, 
soweit es sich nicht um persönliche und säch- 
liche Verwaltungskosten handelt. 

Der Aufbau des LSHD ist nach Überwindung 
anfänglicher Schwierigkeiten planmäßig fort- 
geschritten. Zu der Frage, ob die derrt Aufbau des 
zivilen Bevölkerungsschutzes zugrunde lie- 
gende Konzeption den höchsten Wirkungsgrad 
verspricht, habe ich in meinem Gutachten 
vom März 1958 (Haushaltsausschußdrucksache 
Nr. 191) Stellung genommen und die Notwen- 
digkeit einer straffen Organisation unterstri- 
chen. Die Flutkatastrophe in Norddeutschland 
iin Februar 1962 mag Anlaß dazu geben, zu 
überprüfen, ob das derzeitige organisatorische 
Gefüge der Zerreißprobe einer Katastrophe 
standhalten kann. Ich beschränke mich im nach- 
folgenden darauf, einzelne Ergebnisse der Rech- 
nungsprüfung und die aus ihnen zu ziehenden 
Folgerungen darzulegen. 

66. Die Stärke sowie Umfang und Art der Aus- 
rüstung des LSHD sind — nach Fachdiensten 
getrennt — ■ in besonderen Stärke- und Aus- 
rüstungsnachweisungen festgelegt, die zum Teil 
erst im Entwurf vorliegen. Wegen der Aus- 
rüstung des Luftschutzsanitätsdienstes schwe- 
ben auf Grund eines Gutachtens, das der Bun- 
desrechnungshof eingeholt hat, noch Erörterun- 
gen mit dem Bundesminister des Innern. Die 
Beschaffung der Großraumkrankenkraftwagen 
(12-Tragen-Wagen, 3,5 t) für den LS-Sanitäts- 
dienst, die recht kostspielig war, hat sich als 
nicht vorteilhaft erwiesen. Sie ist inzwischen 
eingestellt worden, nachdem auch von den Sa- 
nitätseinheiten erhebliche Bedenken gegen die 
Zweckmäßigkeit erhoben und auf die begrenzte 
Einsatzmöglichkeit dieses Fahrzeugtyps hinge- 
wiesen worden ist. Bis zum 1. November 1961 
waren 559 Kraftfahrzeuge dieser Art ausgelie- 
fert worden; auf Grund noch laufender Bestel- 
lungen sollten bis zum 31. Dezember 1961 wei- 
tere 107 Fahrzeuge beschafft werden. Die 
Kosten hierfür einschließlich der vollständigen 
Ausrüstung belaufen sich auf insgesamt rd. 
17 Mio DM, dazu kommen noch die Ausliefe- 
rungskosten. 
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67. Der Bundesrechnungshof hat weiter geprüft, ob 
der Zeitpunkt der Kraftfahrzeugbeschaffungen 
im Hinblick auf das Fehlen von Bedienungsper- 
sonal und das langsame Fortschreiten der Auf- 
stellung der Einheiten richtig gewählt worden 
ist und ob sich die Ausstattung in wirtschaftlich 
vertretbaren Grenzen hält. Wegen der vorzei- 
tigen Beschaffung von 714 Kraftfahrzeugen im 
Werte von rd. 15 Mio DM wird auf die Bemer- 
kung zu EpL 06 — S. 11 Nr. 17 - — verwiesen. 

68. Nicht nur die Beschaffung von Spezialkraftfahr- 
zeugen, sondern auch deren Unterbringung und 
Unterhaltung erfordern hohe Beträge. Der Bun- 
desrechnungshof hat daher bei den Beratungen 
der Stärke- und Ausrüstungsnachweisungen dar- 
auf hingewiesen, daß die Ausstattung möglichst 
auf handelsübliche Typen abgestellt werden 
sollte. Diese können zum großen Teil im Ernst- 
fälle durch Beorderungen mit Kraftfahrern er- 
faßt werden, brauchen also im Frieden nicht be- 
schatt zu werden; auch Kraftfahrer brauchen 
nicht besonders ausgebildet zu werden. 

Darüber hinaus haben handelsübliche Kraft- 
fahrzeuge den Vorteil, daß sie jeweils dem 
technischen Fortschritt entsprechen, während 
auf Lager genommene Fahrzeuge veralten. So- 
weit Fahrzeuge aber jetzt schon vorhanden sein 
müssen — wie z. B. für Ausbildungszwecke — , 
sind sie wesentlich billiger und können schließ- 
lich auch jederzeit nutzbar gemacht werden, 
z. B. Sanitätsfahrzeuge für den Krankentrans- 
port, Brandschutzfahrzeuge für die Feuerwehr. 
Sie stellen also kein totes Kapital dar. 

Die Ausrüstungsnachweisungen tragen der vom 
Bundesrechnungshof vertretenen Auffassung 
im großen und ganzen Rechnung. 

69. Das Deutsche Rote Kreuz (DRK) erhält erheb- 
liche Mittel zur Beschaffung und Verwaltung 
einer „Materialreserve". Diese umfaßt im we- 
sentlichen Bestände an Geräten und Ausrü- 
stungsgegenständen für die DRK-Hilfszugsstaf- 
feln, die auf das Generalsekreteriat des DRK 
und dessen Landesverbände verteilt sind und 
in ihrer Gesamtheit den DRK-Hilfszug bilden. 
Die Gesamtkosten für die in etwa 3 Jahren ab- 
zuschließenden Beschaffungen werden mehrere 
Mio DM betragen. In seiner Gliederung und 
Ausrüstung wird der Hilfszug den daneben be- 
sonders aufgestellten und ausgerüsteten Ein- 
heiten des LS-Sanitätsdienstes sehr ähnlich 
sein. So werden mit erheblichen Bundesmitteln 
zwei gleichartige Einrichtungen gefördert, die 
sich in ihrer Zielsetzung nur dadurch unter- 
scheiden, daß die eine — der DRK-Hilfszug — 
für die Verwendung im allgemeinen Kata- 
strophenschutz gedacht ist, während die andere 
— der LS-Sanitätsdienst — im zivilen Bevölke- 
rungsschutz eingesetzt werden soll. 

Der Bundesrechnungshof hat im Hinblick auf 
einen wirkungsvolleren Einsatz der Bundesmit- 
tel angeregt zu prüfen, ob nicht mit einer ein- 
heitlichen Maßnahme beide Ziele erreicht wer- 


den können. Dies sollte um so mehr angestrebt 
werden, als es fraglich ist, ob die für die perso- 
nelle Ausstattung beider Einrichtungen erfor- 
derliche Zahl von ausgebildeten Helfern zu ge- 
winnen ist. 

Auf die Anregung des Bundesrechnungshofes 
vom März 1961 hat der Bundesminister des 
Innern noch nicht geantwortet. 

70. Abgesehen von dem hauptamtlichen Personal 
der Aufstellungsstäbe, ist der LSHD bisher auf 
Freiwillige angewiesen. Zwar ist es gelungen, 
eine größere Zahl der Einheiten aufzustellen; 
jedoch mußte bei örtlichen Erhebungen durch 
den Bundesrechnungshof an einigen Stellen 
festgestellt werden, daß das beschaffte kost- 
spielige Gerät brachlag, weil es an Personal 
fehlte. Der Bundesrechnungshof ist der Ansicht, 
daß weitere Beschaffungsmaßnahmen, die auf 
die erforderliche, aber nicht vorhandene Perso- 
nalstärke abgestellt sind, nicht vertretbar sind. 

71. Bei der Einstellung hauptamtlichen Personals 
sind Fehldispositionen größeren Umfangs vor- 
gekommen. So hatte das DRK auf Veranlassung 
des Bundesministers des Innern seit Januar 
1956 10 Aufstellungsleiter für den LS-Sanitäts- 
dienst mit entsprechenden Bürokräften zu La- 
sten des Bundes angestellt. In den Rechnungs- 
jahren 1956 bis 1959 wurden für sie und ihre 
Mitarbeiter an Personal- und Sachausgaben ins- 
gesamt rd. 835 000 DM ausgegeben. Die Auf- 
stellungsleitor konnten sich jedoch der ihnen 
zugedachten Aufgabe mangels einer gesetz- 
lichen Grundlage nicht widmen. Sie mußten 
später ihre Tätigkeit überhaupt einstellen, weil 
nach § 10 des 1. ZBG die Länder und Gemein- 
den zur Aufstellung, Ausbildung und Ausrü- 
stung des LSHD verpflichtet wurden. Der finan- 
zielle Aufwand des Bundes war somit nutzlos. 
Er hätte vermieden werden können, wenn der 
Bundesminister mindestens rechtzeitig das DRK 
zur Kündigung veranlaßt hätte. 

72. Die Abgrenzung der von den Ländern zu tra- 
genden Verwaltungskosten von den dem Bund 
zur Last fallenden Zweckausgaben hat in der 
Praxis vielfach Anlaß zu Meinungsverschieden- 
heiten zum Teil aus ganz nebensächlichen Grün- 
den gegeben. Der umfangreiche Schriftwechsel 
steht oft in keinem rechten Verhältnis zur Sache. 
So haben sich einige Länder z. B. geweigert, die 
Kosten, die bei Abnahme der zu Lasten des 
Bundeshaushalts beschafften Arzneimittelvor- 
räte entstehen, als Verwaltungskosten anzuer- 
kennen. Einige Länder haben den Bund nicht 
nur mit den Personalkosten der LSHD-Aufstel- 
lungsstäbe, sondern auch mit den Kosten für die 
Diensträume dieser Stäbe sowie mit den Kosten 
für die regelmäßige Überprüfung der Geräte 
gemäß Nr. 13 AVV-Ausrüstung-LSHD belastet. 
Um in der Sache voranzukommen, haben die 
Bundesbehörden in diesen und anderen Fällen 
die Kosten übernommen, obwohl die Länder sie 
hätten tragen müssen. 
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Die Bundesbehörden sind bei dem Aufbau des 
zivilen Bevölkerungsschutzes auch in anderen 
Fällen aus gleichen Beweggründen in Einzel- 
heiten von der gesetzlichen Regelung abgewi- 
chen. So haben sie die Durchführung der In- 
standsetzung von Luftschutzbauten, die den Ge- 
meinden obliegt, selbst übernommen. 

Der Bundesminister des Innern wird bemüht 
sein müssen, daß die Länder die ihnen oblie- 
genden Aufgaben auf den Landeshaushalt über- 
nehmen. 

Bundesminister für Wirtschaft 

(Einzelplan 09 für die Rechnungsjahre 
1955 bis 1957) 

Allgemeine Bewilligungen 

(Kapitel 09 02) 

Förderung der Rationalisierung, Normung und 
Formgebung 

(Titel 604) 

Rationalisierungskuratorium der Deutschen 
Wirtschaft e. V. 

73. Der Bund gewährt dem Rationalisierungs- 
kuratorium der Deutschen Wirtschaft e. V. 
(RKW) laufend erhebliche Zuschüsse. Diese be- 
trugen in den Rechnungsjahren 1955 bis 1957 
allein für den laufenden Haushalt des RKW rd. 
2,8 Mio DM jährlich; sie stellten mehr als die 
Hälfte der Haushaltseinnahmen des RKW dar. 
Die Zuschüsse der Länder beliefen sich in den 
gleichen Jahren auf etwa 15 v. H., die Mit- 
gliedsbeiträge auf etwa 5 v. H. der jährlichen 
Haushaltseinnahmen. Die restlichen Einnahmen 
bestanden aus sonstigen Zuwendungen öffent- 
licher und privater Stellen und Einnahmen aus 
der Arbeit des RKW. 

Für Projekte außerhalb des Haushalts des RKW 
hat der Bund außerdem vom Rechnungsjahr 
1956 an noch Zuschüsse gezahlt, und zwar im 
Rechnungsjahr 1956 rd. 1,08 Mio DM und 1957 
rd. 1,9 Mio DM. 

Von den Zuschüssen zum laufenden Haushalt 
des RKW hat der Bundesminister für Wirt- 
schaft jährlich etwa 1 Mio DM aus Kapitel 
09 02 des Bundeshaushalts, den größeren Teil 
jedoch aus dem ERP-Sondervermögen, zur Ver- 
fügung gestellt. Vom Rechnungsjahr 1959 ab 
werden die Bundeszuschüsse nur noch aus dem 
ERP-Sondervermögen gezahlt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Verwendung 
der Bundeszuschüsse für die Rechnungsjahre 
1955 bis 1957 geprüft. Zu den Prüfungsmittei- 
lungen hat der Bundesminister nach längeren 
Erörterungen mit dem RKW im August 1961 
Stellung genommen. 


Da die Zuschüsse auch der Deckung des all- 
gemeinen Haushaltsbedarfs des RKW dienten, 
erstreckte sich die Prüfung auf die gesamte 
Haushalts- und Wirtschaftsführung sowie auf 
solche Organisationsfragen, die für eine wirt- 
schaftliche und ordnungsmäßige Verwendung 
der Mittel des RKW von wesentlicher Bedeu- 
tung sind. 

74. Organisatorisch gliederte sich zur Zeit der Prü- 
fung die Zentrale des RKW in Frankfurt (Main) 
in 5 Geschäftsbereiche, nämlich die vom Haupt- 
geschäftsführer geleitete Hauptverwaltung und 
4 fachliche Bereiche mit je einem Geschäfts- 
führer als Leiter. 

Dieser fünfköpfigen Geschäftsführung waren 
nachgeordnet: Abteilungen, Arbeitsgebiete, Re- 
ferate und Sachgebiete, außerdem Organisa- 
tionseinheiten ohne besondere Gradbezeich- 
nung. Innerhalb der Geschäftsbereiche der 
Zentrale war der Unterbau nicht einheitlich. 
Nicht alle Geschäftsbereiche hatten Abteilun- 
gen, und in der Hauptverwaltung fehlte, die in 
allen anderen Geschäftsbereichen vorhandene 
Einheit „Arbeitsgebiet". Innerhalb der Abtei- 
lungen und Arbeitsgebiete gab es Referate. 

Gegenüber gleichnamigen Organisationseinhei- 
ten der öffentlichen Verwaltung entsprechen 
die Abteilungen des RKW allenfalls größeren 
Referaten. Kann auch die Einheit „Arbeits- 
gebiet" noch mit einem Referat verglichen wer- 
den, so sind die vom RKW als „Referenten" 
bezeichneten Angestellten etwa den Hilfsrefe- 
renten der öffentlichen Verwaltung gleichzu- 
setzen. 

Hiernach ergeben sich für die höheren Ange- 
stellten (von Vergütungsgruppe III TO. A, jetzt 
BAT, ab aufwärts) in der Zentrale des RKW 
etwa folgende Bewertungen: 


Vom RKW 
verwendete 
Dienst- 
bezeichnungen 

Vergleichbare 
Dienstposten in 
der öffentlichen 
Verwaltung 

Vorzusehende 
Vergütungs- 
gruppe 
TO.A — BAT 

Geschäfts- 

führer 

— 

Über Tarif 

Abteilungs- 

leiter 

Leiter eines 
größeren 
Referats 

Sondertarif 

Arbeits- 

gebietsleiter 

Leiter eines 
sonstigen 
Referats 

I 

Referent 

Hilfsreferent 

III, höchstens 
II 


Die Organisation der Zentrale war unter meh- 
reren Gesichtspunkten kopflastig. Einmal stan- 
den über den 25 „Referenten" 18 Kräfte noch 
höherer Grade. Zum anderen beschäftigte das 
RKW in den vier Fach-Geschäftsbereichen 
seiner Zentrale am 1. April 1958 ohne die Ge- 
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schäftsführer und deren Sekretärinnen 76 An- ' 
gestellte, und hiervon waren 39, also rund jeder : 
zweite Angestellte, mindestens als „Referent" 
eingestuft. 

Außerdem waren zahlreiche Angestellte höher 
eingruppiert, als es die Merkmale der von ihnen 
ausgeübten Tätigkeiten rechtfertigen. Von den 
höheren Angestellten waren nach dem Stand 
von 1958 12 über Tarif, 1 nach Sondertarif, 7 in 
Vergütungsgruppe I, 16 in II und 9 in III der 
TO.A (jetzt BAT) eingestuft. 

In den seit der Prüfung verflossenen Jahren 
hat sich der Bundesminister gemeinsam mit dem 
RKW bemüht, den überhöhten Personalaufwand 
zu vermindern. Bis 1962 wurden insgesamt 14 
Stellen gestrichen und weitere 20 Stellen zu- 
rückgestuft, bei allerdings 2 neuen Hebungen. 

Trotzdem ist das Zahlenverhältnis zwischen den 
höheren und den übrigen Angestellten noch 
nicht ausgewogen. Auch sind von den Stellen 
für höhere Angestellte noch immer einige zu 
hoch bewertet. So zahlt das RKW in drei Fällen 
Leitern von Arbeitsgebieten Vergütungen nach 
Sondertarif, anstatt nach Gruppe I BAT. 

Der Bundesminister wird darauf zu achten 
haben, daß das RKW die notwendigen Rück- 
stufungen im Rahmen des vertraglich Möglichen 
weiterführt. 

75. Der Gesamtvorstand des RKW hatte z. Z. der 
Prüfung durch den Bundesrechnungshof 35 Mit- j 
glieder. Nur 2 davon waren Bedienstete des 
Bundes. Inzwischen hat sich die Zahl der Vor- 
standsmitglieder auf 43, die der Vertreter des 
Bundes auf 4 erhöht. 

Da der Gesamtvorstand wegen seiner Größe 
nur beschränkt arbeitsfähig ist, obliegt die Auf- 
sicht über die Geschäftsführung des Vereins 
einem Arbeitsausschuß. Dieser nimmt auch son- 
stige, ihm vom Gesamtvorstand übertragene 
Aufgaben wahr. Er besteht aus dem Vorsitzen- 
den des Gesamtvorstandes und dessen beiden 
Stellvertretern, die im Arbeitsausschuß in der 
gleichen Eigenschaft tätig sind, sowie aus höch- 
stens 9 weiteren, vom Gesamtvorstand zu wäh- 
lenden Mitgliedern. Z. Z. gehören dem Arbeits- 
ausschuß zwei Vertreter des Bundes an. 

Als „Beratungs- und Vorprüfungsorgan" des 
Gesamtvorstandes und seines Arbeitsausschus- 
ses wurde zusätzlich ein Finanz- und Personal- 
ausschuß gebildet. Ihm gehören zwei Vertreter 
des Bundes an, von denen 1961 einer den Vor- 
sitz führte. Außer einer nur vorbereitenden 
Aufgabe sind dem Finanz- und Personalaus- 
schuß durch seine vom Arbeitsausschuß des Ge- 
samtvorstandes beschlossene Geschäftsordnung 
gewi&se Entscheidungsbefugnisse übertragen. Er 
ist jetzt auch für die Einstellung aller Angestell- 
ten der Vergütungsgruppe I BAT und höher 
für die Außenstellen des RKW zuständig. Diese 
Befugnis sollte nach Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes auf alle höheren Angestellten 


der Vergütungsgruppe III BAT und höher aus- 
gedehnt werden. 

Nach der Prüfung des Bundesrechnungshofes 
wurde zwar beschlossen, daß weder der Gesamt- 
vorstand noch der Arbeitsausschuß Beschlüsse 
von weittragender, insbesondere finanzieller 
Bedeutung ohne Mitwirkung eines Vertreters 
des Bundes faßt, und daß bei jeder Sitzung 
eines Vorstandsgremiums nach Möglichkeit ein 
Vertreter des Bundes anwesend ist. Diese Maß- 
nahmen gewährleisten jedoch auch unter Be- 
rücksichtigung der erhöhten Zahl der Vertreter 
des Bundes in den Leitungsgremien des RKW 
noch keinen ausreichenden Einfluß des Bundes 
auf die Leitung des Vereins. Es muß vielmehr 
in der Satzung des RKW sichergestellt werden, 
daß Beschlüsse des Gesamtvorstandes, des Ar- 
beitsausschusses und des Finanz- und Personal- 
ausschusses von wesentlicher finanzieller Be- 
deutung nur dann wirksam sind, wenn ihnen 
der Vertreter des federführenden Bundesres- 
sorts zugestimmt hat. Nur so läßt sich eine 
Wiederholung jenes Falles verhindern, in dem 
der Finanz- und Personalausschuß des RKW in 
einer ganztägigen Sitzung während einer nur 
wenige Minuten dauernden Abwesenheit des 
Vorsitzenden Vertreters des Bundes einem bis 
dahin in die Vergütungsgruppe II TO.A ein- 
gestuften Angestellten ein außertarifliches Ge- 
halt bewilligt hat. 

Der Bundesrechnungshof hat daher angeregt, 
die Gewährung weiterer Zuschüsse an das RKW 
von einer entsprechenden Satzungsänderung 
abhängig zu machen. 

76. Neben seinen Angestellten beschäftigt das 
RKW zahlreiche freie Mitarbeiter auf Grund 
von Honorarverträgen. Z. B. beschäftigte es 
seit April 1957 gegen ein monatliches Honorar 
von 1250 DM ein früheres geschaftsführendes 
Vorstandsmitglied nach dessen Ausscheiden als 
freien Mitarbeiter weiter mit der als „Kontakt- 
pflege mit Ministerien, Verbänden usw." be- 
zeichneten Aufgabe, wofür 10 Arbeitstage je 
Monat vorgesehen waren. 

Der Bundesrechnungshof vermag ein Bedürfnis 
für dieses Honorarverhältnis nicht anzuerken- 
nen. Die „Kontaktpflege" gehört zu den dienst- 
lichen Aufgaben der vier Geschäftsführer und 
der zahlreichen Referenten des RKW. Es kann 
grundsätzlich nicht gebilligt werden, daß ein 
Zuwendungsempfänger, dessen Haushalt über- 
wiegend aus öffentlichen Mitteln finanziert 
wird, neben als Spitzenkräften bezeichneten 
und vergüteten Angestellten noch hochdotierte 
Mittler für den Verkehr mit Behörden des Bun- 
des und der Länder bezahlt. Dazu kommt, daß 
im Bundeswirtschaftsministerium ein Referat 
„Produktivität und Rationalisierung" besteht, 
das insbesondere das RKW betreut. Der Leiter 
dieses Referats war früher selbst im RKW tätig. 

Der Bundesminister hat hiergegen eingewandt, 
die Tätigkeit des Verbindungsmannes des RKW 
erschöpfe sich nicht in der Kontaktpflege; dieser 
werde vielmehr auch überall dort tätig, wo 
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sich Schwierigkeiten besonderer Art im Ver- ' 
hältnis zu Länderministerion, Spitzenverbänden | 
der Wirtschaft und den Landesgruppenvorstän- 
den des RKW ergäben. Er sehe daher keinen 
Grund, gegen die Fortsetzung des Honorarver- 
trages Einwendungen zu erheben. 

Auch hiernach vermag der Bundesrechnungshof 
eine Notwendigkeit, ein solches Honorarver- 
hältnis fortzusetzen, nicht anzuerkennen. Die 
vreiteren von dem Bundesminister mitgeteilten 
Aufgaben gehören ebenfalls zu den Dienstge- 
schäften, für deren ordnungsgemäße Erledigung 
dem RKW schon zahlreiche eigene leitende 
Kräfte zur Verfügung stehen. Die Beseitigung 
von Reibungen innerhalb des Vereins gehört zu 
den vornehmsten Aufgaben des inzwischen auch 
bei höchsten Stellen gut eingeführten Haupt- 
geschäftsführers, dem nach dem neuen Organi- 
sationsplan entsprechend einer Anregung des 
Bundesrechnungshofes auch die Betreuung der 
Landesgruppen zugewiesen ist. Zu dieser Ar- 
beit können überdies diejenigen Mitglieder der 
Landesgruppenvorstände des RKW, die zugleich 
dem Gesamtvorstand angehören, wesentlich bei- 
tragen. 

Einem Sachverständigen gewährte das RKW für 
seine Tätigkeit als freier Mitarbeiter seit dem 
1. August 1956 ein monatliches Honorar von 
1250 DM. Der Sachverständige verstarb Anfang 
März 1957. Das RKW zahlte der Witwe das 
Honorar noch für April 1957. 

Der Bundesminister hat hierzu erklärt, künftig 
werde bei Honorarverträgen keine Zahlung 
mehr über den Sterbemonat hinaus geleistet 
werden. 

Ein anderer Honorarempfänger des RKW hat 
im Dezember 1956 gegen eine Monatsvergütung 
von 2000 DM die Aufgaben und die Arbeiten 
des RKW, besonders sein Finanzwesen, seinen 
Haushaltsplan und seine laufende Verwaltung 
studiert. Vom 1. Januar 1957 ab stellte ihn das 
RKW für 6 Monate als Leiter der Finanzabtei- 
lung mit 2000 DM Monatsgehalt ein. Nach Ab- 
lauf dieses Vertrages war er auf eigenen 
Wunsch noch in den Monaten Juli und August 
1957 für ein Monatshonorar von wiederum 
2000 DM auf dem Gebiet der Mitglieder- 
werbung tätig. 

Der Bundesrechnungshof hat Bedenken gegen 
das Monatshonorar für die anfängliche, rein in- 
formatorische Tätigkeit erhoben. Er hat um 
nähere Begründung hierfür sowie um Aufklä- 
rung darüber gebeten, weshalb ein so hohes 
Honorar auch für die Werbetätigkeit gewährt 
worden ist, was der Honorarempfänger auf dem 
Werbegebiet geleistet und welche Erfolge er 
damit erzielt hat. 

Der Vorstand des RKW hat ausgeführt, der 
Honorarempfänger sei für eine Beschäftigung 
als deutscher Vertreter bei einer internationalen 
Organisation vorgesehen gewesen. Deshalb 
habe die Informationstätigkeit im besonderen 
Interesse des RKW gelegen. Nur durch die Zu- 


sage dieser Vergütung habe der Honoraremp- 
fänger bewogen werden können, seine bisherige 
Tätigkeit aufzugeben und beim RKW zu vo- 
lontieren. Seine Berufung in die internationale 
Organisation habe sich später zerschlagen. We- 
gen seiner vielfältigen und weitreichenden Be- 
ziehungen sei er dann für die Mitgliederbe- 
treuung und -Werbung eingesetzt worden. Die 
Fragen des Bundesrechnungshofes nach der Art 
und dem Erfolg der Werbetätigkeit wurden 
nicht beantwortet. Das RKW hat nur erklärt, der 
Erfolg der Mitgliederwerbung habe nicht den 
Erwartungen entsprochen, und der Vertrag sei 
daher nicht verlängert worden. 

Der Bundesminister hat die vom RKW gege- 
bene Begründung nicht beanstandet. Der Bun- 
desrechnungshof kann sie nicht anerkennen. 
Nachdem für das RKW feststand, daß der 
Honorarempfänger auf seinem Posten in der 
Finanzabteilung nicht weiterbeschäftigt werden 
konnte, durften seine vielen Beziehungen allein 
nicht als hinreichende Qualifikation für den mit 
2000 DM monatlich honorierten Werbeauftrag, 
zu dessen erfolgreicher Erfüllung besondere Er- 
fahrungen gebraucht wurden, angesehen wer- 
den. Daß das Honorar hierfür nutzlos verwandt 
wurde, hat das Ergebnis gezeigt. 

In mehreren Fällen hat das RKW mit ehemaligen 
Angestellten des Reichskuratoriums für Wirt- 
schaftlichkeit, die keine ausreichende Alters- 
versorgung hatten, beim Erreichen der Alters- 
grenze Honorarverträge abgeschlossen. Die ver- 
einbarten Honorare wurden auch dann weiter- 
gezahlt, wenn die Empfänger längere Zeit ar- 
beitsunfähig krank waren. 

Der Bundesminister hält eine sittliche Verpflich- 
tung des RKW, für den Lebensabend seiner An- 
gestellten zu sorgen, für gegeben, weil die ehe- 
maligen Angestellten des Reichskuratoriums 
zum neuen RKW ähnlich wie die Bediensteten 
des Reiches und der ehemaligen Länder zum 
Bunde und den Bundesländern stünden. Deren 
Altersversorgung habe der Bund durch das Ge- 
setz zu Artikel 131 GG geregelt. Entsprechend 
habe das RKW durch die Honorarverträge ver- 
sucht, für verdiente Mitarbeiter, die durch die 
Zeitereignisse, besonders durch den Währungs- 
verfall ohne Altersversorgung gewesen seien, 
eine Aushilfe zu schaffen. Um eine grundsätz- 
liche Lösung dieses Problems bemühe man sich 
noch. 

Soweit das RKW solche Honorarverträge nur 
zu dem Zweck der Altersversorgung der Emp- 
fänger abgeschlossen hat, vermag der Bundes- 
rechnungshof dieser allgemein gehaltenen Be- 
gründung nicht beizutreten. Standen die in Be- 
tracht kommenden Personen bei dem früheren 
Reichskuratorium und später beim RKW in 
einem festen, sozialversicherungspflichtigen An- 
gestelltenverhältnis, so hat die Währungs- 
reform ihre Rentenansprüche nicht beeinträch- 
tigt. Das gleiche gilt für eine private Altersver- 
sicherung; eine solche abzuschließen, lag ihnen 
ob, falls ihre Angestelltenvergütung die Ver- 
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sicherungspflichtgrenze überstieg. Waren sie 
aber immer nur als freie Mitarbeiter auf Hono- 
rarbasis beschäftigt, dann ist ein Vergleich mit 
den Beamten oder Angestellten des öffentlichen 
Dienstes, deren Rechtsverhältnisse durch das 
Gesetz zu Artikel 131 GG geregelt werden, oder 
auch mit entsprechenden langjährigen Ange- 
stellten der Wirtschaft nicht angebracht. Wer 
sich als jederzeit kurzfristig kündbarer freier i 
Mitarbeiter anstatt mit der wesentlich engeren ' 
Bindung des Angestellten beschäftigen läßt und | 
jahrelang alle Vorteile einer solchen Beschäfti- ' 
gungsform, nämlich höhere Nettovergütung, 
meist selbstbestimmte Arbeitszeit und selbstge- 
wählten Arbeitsort genießt, muß auch das damit 
verbundene höhere Risiko tragen. Ihn für die 
Altersversorgung einem auf Lebenszeit berufe- 
nen Beamten anzugleichen, ist nicht gerecht- 
fertigt. 

77. Das RKW zahlt einer Spitzenkraft eine monat- 
liche Vergütung, die erheblich über den Höchst- 
beträgen des BAT liegt. Bei der Festsetzung ! 
ihrer Höhe ist schon besonders berücksichtigt ! 
worden, daß das Angestelltenverhältnis wegen 
seiner Kündbarkeit nicht die gleiche Sicherheit ! 
bietet wie ein Beamtenverhältnis auf Lebens- ' 
zeit. Die hohe Vergütung soll es dem Ange- 
stellten ermöglichen, für die Wechselfälle des 
Lebens selbst in geeigneter Weise vorzusorgen. , 
Das RKW hat aber diesem leitenden Angestell- ■ 
ten im Anstellungsvertrag außerdem eine Pen- ^ 
Sion in Höhe von 50 v. H. seiner Monatsvergü- 
tung für die Zeit nach Erreichung des 65. Lebens- 
jahres oder für den Fall der Dienstunfähigkeit | 
zugesichert sowie sich zur Zahlung eines Wit- 
wengeldes in Höhe von 60 v. H. der Ruhestands- 
bezüge verpflichtet. Zur Sicherung dieses Ver- 
sorgungsanspruches hat das RKW bei einer pri- 
vaten Gesellschaft einen entsprechenden Le- 
bensversicherungsvertrag mit einer Jahres- 
prämie von 21 819,30 DM abgeschlossen. Dar- 
über hinaus hat es zugunsten des Angestellten 
oder seiner Erben eine schon im Anstellungs- 
vertrag zugesagte Unfallversicherung über 
50 000 DM für den Todesfall und 100 000 DM 
für den Invaliditätsfall abgeschlossen. 

Der Bundesrechnungshof hat erhebliche Be- 
denken dagegen, daß Einrichtungen, die über- 
wiegend aus öffentlichen Mitteln unterhalten 
werden, schon bei der Anstellung eine solche 
Häufung hoher Vergünstigungen gewähren. Er 
hält es auch nicht für vertretbar, einem Ange- 
stellten schon bei Abschluß des Anstellungsver- 
trages eine Pensionszusage in solcher Höhe mit 
der Maßgabe zu gewähren, daß die Pension bei 
Dienstunfähigkeit ohne Ableistung irgendeiner 
Mindestdienstzeit in Anspruch genommen wer- 
den kann. Wenn der einem kündbaren Ange- 
stelltenverhältnis innewohnende Unsicherheits- 
faktor schon in der Höhe der Monatsvergütung 
berücksichtigt ist, darf der Angestellte nicht I 
obendrein in seinen Versorgungsansprüchen j 
noch wesentlich besser gestellt werden als ein : 
Beamter mit vergleichbarem Gehalt. Auch die j 


noch zusätzliche Übernahme einer Unfallver- 
sicherung in der angegebenen Höhe begegnet 
Bedenken, weil sie den Begünstigten unter Be- 
rücksichtigung seiner Pensionsansprüche weit 
besser stellt als einen vergleichbaren Ange- 
stellten des öffentlichen Dienstes. 

Der Bundesrechnungshof hält es für erforder- 
lich, daß der Bundesminister den Dienstverträ- 
gen mit leitenden Angestellten des RKW seine 
besondere Aufmerksamkeit widmet, weil die 
hier getroffene Regelung bei weiterer Anwen- 
dung oder gar Ausdehnung auf andere Zuwen- 
dungsempfänger den Bund mit erheblichen 
Mehraufwendungen belasten würde. 




Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 

{Einzelplan 11 für die Rechnungsjahre 
1957 bis 1961) 

Sozialversicherung 

(Kapitel 11 13) 

Zuschüsse des Bundes an die Rentenversiche- 
rung der Angestellten 

(Titel 600 b) 

Organisation und Wirtschaftlichkeit der Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte in Berlin 

78. Die Bundesregierung hat mich durch Beschluß 
vom 22. August 1958 gebeten, ein Gutachten 
über den wirtschaftlichen Einsatz der Haushalts- 
mittel der Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte zu erstatten. Uber erste Ergebnisse der 
Prüfung habe ich in meiner Denkschrift vom 
5. April 1961 berichtet (vgl Drucksache 2751 der 
3. Wahlperiode, S. 109 und 110). 

Im August 1961 habe ich mein Gutachten über 
die Hauptverwaltung der Bundesversicherungs- 
anstalt vorgelegt. 

Mit der Prüfung der Außenorganisation der 
Bundesversicherungsanstalt und ihrer Beziehun- 
gen zu anderen Verwaltungsträgern, deren 
zweckmäßiger Gestaltung erhebliche Bedeutung 
zukommen wird, haben meine Beauftragten An- 
fang dieses Jahres begonnen. 

79. Die Bundesversicherungsanstalt wurde im Jahre 
1953 als Körperschaft des öffentlichen Rechts 
neu errichtet. Ihre Organe sind die Vertreter- 
versammlung und der Vorstand. Die laufenden 
Verwaltungsgeschäfte werden von hauptamtlich 
bestellten Geschäftsführern wahrgenommen. 

Der Bundesversicherungsanstalt sind als Auf- 
gaben im wesentlichen 
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die Erhaltung, Besserung und Wiederherstel- 
lung der Erwerbsfähigkeit der Versicherten, 

die Gewährung von Renten an Versicherte 
wegen Berufsunfähigkeit oder wegen Er- 
werbsunfähigkeit und von Altersruhegeld, 

die Gewährung von Renten an Hinterbliebene 
verstorbener Versicherter und 

die Förderung von Maßnahmen zur Hebung 
der gesundheitlichen Verhältnisse in der ver- 
sicherten Bevölkerung 

zugewiesen (§ 1 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes). 

Die Bundesversicherungsanstalt ist der größte 
Rentenversicherungsträger. Ihr Arbeitsumfang 
ist seit ihrer Errichtung ständig gewachsen. Die 
Zahl der versicherten Angestellten hat sich er- 
höht. Diese Entwicklung wird sich infolge der 
soziologischen Veränderungen voraussichtlich 
weiter fortsetzen. Dies wirkt sich auf die Zahl 
der zu betreuenden Versicherten, der Maßnah- 
men zur Erhaltung und Wiederherstellung der 
Erwerbsfähigkeit und auf die Zahl der Rentner 
aus. Allein die Zahl der Renten ist von etwa 
1,4 Millionen im Jahre 1954 auf über 1,8 Millio- 
nen im Jahre 1961 gestiegen. Der Umfang des 
Haushalts der Bundesversicherungsanstalt wuchs 
in derselben Zeit von rund 2,8 Milliarden DM 
auf etwa 6,8 Milliarden DM. Für das Jahr 1962 
sind etwa 8,2 Milliarden DM für Einnahmen und 
Ausgaben veranschlagt. Der jährliche Zuschuß 
des Bundes, der im Jahre 1954 256 Millionen 
DM betrug, stieg bis zum Jahre 1961 auf 859 
Millionen DM. Die jährlichen Rücklagen sind zu 
einem Vermögen von fast 6 Milliarden DM an- 
gewachsen. Die Ertragseinnahmen aus der Ver- 
mögensanlage veranschlagt die Bundesversiche- 
rungsanstalt für 1962 mit rund 329 Millionen 
DM. 

Die Stellen für Beamte, Angestellte und Arbei- 
ter der Anstalt wurden von 2553 im Jahre 1954 
auf 5220 im Jahre 1961 vermehrt. Für das Haus- 
haltsjahr 1962 sind Mittel für 6927 ständig Be- 
dienstete beantragt. Die Zahl der tatsächlich 
vorhandenen Kräfte war ständig höher als die 
in den Haushaltsplänen ausgewiesene Zahl; so 
waren am 1. September 1961 tatsächlich 6500 
Kräfte vorhanden. 

Die Bundesregierung hat zu den Entwürfen der 
Haushaltspläne der Bundesversicherungsanstalt 
wiederholt Empfehlungen ausgesprochen. Diese 
bezogen sich auf die Organisation und auf per- 
sonalwirtschaftliche Fragen. 

Seit Ende 1960 befaßt sich der Vorstand in stär- 
kerem Umfange mit der Organisation. Er hat 
einen Sonderausschuß für diese Fragen gebildet. 
Meine Beauftragten haben auf Wunsch des Vor- 
standes schon vor Erstattung des Gutachtens 
diesen Ausschuß beraten. Der Ausschuß hat 
später mein Gutachten zur Grundlage seiner 
Überlegungen gemacht. 


80. Die Hauptverwaltung der Bundesversicherungs- 
anstalt ist in den letzten Jahren so angewach- 
sen, daß es bei den bisherigen organisatorischen 
Verhältnissen für die Leitung nicht mehr mög- 
lich war, sie in der erforderlichen Weise zu 
überschauen. Meine Untersuchungen haben er- 
geben, daß die Organisation, die Geschäftsver- 
teilung und der Geschäftsgang durchgreifend 
verbessert, die Verantwortungsverhältnisse 
klargestellt, die Arbeiten stärker koordiniert 
und wirksamer überwacht werden müssen, um 
die Gesetzmäßigkeit der Leistungen und insbe- 
sondere die Richtigkeit der Rentenberechnung 
zu gewährleisten. 

Den steigenden Anforderungen kann nicht län- 
ger nur durch Personalvermehrung entsprochen 
werden. Statt in die Quantität auszuweichen, 
wird die Bundesversicherungsanstalt auch dar- 
auf bedacht sein müssen, die Qualität des Per- 
sonals durch personalwirtschaftliche Maßnah- 
men zu heben. 

81. Ich habe vorgeschlagen, die Bundesversiche- 
rungsanstalt künftig in eine Verwaltungsabtei- 
lung, eine Finanz- und Vermögensabteilung so- 
wie in die drei Fachabteilungen Versicherung, 
Gesundheitsmaßnahmen und Renten und diese 
wiederum in Dezernate zu gliedern. Ich halte es 
für naheliegend, daß die Verwaltungsabteilung 
vom Präsidenten, die Finanz- und Vermögens- 
abteilung von einem Geschäftsführer mit be- 
sonderen Befugnissen geleitet werden. Das 
Rechnungsprüfungsamt, das personell verstärkt 
werden soll, wird dem Präsidenten organisato- 
risch und sachlich unmittelbar zu unterstellen 
sein. 

82. Die Verwaltungsabteilung hat die allgemeinen 
Verwaltungsangelegenheiten für die gesamte 
Anstalt zu erledigen; sie hat sich vor allem der 
Organisationsfragen, der Personalangelegen- 
heiten, des Informationswesens, der allgemei- 
nen Rechtsfragen und des inneren Dienstes an- 
zunehmen. Diese Abteilung soll einem Ausein- 
anderstreben der Abteilungen entgegenwirken. 
Das Personalwesen soll in einem Dezernat zu- 
sammengefaßt werden. Eine besondere Stellung 
innerhalb der Verwaltungsabteilung ist dem 
Organisationsdezernat einzuräumen. Es soll 
alle Stellen, die Aufgaben organisatorischer Art 
durchzuführen haben, koordinieren. Die Ge- 
schäftsführung sollte bei der Durchführung von 
Beschlüssen auf dem Gebiete der Organisation 
das Organisationsdezernat heranziehen. Das 
Dezernat sollte auch allgemein mit den organisa- 
torischen Vorstellungen der Organe und ihrer 
Ausschüsse sowie denen der Geschäftsführung 
vertraut gemacht werden. Der Organisations- 
dezernent sollte ein unmittelbares Vortrags- 
recht bei der Geschäftsführung erhalten und er- 
mächtigt werden, seine Vorschläge auch vor 
dem Organisationsausschuß des Vorstandes zu 
vertreten. 
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Von der Bücherei soll die Dokumentation für 
die gesamte Bundesversicherungsanstalt ge- 
steuert werden. Um Doppelarbeit zu vermeiden, 
soll sie eng mit Dokumentationsstellen anderer 
Dienststellen der Sozialversicherung und der 
Sozialgerichtsbarkeit Zusammenarbeiten. 

Für den inneren Dienst halte ich es für erfor- 
derlich, daß eine Geschäftsanweisung sowie 
eine Kanzlei- und Registraturanweisung erlas- 
sen werden und ein einheitlicher Aktenplan 
aufgestellt wird. 

83. In der Finanz- und Vermögensabteilung sollen 
— ähnlich wie in der Kämmerei einer kommu- 
nalen Selbstverwaltungskörperschaft — alle 
Fragen des Haushalts, der Vermögensanlage 
und der Vermögensverwaltung zusammengefaßt 
werden. Dieser Abteilung wird vor allem die 
Verantwortung für das gesamte Finanzgesche- 
hen, für die Aufstellung und Durchführung des 
Haushalts unter dem Gesichtspunkt der Wirt- 
schaftlichkeit und Sparsamkeit und für die Ver- 
mögensanlage zu übertragen sein. Der für 
diese Abteilung zuständige Geschäftsführer 
sollte als Finanzdirektor auch die Aufgaben 
eines Sachbearbeiters des Haushalts entspre- 
chend den §§ 19 ff. der Wirtschaftsbestimmun- 
gen für die Reichsbehörden erhalten. Er wird 
an sämtlichen Beratungen der Organe und der 
Stellen der Verwaltung zu beteiligen sein, 
deren Ergebnis Einfluß auf die Haushalts- und 
Kassenlage der Bundesversicherungsanstalt hat. i 
Er vor allem wird darauf zu achten haben, daß 
auch die Bundesversicherungsanstalt die we- 
sentlichen Grundsätze des Haushaltsrechts be- 
achtet. 

Ich habe der Bundesregierung empfohlen, für 
den Erlaß von Vorschriften über das Haushalts-, 
Kassen- und Rechnungswesen der Bundesversi- 
cherungsanstalt zu sorgen. 

Die Anlage des Rücklagevermögens und die 
Bewirtschaftung der Betriebsmittel sollten in 
einer Hand vereinigt werden. 

Auch die Verwaltung des gesamten Grundver- 
mögens wird zweckmäßig in der Finanz- und 
Vermögensabteilung zusammengefaßt bearbei- 
tet. 

Das versicherungsmathematische Dezernat wird 
ebenfalls in diese Abteilung einzugliedern sein. 
Es leistet die versicherungsmathematischen 
Grundsatzarbeiten für die versicherungstechni- 
schen Bilanzen. Hier werden auch die für die 
Anlage der Mittel notwendigen finanzmathema- 
tischen Arbeiten zu erledigen sein. Die Abrech- 
nung der Bundeszuschüsse und der Renten mit 
der Deutschen Bundespost soll das versiche- 
rungsmathematische Dezernat weiter vorneh- 
men. Beim Nachweis der geleisteten Renten- 
beträge von über 4 Milliarden DM jährlich ist 
die Bundesversicherungsanstalt gegenwärtig 
auf die Angaben der Deutschen Bundespost an- 
gewiesen. Die Anstalt sollte künftig die ver- 
ausgabten Beträge auf Grund von ihr selbst zu . 
gewinnender Kontrollsummen prüfen. | 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat in seinem Mündlichen Bericht vom 
21. Juni 1961 — Drucksache 2917 der 3. Wahl- 
periode — meine Anregung zur Bildung der 
Finanz- und Vermögensabteilung unterstützt. 

84. Ich halte es unter Berücksichtigung der ge- 
genwärtigen Verwaltungssituation für zweck- 
mäßig, die drei Fachabteilungen beizubehalten 
und sie in große Dezernate zu gliedern. Die 
Errichtung von Unterabteilungen habe ich nicht 
empfohlen, weil dadurch der Instanzenweg 
verlängert und die einheitliche Anwendung des 
Rechts erschwert würde. Die vorgeschlagene 
Gliederung der Dezernate habe ich im Einzel- 
fall auf die vorliegenden Sachverhalte, die Si- 
cherung der Arbeitsergebnisse, die Grenze der 
Arbeitsbelastung und die Möglichkeit zur 
Ausübung der Aufsicht abgestellt. Die Dezer- 
nate sollen sich in Dienststellen gliedern, die 
je nach ihrem Aufgabengebiet als Sachbereiche, 
Abschnitte, Rentenstellen, Sozialgerichtsstellen, 
Termin- und Rechenstellen bezeichnet sind. 
Diese werden künftig an Stelle der bisherigen 
Arbeitsgruppen die unterste Leistungsebene 
darstellen. Es wird vielfach möglich sein, auf 
ihre Leiter Aufgaben und Zeichnungsbefugnisse 
zu delegieren. Innerhalb dieser Stellen soll die 
Bearbeitung der Einzelfälle verantwortlichen 
Sachbearbeitern übertragen werden; diesen soll 
in bestimmtem Umfang ein Zeichnungsrecht er- 
teilt werden. 

85. In der Abteilung für Gesundheitsmaßnahmen 
sollen alle Teilarbeitsgebiete, die sich mit der 
Beschaffung von Betten in fremden Heilstätten, 
Sanatorien usw. und mit der Abrechnung der 
Kosten befassen, in einem Dezernat vereinigt 
werden. Das Zahlungs- und Ab re chnungs ver- 
fahren ist zu vereinfachen; Zinsverluste können 
dadurch vermieden werden. Eine Vereinheit- 
lichung der Tarifbestimmungen und Gebühren- 
verzeichnisse wird zu einer Arbeitserleichte- 
rung führen. 

Die Bundesversicherungsanstalt sollte in Ver- 
handlungen mit den gesetzlichen Krankenkas- 
sen zu erreichen versuchen, daß diese die von 
ihnen während der Durchführung von Maßnah- 
men zur Erhaltung, Besserung oder Wiederher- 
stellung der Erwerbsfähigkeit vorgelegten 
Beträge schneller abrechnen. 

Für den Bereich der berufsfördernden Maßnah- 
men sind Abgrenzungsvereinbarungen, insbe- 
sondere mit der Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung, not- 
wendig. 

Die Bundesversicherungsanstalt sollte prüfen, 
ob außer in Berlin auch in anderen Städten ein 
Reisedienst für geschlossene Krankentransporte 
wirtschaftlich eingesetzt werden kann. 

Der ärztliche Dienst bedarf der Neuordnung. Ich 
habe vorgeschlagen, die hauptamtlichen Ärzte 
den Abteilungen zuzuteilen, für die sie tätig 
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sind. Sowohl in der Rentenabteilung als auch in j 
der Abteilung für Gesundheitsmaßnahmen , 
sollte je ein ärztlicher Grundsatzreferent ein- 

I 

gesetzt werden. Dabei sollte der ärztliche | 
Grundsatzreferent der Gesundheitsabteilung ^ 
insbesondere die Entlassungsberichte auswer- [ 
ten. Die Ergebnisse dieser Auswertung sollen ! 
den allgemeinen Richtlinien für die Gewährung 
oder Ablehnung von Heilmaßnahmen und für 
die Beschaffung geeigneter Heilstätten usw. zu- 
grunde gelegt werden. Die Zahl der Gutachter- 
ärzte sollte erheblich verringert werden. Es 
wird dadurch die Unterrichtung, Überwachung 
und Lenkung der Gutachterärzte erleichtert 
werden. 

86. In der Rentenabteilung werden die Berechnun- 
gen sowie die Ausfertigung und Unterzeichnung 
einer Vielzahl von Bescheiden zentral durch 
die Magnettrommelrechner vorgenommen. Die 
Verantwortung für die Eingabewerte einsdiließ- 
lich der Verschlüsselung muß von den Sach- 
bearbeitern übernommen werden. Dabei kann 
durch die Gestaltung der Vordrucke, auf wel- 
chen diese Eingabewerte einzutragen und zu 
verschlüsseln sind, wesentlich dazu beigetragen 
werden, daß sich auf die Rentenhöhe auswir- 
kende Fehler ausgeschlossen werden. In einem 
Arbeitskreis, dem auch Dienstkräfte der Bun- 
desversicherungsanstalt angehörten, sind sol- ; 37 
che Vordrucke neu entwickelt worden. Ich habe 
empfohlen, die in dem Arbeitskreis aufgenom- 
menen Arbeiten mit Nachdruck weiterzubetrei- 
ben. 

Ich halte es bei dem derzeitigen Ausbildungs- | 
stand der Dienstkräfte für notwendig, daß in j 
den Rentendezernaten besondere Prüfer eingo- ; 
setzt werden, Aufgaben, Befugnisse und Ver- 
antwortlichkeiten dieser Prüfer sind in einer 
Prüfungsordnung festzulegen. 

Die Rentenabteilung soll statt bisher in 29 Re- 
ferate in 12 Dezernate unterteilt werden. Die 
Größe der Abteilung und die Vielschichtigkeit 
der von ihr zu erledigenden Aufgaben machen 
es notwendig, dem Abteilungsleiter einen be- 
sonderen Stab von Beamten und Angestellten 
beizugeben. 

Die Zentralisierung eines umfangreichen Teiles 
der Berechnung der Renten bei den Magnet- 
trommelrechnern macht es erforderlich, daß auch 
hier Sicherungsmaßnahmen getroffen werden, 
welche die Richtigkeit der Berechnung gewähr- 
leisten. Deshalb ist eine verantwortliche Prü- 
fung der Bescheide mit ihren Anlagen und der 
Rentenzahlungsaufträge erforderlich; sie hat 
sich darauf zu erstrecken, daß die Eingabew^erte 
richtig übernommen sind und die Beträge im 
Rentenbescheid den Beträgen in seinen Anlagen 
und im Rentenzahlungsauftrag entsprechen. 

Die Aufstellung des Rechenprogranims hat finan- 
zielle Auswirkungen, für die die Verantwortung 
festgelegt werden muß. Die Programme für die 
Rentenberechnung sind bisher weder durch den 
Vorstand noch durch die Geschäftsführung fest- 


gestellt worden. Es sollte in Übereinstimmung 
mit den gesetzlichen Bestimmungen ein Ver- 
fahren erarbeitet werden, das die gegenwärti- 
gen Mängel abstellt. 

Durch die Magnettrommelrechner können nicht 
alle Renten berechnet werden. In manchen Fäl- 
len ist es notwendig, ergänzende Berechnungen 
durch Buchungs- oder Fakturiermaschinen vor- 
zunehmen; bestimmte Renten müssen ganz mit 
diesen Maschinen berechnet werden. In der 
Bundesversicherungsanstalt wird erwogen, grö- 
ßere elektronische Rechenmaschinen einzuset- 
zen. Dadurch würde die Miete für die Geräte, 
die im Jahre 1960 1,1 Millionen DM betrug und 
für 1962 auf 1,7 Millionen DM veranschlagt ist, 
weiter erheblich steigen. Ich halte es für zweck- 
mäßig zu prüfen, ob für die gesamte Renten- 
berechnung Buchungs- oder Fakturiermaschinen 
mit Programmiermöglichkeiten verwendet wer- 
den können. Es würde dann möglich sein, die 
Bearbeitung vom Beginn bis zur Rentenberech- 
nung und Rentenfestsetzung innerhalb des De- 
zernats abzuwickcln; die Antragsbearbeitung 
würde dadurch beschleunigt, die Sicherheit der 
Rentenberechnung könnte erhöht, die gegen- 
wärtige Anonymität bei der Bearbeitung be- 
seitigt werden. 

Die Größe der Bundesversicherungsanstalt macht 
es erforderlich, der Personalbemessung beson- 
dere Aufmerksamkeit zuzuwenden. Ich habe Un- 
tersuchungen über den Arbeitsanfall angestellt 
und dabei auch die Statistiken und die Anschrei- 
bung der Geschäftsvorfälle überprüft. Die von 
der Bundesversicherungsanstalt angewandte 
Methode zur Ermittlung von Koeffizienten für 
die Bemessung des Personalbedarfs kann nicht 
allgemein anerkannt werden. Die Entwicklung 
eines neuen Bemessungsverfahrens hat einge- 
hende Arbeitsuntersuchungen zur Vorausset- 
zung. Ein solches Verfahren sollte alsbald ent- 
wickelt werden. Auf Grund der zur Zeit vor- 
liegenden Gegebenheiten und vorhandenen Un- 
terlagen habe ich für die Abteilung für Gesund- 
heitsmaßnahmen und für die Rentenabteilung 
Wochenkoeffizienten vorgeschlagen. Für die 
Versicherungsabteilung habe ich das Verfahren 
für die Entwicklung der Bemessungszahlen auf- 
gezeigt. 

Ich habe auch untersucht, ob die Zahl der vor- 
handenen Beamtenstellen dem Ausmaß der von 
Beamten zu erledigenden Aufgaben entspricht. 
Während die Reichsversicherungsanstalt im 
Jahre 1942 bei insgesamt 2201 ständigen Be- 
diensteten 1327 Beamtenstellen hatte (60,3 v. H,), 
betrug deren Zahl nach der Errichtung der Bun- 
desversicherungsanstalt im Jahre 1954 bei 2553 
ständigen Bediensteten 819 (32,1 v. H.) und im 
Jahre 1961 bei 5220 ständigen Dienstkräften 690 
(13,2 V. H.). Von diesen 690 Planstellen für 
Beamte waren im Januar 1961 163 nicht besetzt. 
Auf Grund der Ergebnisse der Untersuchungen 
habe ich vorgeschlagen, die Planstellen für 
Beamte, insbesondere die Eingangsstellen des 
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gehobenen Dienstes, zu vermehren und die vor- 
handenen Planstellen mit Beamten zu besetzen, 
um einen guten Nachwuchs heranzuziehen und 
den Austausch der Dienstkräfte innerhalb der 
gesamten Bundesversicherungsanstalt zu er- 
leichtern. 

Die Beamten und Angestellten sollten mit Auf- 
gaben betraut werden, die ihrer Eingruppierung 
entsprechen. So werden Aufgaben und Zeich- 
nungsbefugnisse auf nachgeordnete Kräfte dele- 
giert werden können; insbesondere halte ich es 
für möglich und notwendig, in erheblichem Um- 
fange Entscheidungsbefugnisse vom höheren 
Dienst auf qualifizierte Kräfte des gehobenen 
Dienstes zu übertragen. Dafür wird es notwen- 
dig sein, die Maßnahmen zur Aus- und Fort- 
bildung zu verstärken und zu erweitern. 

Die Personalkosten sollten im Haushaltsplan 
künftig ausnahmslos nach dem tatsächlichen Be- 
darf veranschlagt werden. Im Interesse einer 
besseren Übersicht über die Personalwirtschaft 
habe ich angeregt, auch für die Angestellten 
eine haushaltsrechtliche Stellenbindung vorzu- 
nehmen. 

Zur Anpassung des Personalstandes an meine 
Vorschläge empfehle ich eine Übergangsrege- 
lung. Für die Zeit der Neuregelung der Organi- 
sation wird es erforderlich sein, neben den Stel- 
lenplänen für die ständigen Dienstkräfte und j 
den Übersichten für Dienstkräfte, die für zeitge- : 
bundene Sonderaufgaben vorgesehen sind, Per- 
sonalausgaben für einen Überhang an Dienst- : 
kräften auszuweisen, die während der über- ! 
gangszeit benötigt werden oder deren Dienst- 
verträge noch laufen. Die Bundesregierung hat 
der Bundesversicherungsanstalt diese Drei- 
teilung des Personalhaushalts empfohlen; die 
Bundesversicherungsanstalt ist dieser Empfeh- 
lung bisher nicht gefolgt. 

88. Die Ergebnisse der Untersuchungen und meine 
Vorschläge werden seit langem mit den zustän- 
digen Bundesministerien und der Bundesver- 
sicherungsanstalt erörtert. 

Die Geschäftsführung sollte an Hand meines 
Gutachtens dem Vorstand ein Programm vor- 
legen, wie die Verwaltung der Bundesversiche- 
rungsanstalt schrittweise vereinfacht, verbilligt 
und verbessert werden kann. Ein solches Pro- 
gramm wird dem Vorstand und der Geschäfts- 
führung auch die Überwachung darüber erleich- 
tern, daß die beschlossenen und eingeleiteten 
Maßnahmen folgerichtig durchgeführt werden. 

Zuschuß des Bundes an die knappschaftliche 
Rentenversicherung 

(Titel 602) 

89. Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Neu- 
regelung der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung (KnVNG) vom 21. Mai 1957 gewährt der 


Bund vom 1. Januar 1957 an gemäß § 128 des 
Reichsknappschaftsgesetzes (RKG) der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung in jedem Ka- 
lenderjahr einen Zuschuß, dessen Höhe dem 
Unterschiedsbetrag zwischen den Gesamtein- 
nahmen und Gesamtausgaben aller Knappschaf- 
ten entspricht. 

Die Höhe des Zuschusses wird hiernach nicht 
nur durch die Ausgaben der Knappschaften für 
die Leistungen der knappschaftlichen Renten- 
versicherung (z. B. Renten, Beitragserstattungen, 
Gesundheitsmaßnahmen), sondern in gleicher 
Weise durch alle sonstigen durch Einnahmen 
nicht gedeckten Ausgaben einschließlich der 
Verwaltungskosten bestim.mt. Zu den Ausgaben 
gehören jeweils die nach § 131 RKG zu bildende 
Rücklage und zu den Einnahmen die hieraus 
erzielten Zinserträge. 

Die Ausgaben des Bundes für den Zuschuß be- 
trugen 

für das 

Rechnungsjahr 1957 
für das 

Rechnungsjahr 1958 
für das 

Rechnungsjahr 1959 
für das 

Rechnungsjahr 1960 
(9 Monate 

für das 

Rechnungsjahr 1961 


id. 693 Mio DM 

rd. 871 Mio DM 

rd. 1 085 Mio DM 

rd. 874 Mio DM und 

rd. 1 387 Mio DM. 


Die Ausgaben für den Zuschuß nach § 128 RKG 
haben sich danach von Jahr zu Jahr erheblich 
erhöht. 

Die vom Bund gewährten Zuschüsse machen be- 
reits seit 1959 gut die Hälfte der von den Knapp- 
schaften in der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung gelei.steten Ausgaben aus. Wird der 
Zuschuß allein an der Höhe der Rentenausgaben 
und Beitragserstattungen der knappschaftlichen 
Rentenversicherung gemessen, so beträgt der 
Bundesanteil an diesen Ausgaben sogar rd. 
58 V. H. für 1959, rd. 61 v. H. für das Jahr 1960 
und rd. 63 v. H. für das Jahr 1961, 

Trotz der beträchtlichen Inanspruchnahme von 
Bundesmitteln hat die Bundesregierung keine 
Möglichkeit, auf die Haushalts- und Wirtschafts- 
führung der Knappschaften ausreichend Einfluß 
zu nehmen. So unterliegen selbst die Haushalte 
der bundesunmittelbaren Knappschaften weder 
einer Genehmigung durch die Bundesregierung, 
wie das beim Haushalt der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung in Nürnberg der Fall ist, noch steht der 
Bundesregierung ein Beanstandungsrecht zu, 
wie es gegenüber der Bundesversicherungsan- 
stalt für Angestellte in Berlin gegeben ist. 

Dieser Zustand begegnet um so mehr Bedenken, 
als die Höhe der Finanzhilfe des Bundes auch 
von dem Umfang der Ausgaben abhängig ist. 
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die keine gesetzlich begründeten Leistungsaus- | 
gaben darstellen. | 

Es bestehen auch Zweifel, ob es finanzwirt- | 
schaftlich gerechtfertigt ist, daß der Bund im i 
Rahmen seiner Finanzhilfe laufend zur Bildung 
einer Rücklage beiträgt. Die jährliche Zuwei- 
sung an die Rücklage hat in den Jahren 1957 
bis 1961 jeweils 36 bis 40 Mio DM betragen. 
Der Bund ist bereits gesetzlich verpflichtet, jähr- 
lich den Defizitausgleich zwischen den Einnah- 
men und Ausgaben der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung vorzunehmen. Damit trägt er 
ohnehin das finanzielle Risiko dieses Versiche- 
rungszweiges, so daß eine weitere Aufstockung 
der Rücklage nicht mehr notwendig ist. 

Der Bundesrechnungshof hat den Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung gebeten, dar- 
auf hinzuwirken, daß der Bundesregierung aus- 
reichende Einwirkungsmöglichkeiten auf die 
Haushalts- und Wirtschaftsführung der Knapp- 
schaften eingeräumt werden. Er hat fer- 
ner angeregt, bei einer Gesetzesnovellierung 
die Bestimmung über die Bildung einer Rück- 
lage, deren Auswirkungen s. Z. nicht vorauszu- 
sehen waren, dahin zu ändern, daß weitere Zu- 
weisungen von Bundesmitteln für diesen Zweck 
unterbleiben. 

* : 

Bundesminister für Verkehr 

(Einzelplan 12 für die Rechnungsjahre 
1960 und 1961) 

Bundesministerium für Verkehr 

(Kapitel 12 01) 

Organisation und Wirtschaftlichkeit des 
Bundesministeriums für Verkehr 

90. Auf Ersuchen des Bundesministers für Verkehr 
habe ich die Organisation und die Besetzung des 
Ministeriums geprüft mit dem Ziel, den für die 
Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Per- 
sonalbestand festzustellen. 

Das Ministerium hat vorsichtigerweise den Per- 
sonalbedarf, der sich aus der Aufgabenvermeh- 
rung ergab, in starkem Umfange zunächst mit 
Hilfskräften (Titel 103) und Angestellten 
(Titel 104) gedeckt. Es hat sich damit die Mög- 
lichkeit offengehalten, den Personalstand nach 
den Ergebnissen meiner Prüfung zu berichtigen. 

Nach meinen Feststellungen ist ein großer Teil 
der von den Hilfskräften und Angestellten 
wahrgenommenen Aufgaben hoheitsrechtlicher 
Natur oder als Daueraufgaben anzusehen. Ich 
habe es deshalb für angebracht gehalten, daß 
im Haushalt die entsprechenden Planstellen 
eingerichtet werden. Außerdem bin ich zu dem 
Ergebnis gelangt, daß eine Personalvermehrung ' 
nicht zu vermeiden war. Der Solistand brauchte 
jedoch nicht, wie der Bundesminister beantragt 


hatte, zum 1. Januar 1961 von 926 auf 1044 
Kräfte erhöht zu werden; meine Erhebungen 
haben ergeben, daß 986 Kräfte ausreichen, wenn 
die von mir vorgeschlagenen organisatorischen 
Maßnahmen durchgeführt werden. 

Auch im Bundesverkehrsministerium besteht 
m. E. die Möglichkeit, Referate zusammenzu- 
legen und dadurch nicht nur Stellen einzusparen, 
sondern auch die qualifizierten Kräfte nutzbrin- 
gender einzusetzen und die Koordinierung und 
damit den Geschäftsablauf zu erleichtern. 

Weiter halte ich es für erforderlich, in den Ab- 
teilungen Wasserbau und Straßenbau jeweils 
den Abteilungsleiter in der Führung durch einen 
Unterabteilungsleiter zu entlasten. Die dafür 
erforderlichen Planstellen sind vorhanden. 
Schließlich habe ich die Bildung eines zweiten 
Verteidigungsreferats in der Abteilung A als 
notwendig anerkannt mit dem Vorbehalt, daß 
über die endgültige Besetzung erst dann ent- 
schieden werden kann, wenn sich übersehen 
läßt, welche Aufgaben auf längere Dauer zu er- 
füllen sind. 

In der Abteilung A (Allgemeine Verkehrspolitik 
und Verkehrswirtschaft) steht das organisato- 
risch wichtige Problem an, die Abstimmung und 
Koordinierung sowohl zwischen den Verkehrs- 
trägern selbst wie auch zwischen den hierfür 
jeweils im Hause zuständigen Abteilungen 
sicherzustellen. 

Dies bereitet wegen der eigentümlichen Ver- 
hältnisse in der Verkehrswirtschaft Schwierig- 
keiten. Die fünf Verkehrsträger Eisenbahn, 
Kraftverkehr, Binnenschiffahrt, Seeschiffahrt 
und Luftfahrt ergänzen sich zwar teilweise bei 
der Erfüllung der Verkehrsbedürfnisse, stehen 
aber im übrigen in einem scharfen Wettbewerb 
zueinander. Diese Wettbewerbslage hat sich 
nach dem zweiten Weltkrieg verschärft. Die ein- 
zelnen Verkehrsträger sind von den Kriegsein- 
wirkungen verschieden stark betroffen, sie 
waren aber auch beim Wiederaufbau ungleich- 
mäßig begünstigt. Hinsichtlich Eisenbahn, Kraft- 
fahrwesen und Binnenschiffahrt wird die Ord- 
nung im Verkehrswesen vornehmlich durch ein 
strafrechtlich geschütztes System fester Entgelte 
gesichert. Durch die Zulassung von Margen- 
tarifen ist dieses System gelockert worden; eine 
weitere Annäherung an die Marktwirtschaft ist 
Gegenstand von Erörterungen. Bei den zukünf- 
tigen Maßnahmen sind zusätzlich die internatio- 
nalen Verpflichtungen, insbesondere aus dem 
EWG-Vertrag, und die weitgehenden Anforde- 
rungen für den Notstandsfall zu berücksichtigen. 

Umfang und Schwierigkeit der im Verkehrs- 
wesen anstehenden Fragen haben dazu geführt, 
die Behandlung der Verkehrsfragen im hoheit- 
lichen Bereich stärker als zuvor einheitlich in 
einem Ministerium zusammenzufassen. Durch 
die Gliederung des Ministeriums im wesent- 
lichen nach Verkehrsträgern ist in ihm der in 
der Verkehrswirtschaft bestehende Gegensatz in 
gewissem Umfang spürbar. Das läßt ein Be- 
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dürfnis nach einer Koordinierung entstehen, die 
sich nicht darauf beschränkt, lediglich Meinungs- 
verschiedenheiten auszugleichen, sondern eine 
die gesamten Verkehrsbelange des Bundes aus- 
gleichende Konzeption zur Wirksamkeit bringt. 
Diese Aufgabe, die angesichts der dem Ver- 
kehrswesen eigentümhchen wechselseitigen 
Abhängigkeit der Verkehrsträger schwer zu 
lösen ist, kann nur von einer im Verbund 
(team) arbeitenden Abteilung gemeistert wer- 
den, die bei allen Grundsatzentscheidungen 
beratend und richtungweisend mitwirkt. Wenn 
dieser Abteilung seinerzeit bei ihrer Er- 
richtung Referate zugeteilt worden sind, die 
mit dieser Aufgabe nicht unmittelbar zu tun 
haben, so mag das damals u. a. unter dem Ge- 
sichtspunkt der Auslastung zustande gekommen 
sein. Bei dem jetzigen Stand der Dinge belasten 
diese Referate die leitenden Beamten der Abtei- 
lung und stören die Verbundarbeit. Die Abtei- 
lung sollte in Organisation und Arbeitsweise 
stärker auf ihre eigentliche Aufgabe, die Leitung 
des Ministeriums bei wichtigen verkehrspoliti- 
schen und verkehrswirtschaftlichen Entscheidun- 
gen zu unterstützen, ausgerichtet werden. Zu 
diesem Zweck wäre sie von den Referaten 
Fremdenverkehr, Spedition, Lagerei und Welt- 
raumfahrt sowie Kreditbedarf zu entlasten; da- 
durch wird auch die bereits gebildete Unterab- 
teilung entbehrlich, die ohnehin das verkehrs- 
politisch und verkehrswirtschaftlich gleich wich- 
tige Tarifreferat nicht umfaßt. Die Abteilung | 
sollte weiter solche Fragen nicht bearbeiten, die : 
zwar mehr als eine Abteilung betreffen, aber 
keine Leitungsentscheidungen erfordern. Fragen 
dieser Art könnten Je nach den Umständen von 
der einen oder anderen Fachabteilung geschäfts- ' 
führend für die übrigen Abteilungen bearbeitet 
werden. Einer durch Konzentration gestärkten 
Abteilung A wird es besser als bisher möglich 
sein, den gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunk- | 
ten Geltung zu verschaffen. 

Ein weiteres wichtiges Organisationsproblem 
liegt in der Abteilung Straßenbau. Ihr ist die 
Aufgabe gestellt, das Netz der Bundesfern- 
straßen beschleunigt auszubauen und es damit 
auf einen Stand zu bringen, der den modernen 
Verkehrsverhältnissen entspricht. Diese Tätig- 
keit legt dem Ministerium eine besondere Ver- 
antwortung auf, und zwar nicht nur wegen der 
Höhe der für diesen Zweck gebundenen Mittel, 
sondern vor allem deswegen, weil durch die 
Bauvorhaben die Verkehrsverhältnisse in der 
Bundesrepublik auf weile Sicht entscheidend 
bestimmt und die Wirtschafts- und Lebensver- 
hältnisse des Landes maßgeblich beeinflußt 
werden. 

Bei der Durchführung dieser Aufgaben ist die 
Abteilung Straßenbau insofern in einer beson- 
deren Lage, als sie, anders als die Abteilung 
Wasserbau, die Verwaltung der Bundesfern- 
straßen nicht selbst mü: eigenem Vcrwaltungs- 
unterbau führt. Vielmehr liegt gemäß Art. 90 
Abs. 2 GG die Verwaltungsverantwortiing für 
diese Straßen bei den Ländern und Selbstver- 


waltungskörperschafton, die durchweg zugleich 
auch die Landstraßen 1. Ordnung und im allge- 
meinen auch die Landstraßen 11. Ordnung ver- 
walten. Aus dieser Aufgabenverteilung ergeben 
sich besondere Schwierigkeiten, die in ähnlicher 
Art auch in anderen Ministerien auftreten. Ich 
behalte mir vor, sie gesondert zu behandeln. 

Personalwirtschaftlich ist zu bemerken, daß das 
Ministerium im allgemeinen, die Straßenbau- 
abteilung im besonderen, wegen Fehlens eines 
eigenen Unterbaues an einem Mangel an Tech- 
nikern leidet. Um so mehr wird darauf zu achten 
sein, daß die wenigen verfügbaren technischen 
Kräfte nur mit spezifisch technischen Arbeiten 
beschäftigt werden. 

* 

Bundesminister der Verteidigung 

(Einzelplan 14) 

(Verschiedene Kapitel und Titel für die Rech- 
nungsjahre 1959 bis 1961) 

Einsatz von Zivilkräflen beim Wach- und Fern- 
meldedienst 

91. Nach den vom Bundesministor der Verteidigung 
erlassenen Bestimmungen sind die Triippen- 
unterkünfte, die von der Truppe genutzten mili- 
tärischen Anlagen und in gewissem Umfange 
die truppenzugehörigen Versorgungsanlagen im 
allgemeinen durch die Truppe selbst zu bewa- 
chen. In bestimmten Ausnahmefällen können die 
zuständigen Stellen der Territorialen V^erteidi- 
gung entscheiden, daß an Stelle militärischer 
Wachen zivile Bundesbedienstete oder private 
Wach- und Schließgesellschaften mit der Bewa- 
chung beauftragt werden. Die Wachen sind auf 
das Notwendige zu beschränken. 

Für das Fernmeldewesen hat der Bundesmini- 
ster bestimmt, daß ortsfeste Fernmeldeeinrich- 
tungen der Truppe während der allgemeinen 
Dienststunden durch ziviles Personal, außerhalb 
dieser Dienststunden, also hauptsächlich nachts, 
an freien Sonnabenden, an Sonn- und Feier- 
tagen, grundsätzlich aber durch militärisches 
Personal zu besetzen sind. 

In zahlreichen Fällen sind an Stelle von Solda- 
ten zivile Kräfte zum Wachdienst und außerhalb 
der allgemeinen Dienststunden zu Fernmelde- 
diensten herangezogen worden, ohne daß es in 
einem solchen Umfange notwendig gewesen 
wäre. 

Der den Bestimmungen zuwiderlaufende Einsatz 
von Zivilpcrsonal zu Wach- und Fernmelde- 
diensten hat zu beträchtlichen vermeidbaren 
Ausgaben geführt. Für die Fernmeldedienste 
sind regelmäßig noch Nacht-, Sonn-, Feiertags- 
zuschläge und Überstundenvergütungen zu zah- 
len. 
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Die Wahrung wirtschaftlicher Gesichtspunkte ! 
steht hier auch nicht im Widerspruch zu den ‘ 
militärischen Erfordernissen, Den Soldaten zur 
Wachsamkeit und zu Verantwortungsbowußt- 
sein bei der Sicherung von Truppe und militari- i 
sehen Objekten zu erziehen, ist ohnehin ein i 
unerläßlicher Bestandteil der militärischen Aus- 
bildung. Ebenso notwendig ist aber auch die 
Ausbildung einer ausreichenden Anzahl von 
Soldaten aller Truppen im Fernmeldedienst we- 
nigstens bis zu dem Stande, daß sie ihre orts- 
festen Fernmeldezentralen jederzeit überneh- 
men und bedienen können. 

Der Bundesrechnungshof ist den Verstößen ge- 
gen die Bestimmungen des Bundesministers und 
der zu großzügigen Genehmigung von Ausnah- 
men wegen der finanziellen Auswirkungen 
nachgegangen. Die Kommandobehörden und 
Vorgesetzten Dienststellen sind dem Verlangen 
nach Abhilfe bisher im allgemeinen gefolgt. So 
haben die Hinweise des Bundesrechnungshofes 
in einem Wehrbereich zur allgemeinen Über- 
prüfung der Bewachung geführt und bewirken 
allein dort bisher eine jährliche Einsparung von 
fast 1 Mio DM. 

Der Bundesrechnungshof ist der Auffassung, daß 
mit dem Fortschreiten des Aufbau s der Bundes- 
wehr noch weniger Ursache als bisher besteht, 
Ausnahmen von der Verpflichtung der Truppe 
zur Wahrnehmung des Wachdienstes und des ■ 
Fernmeldedienstes zuzulassen; er wird die An- i 
gelegenheit weiterverfolgen. 

* 

Versorgung 

(Einzelplan 33 für die Rechnungsjahre 
1959 und 1960) 

92, Nach § 42 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 GG 
fallenden Personen (G 131) erstattet der Bund, 
wenn ein Beamter zur Wiederverwendung bis 
zum 30. September 1961 von einem anderen 
Dienstherrn als Beamter auf Lebenszeit oder auf 
Zeit übernommen worden ist, diesem Dienst- 
herrn bei Eintritt des Versorgungsfalles die 
Versorgungsbezüge für die bis zum 8. Mai 1945 
abgeleisteten ruhegehaltfähigen Dienstjahre. 
Andererseits sind alle öffentlich-rechtlichen 
Dienstherren zur Beteiligung an der Versor- 
gungslast des Bundes verpflichtet, bei denen der 
Beamte nach dem 8. Mai 1945 mindestens ein 
Jahr in einem Beamtenverhältnis oder in einem 
privatrechtlichen Arbeitsverhältnis verwendet 
worden ist, wenn er aus dieser Verwendung 
einen Versorgungsanspruch nicht erlangt hat 
(§ 42 Abs. 2 G 131). 

Ein Land ist der Verpflichtung, sich an der Ver- 
sorgungslast zu beteiligen, nicht in allen Fällen 
nachgekommen. Es gewährt nach Maßgabe eines 
Landesgesetzes (Ruhegeldgesetz) auch den nach 
dem 8. Mai 1945 bei dem Land mindestens 10 : 


Jahre im Angestelltenverhältnis beschäftigt ge- 
wesenen ehemaligen Beamten zur Wiederver- 
wendung ein Ruhegeld. Es besteht in einem 
Zuschuß zu der dem Berechtigten aus der Ren- 
tenversicherung zustehenden Rente und zu son- 
stigen aus öffentlichen Mitteln gewährten Be- 
zügen. Das Land hat im Erlaßwege bestimmt, 
daß mit der Zuerkennung eines solchen Ruhe- 
geldes ein Versorgungsanspruch erlangt werde 
und daher die Beteiligung des Landes an der 
Versorgungslast des Bundes nach § 42 Abs. 2 
G 131 ausgeschlossen sei. Das Land gewährt 
z. B. einem 11 Jahre im Angestelltenverhältnis 
beschäftigt gewesenen früheren Beamten zur 
Wiederverwendung neben einem nach dem 
G 131 aus Bundesmitteln zu zahlenden Ruhe- 
gehalt ein Mindestiuhegeld von monatlich 
21 DM auf Grund des Landesruhegeldge- 
setzes. Die zuständige Pensionsregelungsbe- 
hörde hat es daraufhin abgelehnt, dem Bund den 
bei Anwendung des § 42 Abs. 2 G 131 auf das 
Land entfallenden Anteil der Versorgungslast 
von monatlich 220 DM zu erstatten. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Entschei- 
dung beanstandet. Er hält sie mit dem Sinn der 
Vorschrift des § 42 Abs. 2 G 131 nicht für ver- 
einbar. Durch diese Bestimmung sollte sicherge- 
stellt werden, daß der übernehmende Dienst- 
herr von einer Beschäftigung eines früheren 
Beamten als Beamter auf Widerruf oder als An- 
gestellter oder Arbeiter keine Vorteile hat. 
Dies aber wäre der Fall, wenn das Land nicht 
entsprechend der auf diese Dienstjahre entfal- 
lenden Beschäftigungszeit an der Versorgungs- 
last beteiligt würde. Dabei kann ein Versor- 
gungsanspruch im Sinne des § 42 Abs, . 2 G 131 
nach dem Willen des Gesetzgebers nur ein An- 
spruch auf Versorgung nach dem Beamtenrecht 
sein. 

Das Land hat demgegenüber darauf hingewie- 
sen, daß es sich in den Fällen des § 42 Abs. 2 
G 131 vor allem um eine Verwendung im Ange- 
stelltenverhältnis handele und demnach die 
Frage des Erwerbs eines Versorgungsanspruchs 
in erster Linie nach den in § 52 Abs. 2 G 131 für 
Angestellte getroffenen Regelungen beurteilt 
werden müsse. Das Bundesarbeitsgericht habe 
im Zusammenhang mit dieser Vorschrift ent- 
schieden, daß eine Versorgung auch dann vor- 
liege, wenn die Versorgungsleistung eines 
Dienstherrn in einem Zuschuß zu anderen Ver- 
sorgungsleistungen bestehe. Da nach dem 
Ruhegeldgesetz die Versorgung als Zuschuß ge- 
zahlt werde, komme — so folgert das Land — 
das Ruhegeld einer Versorgung im Sinne des 
§ 52 Abs. 2 und damit auch im Sinne des § 42 
Abs. 2 G 131 gleich. 

Das Land hat verkannt, daß die beiden ange- 
führten Gesetzesvorschriften Tatbestände regeln, 
die miteinander in keiner Beziehung stehen. 
Während § 42 die Frage der Aufteilung der 
— in der Regel — an ehemalige Beamte zu zah- 
lenden Versorgungsbezüge auf verschiedene 
beteiligte Dienstherren regelt, behandelt § 52 
die Versorgungsansprüche ehemaliger Ange- 
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stellter und Arbeiter, die diese bis zum 8. Mai 
1945 aus ihren früheren Beschäftigungsverhält- 
nissen erworben haben. Es ist daher nicht an- 
gängig, bei einem Beamten zur Wiederverwen- 
dung die Frage des Erwerbs eines Versorgungs- 
anspruchs nach dem 8. Mai 1945 nach den Vor- 
schriften des § 52 G 131 zu beurteilen. 

Der für das G 131 federführende Bundesminister 
des Innern hat sich der Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes inzwischen angeschlossen und 
dies dem Land mitgeteilt. 

Der Bundesrechnungshof wird die Angelegen- 
heit, die von grundsätzlicher Bedeutung ist, 
weiterverfolgen. 

* 


93. Nach § 64 G 131 in der Fassung des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des G 131 kann den 
Altversorgungsberechtigten aus Österreich, den 
sudetendeutschen Gebieten und dem früheren 
Protektorat Böhmen und Mähren zur Anglei- 
chung an die Versorgungsbezüge vergleichbarer 
Angehöriger des deutschen öffentlichen Dien- 
stes ein Zuschlag zu ihren Versorgungsbezügen 
gewährt werden. 

Nach den für die Durchführung dieser Vorschrift 
von den zuständigen Bundesministern erlasse- 
nen Richtlinien ist, wenn der Versorgungsfail 
nach dem 30. September 1927 eingetreten ist, 
bei der Bemessung des Zuschlags von den 
Grundgehaltssätzen der Besoldungsordnungen 
zum Reichsbesoldungsgesetz von 1927 in der 
am 8. Mai 1945 geltenden Fassung auszugehen. 
Hierzu ist das dem Amt des Altversorgungs- 
berechtigten im Herkunftsland entsprechende 
Amt des deutschen öffentlichen Dienstes zu er- 
mitteln. Ais Grundlage dient dabei ein Erlaß 
des früheren Reichsministers der Finanzen, der 
die Angleichung der Dienstbezüge der deut- 
schen öffentlich-rechtlichen Bediensteten des 
ehemaligen Protektorats an die jeweiligen Be- 
züge der vergleichbaren Reichsbeamten regelte. 
Dieser Erlaß konnte noch nicht die reichsrecht- 
liche Neuordnung der Besoldung der Lehrer 
durch das Besoldungsrechtsänderungsgesetz 
vom 30. März 1943 berücksichtigen. Für die 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes noch im 
Dienst befindlichen Lehrer sind die darin vorge- 
sehenen höheren Besoldungsgruppen als Ver- 
gleichsgruppen zu berücksichtigen, nicht da- 
gegen für die vorher in den Ruhestand getrete- 
nen Lehrer. 

Die Pensionsbehörden eines Landes haben bei 
der Angleichung der Versorgungsbezüge der 
verdrängten Lehrer diese unterschiedliche Rege- 
lung nicht beachtet. Infolgedessen erhält z. B. 
der Leiter einer Bürgerschule aus dem früheren 
Protektorat, der vor dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes vom 30. März 1943 in den Ruhestand ge- 
treten ist, einen Zuschlag bis zu den Versor- 
gungsbezügen eines deutschen Lehrers der Be- 
soldungsgruppe A 3 b, obwohl er nur einem 


deutschen Lehrer der Besoldungsgruppe A 4 b 1 
hätte gleichgestellt werden dürfen. 

Der Bundesrechnungshof hat das beanstandet. 
Die vor dem Inkrafttreten des Anderungsgeset- 
zes in den Ruhestand getretenen reichsdeut- 
schen Lehrer erhalten im Rahmen des G 131 
Versorgungsbezüge nur auf der Grundlage ihrer 
früheren ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Nach 
dem Grundsatz der Gleichbehandlung muß sich 
auch für einen entsprechenden altversorgungs- 
berechtigten Lehrer aus den sudetendeutschen 
Gebieten oder aus dem früheren Protektorat die 
besoldungsrechtliche Eingruppierung nach den 
Vorschriften richten, die vor dem Inkrafttreten 
des Änderungsgesetzes gegolten haben. An- 
dernfalls würde er ein höheres Ruhegehalt er- 
halten als ein vergleichbarer reichsdeutscher 
Versorgungsberechtigter. 

Die Angelegenheit ist noch nicht abgeschlossen; 
sie wird weiterverfolgt. 

* 


Verteidigungslasten im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt ausländisdier Streitkräfte 

(Einzelplan 35 für die Rechnungsjahre 
1953 bis 1959) 

Verteidigungsaufwand, der im unmittelbaren 
Zusammenhang mit dem Aufenthalt ausländi- 
scher Streitkräfte im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes entsteht 

(Kapitel 35 11a, verschiedene Titel) 

94. Nach den Artikeln 37, 38 und 48 Abs. 2 des 
Vertrages über die Rechte und Pflichten aus- 
ländischer Streitkräfte und ihrer Mitglieder in 
der Bundesrepublik Deutschland (Truppenver- 
trag) hat die Bundesrepublik den Liegenschafts- 
bedarf der ausländischen Streitkräfte sicherzu- 
stellen. Eine im wesentlichen gleiche Verpflich- 
tung wird die Bundesrepublik nach Inkrafttreten 
des den Truppenvertrag ablösenden Gesetzes 
vom 19. August 1961 zum NATO-Truppenstatut 
und zu den Zusatzvereinbarungen (BGBl II 
S. 1183) treffen. 

Die Bundesrepublik beschafft die nötigen Grund- 
stücke, soweit irgend möglich, durch freihän- 
digen Ankauf oder Abschluß von Nutzungsver- 
trägen. Etwaige Enteignungsmaßnahmen richten 
sich nach den Vorschriften des Landbeschaf- 
fungsgesetzes (LBG) vom 23. Februar 1957 
(BGBl I S. 134). 

Soweit ein Erwerb erforderlich ist, muß die Bun- 
desrepublik die Grundstücke aus ihren Mitteln 
(Titel 700, 712) beschaffen. Bis zum 30. Septem- 
ber 1961 hat sie Grundstücke in einer Größe von 
rund 30 200 ha zum Preise von insgesamt rund 
660 Mio DM für die Stationierungsstreitkräfte 
erworben. Weitere Grundstücke in einer Größe 
von rund 63 000 ha, die bereits von den Streit- 
kräften benutzt werden, müssen noch angekauft 
werden. 
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Die angekauften Grundstücke hat die Bundes- 
republik — wie die bereits in ihrem Eigentum 
oder im Eigentum der Länder befindlichen — 
den Streitkräften im wesentlichen unentgeltlich 
zur Verfügung zu stellen. Werden für private 
und kommunale Grundstücke Nutzungsverträge 
abgeschlossen, tragen die Streitkräfte die Nut- 
zungsentgelte aus eigenen Mitteln. 

95. Die Grundstücke werden von den Oberfinanz- 
direktionen (Bundesvermögens- und Bauabtei- 
lung) beschafft und verwaltet. Die damit im 
Zusammenhang stehenden Zahlungen werden 
von den Behörden der Verteidigungslastenver- 
waltung der Länder aus den von ihnen bewirt- 
schafteten Mitteln des Einzelplans 35 des Bun- 
deshaushalts geleistet. Der Bundesrechnungshof 
hält diese Verteilung der Aufgaben auf zwei 
völlig voneinander getrennte Behörden schon 
aus Gründen der Festlegung der Verantwort- 
lichkeit, der Verwaltungsvereinfachung und der 
beschleunigten Abwicklung der Grundstücks- 
geschäfte für unbefriedigend. Er erörtert des- 
halb gegenwärtig mit dem Bundesminister der 
Finanzen, ob den Behörden der Bundesvermö- 
gensverwaltung nicht auch die bisher von der 
Verteidigungslastenverwaltung durchgeführten 
Aufgaben zu übertragen sind. 

96. Bei dem Ankauf von Grundstücken hat der 
Bundesrechnungshof der Bemessung der Kauf- j 
preise sein besonderes Augenmerk zugewandt. 
Er hat klare und erschöpfende Angaben über 
das Zustandekommen und die Zusammenset- 
zung des Kaufpreises verlangt und darauf ge- 
sehen, daß die Grundstücke ihrer Widmung in 
dem maßgeblichen Zeitpunkt entsprechend be- 
wertet, insbesondere nicht als Bauland bezahlt 
werden, wenn die Voraussetzungen hierfür 
nicht gegeben sind. 

Einzelne Kaufverträge sahen die Zahlung eines 
Wertausgleichs an den Verkäufer für den Fall 
vor, daß sich die Grundstückspreise innerhalb 
der nächsten 5 Jahre erhöhen sollten. Auf 
Grund dieser Besserungsklausel forderten in 
einem Fall die Verkäufer nach einigen Jahren 
eine Nachzahlung in Höhe des 2t/2-fachen des 
ursprünglichen Kaufpreises. Der Bundesrech- 
nungshof hat sich gegen die Aufnahme solcher 
Klauseln in die Kaufverträge gewandt. Sie füh- 
ren nicht nur dazu, daß der endgültig zu zah- 
lende Kaufpreis lange Zeit in der Schwebe 
bleibt. Sie verursachen in der Regel auch zu- 
sätzliche Verwaltungsarbeit und zusätzliche 
Kosten und in den meisten Fällen unerfreuliche 
Prozesse. 

In einer Reihe von Fällen sind Grundstücke 
oder Grundstücksteile für den Bund mitgekauft 
worden, obwohl schon im Zeitpunkt des Er- 
werbs feststand, daß sie für den Bau oder die 
Erweiterung öffentlicher Straßen benötigt wur- 
den und daher später weiterveräußert werden 
mußten. Der Zwischenerwerb durch den Bund 
führt zu unnötigem Verwaltungsaufwand; er 
ist zudem grunderwerbsteuerpflichtig und ver- . 


teuert dadurch die Grundstücke. Auf Veranlas- 
sung des Bundesrechnungshofes werden die Be- 
hörden in diesen Fällen künftig prüfen, ob die 
entsprechenden Grundstücke oder Grundstücks- 
teile nicht sogleich an den künftigen Straßen- 
eigentümer veräußert oder wenigstens sogleich 
an ihn aufgelassen werden können. 

97. Nach den Vertragsbedingungen ist der Kauf- 
preis im allgemeinen erst nach dem Übergang 
des Eigentums auf den Bund fällig. Werden 
Grundstücke angekauft, welche die Streitkräfte 
bereits benutzen, so ist regelmäßig vereinbart, 
daß der Kaufpreis vom Tage des Vertrags- 
schlusses an zu verzinsen ist. Auf Grund die- 
ser Klausel hat der Bund erhebliche Beträge an die 
Veräußerer zahlen müssen, weil die Grund- 
stücke oftmals erst geraume Zeit nach Vertrags- 
schluß im Grundbuch umgeschrieben worden 
sind. Der Bundesrechnungshof hat darauf hin- 
gewiesen, daß die Ausgaben hierfür niedriger 
gehalten werden können, wenn der Bund für 
seine baldige Eintragung im Grundbuch sorgt 
oder nötigenfalls nach Eintragung einer Auf- 
lassungsvormerkung Abschlagszahlungen auf 
den Kaufpreis leistet. 

Oft beschaffen die Behörden Unterlagen, wie 
Flurkartenzeichnungen, Lagepläne und Kataster- 
auszüge, weit über das notwendige Maß hinaus. 
Der Bundesrechnungshof hat veranlaßt, daß bei 
der Beschaffung der Unterlagen ein strengerer 
Maßstab angelegt wird. 

98. In einer Reihe von Fällen haben die Finanz- 
ämter beim Ankauf von Grundstücken Beträge 
zur Grunderwerbsteuer herangezogen, die nicht 
zu der steuerpflichtigen Gegenleistung gehören 
(z. B. Entgelt für Beschädigungen am Grund- 
stück, für übernommenes Grundstückszubehör). 
Teilweise ist das darauf zurückzuführen, daß in 
den Verträgen diese Beträge als Teil des Kauf- 
preises ausgewiesen waren. Der Bundesrech- 
nungshof hat auf die Erstattung der überzahlten 
Steuern hingewirkt. Er hat ferner gefordert, die 
Verträge so zu fassen, daß Zweifel über die 
Höhe des grunderwerbsteuerpflichtigen Ent- 
gelts nicht auftreten können. 

99. Die Baudienststellen der Finanzbauverwaltun- 
gen der Länder haben im Zusammenhang mit 
der Errichtung von Bauten nach den verschie- 
denen Wohnungsbauprogrammen der Stationie- 
rungsstreitkräfte für den Ausbau von Straßen 
und den Anschluß der Grundstücke an die Ver- 
sorgungsnetze der Energie-Versorgungsunter- 
nehmen höhere Anliegerbeiträge und Anschluß- 
gebühren aus Baumitteln (Titel 712) bezahlt, als 
die Gemeinden (kreisfreien Städte) oder die 
Versorgungsunternehmen nach ihren Ortsstatu- 
ten, Satzungen und Lieferungsbedingungen zu 
fordern berechtigt waren. 

Der Bundesminister der Finanzen hatte bei der 
Genehmigung der Baumaßnahmen wiederholt 
darauf hingewiesen, daß Anliegerkosten und 
Anschlußgebühren nur insoweit anzuerkennen 
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seien, als sie nach den geltenden Ortssatzungen 
und den sonstigen einschlägigen Bestimmungen 
gefordert werden können. Die Baudienststellen 
der Länder hätten daher in jedem Einzelfall 
sorgfältig prüfen müssen, ob die von den Ge- 
meinden und Versorgungsimternehmen gestell- 
ten Forderungen den gesetzlichen und satzungs- 
mäßigen Bestimmungen entsprachen. Das ist in 
zahlreichen Fällen nicht geschehen. Die Bau- 
dienststeilen haben die von den Gemeinden 
und Versorgungsunternehmen angeforderten 
Beiträge und Gebühren vielmehr ohne einge- 
hende Prüfung in die Baurechnung übernom- 
men und bezahlt. Auch haben Bauämter die 
geleisteten Vorauszahlungen nicht abgerechnet 
oder auf eine Abrechnung ausdrücklich verzichtet, 
weil die Gemeinden sich Vorbehalten haben, die 
endgültigen Kosten für die Aufschließimgsmaß- 
nahmen erst nach deren Ausführung festzuset- 
zen. 

Die dem Grunde und der Höhe nach ungeprüf- 
ten Forderungen der Gemeinden und Versor- 
gungsunternehmen haben für den Bund z. T. 
erhebliche Überzahlungen und für die betreffen- 
den Gemeinden und Versorgungsunternehmen 
ungerechtfertigte Vermögensvorteile zur Folge 
gehabt. 

Der Bundesrechnungshof hat in vielen Einzel- 
fällen die geprüften Behörden gebeten, wegen 
der Erstattung zuviel gezahlter Beträge das Er- i 
forderliche zu veranlassen. Die endgültige i 
Höhe der zu Unrecht an die Gemeinden und 
Versorgungsunternehmen zu Lasten des Bun- 
deshaushalts gezahlten Beträge läßt sich zur 
Zeit nicht angeben. Die Baudienststellen sind 
noch damit befaßt, die Beträge zu berech- 
nen, die über die gesetzlichen, satzungsniäßigen 
oder sonstigen Verpflichtungen des Bundes als 
Bauherr hinausgehen, sowie etwa noch fehlende 
Anbauverträge mit den begünstigten Zahlungs- 
empfängern abzuschließen und ggf. Vorteils- 
ausgleichsansprüche des Bundes geltend zu 
machen. Dabei wird allerdings ein nicht un- 
erheblicher Teil der Rückforderungsansprüche 
nicht mehr weiterverfolgt werden können, weil 
die sowohl nach den früheren gesetzlichen Vor- 
schriften als auch nach der Verwaltungsgerichts- 
ordnung vom 21. Januar 1960 für die Einlegung 
eines Rechtsmittels oder Rechtsbehelfs vor- 
geschriebenen Fristen abgelaufen sind (VwGO 
§ 195 Abs. 6 Nr. 4). 

Der Bundesrechnungshof hat die Finanzbauver- 
waltungen der Länder wiederholt aufgefordert, 
die nachgeordneten Baudienststellen anzuwei- 
sen, künftig alle Forderungen der Gemeinden und 
Versorgungsunternehmen auf Entrichtung von 
Anliegerbeiträgen und Anschlußgebühren an 
Hand der Ortsstatute und Lielerungsbedingun- 
gen gewissenhaft nachzuprüfen und bei schwie- 
rigen Rechtsfragen die Mittelinstanz einzuschal- 
ten. 

100. Bei der Aufschließung von Grundstücken, bei 
der Errichtung oder dem Ausbau von Verkehrs- 
und Versorgungsanlagen sowie bei der Räu- 


mung bundeseigener Liegenschaften und ähn- 
lichen Maßnahmen für Zwecke der auslän- 
dischen Streitkräfte können Fälle eintreten, in 
denen den Betroffenen nicht zugemutet werden 
kann, die ihnen erwachsenen Belastungen selbst 
zu finanzieren. Zur Abwendung der dabei auf- 
tretenden Härten gewährt die Bundesrepublik 
den Betroffenen Darlehen und Zuschüsse 
(Titel 710, 711, 715). Auf diese Zuwendungen 
finden § 64 a RHO und die dazu erlassenen 
Richtlinien der Bundesregierung Anwendung. 

Die mit den Zuwendungsempfängern abge- 
schlossenen Verträge entsprachen in wesent- 
lichen Punkten vielfach nicht diesen Richtlinien. 
Es fehlte z. B. oft an einer klaren Regelung für 
den Fall, daß bei der Ausführung des Vorhabens 
Ersparnisse gegenüber den veranschlagten Ko- 
sten eintraten. In Fällen, in denen die Kosten- 
anschläge unterschritten worden waren, lehnten 
es die Zuwendungsempfänger ab, eine entspre- 
chende Kürzung der Bundesmittel hinzunehmen. 
Bisweilen entstand der Eindruck, daß die Zu- 
wendungsempfänger die Kostenanschläge über- 
höht hatten, um eine höhere Bundeszuwendung 
zu erhalten und so die Eigenmittel zu sparen. 
Oft war die Reihenfolge des Einsatzes der Mit- 
tel nicht fesLgelegt, so daß die Bundesmittel in 
Anspruch genommen wurden, bevor die Eigen- 
mittel oder andere Fremdmittel eingesetzt wur- 
den. Ferner ließen die Vereinbarungen über die 
Auszahlung der Zuwendungen und die Führung 
des Verwendungsnachweises oft Mängel erken- 
nen, die sich zum Nachteil des Bundes auswirk- 
ten. 

Auf Veranlassung des Bundesrechnungshofes 
und unter seiner Beteiligung hat der Bundes- 
minister der Finanzen ergänzende Richtlinien 
herausgegeben. Hiernach werden die Zuwen- 
dungen nicht mehr in festbegrenzter, sondern 
nur bis zu einer bestimmten Höhe bewilligt. Bei 
der Reihenfolge des Einsatzes ist anzustreben, 
die Mittel des Bundes erst an letzter Stelle, auf 
jeden Fall aber erst nach Ausschöpfung der 
Eigenmittel, einzusetzen. Auszahlungen dürfen 
nur in Höhe fälliger Zahlungen vorgenommen 
werden. Bei Unterschreitung der Kostenan- 
schläge sind die Ersparnisse in der Regel zur 
Minderung der Bundesmittel zu verwenden. 

Der Verwendungsnachweis hat sich nicht nur 
auf die Bundesmittel, sondern auf alle einge- 
setzten Mittel zu erstrecken. Nur so kann ge- 
prüft werden, ob die Grundsätze der Sparsam- 
keit und Wirtschaftlichkeit beachtet, die Mittel 
dem vorgesehenen Zweck entsprechend ver- 
wendet worden und ob Ersparnisse eingetreten 
sind, die zu einer Minderung der Bundeszuwen- 
dungen führen. 

Die Zuwendungen, die Pächtern und Mietern 
bei der Freimachung bundeseigener Grund- 
stücke gewährt werden können, hat der Bun- 
desminister der Finanzen durch die Richtlinien 
vom 25. Juni 1956 geregelt. Wenn keine ver- 
traglichen oder gesetzlichen Ansprüche beste- 
hen, können danach Zuwendungen nur zum 
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Ausgleich einer unbilligen Härle gewährt wer- | 
den. Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, ; 
daß die Behörden bei deren Bemessung vielfach 
zu großzügig verfahren. Er wirkt darauf hin, | 
daß die Verwaltung Zuwendungen nur insoweit 
leistet, als damit unzumutbare Nachteile abge- 
golten werden sollen. 

101. An der Abgeltung von Belegungsschäden an 

Liegenschaften und beweglichen Gegenständen 
(Titel 32v5), die den ausländischen Streitkräften 
vor dem 5. Mai 1955 zur Nutzung überlassen 
waren und von ihnen nach dem 5. Mai 1957 
freigegeben wurden, haben sich diese mit 
50 V. H, zu beteiligen. In einer Reihe von Fäl- 
len hat die Bundesrepublik solche Grundstücke 
angekaiift. Die Kaufpreise werden entsprechend 
der Vorschrift des § 64 Abs. 4 LBG nach dem 
Zustand der Grundstücke im Zeitpunkt der In- 
anspruchnahme durch die Streitkräfte bemessen. 
Die Belegungsschäden, die von der Inanspruch- 
nahme bis zum Zeitpunkt des Kaufabschlusses 
eingetreten sind, werden dadurch im Kaufpreis 
vom Bund mit abgegolten. Die Streitkräfte 
haben den auf sie entfallenden Anteil an diesen 
Belegungsschäden dem Bund bisher nicht er- 
stattet. Auf Veranlassung des Bundesrechnungs- 
hofes verhandelt der Bundesminister der Finan- 
zen jetzt mit den Streitkräften über die Bezah- 
lung ihrer Anteile. i 

102. Die Bearbeitung der bis zum 5. Mai 1955 von I 
den früheren Besatzungsstreitkräften verursach- ' 
ten Schäden, die nach dem Gesetz über die 
Abgeltung von Besatzungsschäden zu ersetzen 
sind (Titel 950), geht ihrem Ende zu. Das gleiche 
gilt für die Schäden an Grundstücken, die nach 
dem 5. Mai 1955 von den ausländischen Streit- 
kräften auf Grund der Bestimmungen des Bun- 
desleistungsgesetzes weiter in Anspruch genom- 
men waren, inzwischen aber freigegeben wor- 
den sind (Titel 322, 325). 

Bei den noch nicht erledigten Fällen handelt es 
sich vornehmlich um die Abgeltung von Schä- 
den an großen gewerblich genutzten Grund- 
stücken. Diese Fälle bereiten Schwierigkeiten 
nicht nur wegen ihres teilweise außergewöhn- 
lichen Umfangs, sondern auch deshalb, weil an 
den Werken oft zugleich Kriegsschäden sowie 
Schäden durch Reparations-, Demontage- und 
ähnliche Maßnahmen verursacht worden sind, 
die weder nach dem Gesetz über die Abgeltung 
von Besatzungsschäden noch nach dem Finanz- 
vertrag in Verbindung mit dem Bundeslei- 
stungsgesetz ersetzt werden können. 

Der Bundesrechnungshof widmet diesen Scha- 
densfällen, in denen cs meist um hohe Ent- 
schädigungsbeträge geht, seine besondere Auf- 
merksamkeit. Im Rahmen der örtlichen Prüfun- 
gen hatte sich als notwendig erwiesen, die be- 
arbeitenden Behörden schon während des Ent- 
schädigungsverfahrons auf Mängel und Fehler 
hinzuweisen, um den Bund und die auslän- | 
dischen Streitkräfte vor ungerechtfertigten 
finanziellen Leistungen zu bewahren. 


103. Nach Nr. 7 Abs. 1 des Abkommens über die 
Durchführung von Verwaltungsaufgaben auf 
dem Gebiet der Verteidigungslasten einschließ- 
lich der Besatzungsiasten vom 23. März 1953 
leistet der Bund den Ländern pauschale Zu- 
schüsse in Höhe von 50 v. H. der den Ländern 
entstehenden laufenden persönlichen und säch- 
lichen Aufwendungen der Behörden der Ver- 
teidigungslastenverwaltung (Titel 300). Nach 
den hierzu erlassenen Richtlinien vom 3. März 
1954 sind Zuschüsse für Beschäftigte bei Bau- 
behörden nur insoweit zu gewähren, als diese 
ausschließlich Abrechnungs- und Anweisungs- 
aufgaben der Verteidigungslastenämter wahr- 
nehmen und die Verwaltungsausgaben hierfür 
nicht aus sonstigen Bundesmitteln erstattet wer- 
den. 

104. Ein Land hat in den Rechnungsjahren 1953 bis 
1958 bei der Berechnung der pauschalen Zu- 
schüsse des Bundes zu den persönlichen und 
sächlichen Aufwendungen der Behörden der 
Verteidigungslastenverwaltung auch die Auf- 
wendungen für solche Bedienstete der Finanz- 
bauverwaltung mit abgerechnet, die mit Arbei- 
ten betraut waren, für deren Durchführung das 
Land bereits von den ausländischen Streitkräf- 
ten Bauleitungsmittel erhielt. Die von den aus- 
ländischen Streitkräften für die Durchführung 
ihrer Bauvorhaben dem Land vergüteten Bau- 
leitungsmittel sind sonstige Bundesmittel i. S. 
der Richtlinien vom 3. März 1954 in der Fas- 
sung vom 14. September 1956. Mit diesen Mit- 
teln wird auch die Abrechnungs- und Anwei- 
sungstätigkeit der Baubehörden auf dem Ver- 
teidigungslastensektor abgegolten. 

Das Land durfte daher diese Aufwendungen 
nicht in die Berechnung der pauschalen Zu- 
schüsse nach dem Verwaltungsabkommen vom 
23. März 1953 einbeziehen. Es hat hierdurch 
insgesamt 2,84 Mio DM zu Unrecht erhalten. 
Dieser Betrag ist dem Bund auf Veranlassung 
des Bundesrechnungshofes erstattet worden. 

Der Bundesrechnungshof hat auch sonst festge- 
stellt, daß die Länder die Zuschüsse nicht rich- 
tig berechnen. Insbesondere sind die Aufwen- 
dungen für Bedienstete, die nicht ausschließlich 
für die Verteidigungslastenverwaltung tätig 
waren, in die Berechnung einbezogen worden. 
Der Bundesrechnungshof hat veranlaßt, daß die 
zuviel gezahlten Beträge dem Bund erstattet 
werden. 

Soziale Kriegsfolgeleistungen 

(Einzelplan 40 für das Rechnungsjahr 1959) 

Kriegsfolgenhilfe 

(Kapitel 40 03) 

105. Auf dem Gebiet der Kriegsfolgenhilfe hat der 
Bundesrechnungshof seine Aufmerksamkeit wei- 
terhin den von der Pauschalierung ausgenom- 
menen Aufwendungen der individuellen Für- 
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sorge für Zugewanderte aus der sowjetischen 
Besatzungszone oder der Stadt Berlin und der 
sozialen Fürsorge für Kriegsbeschädigte und 
Kriegshinterbliebene — jetzt: Kriegsopferfür- 
sorge — zugewendet {vgl. meine Denkschrift 
vom 24. Oktober 1959 — Drucksache 1518 der ! 
3. Wahlperiode, S. 103 Nr. 130). Er hat festge- i 
stellt, daß Fürsorgeträger die Verrechnungsbe- ' 
Stimmungen oft auch jetzt noch nicht zutreffend ; 
anwenden und demzufolge Bundesmittel unge- 
rechtfertigt in Anspruch nehmen. 

In zahlreichen Fällen haben Fürsorgeträger das 
Vorliegen der rechtlichen Voraussetzungen für 
die Verrechnung der Aufwendungen an Zuge- 
wanderte nicht oder nicht ausreichend geprüft j 
oder unzutreffend bejaht. Teilweise haben sie j 
auch Aufwendungen für solche Kriegsfolgen- ! 
hilfe-Empfänger, die sowohl Heimatvertriebene 
(oder Evakuierte) als auch Zugewanderte sind, 
als Aufwendungen für Zugewanderte behandelt 
und dem Bund gegenüber einzeln abgerechnet. 
Da die Aufwendungen für Pieimatvertriebene 
und Evakuierte aber schon durch Leistung 
von Pauschbeträgen abgegolten werden, hat . 
die Einzelabrechnung dazu geführt, daß für | 
denselben Fall Bundesmittel doppelt in An- 
spruch genommen worden sind. Ferner haben 
Fürsorgeträger es vielfach unterlassen, verein- 
nahmte Erstattiingsbeträge dem Bundeshaus- 
halt zuzuführen, obwohl sie die Ausgaben mit 
dem Bund verrechnet hatten. 

Der Bundesrechnungshof hat die zu Unrecht 
verrechneten Aufwendungen beanstandet und 
gebeten, sämtliche Fürsorgefälle der beanstan- 
deten Art zu berichtigen und alle bestimmungs- 


widrigen Aufwendungen zu erstatten. Die im 
einzelnen erzielten Ergebnisse sind beachtlich. 
So hat der Bezirksfürsorgeverband einer rd, 
130 000 Einwohner großen Stadt als Teilergeb- 
nis den Betrag von rd. 300 000 DM erstattet. Ein 
Landesfürsorgeverband hat an zu Unrecht ver- 
rechneten Aufwendungen den Betrag von rd. 
2,7 Mio DM zurückgezahlt. 

In meiner Denkschrift vom 24. Oktober 1959 
hatte ich angeführt, daß die Länder in den Rech- 
nungsjahren 1953 bis 1958 dem Bund insgesamt 
42,4 Mio DM erstattet haben. Dieser Betrag er- 
höht sich um 8,8 Mio DM, die die Länder im 
Rechnungsjahr 1959 dem Bundeshaushalt wie- 
der zugeführt haben. Weitere Erstattungen sind 
zu erwarten. 

In der erwähnten Denkschrift hatte ich auch an- 
geregt, die Möglichkeit einer weiteren Pauscha- 
lierung zu prüfen. Soweit es sich um Aufwen- 
dungen für die Kriegsfolgenhilfe handelt, hat 
sich die Pauschalierung noch nicht verwirk- 
lichen lassen, weil die Entwicklung der politi- 
schen Verhältnisse in der Sowjetzone in ihrer 
Auswirkung auf die Flüchtlingsbewegung noch 
zu unübersichtlich war. 

Auf dem Gebiet der Kriegsopferfürsorge sind 
in der Zwischenzeit die Bestimmungen neu ge- 
faßt und zum Teil inhaltlich umgestaltet wor- 
den. Der Frage einer Pauschalierung der Auf- 
wendungen für die Kriegsopferfürsorge wird 
man erst nähertreten können, wenn die finan- 
ziellen Auswirkungen dieser Änderungen über- 
sehbar sind. 


Lastenaiisgleich 

Sondervermögen Ausgleichsfonds 

Übersicht 


Seite 

Vorbemerkung 70 

Lastenausgleichsabgaben 71 bis 73 


Nummer 

106 bis 114 

115 bis 126 


Vorfinanzierung 

Schadensfeststellung 

(land- und forstwirtschaftliches Vermögen, Grundvermögen, Be- 
triebsvermögen) 

Ausgleichsleistungen 

(Hauptentschädigung, Kriegsschadenrente, Hausratentschädigung, 
Entschädigungen nach dem Währungsausgleichsgesetz und dem Alt- 
sparergesetz, Eingliederungsdarlehen, Wohnraumhilfe, Ausbildungs- 
hilfe, Heimförderung) 

Gewährung von Liquiditätskrediten 


73 127 

73 bis 78 128 bis 144 

78 bis 86 145 bis 176 


87 177 bis 182 


Durchführung des Lastenausgleichs 

Aufwendungen für die Durchführung 

Sonstige Aufgaben der Ausgleichsbehörden 


88 bis 90 183 bis 190 

90 bis 91 191 bis 197 

92 198 


69 



Drucksache lV/854 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Vorbemerkung 

106. Der Lastenausgleich hat zum Ziel, Schäden und 
Verluste abzugelten, die sich infolge der Ver- 
treibungen und Zerstörungen der Kriegs- und 
Nachkriegszeit ergeben haben, sowie Härten 
zu mildern, die infolge der Neuordnung des 
Geldwesens eingetreten sind. Zu seiner Durch- 
führung werden Ausgleichsabgaben erhoben 
und Ausgleichleistungen gewährt. Die Aus- 
gleichsabgaben werden einem Sonderver- 
mögen des Bundes, dem Ausgleichsfonds, zu- 
geführt. Aus ihm werden die Ausgleichs- 
leistungen bewirkt. 

107. Ausgleichsabgaben sind die Vermögensabgabe, 
die Hypothekengewinnabgabe und die Kredit- 
gewinnabgabe. Ihnen sind die Soforthilfeab- 
gaben in den einzelnen Ländern und die Ein- 
nahmen aus den Umstellungsgrundschulden 
voraufgegangen. In den Ausgleichsfonds flie- 
ßen auch erhebliche Zuschüsse aus allgemeinen 
Haushaltsmitteln des Bundes und der Länder. 
Die Ausgleichsabgaben und die Beiträge der 
öffentlichen Haushalte erbringen den größten 
Teil der Einnahmen des Ausgleichsfonds. Dazu 
treten die Rückflüsse und Zinsen aus Darlehen 
und Einnahmen aus der Vorfinanzierung. 

Aus dem Ausgleichsfonds werden Leistungen 
mit Rechtsanspruch und solche ohne Rechtsan- 
spruch gewährt. Ausgleichsleistungen mit 
Rechtsanspruch sind die Hauptentschädigung, 
die Kriegsschadenrente, die Hausratentschädi- 
gung, die Entschädigung im Währungsaus- 
gleich für Sparguthaben Vertriebener und die 
Entschädigung nach dem Altsparergesetz. Als 
Leistungen ohne Rechtsanspruch werden ge- 
währt Eingliederungsdarlehen, Wohnraum- 
hilfe, Leistungen aus dem Härtefonds sowie 
Leistungen auf Grund sonstiger Förderungs- 
maßnahmen. Solche Maßnahmen sind z. B. die 
Ausbildungshilfe, die Förderung von Heimen 
und die Gewährung von Liquiditätskrediten. 

Die Ausgaben des Ausgleichsfonds seit In- 
krafttreten des Soforthilfegesetzes haben am 
31. Dezember 1961 die Summe von 41 Milliar- 
den DM überschritten. Bis zum 31. März 1979, 
dem nach dem Gesetz für die Beendigung des 
Lastenausgleichs vorgesehenen Zeitpunkt, wer- 
den die gesamten Ausgaben des Ausgleichs- 
fonds auf mehr als 85 Milliarden DM geschätzt. 

Mindestens jeder dritte Deutsche nimmt am 
Lastenausgleich als Abgabepflichtiger oder 
Leistungsempfänger teil. 

108. Diese Größenordnung läßt schon erkennen, 
welchen Umfang die Rechnungsprüfung auf 
dem Gebiet des Lastenausgleichs einnehmen 
mußte. Nunmehr hat der Bundesrechnungshof 
die Prüfung von zehn Rechnungsjahren abge- 
schlossen. Rund zehn Jahre sind auch vergan- 
gen, seit die eigentlichen Gesetze des Lasten- 
ausgleichs gelten, nämlich das Lastenaus- 
gleichsgesetz (LAG), das Feststellungsgesetz, 


das Währungsausgleichsgesetz und das Alt- 
sparergesetz. Das gibt mir Anlaß, die Prüfungs- 
ergebnisse des Bundesrechnungshofes auf dem 
Gebiet des Lastenausgleichs in einem größeren 
Umfang darzustellen, wobei ich mich wegen 
der Mannigfaltigkeit des Prüfungsstoffs sowie 
bei der Vielzahl der geprüften Stellen auf eine 
Auswahl beschränken muß. 

109. Die Fülle des Stoffes und die Vielfalt der Tat- 
bestände, die bei der Prüfung zu würdigen 
waren, sind ungewöhnlich. Die Durchführung 
des Lastenausgleichs erfordert eine Würdigung 
nicht nur rechtlicher, sondern auch wirtschaft- 
licher Zusammenhänge. Sie greift sogar zurück 
auf rechtliche und wirtschaftliche Verhältnisse 
fremder Länder einer vergangenen Zeit. Ein- 
malig ist die mit der individuellen Schadens- 
feststellung verbundene Beweisproblematik. 
Die Anforderungen, die an die Bediensteten 
der Ausgleichsverwaltung und der übrigen mit 
dem Lastenausgleich befaßten Stellen gestellt 
worden sind, waren außerordentlich hoch. 

110. Zu prüfen war nicht nur die Tätigkeit der 
eigentlichen Ausgleichsbehörden, d. h. der 590 
Ausgleichsämter und ihrer Zweigstellen, son- 
dern auch die der 10 Landesausgleichsämter, 
ihrer 30 Außenstellen und der Beschwerdeaus- 
schüsse, deren Zahl z. Z. 112 beträgt. Hinzu 
kommen 34 Heimatauskunftstellen, deren Auf- 
gabe es vor allem ist, die Anträge der Ver- 
triebenen auf Schadensfeststellung zu begut- 
achten, Auskünfte zu erteilen und Zeugen und 
Sachverständige zu benennen. Der Prüfung un- 
terliegen auch 96 Vororte, die Bewertungsgut- 
achten über das verlorene Betriebsvermögen 
zu erstatten haben. Bei der Abwicklung des 
Lastenausgleichs wirken ferner rd. 14 000 Geld- 
institute und sonstige Stellen mit. Die Er- 
hebung der Ausgleichsabgaben wird schließ- 
lich von rd. 500 Finanzämtern durchgeführt. 

111. Bis zum 31. Dezember 1961 hat der Bundes- 
rechnungshof etwa 390 Ausgleichsbehörden, 
darunter rd. 350 Ausgleichsämter, einen Teil 
der Beschwerdeausschüsse, der Heimataus- 
kunftstellen und der Vororte sowie etwa 500 
Geldinstitute geprüft. Ferner hat er Prüfungen 
bei mehr als 200 Finanzämtern durchgeführt. 
Wegen des großen Umfangs des Prüfungs- 
stoffs hat er meist nur stichprobenweise prü- 
fen können. Bei dem gegenwärtigen Stand läßt 
sich, zumal da die Schadensfeststellung noch 
längere Zeit beanspruchen wird, noch nicht ab- 
sehen, wann die Prüfungstätigkeit des Bundes- 
rechnungshofes auf dem Gebiet des Lasten- 
ausgleichs wesentlich eingeschränkt oder gar 
beendet werden kann. 

112. Der Bundesrechnungshof hat über zehntausend 
Fälle aufgegriffen. Bei Fehlern und Mängeln 
hat er die Verwaltung um Berichtigung der 
Entscheidung oder um künftige Beachtung der 
Vorschriften ersucht. Der Bundesrechnungshof 
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hat öfter auch Berichtigungen zugunsten des 
Abgabepflichtigen oder des Geschädigten ver- 
anlaßt. Er hat sich bei seinen Prüfungen stets 
bemüht, der oft schwierigen Lage der Abgabe- 
pflichtigen und der Geschädigten gerecht zu 
werden. 

113. In Anbetracht der Schwierigkeiten der Materie 
des Lastenausgleichs, die zudem häufigen Än- 
derungen unterlag, hat es der Bundesrech- 
nungshof als seine Aufgabe angesehen, den 
geprüften Stellen durch seinen Rat bei der 
Auslegung und Anwendung der Bestimmungen 
zu helfen. In seinen Stellungnahmen zu Ent- 
würfen von Gesetzen, Rechtsverordnungen 
und Verwaltungsanordnungen hat er Vor- 
schläge für die Gestaltung oder Änderung von 
Vorschriften machen können. Seine Prüfungs- 
mitteilungen, die er auf dem Gebiet der Aus- 
gleichsleistungen unmittelbar dem Präsidenten 
des Bundesausgleichsamtes übermittelt hat, 
hatten häufig zur Folge, daß grundsätzliche 
Fragen einheitlich behandelt wurden. Auf dem 
Gebiet der Hypothekengewinnabgabe haben 
die Länder die Prüfungsmitteilungen des Bun- 
desrechnungshofes unter sich ausgetauscht und 
auf diese Weise dazu beigetragen, daß typische 
Fehler und Mängel allgemein behoben wurden. 
So hat sich aus der Prüfungstätigkeit des Bun- 
desrechnungshofes eine über das ganze Bun- 
desgebiet reichende Breitenwirkung ergeben. 

114. Ich habe wichtige Prüfungsergebnisse des Bun- 
desrechnungshofes bereits in früheren Denk- 
schriften dargestellt. Auf meine Ausführungen 
z. B. in den Denkschriften zu den Bundeshaus- 
haltsrechnungen für die Rechnungsjahre 1955 
und 1956, denen noch heute eine allgemeinere 
Bedeutung zukommt, nehme ich Bezug (vgl. 
Drucksache 554 der 3. Wahlperiode, S. 87 
Nr. 135 und Drucksache 1518 der 3. Wahl- 
periode, S. 108 Nr. 147 bis 150). Danach hatte 
der Bundesrechnungshof es nicht gutgeheißen, 
daß Verwaltungsanordnungen mit finanziellen 
Auswirkungen in Kraft gesetzt werden, bevor 
die Rechtsgrundlage hierfür geschaffen ist. 
Ferner hatte er Bedenken gegen die Art und 
vor allem gegen den z. T. außerordentlich 
hohen Umfang der Verplanungsreste in den 
Wirtschafts- und Finanzplänen des Ausgleichs- 
fonds geäußert. Von noch praktischer Bedeu- 
tung ist ferner, was ich in der Denkschrift für 
das Rechnungsjahr 1956 (S. 109 Nr. 151 bis 159) 
über den Ersatzeinheitswert des land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens sowie über 
die Glaubhaftmachung des Einheitswerts dieses 
Vermögens ausgeführt habe. 

Lastenausgleichsabgaben 

Allgemeines 

115. Den Grundstock für die Durchführung des 
Lastenausgleichs bildet das Aufkommen aus 
den drei Lastenausgleichsabgaben. Die Einnah- 
men daraus haben in den Rechnungsjahren 


1952 bis 1961 rd. 21 Milliarden DM betragen. 
Davon entfallen rd. 15,7 Milliarden DM auf die 
Vermögensabgabe, rd. 4,4 Milliarden DM auf 
die Hypothekengewinnabgabe und rd. 0,9 Mil- 
liarden DM auf die Kreditgewinnabgabe. Hin- 
zu kommen rd. 6 Milliarden DM aus der Sofort- 
hilfeabgabe, der Soforthilfesonderabgabe und 
den Umstellungsgrundschulden. Insgesamt sol- 
len nach Schätzungen mit Hilfe dieser Abgaben 
rd. 49 Milliarden DM aufgebracht werden. 

116. Die Abgabeschuldner haben von der Möglich- 
keit, die Abgaben durch Ablösung vorzeitig 
zu entrichten und dabei den Vorteil einer 
hohen Abzinsung zu erlangen, unterschiedlich 
Gebrauch gemacht. Es sind verhältnismäßig 
wenig Vermögensabgabe- und Kreditgewinn- 
abgabeschulden, in nicht unbeträchtlichem Um- 
fang jedoch Hypothekengewinnabgabeschul- 
den abgelöst worden. 

Vermögensabgabe 

117. Die von den Finanzämtern verwaltete Ver- 
mögensabgabe wird in Höhe von 50 v. H. des 
abgabepflichtigen Vermögens vom 21. Juni 
1948 erhoben. Nach dem Stande von Ende 
März 1958, als die Veranlagung im wesent- 
lichen abgeschlossen war, hatten 2,4 Millionen 
Abgabepflichtige Vermögensabgabe zu leisten. 

118. Uber wichtige Ergebnisse der Prüfung der Ver- 
mögensabgabe ist in der Denkschrift über die 
Ergebnisse der Prüfungstätigkeit des Bundes- 
rechnungshofes im Rechnungsjahr 1955 berich- 
tet (vgl. Drucksache 2660 der 2. Wahlperiode, 
S. 48 Nr. 141 ff.). Der Bundesrechnungshof 
hatte aus der damaligen Sicht die Verwaltung 
der Abgabe wegen der Kompliziertheit und 
der großen Fülle von Bestimmungen und Ver- 
waltungsanordnungen als schwierig ange- 
sehen. Inzwischen hat er 168 Finanzämter ört- 
lich geprüft. Er hat dabei festgestellt, daß die 
Finanzämter die Abgabe im allgemeinen 
ordentlich verwaltet und die Veranlagung rei- 
bungslos durchgeführt haben. Es hat sich her- 
ausgestellt, daß die Vermögensabgabe in vie- 
len Fällen keine rechtlichen Schwierigkeiten 
aufweist. 

119. Auf Grund der Prüfungen des Bundesrech- 
nunghofes sind in den Jahren 1956 bis 1960 
Leistungen an Vermögensabgabe von rd. 
1 Million DM nachgefordert und rd. 5000 DM 
erstattet worden. Die Fehler bei der Erhebung 
beruhten vor allem darauf, daß das abgabe- 
pflichtige Vermögen nicht richtig erfaßt oder 
die Familienermäßigung nicht zutreffend ge- 
währt worden war. 

Hypothekengewinnabgabe 

120. Durch die Gesetze zur Sicherung von Forde- 
rungen für den Lastenausgleich und durch die 
Bestimmungen des LAG über die Hypotheken- 
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gewinnabgabe sind die Schuldnergewinne, die | 
aus der Währungsumstellung von dinglich ge- 
sicherten RM-Verbindlichkeiten entstanden 
waren, in der Form von Umstellungsgrund- 
schulden und Hypothekengewinnabgabeschul- 
den erfaßt und der Abgabepflicht unterworfen 
worden. Am 31. Dezember 1961 gab es noch 
schätzungsweise rd. 1,1 Millionen einzelne Ab- 
gabeschulden, die auf rd. 600 000 natürliche 
und juristische Personen entfallen. 

Mit der Verwaltung der Hypothekengewinn- 
abgabe wurden mehrere tausend Institute 
(Sparkassen, Banken, Kreditgenossenschaften) 
beauftragt. Damit die Institute im gebotenen 
Umfange geprüft werden konnten, war die 
Mitwirkung der Länder notwendig. Der Bun- 
desrechnungshof hat deshalb den Erlaß von 
Vorprüfungsrichtlinien veranlaßt. Wo Vor- 
prüfungsstellen fehlten, hat er ihre Einrichtung 
durch die Länder erwirkt. 

121. Anfangs erstreckte sich die Prüfung des Bun- 
desrechnungshofes vorwiegend darauf, ob die 
Institute die Sdiuldnergewinne vollständig 
erfaßt hatten. Diese Tätigkeit war erfolgreich. 
Noch im Rechnungsjahr 1955, also 7 Jahre nach 
dem Inkrafttreten der Hypothekensicherungs- 
gesetze und 3 Jahre nach dem Erlaß des LAG, 
sind dadurch und auf Grund der Vorprüfung 
Abgabeschulden in Höhe von weit über 1 Mil- 
lion DM neu erfaßt worden. 

122. Der Bundesrechnungshof hat sich ferner be- 
müht, den Erlaß der Leistungen wegen ungün- 
stiger Ertragslage des Grundstücks und wegen 
wirtschaftlicher Bedrängnis des Abgabepflich- 
tigen zeitnah zu prüfen. Er hat dadurch be- 
wirkt, daß typische Fehler und Mängel früh- 
zeitig abgestellt wurden. Da die erlassenen 
Leistungen an Hypothekengewinnabgabe jähr- 
lich bis zu 100 Millionen DM betragen dürften 
und die Länder die Beanstandungen typischer 
Fehler und Mängel allen Finanzämtern zur 
Kenntnis brachten, läßt sich ermessen, welche 
mittelbaren finanziellen Ergebnisse gerade die 
Prüfung des Erlaßverfahrens durch den Bun- 
desrechnungshof zur Folge gehabt hat. 

123. Bei der Prüfung des Verfahrens der Herabset- 
zung der Abgabeschuld bei Wiederaufbau von 
zerstörten oder beschädigten Gebäuden hat 
der Bundesrechnungshof frühzeitig festgestellt, 
daß die Entscheidungen häufig fehlerhaft wa- 
ren. In der Regel waren die Ansätze in der 
Wirtschaftlichkeitsberechnung für das Grund- 
stück, auf die sich die Herabsetzung gründet, 
vom Antragsteller unrichtig angegeben und 
vom Finanzamt nur unzureichend nachgeprüft 
worden. Auf Anregung des Bundesrechnungs- 
hofes hat der Bundesminister der Finanzen 
den Ländern empfohlen, die Entscheidungen 
nachprüfen zu lassen, bei denen eine Berich- 
tigung zu einer geringeren oder größeren Her- 
absetzung führen dürfte. Im Einzelfall kann 


sich dadurch ergeben, daß Abgabeschulden in 
beträchtlicher Höhe bestehenbleiben. 

Die meisten Herabsetzungsanträge führen zu 
einem völligen Wegfall der Abgabeschuld, und 
zwar sehr oft auch dann, wenn der Kriegs- 
schaden des Gebäudes verhältnismäßig gering 
war. Wegen der Bindung des Herabsetzungs- 
verfahrens an die Berechnungsverordnungen 
mußte die hohe Verzinsung des Eigenkapitals 
berücksichtigt werden, die in der Regel der 
Höhe des Kapitalmarktzinses für erststellige 
Hypotheken entspricht. Die Höhe der Verzin- 
sung des Eigenkapitals wirkt sich besonders 
dann aus, wenn auf Antrag des Eigentümers 
mehrere Grundstücke im Sinne des bürger- 
lichen Rechts wegen ihres wirtschaftlichen 
oder räumlichen Zusammenhangs für die 
Zwecke der Hypothekengewinnabgabe zu 
einem Grundstück zusammengefaßt werden, 
weil hier schon der Kriegsschaden eines 
Grundstücks genügen kann, um die auf meh- 
reren Grundstücken ruhenden Abgabeschulden 
sämtlich wegfallen zu lassen. Diese nicht sel- 
ten zu unbefriedigenden Ergebnissen führende 
Regelung, bei der oft Abgabeschulden in Höhe 
des Vielfachen der Wiederherstellungskosten 
wegfallen, kommt nach den Erfahrungen des 
Bundesrechnungshofes besonders den Unter- 
nehmen oder Personen zugute, denen viele 
Wohngrundstücke gehören. 

124. Der Bundesrechnungshof hat ferner geprüft, 
ob die beauftragten Institute die vereinnahm- 
ten Abgabeleistungen rechtzeitig weitergelei- 
tet und, soweit das nicht geschehen war, ob 
sie die gesetzlich vorgeschriebenen Verspä- 
tungszinsen richtig berechnet und entrichtet 
hatten. Soweit das nicht der Fall war, hat der 
Bundesrechnungshof darauf hingewirkt, daß 
die Institute die aufgekommenen Beträge und 
die Verspätungszinsen unverzüglich abführ- 
ten. Diese waren mitunter sehr hoch, in einem 
Fall betrugen sie beispielsweise 115 000 DM. 

Kreditgewinnabgabe 

125. Abgabepflichtig sind alle gewerblichen Be- 
triebe, die eine Eröffnungsbilanz in Deutscher 
Mark nach den Vorschriften des DM-Bilanz- 
gesetzes aufstellen mußten oder freiwillig auf- 
gestellt haben. Die Kreditgewinnabgabe erfaßt 
den am 21. Juni 1948 entstandenen Währungs- 
gewinn beim Betriebsvermögen. 

Die Finanzämter hatten die Veranlagung der 
Abgabe bereits Ende Juli 1955 im wesentlichen 
abgeschlossen. Es sind rd. 32 000 Abgabepflich- 
tige zu einer Kreditgewinnabgabe veranlagt 
worden. 

Die Vorschriften über die Kreditgewinnabgabe 
lassen eine Saldierung der Schuldner gewinne 
mit Gläubigerverlusten zu. Bemessungsgrund- 
lage der Abgabe ist nur der Gewinnsaldo. Da 
die Gläubigerverluste, insbesondere an Bar- 
geld und Bankguthaben, infolge der in der 
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RM-Zeit vorhandenen Liquidität der gewerb- 
lichen Wirtschaft meist größer als die Schuld- 
nergewinne waren, haben nur wenige gewerb- 
liche Betriebe Kreditgewinnabgabe zu entrich- 
ten. Von beispielsweise rd. 5 800 Kreditge- 
winnabgabe-Erklärungen, die ein Finanzamt 
eingefordert hatte, haben rd. 5400 nicht zur 
Festsetzung einer Abgabeschuld geführt. 

126. Auf Grund der Prüfungen des Bundesrech- 
nungshofes sind in den Jahren 1956 bis 1960 
Abgabeleistungen in Höhe von rd. 820 000 DM 
nachgefordert worden. Die Nachforderungen 
beruhen fast ausschließlich auf der Heranzie- 
hung von Schuldnergewinnen aus Steuerver- 
bindlichkeiten, besonders aus Körperschaft- 
steuerschulden, die am Währungsslichtag vor- 
handen, aber erst nachträglich veranlagt wor- 
den waren. Abgabeschuldner, meist große Be- 
triebe, hatten die Ansicht vertreten, daß 
Schuldnergewinne aus Körperschafsteuerver- 
bindlichkeiten nicht zu erfassen seien. Sie 
machten geltend, daß die Körperschaftsteuer 
als Personensteuer nicht zu den betrieblichen 
Schulden gehöre. Außerdem hatten Abgabe- 
schuldner ihre Steuern in der RM-Zeit zu nied- 
rig entrichtet,wie Betriebsprüfungen nach der 
Währungsumstellung ergaben. Diese Abgabe- 
schuldner hatten die nachgeforderten RM- 
Steuern im Verhältnis 10:1 in Deutscher Mark 
nachentrichtet und dadurch einen Schuldner- 
gewinn von 90 V. H. erzielt. Gegenüber den 
Abgabeschuldnern, die in der RM-Zeit ihre 
Steuern vollständig entrichtet hatten, waren 
sie insofern im Vorteil, als sie andere RM-Ver- 
bindlichkeiten tilgen oder Sachwerte anschaf- 
fen konnten. Sie waren nach einer später vom 
Bundesfinanzhof nicht gebilligten Verwal- 
tungsanweisung des Bundesministers der Fi- 
nanzen berechtigt, die auf Grund der Betriebs- 
prüfung nachgeforderten RM-Steuern wahl- 
weise in den Vergleichsbilanzen (RM-Schluß- 
bilanz und DM-Eröffnungsbilanz) oder in einer 
späteren Bilanz als Verbindlichkeit auszuwei- 
sen. Die Abgabeschuldner, die mit einer Kre- 
ditgewinnabgabe rechnen mußten, haben von 
der zweiten, für sie vorteilhafteren Möglich- 
keit Gebrauch gemacht, da in diesem Fall der 
Schuldnergewinn aus RM-Steuerschulden nicht 
erfaßt wird. 

Später hat der Bundesfinanzhof entschieden, 
daß auch Körperschaftsteuer-Schuldnergewinne 
und die Schuldnergewinne aus Steuerverbind- 
lichkeiten, die erst nach der Währungsumstel- 
lung durch eine Betriebsprüfung festgestellt 
worden sind, der Kreditgewinnabgabe unter- 
liegen. 

Der Bundesrechnungshof hat bei fehlerhaften 
Veranlagungen dieser Art ihre Berichtigung 
veranlaßt, so beispielsweise bei der Prüfung 
eines Finanzamts im Januar 1961, wo die Ab- 
gabefestsetzung infolge unrichtiger Erfassung 
der Schuldnergewinne aus RM-Steuerschulden j 
um mehr als 3 Millionen DM zu niedrig war. | 


Vorfinanzierung des Lastenausgleichs 

127. Für die Durchführung des Lastenausgleichs ist 
die Vorfinanzierung von erheblicher Bedeu- 
tung. Der Ausgleichsfonds ist nach dem Lasten- 
ausgleichsgesetz mit Zustimmung der Bundes- 
regierung berechtigt, zur Vorfinanzierung von 
Ausgleichsleistungen, soweit diese nicht in 
Rentenleistungen bestehen, Kredite bis zur 
Höhe von 5 Milliarden DM aufzunehmen. Bis 
zum Jahre 1961 hat er neben anderen Mitteln 
Kredite am Kapitalmarkt in Höhe von rd. 1,6 
Milliarden DM aufgenommen. Dafür sind Zin- 
sen in Höhe von jährlich 4 v. H. bis 7,25 v. H. 
zu zahlen. Unter Berücksichtigung der Gesamt- 
kosten der Kreditaufnahme ist das Sonderver- 
mögen dadurch jährlich mit Kosten in Höhe 
von durchschnittlich 5,96 v. H. der Kredite be- 
lastet. 

Die aufgenommenen Kredite dürften — wenig- 
stens vom Jahre 1957 ab — im wesentlichen 
zur Erfüllung der Hauptentschädigung ver- 
wendet worden sein. Die Ansprüche auf Haupt- 
entschädigung sind bis zum Ablauf des Kalen- 
dervierteljahres ihrer Erfüllung mit 4 v. H. 
jährlich zu verzinsen. Der Belastung des Aus- 
gleichsfonds durch die Kreditaufnahme stehen 
also die ersparten Zinsen gegenüber. Deshalb 
dürfte die tatsächliche Belastung des Fonds im 
Durchschnitt jährlich 1,96 v. H. der aufgenom- 
menen Kredite betragen. 

Als eine Art Vorfinanzierung ist die Ablösung 
der Lastenausgleichsabgaben anzusehen. Da 
der Ausgleichsfonds infolge der Abzinsung im 
Ergebnis hierfür 8 v. H. Zinsen gezahlt hat, 
war die Ablösung die teuerste Art der Vor- 
finanzierung. (Vom 1. April 1962 ab beträgt der 
Ablösungssatz 6,5 v. H.). 

Der Bundesrechnungshof hat die Vorfinanzie- 
rungsmaßnahmen aufmerksam verfolgt. Er hat 
unter Berücksichtigung der besonderen Bedürf- 
nisse des Ausgleichsfonds und der jeweiligen 
Verhältnisse am Kapitalmarkt keinen Anlaß 
zu Beanstandungen gehabt. 


Die Schadensfeststellung 
nach dem Feststellungsgesetz 

128. Ausgleichsleistungen, auf die nach dem LAG 
ein Rechtsanspruch besteht, werden nur ge- 
währt, wenn der Schaden festgestellt ist. Für 
bestimmte Schäden setzt die Gewährung von 
Ausgleichsleistungen eine förmliche Schadens- 
feststellung nach dem Feststellungsgesetz vor- 
aus. Die Schadensfeststellung ist bindend. Feh- 
ler im Feststellungsbescheid wirken sich also 
unmittelbar auf die Leistung aus. 

Die Schadensfeststellung nach dem Feststel- 
lungsgesetz ist vor allem bei Schäden an Ein- 
heitswertvermögen, also an land- und forst- 
wirtschaftlichem Vermögen, Grundvermögen 
und Betriebsvermögen durchzuführen. Diese 
Schäden können entstanden sein als Vertrei- 
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bungsschaden, als Kriegssachsdiaden oder als ! 
Ostschaden. Die Ostschäden spielen zahlenmä- ; 
ßig eine untergeordnete Rolle. Die Ermittlung 
der Kriegssachschäden bereitet den Ausgleichs- 
ämtern, die zugleich Feststellungsämter sind, 
in der Regel keine besonderen Schwierigkei- 
ten. Den größten Anteil an der Arbeit nimmt 
die Feststellung der Vertreibungsschäden ein. 

129. Die Feststellungsanträge der Geschädigten 
wiesen nicht selten erhebliche Lücken und 
Widersprüche auf. Die Ausgleichsämter hatten 
daher die Angaben vervollständigen zu lassen 
und die Widersprüche zu klären. In der Regel 
sind im Rahmen dieser Verhandlungen mit den 
Geschädigten bereits die für die Einordnung 
und Abgrenzung der Schäden entscheidenden 
Daten festgesetzt worden. Besonders bei meh- 
reren oder sich überschneidenden Schadenstat- 
beständen war diese Tätigkeit für den weite- 
ren Arbeitsgang von entscheidender Bedeu- 
tung. 

Der Bundesrechnungshof hat wiederholt fest- 
stellen müssen, daß diese Vorarbeiten Kräften 
zugewiesen waren, die den Schadensfall nicht 
richtig oder nicht vollständig erkannten. Da- 
durch sind, namentlich in der Anlaufzeit, zahl- 
reiche Verfahren zunächst nicht auf den rich- 
tigen Weg geleitet worden. Mehrfache Verneh- 
mungen der Antragsteller und der Auskunfts- 
personen waren die Folge. Sie führten zu er- 
heblichen Verzögerungen und mannigfachen 
Beschwerden. 

130. Die meisten Antragsteller konnten ihren An- 
trägen ausreichende Belege nicht beifügen. Die 
Ausgleichsämter waren daher in der Regel 
darauf angewiesen, Zeugen zu ermitteln und 
zu befragen. Dabei sind die Ausgleichsämter 
sehr unterschiedlich verfahren. Manche haben 
auf mündliche Vernehmungen Wert gelegt, an- 
dere haben dem schriftlichen Verfahren den 
Vorzug gegeben. Beide Verfahren zeigten, wie 
die Prüfungen des Bundesrechnungshofes er- 
geben haben, mancherlei Unzulänglichkeiten. 

Die mündliche Vernehmung der Zeugen 
konnte in der Regel nicht am Sitz des entschei- 
denden Ausgleichsamtes, sondern nur von dem 
Ausgleichsamt am Wohnsitz des Zeugen vor- 
genommen werden. Die ersuchten Ausgleichs- 
ämter, vornehmlich die in den großen Städten, 
waren durch diese zusätzliche Arbeit erheblich 
belastet. Sie konnten die Aufträge oft erst 
nach vielen Monaten durchführen. Ferner ließ 
es der Zeitdruck, unter dem sie standen, nicht 
zu, den Sachverhalt eingehend mit den Zeugen 
zu besprechen und vollständig zu klären. 

Das schriftliche Verfahren war zuweilen noch 
weniger befriedigend. Es beschränkte sich in 
der Regel auf einige genormte Fragen. Diese 
wurden dem Sachverhalt nicht immer gerecht. 
Die Besonderheiten jedes Falles, die sich viel- 
fach erst im Laufe der Anhörung des Zeugen 
ergeben, blieben dabei häufig außer Betracht. 
Andererseits sind von den Zeugen vielfach 


nicht nur Angaben über Tatsachen, sondern 
auch gutachtliche Äußerungen verlangt wor- 
den, für die sie gar nicht qualifiziert waren. 
Kennzeichnend dafür ist z. B. der nicht seltene 
Fall, daß lediglich als ehemalige Kunden be- 
nannte Zeugen zu den Angaben über den 
früheren Umsatz des Geschädigten ausgesagt 
haben, und zwar ohne Feststellung darüber, 
wie sie zu diesem Wissen gekommen sind. 

In vielen dieser Fälle hlieb daher das Ergeb- 
nis der Beweiserhebung erheblich hinter den 
Erwartungen zurück. 

131. Die Auswertung der Ermittlungen stellte die 
Ausgleichsämter vor eine schwierige Aufgabe. 
Sie mußten sich darüber schlüssig werden, ob 
die für die Schadensfeststellung erheblichen 
Tatsachen als bewiesen oder glaubhaft ge- 
macht anzusehen sind. Dabei mußte der Be- 
weisnot, in der sich viele Geschädigte befan- 
den, Rechnung getragen werden. Es durfte 
aber auch die Forderung des Gesetzgebers 
nach sorgfältiger Klärung des Sachverhalts 
nicht unbeachtet bleiben. 

Manche Ausgleichsämter haben sich diese Auf- 
gabe zuweilen recht leicht gemacht, indem sie 
die Angaben des Antragstellers ohne nähere 
Prüfung als glaubhaft gemacht ansahen. An- 
dere wiederum kamen nur langsam voran, 
weil sie glaubten, daß alle angegebenen Be- 
weismittel, auch wenn schon eines genügte, 
stets auszuschöpfen seien. Diese Mängel ließen 
sich inzwischen beheben. 

Als ungleich bedenklicher erwies sich die Ge- 
wohnheit vieler Ausgleichsämter, die Äuße- 
rungen der von ihnen befragten Heimataus- 
kunftstellen als unumstößlich anzusehen und 
daran auch dann festzuhalten, wenn sie ge- 
genüber den Angaben der Antragsteller oder 
den Aussagen besonders sachkundiger Zeugen 
oder nach den Gesamtumständen des Falles 
als zweifelhaft anzusehen waren. Diese Äuße- 
rungen betrafen z. B. die Größe des land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebes, die Anzahl der 
Wohnräume oder die Höhe der Verbindlich- 
keiten, mit denen das in Verlust geratene 
Vermögen belastet war. Besonders häufig wa- 
ren die Fälle, in denen neben dem ursprüng- 
lich allein als Geschädigten auftretenden Ehe- 
gatten von der Heimatauskunftstelle auch 
noch der andere Ehepartner ohne aus- 
reichende Anhaltspunkte als Geschädig- 
ter aufgeführt worden war. Wegen der De- 
gression der Entschädigung bei zunehmender 
Schadenshöhe sind die Ergebnisse jeweils sehr 
verschieden. So beträgt für einen Schaden 
von 100 000 RM der Grundbetrag der Entschä- 
digung 22 200 DM, für zwei Schäden von je 
50 000 RM dagegen 2x 17 600 DM. Die Äuße- 
rungen der Heimatauskunftstellen fußen zu- 
weilen auch nur auf sehr spärlichen Unter- 
lagen. Bei Widersprüchen sind sie daher ge- 
gen die anderen Angaben abzuwägen. Im 
Zweifel hat das Ausgleichsamt den Sachver- 
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halt weiter zu klären. Nicht selten haben die 
nachträglichen Ermittlungen in den vom Bun- 
desrechnungshof geprüften Fällen ergeben, 
daß die von der Heimatauskunftstelle gege- 
bene Sachdarstellung nicht aufrechtzuerhalten 
war. 

Bestrebungen einzelner Heimatauskunftstel- 
len, für bestimmte Vertreibungsgebiete das 
Miteigentum beider Eheleute an einzelnen 
Vermögensarten als ortsüblich hinzustellen 
und Einzelnachweise damit als überflüssig zu 
bezeichnen, ist der Bundesrechnungshof stets 
entgegengetreten. Bei seinen Untersuchungen 
hat sich gezeigt, daß auch in diesen Gebieten 
von einer solchen Gewohnheit nicht gespro- 
chen werden kann. 

Schäden an land- und forstwirtschaftlichem 
Vermögen 

132. Ist der Sachverhalt ausreichend geklärt und 
dabei nachgewiesen oder glaubhaft gemacht, 
daß ein ausgleichsfähiger Schaden vorliegt, so 
folgt die Schadensbewertung. Die Schäden an 
Einheitswertvermögen sind unter Zugrunde- 
legung des letzten Einheitswerts festzustellen. 
Ist ein Einheitswert nicht festgestellt worden 
oder ist er nicht mehr bekannt, so ist der 
Schadensberechnung der Wert zugrunde zu 
legen, der auf den letzten Feststellungszeit- 
punkt vor der Vertreibung bei Berücksichti- 
gung der nach dem Bewertungsgesetz wesent- 
lichen Gesichtspunkte als Einheitswert festzu- 
stellen gewesen wäre. In diesem Falle ist also 
ein Ersatzeinheitswert zu bilden. Da die Ver- 
triebenen in der Regel keine Unterlagen über 
die früheren Einheitswerte vorgelegt haben, 
stellt die Ersatzbewertung der Einheitswert- 
vermögen die hauptsächliche Arbeit der Aus- 
gleichsämter dar. 

Bei den Schäden an land- und forstwirtschaft- 
lichen Vermögen ergab sich zunächst stets die 
Frage, unter welchen Voraussetzungen der 
Einheitswert als bekannt angesehen werden 
kann. Unstreitig sind die seltenen Fälle, in 
denen der frühere Einheitswertbescheid oder 
Unterlagen über den früheren Grundsteuer- 
meßbetrag vorliegen. Keine Meinungsver- 
schiedenheiten bestehen mehr in den Fällen, 
in denen z. B. eine vollständig ausgefüllte 
Hofkarte oder, mit geringen Einschränkungen, 
auch Güteradreßbücher aus der Zeit nach dem 
1. Januar 1935, dem letzten Hauptfeststel- 
lungszeitpunkt, mit Angaben über die Ein- 
heitswerte zur Verfügung stehen. 

Strittig ist dagegen noch die Frage, ob bei 
Vorliegen von weniger qualifizierten Urkun- 
den oder bei Bestätigung durch Zeugen, durch 
deren Aussage die Angaben des Geschädigten 
über den Einheitswert nur glaubhaft gemacht 
werden können, noch von einem Bekanntsein 
des Einheitswerts gesprochen werden kann. 
Der Bundesrechnungshof hat bisher die An- 
sicht vertreten, daß eine Glaubhaftmachung 


der Angaben genüge. Bei den Schwierigkeiten 
der Beweisführung, denen sich die Geschädig- 
ten häufig gegenübersehen, werden auch sonst 
keine übermäßigen Anforderungen an die 
Beweisführung gestellt. Der Bundesrechnungs- 
hof hat es daher in der Regel auch nicht be- 
anstandet, wenn ein Ausgleichsamt die durch 
eine nicht formgerecht ausgefüllte Hofkarte 
belegten Angaben über den Einheitswert als 
glaubhaft gemacht angesehen hat. Ebenso hat 
er den Ausgleichsämtern nicht widersprochen, 
die sich mit Eintragungen in einem Notizbuch, 
in dem der Geschädigte kurz vor der Flucht 
alle wichtigen Daten festgehalten hatte, oder 
mit einer schriftlichen Bestätigung durch sach- 
kundige Zeugen, denen noch die nach den 
Einheitswerten zu berechnenden Winterhilfs- 
sätze Vorlagen, zufriedengegeben haben. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes 
hatte die Zulässigkeit der Glaubhaftmachung 
in diesen Fällen zunächst ebenfalls als mög- 
lich angesehen. Inzwischen hat er sich jedoch 
auf den Standpunkt gestellt, daß unter Be- 
kanntsein mehr als Glaubhaftmachung zu ver- 
stehen sei. 

Diese Frage ist nicht nur theoretisch von Be- 
deutung. Soweit vergleichbare Werte gegen- 
überstanden, hat der Bundesrechnungshof fast 
stets feststellen müssen, daß die Ersatzeinheits- 
werte höher als die Einheitswerte sind. Wenn 
die Unterschiede sich in annehmbaren Grenzen 
bewegten, könnte die Angelegenheit auf sich 
beruhen. In zahlreichen Fällen haben jedoch 
die Ersatzeinheitswerte die bekannten Ein- 
heitswerte um mehr als die Hälfte überschrit- 
ten. In Einzelfällen sind die Unterschiede noch 
wesentlich größer. Uber die Gründe für diese 
Abweichungen habe ich bereits in meiner 
Denkschrift zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1956 berichtet {vgl. 
Drucksache 1518 der 3. Wahlperiode, S. 109 
Nr. 151 ff.). Eine Übereinstimmung zwischen 
dem Präsidenten des Bundesausgleichsamtes 
und dem Bundesrechnungshof in der Frage, 
ob ein glaubhaft gemachter Einheitswert eben- 
falls als bekannt angesehen werden kann, ist 
bisher nicht erzielt worden. 

133. Neben dem Verlust des land- und forstwirt- 
schaftlichen Vermögens haben die Ausgleichs- 
ämter die langfristigen Verbindlichkeiten fest- 
zustellen, die im Zeitpunkt der Vertreibung 
mit diesem Vermögen in wirtschaftlichem Zu- 
sammenhang standen oder an solchem Vermö- 
gen dinglich gesichert waren. Die Verbindlich- 
keiten werden mit der Hälfte des festgestell- 
ten Betrages berücksichtigt. Es kommen hier 
vor allem Altenteile und Hypotheken in Be- 
tracht. 

Die Höhe der Altenteilsverbindlichkeiten 
richtet sich nach der Lebenserwartung des Be- 
rechtigten und dem Wert der Leistungen. Der 
Wert der Leistungen bestimmt sich in erster 
Linie nach den früheren Vereinbarungen und 
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nur hilfsweise nach einer Tabelle, in der die 
für die jeweilige Hofgröße bekannten Durch- 
schnittssätze festgelegt worden sind. 

Zur Vermeidung zeitraubender Ermittlungen 
haben manche Ausgleichsämter ihre Entschei- 
dungen fast regelmäßig auf die Tabellenwerte 
abgestellt, anstatt sich, wie vorgesehen, in 
erster Linie um die Erforschung der früheren 
Vereinbarungen zu bemühen. 

134. Bei Tilgungshypotheken ist davon auszugehen, 
daß der Schuldner den fälligen Verpflichtungen 
bis zum Zeitpunkt der Schädigung in vollem 
Umfang nachgekommen ist. 

Gleichwohl haben Ausgleichsämter in Fällen, 
in denen keine Belege vorgelegt werden 
konnten, nicht selten statt des mutmaßlichen 
Standes im Zeitpunkt der Schädigung die Ur- 
sprungsbeträge angesetzt. 

135. Die Inhaber landwirtschaftlicher Siedlungen 
zahlten für die ihnen gewährten öffentlichen 
Siedlungskredite lediglich die tragbare Rente. 
Der Präsident des Bundesausgleichsamtes hat 
daher festgelcgt, daß die Siedler auch nicht 
mit einem höheren Kapital belastet werden 
dürfen, als es der tragbaren Rente entsprach. 
In Verfolg dieser Regelung ist bestimmt, daß 
diese Verbindlichkeiten, je nach dem Zeit- 
punkt, in dem sie eingegangen wurden, mit 
nicht mehr als 60 v. H. oder 65 v. H. des Ein- 
heitswertes oder des Ersatzeinheitswertes zu 
berücksichtigen sind. 

Manche Ausgleichsämter haben bis in die 
jüngste Zeit auch noch eine Reihe anderer 
Verbindlichkeiten in diese Begrenzung einbe- 
zogen und dadurch zu geringe Belastungen 
festgestellt. 

136. Anlaß zu Beanstandungen gaben schließlich 
auch noch die Fälle, in denen die Geschädig- 
ten angegeben hatten, daß ihnen die Höhe 
ihrer Verbindlichkeiten nicht mehr in Erinne- 
rung sei. Der Präsident des Bundesausgleichs- 
amtes hat die Ausgleichsbehörden angewie- 
sen, diese Fälle einstweilen zurückzustellen, 
bis Vorschriften über die Feststellung von 
Durchschnittsbelastungen ergangen sind. Man- 
che Ausgleichsämter haben sich nicht daran 
gehalten, sondern die Schäden ohne Verbind- 
lichkeiten festgestellt. Inzwischen hat das 
Bundesausgleichsamt diese Angelegenheit ge- 
regelt. 

Schäden an Grundvermögen 

137. Bei der Ersatzbewertung von Grundvermögen 
hat sich die Arbeit der Aiisgleichsämter in 
der Hauptsache auf die Feststellung der Ver- 
luste an Mietwohngrundstücken und an Ein- 
familienhäusern erstreckt. Hierfür sind das 
Rohmietverfahren und das Flächenwertverfah- 
ren, dem entweder Außenmaße oder Raum- 
einheiten zugrunde liegen, vorgesehen. 


Das Rohmietverfahren setzt voraus, daß der 
Schaden in einem Gebiet mit durchgeführter 
Einheitsbewertung entstanden ist und daß die 
Jahresrohmiete zum letzten Feststellungszeit- 
punkt bewiesen oder glaubhaft gemacht wer- 
den kann. Der nachgewiesene Betrag ist so- 
dann mit dem für diese Gebiete bekannten 
Vervielfältiger zu vervielfachen. Dieses Ver- 
fahren entspricht dem der früheren Einheits- 
bewertung. Es ist daher möglichst den anderen 
Verfahren vorzuziehen. 

Gleichwohl war es bei den Ausgleichsämtern 
nicht sonderlich beliebt. Die Ermittlungen er- 
forderten viel Arbeit, ohne daß ein Erfolg ge- 
währleistet war. Trotz erheblicher Bemühun- 
gen konnte vielfach die Miete nur für einen 
unzureichenden Teil der Wohnfläche glaub- 
haft gemacht werden. Manche Ausgleichsämter 
haben daher dieses Verfahren auch in den 
Fällen nicht versucht, in denen die Möglichkeit 
für einen Erfolg nach den Gesamtumständen 
durchaus gegeben war. 

Andererseits hat der Bundesrechnungshof fest- 
stellen müssen, daß einige Ausgleichsbehör- 
den sich die Arbeit insofern vereinfacht ha- 
ben, als sie der Ersatzbewertung die Mieten 
im Zeitpunkt der Schädigung zugrunde gelegt 
haben. Auszugehen war jedoch von den Mie- 
ten im letzten Feststellungszeitpunkt. Dadurch 
sind in der Regel höhere als seinerzeit für den 
Einheitswert maßgebende Mieten angesetzt 
worden. Das hatte zur Folge, daß die Ersatz- 
einheitswerte zu hoch waren. 

138. Ist der Schaden in einem Gebiet entstanden, 
in dem eine Einheitsbewertung nicht durchge- 
führt war, oder kann die Rohmiete nicht nach- 
gewiesen werden, so ist der Ersatzeinheitswert 
nach dem Fläch enwertverfahren zu berechnen. 

Dabei setzt das Verfahren nach Außenmaßen 
voraus, daß die Gesamtgeschoßfläche, das ist 
die Summe der nach Außenmaßen ermittelten 
Grundflächen der einzelnen Gebäudegeschosse, 
nachgewiesen werden kann. Ihre Quadrat- 
meterzahl ist mit dem Flächenwert, der sich 
nach der Wohnlage, der Art und dem Alter des 
Gebäudes richtet und der in besonderen Tabel- 
len festgelegt ist, zu vervielfachen. Die Ergeb- 
nisse sind den früheren Einheitswerten nicht 
so angenähert wie bei dem Rohmietverfahren, 
immerhin sind sie jedoch noch so speziell, daß 
dieses Verfahren als das nächstbeste ange- 
sehen werden kann. 

Bei den Ausgleichsämtern hat auch dieses Ver- 
fahren nicht immer den wünschenswerten An- 
klang gefunden. Nach den Durchführungsbe- 
stimmungen zur Berechnung der Gesamtge- 
schoßfläche kommt dieses Verfahren nur dann 
in Betracht, wenn die Maße durch beweis- 
kräftige Unterlagen, z. B. durch Bauzeichnun- 
gen oder ähnlich gute Pläne, nachgewiesen 
werden. Sind derartige Unterlagen nicht ange- 
boten, so soll in der Regel ohne weitere Nach- 
forschungen unterstellt werden können, daß 
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sie nicht vorhanden sind. Unter Berufung auf 
diese Bestimmung haben viele Ausgleichs- 
ämter davon abgesehen, den entsprechenden 
Angaben der Geschädigten nachzugehen. Sie 
haben sich vielmehr sogleich der dritten Mög- 
lichkeit, den Ersatzeinheitswert zu berech- 
nen, nämlich dem Flächenwertverfahren nach 
Raumeinheiten zugewandt. 

139. Für die Ersatzbewertung unter Ermittlung der 
Gesamtgeschoßfläche nach Raumeinheiten ist 
lediglich erforderlich, daß die Zahl und Art der 
Räume eines Hauses bewiesen oder glaubhaft 
gemacht sind. Für die verschiedenen Arten der 
Räume hat der Präsident des Bundesausgleichs- 
amtes eine bestimmte Zahl von Raumeinheiten 
festgelegt, z. B. für ein Zimmer 3 und für eine 
Küche 2 Raumeinheiten. Für jede dieser Raum- 
einheiten sind als anteilige Geschoßfläche bei 
Altbauten 10 qm und bei Neubauten 9 qm an- 
zusetzen. Das entspricht einer Durchschnitts- 
größe von 30 qm je Zimmer in Altbauten und 
von 27 qm in Neubauten. Die so ermittelte Ge- 
samtgeschoßfläche bildet dann die Grundlage 
für die weiteren Berechnungen. 

Dieses Verfahren bereitet den Ausgleichs- 
ämtern die geringsten Schwierigkeiten, da die 
Zahl der Räume in der Regel unschwer nach- 
zuweisen ist. In den weitaus meisten Fällen ist 
daher auch die Ersatzbewertung auf diesem 
Wege durchgeführt worden. 

Wie der Bundesrechnungshof festgestellt hat, 
ist dieses Verfahren insbesondere bei kleine- 
ren Grundstücken sehr ungenau und hat in der 
Regel zu überhöhten Ersatzeinheitswerten ge- 
führt. Bei den meisten der geprüften Fälle 
lagen die Maße, die die Geschädigten selbst 
angegeben und vielfach auch zu belegen ver- 
sucht hatten, erheblich unter der von den Aus- 
gleichsämtern nach Raumeinheiten errechneten 
Größe. Ein großer Teil der verlorenen Woh- 
nungen hatte offenbar 30 qm oder 27 qm als 
Durchschnittssatz je Wohnraum oder 20 oder 
18 qm je Küche nicht aufzuweisen. Besonders 
im Südostraum und bei Siedlungsgrundstücken 
sind, soweit sich aus den zur Verfügung 
stehenden Unterlagen ergab, diese Größen nie 
erreicht worden. 

Die Bemühungen des Bundesrechnungshofes, 
eine Herabsetzung der Durchschnittssätze zu 
erreichen, haben bisher nicht zum Erfolg ge- 
führt. Die Ausgleichsämter sind bisher ledig- 
lich angehalten, soweit bei Siedlungsgrund- 
stücken die Ersatzbewertung nach Raumein- 
heiten zu offensichtlich überhöhten Ergebnissen 
führen würde, von den Außenmaßen auszu- 
gehen. Der Bundesrechnungshof hat daher sein 
Augenmerk vor allem darauf gerichtet, daß die 
Bewertung nach Raumeinheiten erst dann vor- 
genommen wird, wenn alle Möglichkeiten, die 
beiden genaueren Verfahren durchzuführen, 
auch tatsächlich ausgeschöpft und ergebnislos 
geblieben sind. Dabei hat er sich dafür einge- 
setzt, daß zur Glaubhaftmachung der Außen- 
maße auch weniger qualifizierte Belege als 


Bauzeichnungen und unter Umständen auch 
Zeugen zugelassen werden. 

Schäden an Betriebsvermögen 

140. Bei Verlusten größerer Betriebe soll versucht 
werden, den Ersatzeinheitswert aus beweis- 
kräftigen Unterlagen, insbesondere aus Steuer- 
bilanzen, abzuleiten. Der Fall, daß solche Un- 
terlagen noch zur Verfügung stehen, ist ver- 
hältnismäßig selten. Allenfalls liegen Inventar- 
verzeichnisse oder Aufstellungen über das An- 
lagevermögen vor, aus denen sich Rückschlüsse 
auf den früheren Einheitswert nicht immer 
ziehen lassen. Manche Ausgleichsämter haben 
sich an die Auswertung solcher Unterlagen 
auch nur zögernd herangewagt, weil ihnen 
Fachkräfte mit den nötigen Erfahrungen fehl- 
ten. Soweit sie es dennoch versucht haben, 
sind Fehler nicht ausgeblieben. 

141. Zum größten Teil ist die Ersatzbewertung des 
verlorenen Betriebsvermögens nach dem Richt- 
zahlverfahren durchgeführt worden. Dieses 
Verfahren ist vorgesehen für die Betriebe des 
Handwerks, des Einzelhandels, des Großhan- 
dels sowie des Gaststätten- und Beherber- 
gungsgewerbes. Seine Anwendung setzt vor- 
aus, daß der Geschädigte eines oder mehrere 
der folgenden Betriebsmerkmale glaubhaft 
machen kann: die Anzahl der Beschäftigten, 
den Gesamtumsatz, die Reineinkünfte, das An- 
lagevermögen und das Umlaufvermögen. Für 
jede Betriebsart und jedes Betriebsmcrkmal 
sind in einem Tabellenwerk die entsprechen- 
den durchschnittlichen Einheitswerte aus der 
Vorkriegszeit aufgeführt. Das Mittel aus die- 
sen Einheitswerten ergibt dann den Ersatzein- 
heitswert. 

Der Bundesrechnungshof mußte häufig fest- 
stellen, daß die Angaben über die Höhe des 
Anlagevermögens sehr erheblich aus dem Rah- 
men der übrigen Betriebsmerkmale heraus- 
fielen. In einigen dieser Fälle lag der Grund 
dafür offenbar darin, daß keine oder nur un- 
zureichende Absetzungen für Abnutzung vor- 
genommen waren. In anderen Fällen war an- 
zunehmen, daß die Angaben über die Höhe des 
Anlagevermögens von vornherein überhöht 
gewesen sind. Bei der Vielzahl der Fälle und 
der Höhe der Abweichungen scheint es auch 
nicht ausgeschlossen, daß dieses Merkmal nicht 
mit der gleichen Genauigkeit festgelegt wer- 
den konnte, wie es offenbar bei den übrigen 
möglich gewesen ist. In der Praxis wird nun- 
mehr so verfahren, daß das Merkmal Anlage- 
vermögen in allen Fällen, in denen es sich 
nicht in den allgemeinen Rahmen fügt und 
den Einklang erheblich stört, mangels Glaub- 
haftmachung außer Betracht gelassen werden 
kann. 

142. In diesem Zusammenhang war ferner die 
Frage nach der Schuldenfreiheit von Bedeu- 
tung. Viele Geschädigte haben versucht nach- 
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zuweisen, daß ihr Betrieb völlig schuldenfrei 
gewesen ist. Die Ausgleichsämter haben sich 
zuweilen sehr leicht davon überzeugen lassen. 
Sie haben dann den im Riditzahlverfahren 
ermittelten Durchschnittswert um die in den 
Tabellen bereits berücksichtigten Schulden an- 
gehoben. Wie der Bundesrechnungshof wieder- 
holt festgestellt hat, haben manche Geschä- 
digte mit ihren Ausführungen jedoch nur zum 
Ausdruck bringen wollen, daß sie keine lang- 
fristigen Verbindlichkeiten gehabt haben. 
Auch wenn die Geschäfts- oder Betriebsin- 
haber über viele flüssige Mittel verfügten, 
schließt das nicht aus, daß laufende Verbind- 
lichkeiten bestanden. Auch bei flüssiger Geld- 
lage werden noch nicht abgeführte Lohn- 
steuern, Sozialbeiträge, Mieten, Zinsen, Löhne 
und andere Verbindlichkeiten den Betrieb zum 
letzten Feststellungszeitpunkt belastet haben. 
Auf die Gegenvorstellungen des Bundesrech- 
nungshofes sind in vielen Fällen die Entschei- 
dungen abgeändert worden. Außerdem sind 
die Ausgleichsämter nunmehr allgemein dar- 
auf hingewiesen worden, daß in der Regel 
eine völlige Schuldenfreiheit nicht anzuneh- 
men ist und Ausnahmefälle nachzuweisen sind. 

Zum Nachweis der Schuldenfreiheit haben sich 
die Geschädigten vielfach darauf berufen, daß 
sie größere Sparkonten gehabt haben. Nicht 
selten haben sie auch Bescheide vorgelegt, 
durch die ihnen für den Verlust dieser Spar- 
konten nach dem Gesetz über den Währungs- 
ausgleich eine Entschädigung zuerkannt wor- 
den ist. Unabhängig von der Überlegung, ob 
dieser Beweis überhaupt schlüssig ist, hätten 
die Ausgleichsämter prüfen müssen, ob die 
Guthaben Privat- oder Geschäftskonten wa- 
ren. Waren es Geschäftskonten, so waren die 
entschädigten Spareinlagen von dem für die 
Bemessung der Hauptentschädigung zusam- 
mengefaßten Schadensbetrag abzuziehen. Nach 
den Feststellungen des Bundesrechnungshofes 
haben die Ausgleichsämter diese Prüfung häu- 
fig unterlassen und den Abzug nicht einmal in 
den Fällen vorgenommen, in denen das ent- 
schädigte Sparkonto ausdrücklich als Teil des 
Betriebsvermögens erwähnt worden war. Da- 
durch sind Schadensteile doppelt festgestellt 
worden. Eine Reihe von Fällen, in denen es 
sich um Sparguthaben von mehr als 100 000 RM 
handelt, wird auf Veranlassung des Bundes- 
rechnungshofes noch überprüft. 

143. Die Schadensberechnung im Kennzahlverfah- 
ren oder im Wege des betriebswirtschaftlichen 
Vergleichs kommt vornehmlich für Industrie- 
und Großhandelsbetriebe in Betracht. Die An- 
wendung des Kennzahlverfahrens setzt voraus, 
daß bestimmte Merkmale glaubhaft gemacht 
worden sind. Solche Merkmale sind die Zahl 
der vorhanden gewesenen Maschinen und 
Einrichtungen, die Verarbeitungs-, Leistungs- 
oder Fassungsfähigkeit, der Erzeugungs- oder 
Leistungsumfang oder die Erzeugungs- 
rechte (Kontingente). Zur Ermittlung des 


Ersatzeinheitswerts sind diese Merkmale mit 
bestimmten Kennzahlen zu vervielfachen. Die 
Zahl der Industriebetriebe, für die diese 
Kennzahlen feststehen, ist jedoch beschränkt. 
Die wichtigsten davon sind die Webereien, 
Spinnereien, Mühlen, Brauereien, Sägewerke 
und Ziegeleien. 

144. Für die Masse der Betriebsarten konnten 
Kennzahlen nicht zur Verfügung gestellt wer- 
den. Die Bewertung der Betriebe in diesen 
Sparten wird im Wege des Betriebsvergleichs 
durchgeführt. Hierfür sind zentrale Bewer- 
tungsausschüsse, sogen. Vororte, bei einigen 
Ausgleichsbehörden eingesetzt. Bei ihnen lag 
auch das Schwergewicht der Ersatzbewertung 
der Industriebetriebe. Die Vororte haben die 
Aufgabe, die Ausgleichsämter bei der Ersatz- 
bewertung von Betrieben, für die Kennzahlen 
fehlen, zu unterstützen. Sie haben Einzelgut- 
achten anzufertigen und, soweit möglich, all- 
gemeine Richtlinien herauszugeben, die es den 
Ausgleichsämtern ermöglichen, die Normal- 
fälle selbst zu bearbeiten. Bei der beträcht- 
lichen Zahl der noch nicht erledigten Anträge 
stellt die Anfertigung der Richtlinien die 
dringlichste Arbeit der Vororte dar. 

Einige Vororte haben ihre Richtlinien sehr 
spät herausgegeben und dadurch den Fort- 
gang der Arbeiten bei den Ausgleichsämtern 
verzögert. Andere haben sich sowohl bei den 
Einzelgutachten als auch bei den Richtlinien 
nicht an die Bestimmungen über die Ersatz- 
bewertung gehalten und z. B. ihre Ergebnisse 
stets auf den letzten Hauptfeststellungszeit- 
punkt, also den 1. Januar 1940, statt auf den 
letzten Feststellungszeitpunkt vor der Vertrei- 
bung, also den 1. Januar 1944 oder 1945, ab- 
gestellt. Dadurch sind in diesen Fällen die Ab- 
setzungen für Abnutzung für das bewegliche 
Anlagevermögen zu gering bewertet worden 
und zuweilen auch strukturelle Veränderun- 
gen unberücksichtigt geblieben, die in der Zeit 
vom 1. Januar 1940 bis zum letzten Feststel- 
lungszeitpunkt vor der Vertreibung eingetre- 
ten waren. Auch haben manche Vororte Teile 
des Anlagevermögens zu hoch bewertet oder 
ihren Berechnungen zu gering bemessene Ver- 
bindlichkeiten zugrunde gelegt. 

Auf Grund der Prüfungsmitteilungen des Bun- 
desrechnungshofes mußte von den Vororten 
eine große Zahl von Einzelgutachten zurück- 
gezogen werden. In anderen Fällen haben Vor- 
orte neue Bewertungsrichtlinien aufgestellt. 


Ausgleichsleistungen 

Hauptentschädigung 

145. Die Hauptentschädigung ist die bedeutendste 
Ausgleichsleistung. Sie soll die nach dem Fest- 
stellungsgesetz festgestellten Vermögensschä- 
den mit Ausnahme der Hausratverluste ab- 
gelten. Nach den Jahren des Anlaufens des 
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Lastenausgleidis, in denen die Eingliederung 
der Geschädigten in das Wirtschaftsleben als 
wichtigste Aufgabe angesehen wurde, ist die 
Erfüllung der Hauptentschädigung mehr und 
mehr in den Vordergrund getreten. Im Wirt- 
schafts- und Finanzplan des Ausgleichsfonds 
für das Rechnungsjahr 1962 sind dafür mehr 
als 1,2 Milliarden DM vorgesehen. 

Voraussetzung für die Erfüllung ist, daß der 
Anspruch auf Hauptentschädigung durch einen 
förmlichen Bescheid zuerkannt ist. Der Zuer- 
kennungsbescheid fußt auf dem Grundbetrag, 
dessen Höhe sich aus dem Schadensbetrag er- 
gibt, zu dem die festgestellten Schäden zusam- 
mengefaßt werden. Der Grundbetrag ist in be- 
stimmten Fällen zu erhöhen oder zu vermin- 
dern. Er ist z. B. zu kürzen, wenn der Geschä- 
digte am Währungsstichtag noch erhebliches 
Vermögen besessen hat. 

Die Hauptentschädigung ist in Höhe des 
Grundbetrages zuzüglich eines Zinszuschlages 
von 1 V. H. für jedes angefangene Vierteljahr 
seit 1. Januar 1953 zu erfüllen. Auf den An- 
spruch sind Aufbaudarlehen und Kriegsscha- 
denrente anzurechnen, und zwar die Entschä- 
digungsrente voll und die Unterhaltshilfe zu 
einem Teil. Außer diesen Maßnahmen kom- 
men als Erfüllung vor allem die Barzahlung 
und die Begründung von Spareinlagen in Be- 
tracht. 

Es liegt auf der Hand, daß bei dem mit kom- 
plizierten Berechnungen verbundenen Verfah- 
ren Fehler der verschiedensten Art nicht aus- 
bleiben konnten. Soweit es rechtlich möglich 
war, hat der Bundesrechnungshof ihre Richtig- 
stellung veranlaßt. Da die Bestimmungen bis 
in die neueste Zeit mehrfach geändert sind, 
müssen die Ausgleichsämter die alten Be- 
scheide laufend überarbeiten. Es ist anzuneh- 
men, daß dabei weitere Fehler im Laufe der 
Zeit von den Ausgleichsämtern selbst berei- 
nigt werden. 

Kriegsschadenrente 

146. Der Bundesrechnungshof hat sei seinen Prü- 
fungen öfter festgestellt, daß Kriegsschaden- 
rente, die in den Formen der Unterhaltshilfe 
und Entschädigungsrente gewährt wird, bewil- 
ligt worden ist, ohne daß die gesetzlichen Vor- 
aussetzungen dafür Vorgelegen haben. Kriegs- 
schadenrente erhält ein Geschädigter, der in 
vorgeschrittenem Lebensalter steht oder in- 
folge von Krankheit oder Gebrechen dauernd 
erwerbsunfähig ist und dem nach seinen Ein- 
kommens- und Vermögensverhältnissen die 
Bestreitung des Lebensunterhalts nicht mög- 
lich oder zumutbar ist. 

Die Empfänger von Unterhaltshilfe waren nicht 
immer Geschädigte oder hatten ihre Existenz- 
grundlage nicht durch die Schädigung, sondern 
beispielsweise durch die Auflösung der Wehr- 
macht und des Reichsarbeitsdienstes verloren. 
Oft auch durfte Unterhaltshilfe wegen des aus- 


reichenden Einkommens oder Vermögens des 
Antragstellers nicht gewährt werden oder die 
Bewilligung war unzulässig, weil die Hilfsbe- 
dürftigkeit nicht auf der Schädigung, sondern 
auf anderen besonderen Umständen, wie 
Krankheit oder Ehescheidung, beruhte. Auch 
sind Vorauszahlungen auf die Entschädigungs- 
rente geleistet worden, obwohl die Vorausset- 
zung dafür, daß nämlich der Berechtigte einen 
Vermögensschaden von mehr als 20 000 RM 
glaubhaft gemacht hat, nicht erfüllt war. 

147. Wegen Erwerbsunfähigkeit darf Kriegs- 
schadenrente nur gewährt werden, wenn der 
Geschädigte dauernd außerstande ist, durch 
eine Tätigkeit, die seinen Kräften und Fähig- 
keiten entspricht und ihm unter billiger Be- 
rücksichtigung seiner Ausbildung und seines 
bisherigen Berufs zugemutet werden kann, die 
Hälfte dessen zu erwerben, was körperlich 
und geistig gesunde Menschen derselben Art 
mit ähnlidier Ausbildung in derselben Ge- 
gend durch Arbeit zu verdienen pflegen. Die 
Ausgleichsämter haben dies nicht immer beach- 
tet. Sie haben vielfach die Kriegsschadenrente 
bewilligt, wenn nur der Amtsarzt eine dau- 
ernde Minderung der allgemeinen Erwerbs- 
fähigkeit von mehr als 50 v. H. bestätigt hatte 
oder der Antragsteller eine Invalidenrente be- 
zog. Eine Erwerbsunfähigkeit im Sinne des 
Gesetzes liegt aber nicht schon dann vor, wenn 
die Erwerbsminderung mehr als 50 v. H. be- 
trägt. Es kommt vielmehr auf die persönliche 
Leistungsfähigkeit des Geschädigten an. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hinge- 
wirkt, daß die Voraussetzungen künftig be- 
achtet werden. Er hat andererseits in Einzel- 
fällen, besonders zugunsten älterer Unterhalts- 
hilfeempfänger, veranlaßt, daß nachgeprüft 
wird, ob außer der Unterhaltshilfe noch Ent- 
schädigungsrente, die Entschädigungscharakter 
trägt und nach der Höhe des Verlustes bemes- 
sen wird, gezahlt werden kann. 

148. Die beantragte Entschädigungsrente wurde 
häufig noch nicht gezahlt, weil die Feststellung 
der Vermögensschäden noch nicht abgeschlos- 
sen war. Damit die meist in höherem Lebens- 
alter stehenden Antragsteller bald in den Ge- 
nuß ihrer Entschädigungsrente kamen, ist auf 
Anregung des Bundesrechnungshofes veran- 
laßt worden, daß die Fälle dem Sachgebiet 
Schadensfeststellung der Ausgleichsämter zur 
bevorzugten Feststellung der Vermögens scha- 
den mitgeteilt wurden. 

149. Die Träger der Sozialversicherung und andere 
Stellen sind verpflichtet, die Auszahlung von 
Rentenleistungen, die den Beziehern von Un- 
terhaltshilfe für zurückliegende Monate bewil- 
ligt werden, unmittelbar an den Ausgleichs- 
fonds zu bewirken. Der Anspruch auf Nach- 
zahlung geht insoweit auf den Ausgleichsfonds 
über. 
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Versicherungsträger haben häufig Nachzah- 
lungen an die Unterhaltshilfeempfänger gelei- 
stet, so daß diese für ihren Unterhalt doppelte 
Leistungen erhielten. Der Bundesrechnungshof 
hat in diesen Fällen verlangt, daß die Ver- 
sicherungsträger in Anspruch genommen wer- 
den, da sie sich durch die Zahlungen nicht von 
ihrer Leistungspflicht gegenüber dem Aus- 
gleichsfonds befreien können. Der Präsident 
des Bundesausgleichsamtes hat die Ausgleichs- 
behörden darauf hingewiesen, daß die Forde- 
rungen des Ausgleichsfonds notfalls durch 
Klage geltend zu machen sind. Solchen Klagen 
ist auch stattgegeben worden. 

150. Die Fürsorgeverbände fordern die vom Aus- 
gleichsfonds anteilig zu erstattenden Kosten 
der Krankenversorgung der Empfänger von 
Unterhaltshilfe bei den Ausgleichs ämtern an. 
Der Bundesrechnungshof hat oft beanstanden 
müssen, daß die Ausgleichs ämter die Anforde- 
rungen nicht ausreichend nachgeprüft haben. 
Das hat dazu geführt, daß Kosten auch für Per- 
sonen erstattet worden sind, die nicht Emp- 
fänger von Unterhaltshilfe waren, öfter war 
auch der den Fürsorgeverbänden von den Apo- 
theken gemäß der Deutschen Arzneitaxe bei 
Barzahlung gewährte Nachlaß von 7 v. H. des 
Rechnungsbetrages unberücksichtigt geblieben. 
Die Ausgleichsämter haben in vielen Fällen 
die zu Unrecht erstatteten Beträge von den 
Fürsorgeverbänden zurückgefordert. 

Hausratentschädigung 

151. Zur Abgeltung von Schäden, die in dem Ver- 
lust von Hausrat bestehen, wird Hausratent- 
schädigung gewährt. Sie darf nur bewilligt 
werden, wenn mehr als 50 v. H. des Hausrats 
verlorengegangen sind. Die Ausgleichsämter 
haben diese Voraussetzung nicht immer aus- 
reichend geprüft. Häufig haben sie auch eine 
zu hohe Entschädigung gezahlt, weil sie von 
unzutreffenden Einkünften der Geschädigten 
ausgegangen sind oder das frühere Vermögen 
zu hoch angenommen haben. 

Unverheirateten Geschädigten haben die Aus- 
gleichsämter oft den vollen Entschädigungs- 
betrag gewährt, obwohl nicht als erwiesen 
erachtet werden konnte, daß die Antragstel- 
ler einen Haushalt mit überwiegend eigener 
Einrichtung geführt hatten. Es ist nicht immer 
ausreichend untersucht worden, ob Antragstel- 
ler, die im Zeitpunkt der Schädigung noch 
Kinder waren und im Haushalt der Eltern leb- 
ten, tatsächlich Eigentümer von Möbeln für 
mindestens einen Wohnraum waren, damit 
ihnen eine eigene Entschädigung bewilligt 
werden konnte. 

Vereinzelt sind Geschädigten Zuschläge für 
Kinder gewährt worden, die am Stichtag, dem 
1. April 1952, nicht zum Haushalt des Geschä- 
digten gehörten und wirtschaftlich nicht von 
ihm abhängig waren. Auch sind mitunter frü- 


here Entschädigungszahlungen nicht angerech- 
net worden. 

Die Auszahlung der Hausratentschädigung ist 
nahezu abgeschlossen. 

Entschädigung nach dem Währungsausgleichs- 
gesetz und dem Altsparergesetz 

152. Nach dem Gesetz über einen Währungsaus- 
gleich für Sparguthaben Vertriebener (Wäh- 
rungsausgleichsgesetz) und nach dem Gesetz 
zur Milderung von Härten der Währungs- 
reform (Altsparergesetz) sind die Entschädi- 
gungsansprüche bis zu ihrer Freigabe mit 
4 V. H. zu verzinsen. Einige mit der Durchfüh- 
rung der Entschädigungsverfahren beauftragte 
Geldinstitute hatten aber für Zeiträume vor 
der Freigabe die Entschädigungsansprüche zu 
niedrig oder gar nicht verzinst. Es handelt sich 
um eine Vielzahl von Einzelfällen mit meist 
sehr kleinen Beträgen, die den Berechtigten 
hätten ausgezahlt werden müssen. Ihre Gesamt- 
summe beläuft sich jedoch bei einzelnen Insti- 
tuten auf mehr als 80 000 DM, im Bereich einer 
Großstadt allein auf über 1 Million DM. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes hat 
die Institute angewiesen, die nach dem Altspa- 
rergesetz zu entrichtenden Zinsen auszuzah- 
len, wenn der Sparer dies verlangt oder wenn 
es sich um einen größeren Betrag handelt. So- 
weit die Errechnung der Beträge nur mit einem 
unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand 
möglich ist, hat er, einer Anregung des Bun- 
desrechnungshofes entsprechend, veranlaßt, 
daß die Beträge pauschal berechnet und an 
den Ausgleichsfonds überwiesen werden. 
Nachträglich gestellte Zinsansprüche der Spa- 
rer werden alsdann vom Ausgleichsfonds be- 
friedigt. 

Eine ähnliche Regelung ist hinsichtlich der 
Verzinsung der Entschädigungsansprüche nach 
dem Währungsausgleichsgesetz getroffen wor- 
den. 

Eingliederungsdarlehen 

Allgemeines 

153. In den ersten Jahren des Lastenausgleichs war 
es vordringlich, die Geschädigten wieder in 
den Wirtschaftsprozeß einzugliedern. Zu die- 
sem Zweck sind aus dem Ausgleichsfonds Dar- 
lehen zu günstigen Bedingungen gegeben wor- 
den. Bis zum 31. Dezember 1961 sind rd. 8 Mil- 
liarden DM als Aufbaudarlehen für die ge- 
werbliche Wirtschaft und die freien Berufe, für 
die Landwirtschaft und für den Wohnungsbau 
sowie als Arbeitsplatzdarlehen gewährt wor- 
den. Mit der Verwaltung der Darlehen ist eine 
Vielzahl von Kreditinstituten (Hausbanken) 
beauftragt. Zur Versorgung dieser Institute mit 
den erforderlichen Mitteln war zunächst allein 
die Lastenausgleichsbank, die die Darlehen 
zentral zu verwalten und abzurechnen hatte, 
eingeschaltet. 
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Die Lastenausgleichsbank war mit Ausgleichs- 
mitteln in beträchtlicher Höhe, zeitweise mit 
75 Millionen DM, bevorratet worden. Der Bun- 
desrechnungshof hat dieses Verfahren bean- 
standet. Er hat vorgeschlagen, die Lastenaus- 
gleichsbank zu ermächtigen, sich täglich mit 
den notwendigen Mitteln vom Konto der Zen- 
tralkasse beim Bundesausgleichsamt bei der 
Deutschen Bundesbank selbst zu versorgen 
und die Bank im übrigen wie eine Amtskasse 
zu behandeln. Er hat weiterhin empfohlen, die 
Darlehen des landwirtschaftlichen Sektors von 
der Deutschen Landesientenbank und der 
Deutschen Siedlungsbank zentral verwalten zu 
lassen und diese beiden Institute hinsichtlich 
der Mittel des Ausgleichsfonds ebenfalls wie 
Amtskassen zu behandeln. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes hat 
dem Vorschlag des Biindesrechnungshofes ent- 
sprochen. Die Mittelbewirtschaftung ist da- 
durch wesentlich gestrafft worden. Die drei 
Banken legen seit längerer Zeit auch die Ein- 
zelrechnung über Einnahmen und Ausgaben 
des Ausgleichsfonds. 

Sammeldarlehen 

154. Bei Siedlungs- oder Bauvorhaben werden Auf- 
baudarlehen vorweg als Sammeldarlehen be- 
willigt und an den Siedlungs- oder Bauträger 
ausgezahlt, wenn die Person des Geschädigten 
noch nicht feststeht. Das Sammeldarlehen ist 
durch Einzeldarlehen der Geschädigten abzu- 
lösen, sobald die geförderte Stelle oder das ge- 
förderte Eigenheim in das Eigentum des ein- 
zelnen Geschädigten übergegangen oder die 
geförderte Wohnung von einem Geschädigten 
bezogen worden ist. 

Es konnte zweifelhaft sein, ob sich die Gewäh- 
rung von Aufbaudarlehen in der Form von 
Sammeldarlehen an Siedlungsträger und Bau- 
träger vertreten läßt, weil nach dem Lasten- 
ausgleichsgesetz die Aufbaudarlehen nur un- 
mittelbar an die einzelnen Geschädigten ge- 
währt werden können. Deshalb hat der Bun- 
desrechnungshof bei seinen Prüfungen auf die 
baldige Ablösung der Sammeldarlehen durch 
Einzeldarlehen der Geschädigten gedrängt. 

Bei der Prüfung der Sammeldarlehen mußte 
der Bundesrechnungshof vor allem folgendes 
beanstanden: 

155. a) Aus Mitteln des Bundesministers für Er- 

nährung, Landwirtschaft und Forsten und 
des Soforthilfefonds des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes sind in den Jahren 1951 bis 
1953 unverzinsliche Darlehen zur Errichtung 
von Vollbauernstellen und von landwirt- 
schaftlichen Nebeneiwerbsstellen gewährt 
worden. Die an Siedlungsgesellschaften ge- 
gebenen Globaldarlehen waren häufig noch 
im Jahre 1960 nicht durch Einzeldarlehen 
der Geschädigten voll abgelöst. In Höhe 
von etwa 400 000 DM waren sie nicht ein- 
mal unterverteilt. 


Der Bundesrechnungshof hat den Präsiden- 
ten des Bundesausgleichsamtes gebeten, die 
Ablösung der Globaldarlehen beschleunigt 
zu veranlassen. Er hat das zugesagt. 

156. b) Auch die Ablösung der Sammeldarlehen 

für den Wohnungsbau durch Einzeldarlehen 
hat sich nicht selten über mehrere Jahre 
erstreckt. So waren rd. 1500 Sammeldar- 
lehen, auf die in den Jahren 1954 bis 1956 
Abschlagsauszahlungen geleistet worden 
waren, Ende 1958 noch nicht abgelöst. Für 
andere Sammeldarlehen waren zwar die 
Einzelbewilligungen erteilt, die Darlehens- 
verträge mit den Geschädigten aber trotz 
der Bemühungen der beteiligten Stellen 
noch nicht abgeschlossen worden. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes 
hat auf Vorstellungen des Bundesrech- 
nungshofes nunmehr geeignete Maßnahmen 
zur Behebung dieser Mängel getroffen und 
sichergestellt, daß die Ablösung der Sam- 
meldarlehen beschleunigt wird. 

157. c) Die mit Hilfe von Sammeldarlehen geför- 

derten Wohnungen waren oft durch Nicht- 
geschädigte belegt. So hatte eine Gemein- 
nützige Wohnungsgesellschaft 125 von 539 
Wohnungseinheiten, die mit Hilfe von 
Sammeldarlehen aus dem Ausgleichsfonds 
in Höhe von zusammen rd. 1,2 Millionen 
DM gefördert waren, nicht antragsberech- 
tigten Geschädigten zur Verfügung gestellt. 
Das Prüfungsverfahren ist noch nicht abge- 
schlossen. 

158. d) In einem anderen Land war von den bis 

zum 31. Dezember 1956 gewährten Samtnel- 
darlehen in Höhe von rd. 3,6 Millionen DM 
ein Teil in Höhe von rd. 1,25 Millionen DM 
nicht durch Einzeldarlehen abgelöst, weil 
die geförderten Wohnungen mit Nichtge- 
schädigten belegt worden waren. Die Sam- 
meldarlehen sind im allgemeinen in den 
Jahren 1954 und 1955 gewährt worden. 
Unter den Bauherren befinden sich einige, 
die den gesamten Betrag des Darlehens, 
und andere, die einen wesentlichen Teil des 
Sammeldarlehens zugunsten von Nicht- 
geschädigten verwendet haben. Meist han- 
delt es sich um Wohnungsgesellschaften. 

Das Land hat dem Ausgleichsfonds zur Um- 
finanzierung des nicht abgelösten Teiles 
der Sammeldarlehen ein zinsloses Dar- 
lehen von 2 Millionen DM aus Landeshaus- 
haltsmitteln zur Verfügung gestellt, das in 
100 Halb Jahresraten von je 20 000 DM zu- 
rückzuzahlen ist. Da hiervon nur rd. 
1,25 Millionen DM benötigt wurden, ist dem 
Ausgleichsfonds der Restbetrag von rd. 
0,75 Millionen DM zinslos belassen worden. 
Der dem Land zugestandene Bewilligungs- 
rahmen an Aufbaudarlehen für den Woh- 
nungsbau ist gleichzeitig um 2 Millionen 
DM erhöht worden. In dieser Höhe sind aus 
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dem Ausgleichsfonds neue Aufbaudarlehen 
an Geschädigte in diesem Lande gewährt 
worden. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen diese 
Art der Umfinanzierung Bedenken erho- 
ben. Im Verhältnis zwischen dem Aus- 
gleichsfonds und den Bauherren sowie den 
geförderten Nichtgeschädigten hat sich durch 
die Umfinanzierung nichts geändert. Für die 
zugunsten von Nichtgeschädigten gewähr- 
ten Darlehensbeträge von rd. 1,25 Mil- 
lionen DM trägt also der Ausgleichsfonds 
weiterhin das Risiko von Ausfällen und 
verspäteten Rückzahlungen; er bleibt mit 
den nicht unerheblichen Verwaltungs- 
kosten belastet. Demgegenüber ist es ohne 
Gewicht, daß das Land dem Ausgleichsfonds 
ein zinsloses Darlehen von 2 Millionen DM 
gewährt hat, denn in Höhe dieses Betrages 
sind weitere Aufbaudarlehen an Geschä- 
digte in diesem Lande gewährt worden. 
Ohne die Kreditgewährung wäre der Aus- 
gleichsfonds zu dieser besonderen Förde- 
rung nicht verpflichtet gewesen. 

Im Ergebnis trägt mithin der Ausgleichs- 
fonds für einen Betrag von 1,25 Millionen 
DM weiterhin die Lasten der Förderung 
von Nichtgeschädigten. Eine solche Förde- 
rung läßt sich mit den Bestimmungen des 
Lastenausgleichsgesetzes nicht vereinbaren. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes 
vertritt die Auffassung, daß der Abschluß 
der Vereinbarung im Interesse des Aus- 
gleichsfonds gelegen habe, da die Vorteile 
der vergleichsweisen Regelung größer seien 
als die Nachteile. Nach seiner Meinung sei 
es auch nicht möglich gewesen, die zweck- 
entfremdeten Darlehen zu kündigen, da die 
Bauherren die Einweisung von Nichtge- 
schädigten in die mit Mitteln des Aus- 
gleichsfonds geförderten Wohnungen durch 
die Wohnungsbehörden nicht zu vertreten 
hätten. 

Der Bundesrechnungshof kann diese Be- 
gründung nicht anerkennen. Er ist der An- 
sicht, daß die zweckfremde Verwendung der 
Mittel des Ausgleichsfonds durch rechtzeiti- 
ges Einwirken auf die Bauherren und auf 
die Wohnungsbehörden hätte vermieden 
werden sollen, wie das später in den Durch- 
führungsbestimmungen des Präsidenten des 
Bundesausgleichsamtes auch vorgesehen 
worden ist. Den Belangen des Ausgleichs- 
fonds hätte es nach der Auffassung des 
Bundesrechnungshofes allein entsprochen, 
wenn das Land die zweckfremd verwende- 
ten Beträge dem Ausgleichsfonds erstattet 
und alle Rechte und Pflichten aus den Dar- 
lehensverhältnissen selbst übernommen 
hätte. 

159. e) Einzelne Siedlungsträger haben häufig bei 
üer Anforderung von Teilbeträgen aus 
Sammeldarlehen für die Landwirtschaft 


außer Betracht gelassen, daß auch andere 
Stellen an der Gesamtfinanzierung beteiligt 
sind. Sie haben höhere Beträge angefordert, 
als dem vom Ausgleichsfonds zu tragenden 
Anteil an der Gesamtfinanzierung ent- 
spricht. Sie haben sich auch höhere Beträge 
auszahlen lassen, als nach dem Stand ihrer 
Aufwendungen und ihrer Zahlungsver- 
pflichtungen für die Vorhaben angemessen 
gewesen wäre. Mitunter waren abge- 
rufene Beträge entgegen den Anordnungen 
des Präsidenten des Bundesgleichsamtes 
nicht dem bei dem Kreditinstitut einzurich- 
tenden Sperrkonto zugeführt worden. In 
einigen Fällen sind Beträge vorzeitig von 
diesem Konto auf das laufende Konto des 
Siedlungsträgers übertragen worden. 

Der Bundesrechnungshof hat den Präsiden- 
ten des Bundesausgleichsamtes gebeten, in 
diesen Fällen Zinsen zu fordern. Der Schrift- 
wechsel hierüber ist noch im Gange. 

160. f) Die Globaldarlehen und die Sammeldar- 

lehen für die Landwirtschaft sind nach Ab- 
lauf bestimmter Zeiträume durch die Siedler 
zu tilgen. Gerät der Siedlungsträger mit der 
Weiterleitung vonTilgung.sbeträgen in Ver- 
zug, hat er Verzugszinsen zu zahlen. Sied- 
lungsträger haben wiederholt die Tilgungs- 
beträge nicht zeitgerecht an das verwal- 
tende Kreditinstitut abgeführt. So hat eine 
Siedlungsgesellschaft die in der Zeit vom 
1. Oktober 1954 bis zum 1. Oktober 1957 
angefallenen Beträge erst Ende 1957 ent- 
richtet. 

Eine andere Gesellschaft hat vom 1. April 
1956 bis zum 1. Oktober 1958 auf gekom- 
mene Tilgungsleistungen erst Mitte Januar 
1959 abgeführt. Von einer Siedlungsgesell- 
schaft, die die Mittel in den Jahren 1951 
bis 1953 erhalten hatte, waren Tilgungs- 
beträge erstmals im März 1960 beim ver- 
waltenden Kreditinstitut eingegangen. Eine 
weitere Siedlungsgesellschaft hatte jahre- 
lang Tilgungsbeträge angesammelt. Sie be- 
trugen am 31. Dezember 1957 rd. 350 000 
DM. 

Die verwaltenden Kreditinstitute haben die 
rechtzeitige Abführung der Tilgungsbeträge 
durch die Siedlungsträger nicht ausreichend 
überwacht und von ihnen keine Verzugs- 
zinsen erhoben. 

Der Bundesrechnungshof hat den Präsiden- 
ten des Bundesausgleichsamtes gebeten, die 
Kreditinstitute zu veranlassen, Verzugs- 
zinsen zu fordern 

Die Angelegenheit ist noch nicht erledigt. 

Aufbaudarlehen für den Wohnungsbau 

161. Bei der Prüfung der Aufbaudarlehen für den 
Wohnungsbau hat der Bundesrechnungshof 
hauptsächlich beanstandet, daß Darlehen ge- 
währt worden sind, obwohl der Geschädigte 


82 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/854 


wieder ausreichend untergebracht war. Ver- 
einzelt hätte der Geschädigte den Bau sogar 
aus eigenen Mitteln finanzieren können. Der 
Bundesrechnungshof mußte auch rügen, daß 
Geschädigte unzulässigerweise die geförderte 
Wohnung vorweg mit einem Nichtgeschädig- 
ten getauscht hatten. Die Belegung der Woh- 
nungen mit Geschädigten haben die Aus- 
gleichsämter nicht immer ausreichend über- 
wacht. 

162. Einen breiteren Raum der Prüfungstätigkeit 
des Bundesrechnungshofes haben örtliche Er- 
hebungen darüber eingenommen, auf Grund 
welcher Tatbestände die Ausgleichsbehörden 
vom Kalenderjahr 1960 ab Aufbaudarlehen für 
den Wohnungsbau bewilligt haben. Die fort- 
schreitende Eingliederung der Geschädigten 
sollte vermuten lassen, daß der Bedarf an 
Aufbaudarlehen dieser Art zunehmend nach- 
läßt, wie das bei den gewerblichen und land- 
wirtschaftlichen Darlehen auch der Fall war. 
Diese Erwägung war mit maßgebend für die 
gesetzliche Regelung, daß der jährliche Höchst- 
betrag der Mittel für alle Aufbaudarlehens- 
arten vom Rechnungsjahr 1958 ab laufend zu 
ermäßigen ist und daß vom Rechnungsjahr 
1966 ab Mittel des Ausgleichsfonds für Auf- 
baudarlehen nicht mehr bereitzustellen sind. 
Die Zahl der Anträge auf Gewährung von 
Aufbaudarlehen für den Wohnungsbau, vor 
allem zum Bau einer Wohnung für den eige- 
nen Bedarf nach § 254 Abs. 3 LAG, ist aber 
nur unwesentlich zurückgegangen. 

Die große Masse der Anträge nach § 254 
Abs. 3 LAG, bis zu 90 v. H. und mehr, war 
darauf gestützt, daß die derzeitige Wohnung 
des Antragstellers unzureichend sei. Die Aus- 
gleichsbehörden haben insoweit lediglich ge- 
prüft, ob die bisherige Wohnung den Bestim- 
mungen des 11. Wohnungsbaugesetzes über 
die Förderung von Bauvorhaben entspricht. 
Blieb sie auch nur um ein Geringes hinter den 
dafür gestellten Anforderungen zurück, entfiel 
z. B. nicht auf jede Person ein genügend gro- 
ßer eigener Wohnraum oder fehlte es an einer 
Badeeinrichtung, so wurde der Antrag in der 
Regel insoweit als begründet angesehen. 

Bei einem Teil der Anträge war der Raum- 
mangel erst durch nachträgliche familiäre 
Veränderungen hervorgerufen. Die Ausgleichs- 
behörden haben hierzu keine näheren Ermitt- 
lungen angestellt, da nach den Durchführungs- 
bestimmungen des Präsidenten des Bundesaus- 
gleichsamtes in diesen Fällen ein Aufbaudar- 
lehen auch dann noch gewährt werden kann, 
wenn die Familie zu irgendeinem Zeitpunkt 
zuvor schon ausreichend untergebracht war. 

Die einen erhöhten Wohnraumbedarf auslö- 
sende Familienveränderung bestand häufig 
darin, daß die bisher in der elterlichen Woh- 
nung mit untergebrachten Kinder geheiratet 
haben. Nach den Durchführungsbestimmungen 
kann in diesen Fällen den Kindern ein Dar- 


lehen gewährt werden, wenn sie nach der 
Größe der durch die Schädigung verlorenen 
elterlichen Wohnung dort auch den neuen 
Wohnbedarf hätten decken können oder wenn 
sie nach ihren oder ihrer Eltern früheren 
Einkommens- oder Vermögensverhältnissen 
ohne die Schädigung offensichtlich imstande 
gewesen wären, sich mit eigenen Mitteln eine 
ausreichende Wohnmöglichkeit zur Deckung 
des neuen Wohnbedarfs zu verschaffen. Die 
Ausgleichsbehörden haben hier in der Regel 
weitherzig entschieden. Oft sind zum Aus- 
gleich für den Wohnraumverlust einer Familie 
mehrere Familienangehörige mit Wohnungs- 
baudarlehen gefördert worden. 

Außer den Familienveränderungen waren An- 
laß für die Gewährung von Aufbaudarlehen 
zuweilen auch andere nachträglich eingetre- 
tene Umstände, wie z. B. der Abbruch ganzer 
Wohngebiete in Braunkohlenbezirken, die 
Versetzung von Beamten oder ihre Pensio- 
nierung. 

Von besonderer Bedeutung war die Feststel- 
lung, daß der Anteil der Jugendlichen unter 
den Antragstellern beträchtlich ist und stän- 
dig ansteigt .Diese Jugendlichen haben keine 
eigene Wohnung verloren, da sie im Zeitpunkt 
der Schädigung nicht älter als 20 Jahre waren. 
Sie waren zu einem erheblichen Teil nach der 
Schädigung schon wieder bei ihren Eltern zu- 
mutbar untergebracht. Ihr Anteil lag ungefähr 
zwischen 35 und 45 v. H. In größeren Städten 
war er z. T. wesentlich höher. 

163. Der Bundesrechnungshof hat bezweifelt, ob 
diese Handhabung bei der Gewährung von 
Aufbaudarlehen aus dem Ausgleichsfonds mit 
den Bestimmungen des LAG vereinbar ist. Die 
gesetzliche Voraussetzung, die Wohnung 
müsse nach Größe und Ausstattung den Grund- 
sätzen des jeweils anzuwendenden Wohnungs- 
baugesetzes entsprechen, bezieht sich allein 
darauf, wie das zu fördernde Bauvorhaben 
beschaffen sein muß. Die zweite Vorausset- 
zung des § 254 Abs. 3 LAG i. V. mit § 298 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a LAG, daß sich der 
Geschädigte noch keine ausreichende Wohn- 
möglichkeit beschaffen konnte, kann dagegen 
nach Auffassung des Bundesrechnungshofes 
nicht auch nach dem 11. Wohnungsbaugesetz, 
sondern lediglich nach lastenausgleichsrecht- 
lichen Gesichtspunkten beurteilt werden. An- 
derenfalls würde mit Lastenausgleichsmitteln 
reine Wohnungsbauförderung im Sinne des 
§ 1 des II. Wohnungsbaugesetzes betrieben. 
Maßgebend muß daher die allen Aufbaudar- 
lehen gemeinsame Zweckbestimmung der Ein- 
gliederung sein. Schrifttum und Rechtspre- 
chung halten überwiegend die bisherige Woh- 
nung ebenfalls schon dann für ausreichend, 
wenn sie unter Berücksichtigung sozialer 
und gesundheitlicher Gesichtspunkte für den 
Antragsteller und seine Familie zumutbar 
ist. Nach der Rechtsprechung des Bundesver- 
waltungsgerichts sind die Voraussetzungen für 
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ein Aufbaudarlehen nicht mehr gegeben, wenn 
sich der Geschädigte nach der Schädigung eine 
angemessene Wohnung beschaffen konnte, 
mag sie auch seinem derzeitigen Bedarf nicht 
mehr genügen. Dies gilt grund.sätzlich auch für 
die Fälle, in denen nachträglich familiäre Ver- 
änderungen, z. B. durch Heirat, eingetreten 
sind. 

Bei den örtlichen Erhebungen haben Aus- 
gleichsbehörden wiederholt zum Ausdruck ge- 
bracht, daß die Berechtigung der jugendlichen 
Antragsteller zur Förderung mit Aufbaudarle- 
hen aus dem Ausgleichsfonds angezweifelt 
werde. Zwischen den Kindern von Geschädig- 
ten und Kindern von Nicht geschädigten be- 
stehe hinsichtlich der Notwendigkeit einer 
Förderung des Wohnungsbaus in der Regel 
kein Unterschied. 

164. Der Präsident des Bundesausgleichsamtes hat 
auf die Vorstellungen des Bundesrechnungs- 
hofes seine Durchführungsbestimmungen nur 
insoweit geändert, als für Wohnungen, die vor 
Inkrafttreten des II. Wohnungsbaugesetzes, 
also vor dem 1. Juli 1956, bezugsfertig gewor- 
den sind, hinsichtlich der Ausstattung die sei- 
nerzeitigen Vorschriften gelten sollen. Für die 
Beurteilung der Frage, ob die bisherige Woh- 
nung auch nach ihrer Größe ausreicht, ist 
jedoch ohne Einschränkung von den Maßstäben 
des 11. Wohnungsbaugesetzes auszugehen. Eine 
Wohnung kann trotz ihrer Förderung mit 
Lastenausgleichsmitteln als nicht ausreichend 
angesehen werden. Der Präsident des Bundes- 
ausgleichsamtes hat zugegeben, daß angesichts 
der noch bis vor kurzem verhältnismäßig reich- 
lich zur Verfügung stehenden Mittel das Ge- 
setz großzügig ausgelegt worden sei. Eine 
Änderung dieser seit nahezu 10 Jahren geüb- 
ten Praxis würde aber nach seiner Meinung 
zu einer Fülle verwaltungsgerichtlicher Ver- 
fahren führen; sie würde zudem an der Ver- 
sagung der erforderlichen Zustimmung des für 
den Wohnungsbau zuständigen Bundesmini- 
sters scheitern. Der zunehmenden Verknap- 
pung der Mittel will er daher nur im Rahmen 
der gesetzlich vorgesehenen Dringlichkeits- 
folge bei der Berücksichtigung der Anträge 
Rechnung tragen. Dementsprechend hat er auch 
die Durchführungsbestimmungen neu gefaßt. 
Diese Regelung befriedigt nach Auffassung des 
Bundesrechnungshofes noch nicht, weil die Ge- 
währung der Wohnungsbaudarlehen damit zu 
stark von Ermessenserwägungen abhängig ge- 
macht wird. Wenn auch in der Vergangenheit 
der Gedanke der Wohnungsbauförderung weit- 
gehend mitberücksichtigt werden konnte, er- 
scheint bei dem jetzigen Stand der Eingliede- 
rung eine stärkere Betonung der durch Sinn 
und Zweck des Lastenausgleichs gebotenen 
Grenzen angebracht. 

165. Die Hausbanken sollen den jeweils benötigten | 
Teil des bewilligten Aufbaudarlehens für den j 
Wohnungsbau bei der Lastenausgleichsbank | 


erst abrufen, wenn alle Bedingungen für eine 
sofortige Weitergabe an den Endempfänger 
erfüllt sind. Gleichwohl haben die Hausban- 
ken nicht selten Darlehensbeträge zurückzah- 
len müssen, weil der Antragsteller das Dar- 
lehen nicht oder nicht voll in Anspruch ge- 
nommen hatte. Da die Aufbaudarlehen für den 
Wohnungsbau nicht verzinst werden, haben 
die Hausbanken in diesen Fällen Zinsen auch 
dann nicht vergütet, wenn zwischen der Aus- 
zahlung an sie und dem Wiedereingang der 
Beträge bei der Lastenausgleichsbank, was oft 
der Fall gewesen ist, ein längerer Zeitraum 
gelegen hat. 

Bei Widerruf der Bewilligung von Aufbaudar- 
lehen für den Wohnungsbau haben Hausban- 
ken die vom Endempfänger zurückgezahlten 
Beträge auch oft ohne Zinsen an die Lasten- 
ausgleichsbank abgeführt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Auffassung 
vertreten, daß es sich mit den Grundsätzen 
einer wirtschaftlichen Verwaltung des Aus- 
gleichsfonds nicht vereinbaren läßt, wenn in 
diesen Fällen Zinsen nicht erhoben werden. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes hat 
sich der Auffassung des Bundesrechnungshofes 
angeschlossen. Er hat veranlaßt, daß von den 
Hausbanken künftig Verzugszinsen erhoben 
werden. Wenn in den Fällen des Widerrufs 
der Bewilligung der Endempfänger das Dar- 
lehen durch unrichtige Angaben erlangt oder 
wenn er es zweckentfremdet verwendet hat, 
so hat das Kreditinstitut jetzt Zinsen in Höhe 
von 8 V. H. jährlich rückwirkend vom Tage 
der Auszahlung oder für die Dauer der Zweck- 
entfremdung zu verlangen. 

166. Die Lastenausgleichsbank hatte auf Grund von 
Ermächtigungen des Präsidenten des Bundes- 
ausgleichsamtes in die Auszahlung und Ver- 
waltung der Aufbaudarlehen als Zwischenstel- 
len Zentralinstitute eingeschaltet. Diese In- 
stitute hatte sie mit Mitteln des Ausgleichs- 
fonds bevorratet. Am 31. März 1957 beliefen 
sich die Vorratsbeträge auf rd. 14,7 Millionen 
DM. Nachdem der Bundesrechnungshof diese 
Maßnahme wiederholt beanstandet hatte, ist 
die Bevorratung abgeschafft worden. 

Landwirtschaftliche Nebenerwerbss teilen 

167. Aufbaudarlehen für die Landwirtschaft können 
zur Errichtung, zum Erwerb und zur Festigung 
einer landwirtschaftlichen Nebenerwerbsstelle 
gewährt werden, wenn in Verbindung mit den 
Einkünften aus einem Hauptberuf oder aus 
gleichstehenden Einkommensquellen die Siche- 
rung der Existenzgrundlage des Geschädigten 
zu erwarten ist. Bei der Prüfung dieser Dar- 
lehensart durch den Bundesrechnungshof hat 
sich ergeben, daß allzu oft der Höchstbetrag, 
der in der Regel 10 000 DM beträgt, gewährt 
worden ist. Der Tilgungssatz ist nicht immer 
der tatsächlichen Leistungsfähigkeit des Ge- 
schädigten angepaßt worden. 
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168. Die einem Siedlungsträger gewährten Sammeh 
dariehen von 420 000 DM konnten nicht voll 
durch Einzeldarlehen abgelöst werden, weil 
es an Antragsberechtigten fehlte. Es wurden 
daraufhin Nichtgeschädigte in die Siedlerstel- 
len eingewiesen. In anderen Fällen waren nach 
der Förderung durch Aufbaudarlehen Vieh- 
ställe zu Wohnräumen ausgebaut und gewinn- 
bringend an Angehörige einer fremden Luft- 
waffe vermietet worden, ohne daß daraus Fol- 
gerungen für das Aufbaudarlehen gezogen 
worden sind. Der Bundesrechnungshof hat um 
Untersuchung dieser Fälle gebeten. Daraufhin 
hat das Land die wirtschaftliche Nutzung aller 
mit Aufbaudarlehen geförderten Nebener- 
werbsstellen überprüfen lassen. Zu einem Teil 
sind die Aufbaudarlehen gekündigt worden. 

169. Im allgemeinen sollen mit einem Aufbaudar- 
lehen für die Landwirtschaft nur Stellen ge- 
fördert werden, die mindestens 1250 qm land- 
wirtschaftlich nutzbare Eigenlandfläche und 
einschließlich der zugeteilten Pachtfläche eine 
Gesamtgröße von mindestens 2500 qm, davon 
mindestens 2300 qm Nutzland, aufweisen. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes hatte 
vor einiger Zeit für einen Stadtstaat ausnahms- 
weise zugelassen, daß mit Rücksicht auf die 
guten Bodenverhältnisse und Absatzmöglich- 
keiten neuerrichtete Siedlerstellen auch dann 
noch gefördert werden, wenn sie lediglich mit 
1000 qm Eigenland ausgestattet sind. Inzwi- 
schen sind in einem anderen Stadtstaat in An- 
lehnung an die für öffentlich geförderte Klein- 
siedlungen maßgebenden Bestimmungen Ne- 
benerwerbsstellen allgemein schon bei einer 
Größe von 800 qm, in besonderen Fällen be- 
reits von 600 qm an, gefördert worden. In ei- 
anderen Ländern bahnt sich eine ähn- 
liche Entwicklung an. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen die Förde- 
rung so kleiner Siedlerstellen durch Aufbau- 
darlehen für die Landwirtschaft Bedenken ge- 
äußert. Nach seiner Auffassung verbleibt dem 
Siedler nach Abzug von 200 bis 300 qm für 
Wohn- und Wirtschaftsgebäude, Vorgarten, 
Wege- und Hofraum nur eine so kleine land- 
wirtschaftliche Nutzfläche, daß er damit allen- 
falls die Selbstversorgung der Familie mit 
Obst und Gemüse teilweise sicherstellen, nicht 
aber einen die Lebenshaltung entscheidend 
beeinflussenden Ertrag erzielen kann. In sol- 
chen Fällen wird praktisch lediglich Woh- 
nungsbau betrieben. Der Bundesrechnungshof 
hat daher angeregt, es sollte für die Größe 
der mit Aufbaudarlehen für die Landwirt- 
schaft zu fördernden Nebenerwerbsstellen 
eine untere Grenze festgelegt werden. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes hat 
daraufhin angeordnet, daß kleinere Nebener- 
werbsstellen, sogenannte Kleinstellen, mit 
Aufbaudarlehen für die Landwirtschaft nur ge- 
fördert werden können, wenn dies nach den 
Förderungsbestimmungen des Landes zulässig 


ist, wenn sie auch mit Bundesmitteln für die 
ländliche Siedlung finanziert werden und wenn 
außerdem die Siedlungsbehörde und die Aus- 
gleichsbehörde der Auffassung sind, daß trotz 
der kleineren Nutzfläche in Verbindung mit 
Einkünften aus einem Hauptberuf oder aus 
einer Rente eine neue gesicherte Lebensgrund- 
lage geschaffen wird. Im übrigen hat der Prä- 
sident des Bundesausgleichsamtes darauf hin- 
gewiesen, daß frühere Versuche, eine untere 
Grenze für Nebenerwerbsstellen festzulegen, 
wegen der unterschiedlichen Agrarstruktur der 
Länder keinen Erfolg gehabt hätten. 

170. In einem Einzelfall ist einer Baugesellschaft 
ein Sammeldarlehen von 292 500 DM zur Er- 
richtung von 25 landwirtschaftlichen Neben- 
erwerbsstellen bewilligt und in Höhe von 
263 250 DM überwiesen worden, obwohl die 
Gesamtfinanzierung nicht sichergestellt war. 
Rund 98 000 DM davon sind für einen Grund- 
stückskauf verwendet, weitere 100 000 DM 
sind dem Siedlungsträger zur freien Verfü- 
gung für Grundstücks- und Planungskosten 
überlassen worden. 

Der Bundesrechnungshof hält es für unzuläs- 
sig, daß Mittel des Ausgleichsfonds bewilligt 
und ausgezahlt werden, bevor die Gesamt- 
finanzierung des Bauvorhabens sichergestellt 
ist. Unzulässig erscheint es auch, Darlehens- 
beträge auszuzahlen, die noch nicht benötigt 
werden. 

Die Angelegenheit wird noch erörtert. 

Wohnraumhilfe 

171. Die Mittel für die Wohnraumhilfe werden den 
Ländern darlehensweise zur Verfügung ge- 
stellt. Mit ihnen sollen die Länder die Wohn- 
raumbeschaffung für Geschädigte verstärkt för- 
dern. Der Bundesrechnungshof und die Lan- 
desrechnungshöfe haben bei ihren früheren 
Prüfungen wiederholt festgestellt, daß hohe 
Beträge, in einem Lande 30 Millionen DM, nicht 
innerhalb einer angemessenen Frist ihrem 
Verwendungszweck zugeführt worden sind. 
Auf Veranlassung der Rechnungshöfe haben 
die Länder für die zu früh oder zu hoch abge- 
rufenen Beträge Zinsen an den Ausgleichs- 
fonds entrichtet. 

Auf Anregung des Bundesrechnungshofes ist 
die Geldversorgung seit einiger Zeit so gere- 
gelt, daß die Länder die erforderlichen Be- 
triebsmittel im Wege des Buntscheckverfahrens 
abrufen. Beträge, die nicht innerhalb von 
15 Tagen an den Bauherrn weitergeleitet wer- 
den, sind zu verzinsen. 

Dieses Verfahren hat sich bewährt. 

172. Die Ausgleichsämter und vor allem die Woh- 
nungsbehörden haben häufig nicht überwacht, 
ob die mit Wohnraumhilfemitteln geförderten 
Wohnungen tatsächlich mit Geschädigten be- 
legt worden und belegt geblieben sind. 
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Bei der Vergabe der geförderten Mietwohnun- 
gen sind sehr häufig die Ausgleichsämter be- 
stimmungswidrig nicht beteiligt worden. Die 
mit der Vergabe der Wohnungen befaßten Stel- 
len — in der Regel die Wohnungsbehörden — 
gingen davon aus, daß die Geschädigten ohne- 
hin einen hohen Anteil an der Zahl der Woh- 
nungsuchenden haben und schon deshalb an- 
gemessen berücksichtigt würden, so daß ihre 
Einordnung in eine besondere Berechtigten- 
gruppe nicht erforderlich sei. 

Der Bundesrechnungshof hat eine so allgemein 
gehaltene Begründung nicht als ausreichenden 
Nachweis dafür gehalten, daß die Mittel des 
Ausgleichsfonds bestimmungsgemäß verwen- 
det worden sind. Die Bestimmungen des LAG 
regeln eingehend die Voraussetzungen, unter 
denen Vertriebene, Kriegssachgeschädigte und 
sonstige Berechtigte durch die Wohnraumhilfe 
gefördert werden können. Es handelt sich da- 
bei um eine zusätzliche Förderung bestimmter 
Geschädigter. Der Bundesrechnungshof hat des- 
halb eine verstärkte Kontrolle darüber gefor- 
dert, ob die Mittel den Geschädigten auch tat- 
sächlich voll zugute kommen. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes und 
die Landesausgleichsämter weisen immer wie- 
der auf die Notwendigkeit hin, die Bestimmun- 
gen zu beachten. Trotzdem sind weiterhin Ver- 
stöße festzustellen. 

Ausbildungshilfe 

173. Die Ausbildungshilfe ist für die Berufsausbil- 
dung und die Umschulung — vor allem 
Jugendlicher — vorgesehen. Sie kann bewil- 
ligt werden, wenn die Jugendlichen oder ihre 
Eltern ohne die Schädigung in der Lage ge- 
wesen wären, die Kosten der Ausbildung 
selbst zu tragen. 

Als die Aufwendungen für die Ausbildungs- 
hilfe sich laufend erhöhten, während die fort- 
schreitende Eingliederung der Geschädigten 
hätte erwarten lassen sollen, daß sich die Aus- 
gaben allmählich verringerten, ist der Bundes- 
rechnungshof den Ursachen für das Ansteigen 
der Aufwendungen nachgegangen. Ich nehme 
dazu Bezug auf meine Ausführungen in der 
Denkschrift zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1954 (vgl. Drucksache 84 
der 3. Wahlperiode, S. 86 Nr. 81 ff.). Auch spä- 
ter hat der Bundesrechnungshof immer wieder 
festgestellt, daß die Ausgleichsämter in einer 
großen Zahl von Fällen die Frage, ob die Be- 
dürftigkeit noch auf der Schädigung beruht, 
nicht mit der erforderlichen Sorgfalt geprüft 
haben. Einige Ausgleichsämter haben z. B. 
ohne weitere Ermittlungen Ausbildungshilfe 
bewilligt, wenn lediglich ein Hausratschaden 
oder ein geringfügiger sonstiger Schaden ent- 
standen war, der zudem ein Jahrzehnt und län- 
ger zurücklag. 

Bei einem Ausgleichsamt traf dies für rd. 
50 V. H. und bei einem anderen Ausgleichsamt 
für nahezu 30 v. H. aller Fälle zu. 


Auf Anregung des Bundesrechnungshofes hat 
der Präsident des Bundesausgleichsamtes die 
Bestimmungen über die Ausbildungshilfe ge- 
ändert und ergänzt sowie die Ausgleichsämter 
wiederholt auf die Notwendigkeit hingewie- 
sen, daß der ursächliche Zusammenhang zwi- 
schen Schädigung und Bedürftigkeit besonders 
sorgfältig zu prüfen ist. 

174. In manchem Fall hat ein Geschädigter für die 
Ausbildung seiner Kinder insgesamt Beträge 
erhalten, die er, wäre er nicht geschädigt wor- 
den, für die Ausbildung aller Wahrscheinlich- 
keit nach nicht hätte aufwenden können. 

Vielfach haben die Ausgleichsämter grundsätz- 
lich nicht untersucht, ob nach den Gesamtum- 
ständen des Falles die Durchführung der Aus- 
bildung mit einem niedrigeren Betrag als dem 
errechneten als gesichert angesehen werden 
kann. Häufig ist Schülern im volks schulpflich- 
tigen Alter Taschengeld bewilligt worden, ob- 
gleich das Taschengeld zum Lebensunterhalt 
des Schülers gehört, den in der Regel die Eltern 
aus eigenen Mitteln zu bestreiten haben. 

175. Ein Ausgleichsamt hat einem Vertriebenen für 
die Ausbildung seiner Tochter nacheinander 
Ausbildungshilfe zum zweijährigen Besuch 
einer Höheren Handelsschule, zum einjährigen 
Besuch einer Frauenfachschule und zum zwei- 
jährigen Besuch eines Kindergärtnerinnen- 
Seminars in einer Gesamthöhe von mehr als 
7000 DM gewährt. 

Der Bundesrechnungshof hat gegen eine so 
weitgehende Förderung Bedenken erhoben. Er 
hat die Auffassung vertreten, daß die Berufs- 
ausbildung nach dem Besuch der Höheren Han- 
delsschule als abgeschlossen anzusehen war. 

Dasselbe Ausgleichsamt hat in mehreren Fäl- 
len eine einmalige Ausbildungshilfe im Betrag 
zwischen 100 DM und 200 DM zur Beschaffung 
von Bekleidung und Bettwäsche bei der Schul- 
entlassung und zum Eintritt in das Berufsleben 
gewährt. 

Der Bundesrechnungshof hat die Gewährung 
von Ausbildungshilfe für diesen Zweck bean- 
standet, weil Ausbildungshilfe nur zur Dek- 
kung des notwendigen Ausbildungsbedarfs 
und der Kosten der Lebenshaltung gewährt 
werden soll. Der Präsident des Bundesaus- 
gleichsamtes hat der Auffassung des Bundes- 
rechnungshofes zugestimmt und die Gewäh- 
rung der Ausbildungshilfe in den beanstande- 
ten Fällen für unzulässig erklärt. 

Heimförderung 

176. Ich habe bereits in meiner Denkschrift für das 
Rechnungsjahr 1951 (Drucksache 1140 der 
2. Wahlperiode, S. 129 Nr. 403) hervorgeho- 
ben, daß Heimträger, denen Darlehen zum 
Auf- und Ausbau von Gemeinschaftseinrich- 
tungen gewährt worden waren, ihrer Ver- 
pflichtung, eine bestimmte Zahl von Geschä- 
digten aufzunehmen, nicht nachgekommen 
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sind und daß die Soforthilfebehörden und spä- 
ter dit' Ausgleichsbehörden vielfach die Erfül- i 
hing dieser Vcupflichtung nicht überwacht hat- 
ten. D(M' Bundesrechnungshof hat bis in die 
jüngste Zeit immer wieder die gleiche Feststei- i 
lang treffen müssen. Maufig waren auch die | 
Meimtrager nicht mehr in der Lage, die Plätze ! 
mit Geschädigten zu besetzen, weil nicht so 
viele Geschädigte vorhanden waren. 

Die Ausgleichsämter haben in diesen Fällen 
oft nicht veranlaßt, daß die Auflage geändert 
wurde, oder sie haben nicht darauf bestanden, 
daß die gewährten Darlehen ganz oder teil- 
weise vorzeitig zurückgezahlt wurden. 1 


Gewährung von Liquiditatskrediten | 

i 

i 

177. Zur wirtschaftlichen und sozialen Förderung | 
von Geschädigten kann der Ausgleichsfonds j 
Bürgschaften übernehmen und mit Zustimmung : 
der Bundesregicu'ung Liqiüditätskredite ge- ' 
währen (§ 303 Abs. 1 des Lastenausgleichsge- 
setzes). Die Kredite werden in der Weise 
gegeben, daß der Ausgleichsfonds über die 
Lastenausgleichsbank Geldanstalten Liquidi- 
lätsmittel zur Verfügung stellt, damit diese 
aus eigenen Mitteln zinsgünstige Kredite an ^ 
Geschädigte geben. Im Jahre 1961 standen der 
Lastenausgleichsbank Liquiditätsmittel in 
Hcihe v^oii rd. 83 Millionen DM zum revolvie- 
renden Einsatz zur Verfügung. Die Art und 
Weise der Hingabe der Liquiditätsmittol und 
der Kreditgewährung haben dem Bundesrech- 
nungshof mehrfach Anlaß zu Bedenken gege- 
ben. 

178. Bis zum Inkrattlreten des 11. Anderungsgeset- i 

zes zum LAG konnte nach dem Wortlaut des : 
Gesetzes der Ausgleichsfonds Liquiditätskre- 
dite nur in Verbindung mit Bürgschaften ge- 
währen. Der Präsident des Bundesausgleichs- 
amtes und die Lastenausgleichsbank ließen die 
Gewährung von Liquiditätskrediten jedoch 
auch ohne Bürgschaft zu. Der Bundesrech- 
nungshof war der Meinung, daß der Gesetzes- 
wortlaut dem entgegenstand. Auch befürch- 
tete er, daß bei einer Kreditgewährung ohne 
gleichzeitige Bürgschaft solche Unternehmen, 
die bereits ausreichend bankmäßige Sicherhei- 
ten zu stellen in der Lage sind, gegenüber 
Geschädigten, die noch nicht über ein ausrei- 
chendes Vermögen verfügen, bevorzugt wer- 
den könnten. Durch das 11, Anderungsgesetz 
wurde in § 303 Abs. 1 des LAG die Verbin- 
dung zwischen Liquiditätskredit und Bürg- 
schaft rückwirkend aufgehoben; es wurden 
somit Liquiditätskredite auch ohne gleichzei- 
tige Bürgschaft zugelassen. ! 

179. Die Liquiditätskredite sind nicht immer, wie 
es nach der Auffassung des Bundesrechnungs- ! 
hofes dem in § 303 Abs. 1 des LAG verwen- | 
deten Begriff eines Liquiditätskredites und 
den früheren Verlautbarungen der maßgeben- j 


chm Stehlen emtspreahen wiirdc', kurzfristig 
und nur zur Veu Wendung lüi Betriebsmiltcd- 
zwecke gegeben worden. Sie haben vielmehr 
ni einer ganzen Reihe von Fälkm dazu gedient, 
bauliche und andere Investitionen zu finanzie- 
ren, alte Bankkredite oder längerfristige 
Exportfinanzierungskredite umzuschulden, Hy- 
pothekenschulden abzulösen oder einen Kom- 
plementär auszuzahlen. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes und 
die Lastenausgleichsbank halten das für zuläs- 
sig. Unter Liquiditätskrediten im Sinne des 
§ 303 Abs. 1 des LAG verstehen sie jede Art 
von Krediten, die ohne einengende Zweckbin- 
dung zinsgünstig und längerfristig gewährt 
werden. Die Kreditinstitute sollen mit Hilfe 
der Liquiditätsmittel Aufgaben erfüllen, die 
ihnen aus eigenen Mitteln zu gleichen Kondi- 
tionen nicht zugemutet werden könnten. Die 
im Gesetz gebrauchte Formulierung „Liquidi- 
tätskredite" bezieht sidi nach Ansicht des Prä- 
sidenten des Bimdesausgleichsamtes lediglich 
auf das Verhältnis des Ausgleichsfonds zur 
Lastenausgleichsbank und zu den Plausbanken, 
nicht aber auf die Lage beim geschädigten Kre- 
ditnehmer selbst. 

Der Bundesrechnungshof sieht in dieser Aus- 
legung eine Überschreitung der gesetzlichen 
Ermächtigung. Die Hingabe von Liquiditäts- 
mitteln an die Kreditinstitute kann im Rahmen 
des Lastenausgleichs nie Selbstzweck, sondern 
immer nur Mittel zum Zweck sein. In erster 
Linie verfolgt die Bestimmung, wie auch schon 
§ 302 des LAG, das Ziel, die Geschädigten 
wirtschaftlich und sozial zu fördern. Darin, 
daß dies nach § 303 durch die Übernahme von 
Bürgschaften und die Gewährung von Liqui- 
ditätskrediten geschieht, liegt die erforderliche 
Begrenzung. Die Illiquidität, die durch die Kre- 
dite des Ausgleichsfonds zu beheben ist, muß 
daher bei den Geschädigten, nicht aber bei 
den Kreditinstituten vorhanden sein. Im übri- 
gen ist der Bundesrechnungshof der Ansicht, 
daß ein Liquiditätskredit seiner Natur und 
seiner Zweckbestimmung nach kurzfristig ist. 
Als solcher kann nur ein Kredit angesehen 
werden, der der Versorgung des Kreditneh- 
mers mit den für den Betrieb notwendigen 
flüssigen Mitteln zur Herstellung oder Erhal- 
tung der erforderlichen Liquidität dienen soll. 
Dem entspricht es nicht, wenn die Kredite von 
vornherein auf längere Zeit gewährt und der 
Zweckbestimmung nach unbegrenzt und in 
großer Höhe zugelassen werden. Kredite die- 
ser Art erfüllen praktisch denselben Zweck 
wie die gewerblichen und landwirtschaftlichen 
Aufbaudarlehen, nur sind sie nicht an die Per- 
son des Geschädigten und an die für Aufbau- 
darlehen bestimmten gesetzlichen Vorausset- 
zungen sowie an den für diese vorgesehenen 
Höchstbetrag gebunden. Auch aus diesem 
Grunde hat der Bundesrechnungshof gegen die 
uneingeschränkte Gewährung von Liquiditäts- 
krediten Bedenken. 
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Mag auch der Wortlaut des § 303 Abs. 1 des 
LAG nicht ganz eindeutig sein, weil die Er- 
mächtigung zur Förderung der Geschädigten 
sehr allgemein gefaßt ist, so geht doch nach 
Ansicht des Bundesrechnungshofes aus der 
Verwendung des Begriffs „Liquiditätskredit" 
und aus den Ausschußberatungen im Bundestag 
hervor, daß die Kreditnehmer zusätzlich zu 
den sonstigen Leistungen im Lastenausgleich 
lediglich in ihrer Liquidität gefördert werden 
sollen. Die Kabinettsvorlagen zu den Zustim- 
mungserklärungen der Bundesregierung gehen 
ebenfalls davon aus, daß die Liquiditätskredi- 
te des Ausgleidisfonds zur Gewährung von 
Betriebsmittelkrediten an die Geschädigten 
verwendet werden. 

Mit dem Präsidenten des Bundesausgleichs- 
amtes ist über die Auslegung des § 303 
Abs. 1 des LAG keine Übereinstimmung erzielt 
worden. 

180. Die Überlassung von Liquiditätsmitteln zur 
Refinanzierung nichtverbürgter Liquiditäts- 
kredite setzt nach der Regelung des Präsiden- 
ten des Bundesausgleichsamtes voraus, daß 
das zuständige Ausgleichsamt die Geschädig- 
teneigenschaft des Kreditnehmers bescheinigt 
hat. Die Lastenausgleichsbank prüft die För- 
derungswürdigkeit des Kreditnehmers an 
Hand der letzten Bilanz nebst Gewinn- und 
Verlustrechnung. 

Der Bundesrechnungshof sieht die Prüfung 
lediglich nach diesen Unterlagen nicht als aus- 
reichend an. So geht aus ihnen nicht hervor, 
welcher Art und wie groß der erlittene Scha- 
den war. Der Präsident des Bundesausgleichs- 
amtes beruft sich für seine Regelung auf den 
Gesetzeswortlaut, der für die Gewährung eines 
Liquiditätskredites weder den Verlust der 
früheren oder die Gefährdung einer bereits 
wiedergeschaffenen Lebensgrundlage noch die 
Angemessenheit des Kredites im Verhältnis 
zum erlittenen Schaden voraussetze. Von Be- 
deutung soll nur die Geschädigteneigenschaft 
sein. Auf Art und Umfang des Schadens soll 
es danach grundsätzlich nicht ankommen. 

Nach der Auffassung des Bundesrechnungs- 
hofes läßt sich mit dem Sinn und Zweck der 
durch § 303 Abs. 1 des LAG erstrebten wirt- 
schaftlichen und sozialen Förderung von Ge- 
schädigten nicht vereinbaren, Liquiditätsmittel 
des Ausgleichsfonds in Fällen einzusetzen, in 
denen der Kreditbedarf in keinem ursächlichen 
Zusammenhang und in keinem vertretbaren 
Verhältnis zu dem erlittenen Schaden steht. 

Der Präsident des Bundesausgleichsamtes will 
den Bedenken des Bundesrechnungshofes 
durch eine Änderung der mit der Lastenaus- 
gleichsbank getroffenen Vereinbarungen Rech- 
nung tragen. 

181. Kreditnehmer, die aus Mitteln des Ausgleichs- 
fonds refinanzierte Kredite ohne Bürgschaft des 
Ausgleichsfonds oder sonstiger öffentlicher 


Stellen in Anspruch nahmen, hatten VU ^/o 
weniger Zinsen zu zahlen als die in der Regel 
wirtschaftlich schwächeren Kreditnehmer, die 
zur Erlangung eines solchen Kredits eine Bürg- 
schaft des Ausgleichsfonds oder des ERP- 
Sondervermögens und des Landes bedurften. 

Mit dem sozialen Förderungscharakter der 
Maßnahme ließ sich das nach der Ansicht des 
Bundesrechnungshofes nicht vereinbaren. Für 
die seit dem 1. Januar 1961 gewährten ver- 
bürgten Kredite ist daraufhin der Unterschied 
der Endzinssätze dadurch verringert worden, 
daß die Kreditinstitute und die Lastenaus- 
gleichsbank auf je Vv ^/o ihrer Marge verzichtet 
haben. Der noch bestehende Unterschied von 
‘Vi ®/o entspricht der Höhe der für die Bürg- 
schaftsübernahme anfallenden Avalprovision. 

182. Die der Lastenausgleichsbank zur Verfügung 
gestellten Liquiditätsmittel waren in den ver- 
gangenen Jahren nicht in vollem Umfang 
ihrem Zweck, Liquiditätskredite zu refinan- 
zieren, zugeführt worden. Der Bundesrech- 
nungshof hatte schon im Jahre 1954 beanstan- 
det, daß Liquiditätsmittel in Höhe von rd. 
46,7 Millionen DM nicht zweckentsprechend 
verwendet waren. Ein Teil der Mittel war 
überhaupt noch nicht für Zwecke der Refinan- 
zierung eingesetzt. Im übrigen handelte es sich 
um Rückflüsse, die noch nicht von neuem hin- 
ausgegeben waren. Die Beträge sind nach eini- 
ger Zeit ihrem Verwendungszweck zugeführt 
worden. 

Die von der Lastenausgleichsbank nicht zweck- 
entsprechend eingesetzten Mittel wuchsen so- 
dann wiederum in der Zeit von Januar 1955 
bis Ende August 1959 von rd. 5,27 Millionen 
DM auf rd. 19,77 Millionen DM an. Die An- 
sammlung in diesem hohen Umfang war dar- 
auf zurückzuführen, daß die Rückflüsse aus 
Liquiditätskrediten die Neuauszahlungen we- 
sentlich überstiegen. Die Lastenausgleichsbank 
hat diese Beträge im Eigengeschäft verwendet 
und dafür Zinsen an den Ausgleichsfonds ab- 
geführt. 

Der Bundesrechnungshof hat daraufhin eine 
Änderung der Vereinbarungen des Ausgleichs- 
fonds mit der Lastenausgleichsbank für not- 
wendig erklärt und die Auffassung vertreten, 
daß die nicht benötigten Liquiditätsmittel um- 
gehend dem Ausgleichsfonds zurückzugeben 
sind. Im Mai 1960 ist dann vereinbart worden, 
daß Rückflüsse, die nicht sofort wieder für 
Auszahlungen verwendet werden, unverzüg- 
lich an den Ausgleichsfonds abgeliefert wer- 
den. Die Lastenausgleichsbank hat noch im 
Mai 1960 die in diesem Zeitpunkt nicht ein- 
gesetzten Mittel in Höhe von rd. 10,8 Millionen 
DM an den Ausgleichsfonds überwiesen. 

Durchführung des Lastenausgleichs 

183. Die Vorschriften des LAG über die Ausgleichs- 
leistungen und die Bestimmungen der anderen 
Gesetze, die der Durchführung des Lastenaus- 
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gleichs dienen, werden teils vom Bund, teils 
im Aufträge des Bundes von den Ländern 
durchgeführt. Die Aufgaben, die sonst bei einer ; 
Auftragsverwaltung der Bundesregierung und i 
den zuständigen obersten Bundesbehörden zu- : 
stehen, werden auf Grund einer besonderen 
Ermächtigung durch das Grundgesetz von dem 
Präsidenten des Bundcsausgleichsamtes wahr- 
genommen. Dieser hat in Zusammenarbeit mit 
den Ländern, mit denen er in einem steten 
Gedankenaustausch steht, erfolgreich darauf 
hingewirkt, daß der Lastenausgleich gesetz- 
mäßig und einheitlich durchgeführt wird. Der 
Bundesrechnungshof hat ihn dabei von Anfang 
an unterstützt. 

Die Länder haben die Durchführung des Lasten- 
ausgleichs im wesentlichen den Stadt- und 
Landkreisen übertragen. 

184. Auf die Durchführung des Lastenausgleichs 
konnte naturgemäß der Umstand, daß die Mit- 
tel des Ausgleichsfonds nicht von Biindesbe- 
hörden, sondern von Ausgleichsbehörden der 
Länder und der kommunalen Gebietskörper- 
schaften verwaltet werden, nicht ohne Einfluß 
sein. Das bestätigen auch die Prüfungsergeb- 
nisse des Bundesrechnungshofes. So sind 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften von ein- 
zelnen Ausgleichsbehörden zu extensiv ausge- 
legt worden. Das hat zu einer ungleichmäßigen 
Behandlung der Geschädigten geführt. 

1 

185. Die Eigenständigkeit der Gebietskörperschaf- , 
ten hatte auch zur Folge, daß die Ausgleichs- 
behörden, besonders die der Stadt- und Land- 
kreise, zum Teil isehr unterschiedlich besetzt 
waren. 

Die Ausgleichsämter bei den Landkreisen wa- 
ren nicht selten quantitativ und qualitativ sehr 
schwach mit Personal ausgestattet. Einige Aus- 
gleichsbehörden hatten zu reichlich Personal. 
Bisweilen war in Verkennung der Schwierig- 
keiten der Materie das verantwortliche Perso- 
nal zu niedrig eingestuft. Infolge der geringen 
Anzahl von Schreibkräften waren die Sachbe- 
arbeiter öfter gezwungen, ihre Ausarbeitun- 
gen selbst in Maschinenschrift zu übertragen. 
Das alles hat sich auf die sachgerechte und 
rechtzeitige Bearbeitung der Ausgleichsleistun- 
gen in diesen Kreisen nachteilig ausgewirkt. 

Auch die Organisation der Ausgleichsbehörden 
war nicht immer zweckmäßig. Mehrfach waren 
Einrichtungen geschaffen worden, die in ande- 
ren Verwaltungszweigen sich als nützlich er- 
wiesen hatten, für die Durchführung des 
Lastenausgleichs aber ungeeignet und hinder- 
lich waren und unnötigen Verwaltungsauf- 
wand verursachten. Vorschläge, die der Bun- 
desrechnungshof gemeinsam mit den Landes- 
rechnungshöfen bei Organisationsprüfungen 
gemacht hat, sind im wesentlichen verwirklicht 
worden. ; 

186. Besonders schwierig war es, die Ausgleichs- | 
leistungen ausreichend vorprüfen zu lassen. I 


Die Vorprüfung hat den Zweck, die Prüfung 
durch den Bundesrechnungshof vorzubereiten 
und eine möglichst lückenlose Überwachung 
der Haushaltsführung der Ausgleichsbehörden 
zu gewährleisten. Wenn sie ihren Zweck erfül- 
len soll, erfordert sie besonders qualifizierte 
Kräfte mit eingehender Kenntnis des Lasten- 
ausgleichsrechts und großer Verwaltungserfah- 
rung. An derartig hochwertigem Personal be- 
steht aber in fast allen Ländern Mangel. 

Die Vorprüfung ist nicht einheitlich geregelt. 
Meist wird die Rechnung von der Behörde vor- 
geprüft, bei der die Ausgleichsbehörde einge- 
richtet ist. In einigen Ländern wird die Vor- 
prüfung aber auch ganz oder teilweise von 
einer der Ausgleichsbehörde übergeordneten 
Stelle durchgeführt. Der Bundesrechnungshof 
hat die überörtliche Vorprüfung im Prinzip für 
zweckmäßiger gehalten, weil die Prüfer unab- 
hängiger sind, über größere Erfahrungen ver- 
fügen und eine gleichmäßige Anwendung der 
Vorschriften in einem größeren Bereich herbei- 
führen können. Die überörtliche Vorprüfung 
erspart auch Kosten. 

Der Bundesrechnungshof hat in den einzelnen 
Jahren den Umfang der Vorprüfung mit Rück- 
sicht auf die Anlaufschwierigkeiten und den 
Personalmangel erheblich eingeschränkt. Trotz- 
dem sind die Rechnungen einiger Ausgleichs- 
behörden sehr mangelhaft oder gar nicht vor- 
geprüft worden. Das galt vor allem für die 
sachliche Vorprüfung der Darlehensbewilligun- 
gen und der Schadensfeststelliing. Der Bundes- 
rechnungshof hat im Laufe der Jahre mit Er- 
folg auf eine Verbesserung der Vorprüfung 
hingewirkt. 

187. Als ein empfindlicher Mangel hatte sich der 
Umstand erwiesen, daß die Frage einer Haf- 
tung der Länder und der Stadt- und Landkreise 
für die fehlerhafte Verwendung von Bundes- 
mitteln, hier also von Lastenausgleichsmitteln, 
nicht geklärt war. Darüber haben auch keine 
Vereinbarungen getroffen werden können (vgl. 
die Ausführungen über Amtspflichtverletzun- 
gen bei der Auftragsverwaltung unter Nr. 236 
meiner Denkschrift für das Rechnungsjahr 1952 
— Drucksache 1892 der 2. Wahlperiode, S. 136 
■ — - und unter Nr. 165 der Denkschrift über die 
Prüfungsergebnisse im Rechnungsjahr 1955 — 
Drucksache 2660 der 2. Wahlperiode, S. 55). 

Inzwischen hat der Bundesgerichtshof die 
Klage des Bundes (Ausgleichsfonds) gegen 
eine Stadtgemeinde auf Schadenersatz wegen 
Unterschlagungen eines ihrer Angestellten bei 
der Auszahlung von Ausgleichsleistungen ab- 
gewiesen, weil die Stadt aus dem Gesichts- 
punkt der Amtspflichtverletzung nicht hafte, 
die Erfüllung der Aufgaben des Lastenaus- 
gleichs vielmehr eine gemeinsame Aufgabe 
von Bund, Ländern und Gemeinden sei. Das 
Bundesverwaltungsgericht ist in einem anderen 
Fall zu dem Ergebnis gekommen, daß auch 
eine Haftung aus dem öffentlich-rechtlichen 
Auftragsverhältnis nicht bestehe. Da nunmehr 
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die Haftung der Gebietskörperschaften gegen- 
über dem Ausgleichsfonds für Verschulden 
ihrer Bediensteten höchstrichterlich verneint 
worden ist, wird nur übrigbleiben, daß die 
Länder und die Stadt- und Landkreise selbst | 
ihre schuldigen Beamten und Angestellten zur i 
Rechenschaft ziehen und das, was sie von die- | 
sen als Schadenersatz erlangen, dem Aus- 
gleichsfonds zuführen. Ob das in allen Fällen 
des Vorsatzes und der groben Fahrlässigkeit 
geschehen wird, hängt von dem guten Willen 
der Gebietskörperschaft ab. Falls Gebietskör- 
perschaften geneigt sein sollten, die Frage, ob 
grobfahrlässig verfahren worden ist, zugun- 
sten ihrer Bediensteten wohlwollend zu ent- 
scheiden, könnte eines Tages der Mangel einer 
gesetzlichen Regelung offenbar werden. Die 
Frage ist von erheblicher finanzieller Trag- 
weite, da Zuvielzahlungen in großem Umfang 
geleistet worden sind und auch weiterhin Vor- 
kommen werden. 

188. Auf den Gebieten des Währungsausgleichs und 
des Altsparergesetzes ist die Haftung der ein- 
geschalteten Geld- und sonstigen Institute und 
der Deutschen Bundespost gesetzlich geregelt. 
Die Deckungsforderungen dieser Institute ge- 
gen den Ausgleichsfonds erlöschen, wenn die 
Entschädigungsgutschriften auf Grund unrichti- 
ger Bescheide erteilt worden sind, die auf vor- 
sätzlichem oder grobfahrlässigem Verhalten 
der Bevollmächtigten der Institute beruhen. 
Schwierigkeiten aus der Anwendung dieser 
Regelung haben sich nicht ergeben. 

189. Die Verwaltung der Lastenausgleichsabgaben 
ist den Landesfinanzbehörden übertragen. 
Hier hat sich nachteilig ausgewirkt, daß für 
die Verwaltung der Abgaben und besonders 
für die Vorprüfung nicht immer die erforder- 
lichen personellen Maßnahmen getroffen wor- 
den sind. 

190. Nach den Prüfungserfahrungen des Bundes- 
rechnungshofes kann für das gesamte Gebiet 
des Lastenausgleichs gesagt werden, daß sich 
die dafür eingerichtete Verwaltung, die auf 
dem Gebiet der Ausgleichsleistungen eine ein- 
malige Form der Mischverwaltung von Bund, 
Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbänden 
ist, im großen und ganzen bewährt hat. 

Zu Beginn des Lastenausgleichs verfügten 
allein die Länder und die Stadt- und Land- 
kreise über eine ausreichende Zahl von Be- 
diensteten und einen eingespielten Verwal- 
tungsapparat. Es lag daher nahe, sie mit der 
Durchführung des Lastenausgleichs zu be- 
trauen, zumal da es sich hierbei um eine Auf- 
gabe von begrenzter Dauer handelt. Auf diese 
Weise konnte die Ausgleichsverwaltung 
schneller und reibungsloser errichtet werden, 
als dies im Falle der Errichtung einer bundes- 
eigenen Ausgleichsverwaltung möglich gewe- 
sen wäre. Auch werden bei dem einmal not- 
wendigen Abbau der Ausgleichsverwaltung 


die Gebietskörperschaften leichter als der 
Bund in der Lage sein, die freiwerdenden Be- 
diensteten anders einzusetzen. 

Im Laufe der Jahre hat sich gezeigt, daß die Ge- 
bietskörperschaften zunehmend ihren Aufgaben 
im Rahmen des Lastenausgleichs gerecht ge- 
worden und im allgemeinen auch bestrebt sind, 
den zahlreichen Vorschriften und Anordnungen 
Rechnung zu tragen. Die Zusammenarbeit der 
beteiligten Stellen war eng und zufriedenstel- 
lend. Zwar haben sich — besonders in den 
ersten Jahren — gewisse Mängel gezeigt 
(vgl. auch Nr. 237 bis 239 meiner Denkschrift 
für das Rechnungsjahr 1952 — Drucksache 1892 
der 2. Wahlperiode, S. 136). Sie beruhten aber 
nicht nur auf einer oft unzureichenden Ausstat- 
tung der Ausgleichsbehörden mit Personal, 
sondern vor allem auf den Schwierigkeiten und 
der Neuartigkeit der Aufgaben. 

Die Einschaltung der Geld- und sonstigen In- 
stitute auf dem Gebiet der Ausgleichsleistun- 
gen hat zu befriedigenden Ergebnissen geführt, 
obwohl der Bundesrechnungshof manches hat 
beanstanden müssen. Die übertragenen Auf- 
gaben sind im wesentlichen schnell und sach- 
gerecht durchgeführt worden. Die durch die Be- 
auftragung entstandenen Kosten haben sich im 
allgemeinen in angemessenen Grenzen gehal- 
ten. 

Auch die als beauftragte Stellen bei der Ver- 
waltung der Hypothekengewinnabgabe einge- 
schalteten Institute sind den ihnen gestellten 
Aufgaben — von nicht ins Gewicht fallenden 
Ausnahmen abgesehen — gerecht geworden. 
Ihre besondere Sachkunde hat genutzt werden 
können, ohne daß sich durch ihre Beauftragung 
die Verwaltungskosten in nicht vertretbarem 
Maße erhöht haben. 

Aufwendungen für die Durchführung des 
Lastenausgleichs 

191. Die Durchführung des LAG verursacht Aufwen- 
dungen mannigfacher Art. Kosten fallen an für 
die Erhebung der Lastenausgleichsabgaben, für 
die Feststellung der Schäden und für die Be- 
wirkung der Ausgleichsleistungen. Die Kosten 
entstehen hauptsächlich bei der Finanzverwal- 
tung der Länder, bei der Ausgleichsverwaltung 
des Bundes, der Länder und der Stadt- und 
Landkreise sowie bei den mitwirkenden Geld- 
und Kreditinstituten. Ihre Gesamthöhe ist be- 
achtlich hoch. Im Rechnungsjahr 1961 allein 
haben die gesamten Aufwendungen mehr als 
400 Millionen DM betragen. Berücksichtigt man 
weiter die Kosten der Vorfinanzierung, dürfte 
der Gesamtbetrag der Aufwendungen 500 Mil- 
lionen DM nahekommen. 

Die Aufwendungen sind in der Hauptsache lau- 
fende Ausgaben, die vom Bund oder Aus- 
gleichsfonds allein oder vom Bund gemeinsam 
mit den Ländern und anderen Gebietskörper- 
schaften getragen werden. Der Bundesrech- 
nungshof hat seit jeher der Art und Höhe die- 
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ser Aufwendungen besondere Aufmerkasmkeit 
zugewandt und dabei Einsparungen erreicht. 

192. Die Länder und die sonst beteiligten Gebiets- 
körperschaften sind an einer wirtschaftlichen 
Durchführung des Lastenausgleichs im allge- 
meinen interessiert. Vorschläge, die der Bun- 
desrechnungshof gemeinsam mit den Landes- 
rechnungshöfen gemacht hat, sind im wesent- 
lichen verwirklicht worden. So haben sich bei 
der Prüfung zweier Landesausgleichsämter und 
der ihnen nachgeordneten Ausgleichsämter Er- 
sparnisse für den Bund und die beteiligten 
Gebietskörperschaften zusammen von etwa 
240 000 DM und 800 000 DM jährlich ergeben. 
Zugunsten des Bundeshaushalts wurde also die 
Hälfte dieser Beträge jährlich eingespart. 

193. Einer mit der Weiterleitung von Mitteln des 
Ausgleichsfonds beauftragten Bank sind Ge- 
bühren von zusammen mehr als 850 000 DM 
aus dem Bundeshaushalt unter dem Vorbehalt 
der endgültigen Bemessung gezahlt worden. 
Ihre Höhe war mit einem Vomhundertsatz der 
weitergegebenen Beträge testgelegt. Auf ei- 
nige Überweisungen entfielen dadurch Gebüh- 
ren zwischen 20 000 DM und 30 000 DM. 


194. Der Bundesrechnungshof hat die Angemessen- 
heit der an die Lastenausgleichsbank gezahlten 
Gebühren laufend untersucht. Die Lastenaus- 
gleichsbank verwaltete am 31. Dezember 1961 
im Treuhandgeschäft für den Ausgleichs fonds 
mehr als 1 Million Darlehen von zusammen 
rd. 5,1 Milliarden DM. Hierfür erhielt sie für 
das Geschäftsjahr 1961 etwa 7,4 Millionen DM 
Gebühren. 

Eine Prüfung durch den Bundesrechnungshof 
in früheren Jahren hatte ergeben, daß die vom 
Aiisgleichfonds der Bank eingeräumten Be- 
dingungen nicht immer in einem angemesse- 
nen Verhältnis zu dem Umfang ihrer Tätigkeit 
und der hiermit verbundenen Verantwortung 
standen. Es war nicht genügend in Betracht 


gezogen worden, daß die Lastenausgleichsbank 
bei der Verwaltung der Darlehen keinerlei 
Risiko zu tragen hat. 

195. Nach der Änderung der Gebührenvereinba- 
rung erhält die Lastenausgleichsbank für die 
treuhänderische zentrale Verwaltung von Ein- 
gliederungsdarlehen und für die damit zusam- 
menhängenden Aufgaben der Auszahlung und 
Rechnungslegung sowie für sonstige ähnliche 
Aufgaben vom 1. Januar 1957 ab eine Ver- 
waltungsgebühr in Höhe des auf diese Tätig- 
keit entfallenden jährlichen Aufwandes zu- 
züglich eines Gewinnaufschlages. Die tatsäch- 
lichen Aufwendungen werden in einer für das 
jeweilige Kalenderjahr aufgestellten Kosten- 
rechnung nachgewiesen. Damit hat sich die 
Auffassung des Bundesrechnungshofes durch- 
gesetzt, daß diese Regelung nach der Art des 
Geschäfts und im Hinblick auf die zahlenmä- 
ßige Größenordnung die zweckmäßigste Lö- 
sung darstellt. 

Die Kostenrechnungen der Lastenausgleichs- 
bank sind vom Bundesrechnungshof geprüft 
worden. Nach anfangs unterschiedlichen Auf- 
fassungen über Art und Umfang einiger 
zu berücksichtigender Aufwendungen wurde 
schließlich Übereinstimmung erzielt. 

Für die Weitergabe von Liquiditätsmitteln und 
für die Aufnahme und Verwaltung von Anlei- 
hen und anderen Krediten für den Ausgleichs- 
fonds erhält die Lastenausgleichsbank Ent- 
gelte in der Form von Zinsmargen und Ge- 
bühren. 

Der Bundes re chnungshof hat bei seinen Prü- 
fungen die Auffassung vertreten, daß die 
Höhe der Entgelte die tatsächlichen Unkosten 
zuzüglich einer angemessenen Gewinnspanne 
nicht übersteigen darf. Der Präsident des Bun- 
desausgleichsamtes hat einer Begrenzung der 
Gebühren grundsätzlich zugestimmt und zu- 
gesagt, ihre Höhe von Zeit zu Zeit zu über- 
prüfen. Das ist auch geschehen. Die Gebühren 
sind teilweise herabgesetzt worden. 

197. Bei der Durchführung des Altsparergesetzes 
haben Institute nicht selten Unkostenbeiträge 
von den Geschädigten erhoben. Der Bundes- 
rechnungshof hat das beanstandet, da mit dem 
im Gesetz vorgesehenen Unkostenbeitrag des 
Bundes sämtliche durch die Bearbeitung be- 
dingten üblichen Aufwendungen als abgegol- 
ten anzusehen sind. Die Beträge sind den Ge- 
schädigten erstattet worden. 

Einige Institute, die Liquiditätskredite des 
Ausgleichsfonds erhalten hatten, haben von 
den Endkreditnehmern einmalige Bearbei- 
tungsgebühren verlangt. Der Bundesrechnungs- 
hof hat auch das gerügt. Daraufhin ist klar- 
gestellt worden, daß der Endzinssatz für den 
Kreditnehmer alle Provisionen urbd Gebühren 
einschließt. 


Der Bundesrechnimgshof war bei seiner Prü- 
fung zu dem Ergebnis gekommen, daß die mit 
der Weiferleitimg der Mittel verbundene Tä- 
tigkeit der Bank weder mit einem Risiko be- 
haftet noch mit einem erheblichen VerwaT 
tungsaufwand verbunden war. Für den Auf- 
wand war im übrigen nicht die Höhe, sondern 
die Zahl der Uberweisungsbeträge maßgebend, 
fn einem solchen Fall ist bei sehr erheblichen 
Unterschieden in der Größe der Einzelposten 
eine nach einem Vomhundertsatz des Über- 
weisungsbetrages bemessene Gebühr in der 
Regel kein angemessenes Entgelt. Der Bundes- 
rechnungshof hat daher die Höhe der unter 
Vorbehalt gezahlten Gt^bühren beanstandet. 
Im Wege des Vergleichs hat die Bank die 
Hälfte des Betrages, rd. 427 000 DM, an den 
Bund zurückgezahlt. Der Bundesrechnungshof 
hat seine Beanstandung damit als erledigt an- 
gesehen. 
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Sonstige Aufgaben der Ausgleichsbehörden | 

198. Der Gesetzgeber hatte eine besondere gesetz- ! 
liehe Regelung für Kriegs- und Kriegsfolge- i 
Schäden vorgesehen, die im LAG nicht berück- 1 
sichtigt sind. Das bedeutendste Sondergesetz ! 
dieser Art ist das Allgemeine Kriegsfolgenge- ! 
setz. Zur Milderung von Härten können an be- 
troffene natürliche Personen zur Abwendung 
einer Notlage Härtebeihilfen, und zwar Unter- ! 
haltsbeihilfe, Ausbildungsbeihilfe, Hausratbei- | 
hilfe und Aufbaudarlehen gewährt werden, i 
Ferner können Reparations-, Restitutions- und , 
Rückerstattungsgeschädigte als überbrückungs- | 
maßnahmen Darlehen erhalten. Die Durchfüh- | 
rung dieser Aufgaben ist den Ausgleichsbe- 
hörden übertragen. Die Mittel hierfür fließen 
jedoch nicht aus dem Ausglefchsfonds, sondern 
aus dem Bundeshaushalt. Auch die Gewährung 
von Darlehen und Hausratbeschaffungsbeihil- 
fen nach dem Kriegsgefangenenentschädi- 
gungsgesetz und dem Häftlingshilfegesetz ist 
Aufgabe der Ausgleichsbehörden. Ihre Bela- 
stung namentlich mit der Gewährung von Dar- 
lehen und Hausratbeschaffungsbeihilfen an ! 
ehemalige Kriegsgefangene war mancherorts | 
zeitweise recht erheblich. Es bleibt vorbehal- | 
len, die Tätigkeit der Ausgleichsbehörden auf 
diesen Gebieten gelegentlich gesondert zu be- 
handeln. 

★ 1 


Soweit die Ergebnisse zu errechnen waren, 
sind sie nachstehend zusammengefaßt: 

Rechnungsjahr 1959 
Nachträgliche Einnahmen 
oder rückgängig gemachte 
Ausgaben 40 452 227,65 DM 

Nachträgliche Ausgaben 
oder rückgängig gemachte 
Einnahmen 7 512 915,91 DM 

dazu: 

voraussichtliche 


einmalige Wenigeraus- 
gaben und Mehrein- 
nahmen 34 248 954,41 DM 

jährliche Wenigerausga- 
ben und Mehreinnah- 
men 6 489 660,94 DM 


Die für frühere Rechnungsjahre mitgeteilten 
Ergebnisse haben sich noch um folgende Be- 
träge verbessert: 

Nachträgliche Einnahmen 


oder rückgängig gemachte 

Ausgaben 32 760 930,63 DM 

Nachträgliche Ausgaben 
oder rückgängig gemachte 
Einnahmen 1 107 736,78 DM 

dazu: 


voraussichtliche 


Die finanzielle Auswirkung der Tätigkeit 
des Bundesrechnungshofes und seines 
Präsidenten 

199, Wie ich in früheren Denkschriften ausgeführt 
habe, läßt sich das finanzielle Ergebnis der 
Tätigkeit des Bundesrechnungshofes und sei- 
nes Präsidenten nur zu einem geringen Teil 
berechnen. Soweit Zahlenangaben über Weni- 
gerausgaben und Mehreinnahmen infolge der 
Tätigkeit des Bundesrechnungsholes möglich 
sind, bieten sie nur einen unvollkommenen 
Maßstab für den Erfolg, den die Finanzkon- 
trolle tatsächlich erzielt. Um ein Vielfaches 
größer ist der finanzielle Erfolg, der auf der 
vorbeugenden Wirkung beruht, die die .stän- 
dige Überwachung der Haushalts- und Wirt- 
schaftsführung der Verwaltung durch den Bun- 
desrechnungshof hat. Hierzu treten die eben- 
falls nicht erfaßbaren finanziellen Ergebnisse 
der beratenden und begutachtenden Tätigkeit 
des Bundesrechnungshofes und seines Präsi- 
denten. 


einmalige Wenigeraus- 
gaben und Mehrein- 
nahmen 433 458,07 DM 

jährliche Wenigerausga- 
ben und Mehreinnah- 
men 5 312 399,59 DM 


Die Prüfungen des Bundesrechnungshofes 
haben ferner zu Nachforderungen an nicht 
dem Bund zufließenden Abgaben in Höhe von 
6 670 053 DM geführt; die Nachforderungen 
sind durch die Berichtigung zahlreicher Einzel- 
veranlagungen auf Grund der Prüfungsmittei- 
lungen entstanden. 

* 


Sdilußbemerkung 

200. Der Darstellung der Prüfungs- und Unter- 
suchungsergebnisse sowie ihrer rechtlichen 
Würdigung hat der Große Senat des Bunde's- 
rechnungshofes zugestimmt. 


Frankfurt am Main, den 30. Oktober 1962 

Der Präsident 
des Bundesrechnungshofes 

Dr. Hertel 
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Anlage C 

Abschrift 


Erklärung 

des Unterausschusses des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
und 

des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 

Wir haben die 

Jahresrechnung über die Einnahmen und Ausgaben des 
Bundesnachrichtendienstes 

auf Grund des Wirtschaftsplanes für das Rechnungsjahr 
1959, 

die nach dem Bundeshaushaltsplan nur der Prüfung des Unter- 
ausschusses des Haushaltsausschusses des Bundestages und des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes unterliegt, geprüft 

Die Rechnungsprüfung durch den Präsidenten des Bundesrech- 
nungshofes ist vorausgegangen. Die Niederschrift hierüber 
diente als Grundlage für die heutige Prüfung. 

Das zur Erledigung der Prüfungsmitteilungen Erforderliche ist 
veranlaßt worden. 


München, den 5. Mai 1961 

Der Unterausschuß 

des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 

Schoettle 
Lenz (Trossingen) 

Dr. Rudolf Vogel 

Der Präsident des Bundesrechnungshofes 

Dr. Hertel 
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Abschrift 


Der Präsident 

des Bundesrechnungshofes Frankfurt/Main, den 30. Oktober 1962 

Pr 1 / Allg A 1330/2a (1959) — 11.62 


Erklärung 

als Grundlage für die Entlastung der Bundesregierung 

Ich habe folgende Jahresrechnungen, die nach dem Bundeshaus- 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1959 nur meiner Prüfung 
unterliegen, geprüft (§ 89 RHO): 

Rechnungen der Bundeshauptkasse über Ausgaben bei 

Kapitel 04 01 Titel 300 — Zur Verfügung des Bundeskanz- 
lers zu allgemeinen Zwecken 

Kapitel 04 03 Titel 300 — Zur Verfügung des Bundeskanz- 
lers zur Förderung des Informa- 
tionswesens 

Kapitel 14 01 Titel 302 — Zur Verfügung des Bundes- 
ministers der Verteidigung für 
Zwecke des militärischen Ab- 
schirmdienstes 

Rechnungen der Bundeshauptkasse und der Amtskasse des 

Bundesamtes für Verfassungsschutz in Köln über Ausga- 
ben bei 

Kapitel 06 09 Titel 300 — Für Zwecke des Verfassungs- 
schutzes. 

Das zur Erledigung meiner Prüfungsmitteilungen Erforderliche 
ist veranlaßt worden. 


Dr. Hertel 
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Fundstellenverzeichnis 


Allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften zu den §§ 6 bis 20 
des Bundesbesoldungsgeset- 
zes 

vom 9. März 1959 Bundesanzeiger Nr. 52 

(Beilage) 

Angestelltenversicherungsge- 
setz: s. „Sozialversicherung" 

Artikel 131 des Grundgesetzes 
Gesetz zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgeset- 
zes fallenden Personen {G 131) 


vom 11. Mai 1951 

BGBl I S. 

307 

Neufassung 



vom 11. September 1957 

BGBl I S. 

1297 

Neufassung 



vom 21. August 1961 

BGBl I S. 

1579 


Atomgesetz — Gesetz über die 
friedliche Verwendung der 
Kernenergie und den Schutz 
gegen ihre Gefahren 

vom 23. Dezember 1959 BGBl I S. 814 
Bemerkungen 

Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu den Bun- 
deshaushaltsrechnungen für 
die Rechnungsjahre 1949 und 
1950 Drucksache 396 

Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zur Bundes- 
haushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1951 Drucksache 1140 

Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zur Bundes- 
haiishaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1952 Drucksache 1892 

Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu der Bun- 
deshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1953 (einschl. 

Vermögensrechnung) Drucksache 3033 

Deutscher Bundestag, 

2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu der Bun- 
deshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1954 (einschl. 

Vermögensrechnung) Drucksache 84 

Deutscher Bundestag, 

3. Wahlperiode 

Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu der Bun- 
deshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1955 (einschl. 

Vermögensrechnung) Drucksache 554 

Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 


Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu der Bun- 
deshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1956 (einschl. 
Vermögensrechnung) 


Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes zu den Bun- 
deshaushaltsrechnungen für 
die Rechnungsjahre 1957 und 
1958 (einschl. Vermögensrech- 
nungen) 


Bericht 

Bericht des Bundesrechnungs- 
hofes nach § 107 Abs. 2 RHO 
über die Prüfung von Unter- 
nehmen mit eigener Rechts- 
persönlichkeit 

vom 13. April 1961 


Besoldungsgesetz 

vom 16. Dezember 1927 

Besoldungsrechtsänderungs- 

gesetz 

Gesetz zur Ergänzung des 
Reichsbesoldungsrechts und 
des Reisekostenrechts 
vom 30, März 1943 

Bundes- Angestelltentarifvertrag 
vom 23. Februar 1961 (BAT) 
nebst Tarifvertrag zu § 71 
BAT betr. Besitzstandswah- 
rung 

Bundesbeamtengesetz 
in der Fassung 
vom 18. September 1957 

Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) 
vom 27. Juli 1957 

Bundesfernverkehrsstraßen 
Bundesfern Straßengesetz 
vom 6. August 1953 

Gesetz über den Ausbauplan 
für die Bundesfernstraßen 
vom 27. Juli 1957 

Gesetz über die vermögens- 
rechtlichen Verhältnisse der 
Bundesautobahnen und son- 
stigen Bundesstraßen des 
Fernverkehrs (BStrVermG) 
vom 2. März 1951 

Bundeshaushaltsplan: s. Haus- 
haltsgesetze 

Bundesrechnungshof 

Gesetz über Errichtung und 
Aufgaben des Bundesrech- 
nungshofes 

vom 27. November 1950 


Anlage D 


Drucksache 1518 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2751 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2751 
Anlage C 

Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 

RGBl I S. 349 


RGBl I S. 189 


GMBl S. 138 


BGBl I S. 1338 


BGBl I S. 993 


BGBl I S. 903 


BGBl I S. 903 


BGBl I S. 157 


BGBl S. 765 
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Bundesrichtlinien 1953 zu § 64 a 
RHO 

Richtlinien der Bundesregie- 
rung vom 1. April 1953 betr. 
Zuwendungen des Bundes an 
außerhalb der Bundesverwal- 
tung stehende Stellen und für 
den Nachweis der Verwen- 
dung der Mittel nach § 64 a 
Abs. 1 RHO 

(Anlage 2: Allgemeine Bewil- 
ligungsbedingungen für die 
Gewährung von Zuwendun- 
gen des Bundes nach § 64 a 
RHO) 

Bundes Versorgungsgesetz 

Gesetz über die Versorgung 
der Opfer des Krieges in der 
Fassung 

vom 6. Juni 1956 

Neufassung durch Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung des 
Kriegsopferrechts (Erstes Neu- 
ordnungsgesetz) 
vom 27. Juni 1960 

Denkschrift 

Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zu 
den Bundeshaushaltsrechnun- 
gen für die Rechnungsjahre 
1949 und 1950 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zur 
Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1951 
vom 21. Dezember 1954 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zur 
Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1952 
vom 31. Oktober 1955 


Denkschrift des Bundesrech- 
nungshofes über die Ergeb- 
nisse seiner Prüfungstätig- 
keit im Rechnungsjahr 1956 
vom 29. Juli 1956 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes zu 
der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1954 
vom 4. Juli 1957 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes 
vom 19. August 1958 über die 
hauptsächlichsten Prüfungser- 
gebnisse des Bundesrech- 
nungshofes 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes 
vom 24. Oktober 1959 über 
die hauptsächlichsten Prü- 
fungsergebnisse des Bundes- 
rechnungshofes 


Denkschrift des Präsidenten 
des Bundesrechnungshofes 
vom 5. April 1961 über die 
hauptsächlichsten Prüfungser- 
gebnisse des Bundesrech- 
nungshofes 


D-Markbilanzgesetz 

Gesetz über die Eröffnungs- 
bilanz in Deutscher Mark und 
die Kapitalneufestsetzung (D- 
Markbilanzgesetz) 
vom 21. August 1949 

Drittes Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Besol- 
dungsrechts 

vom 27. März 1953 

Erlaß des früheren Reichsmini- 
sters der Finanzen über Aus- 
gleichszulagen für die deut- 
schen öffentlich-rechtlichen Be- 
diensteten des Protektorats 
vom 12. August 1940 

— Anlage A des Gemeinsa- 
men Rundschreibens des Bun- 
desministers des Innern und 
des Bundesministers der Fi- 
nanzen 

vom 5. August 1953 

Erstes Gesetz über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölke- 
rung (1. ZBG) 

vom 9. Oktober 1957 

Erstes Gesetz zur Überleitung 
von Lasten und Deckungsmit- 
teln auf den Bund (Erstes 
Überleitungsgesetz) in der 
Fassung 

vom 28. April 1955 

Finanzvertrag 

(in der gemäß Liste III zu 
dem am 23. Oktober 1954 in 
Paris Unterzeichneten Proto- 
koll über die Beendigung des 
Besatzungsregimes in der Bun- 
desrepublik Deutschland ge- 
änderten Fassung) — Be- 
kanntmachung zum Protokoll 
vom 23. Oktober 1954 — 
vom 30. März 1955 

Gesetz über die Abgeltung von 
Besatzungsschäden 

vom 1. Dezember 1955 

Gesetz über Zuständigkeiten in 
der Luftverkehrsverwaltung 
vom 6. Februar 1961 


MinBlFin S. 269 
GMBl S. 149 


BGBl I S. 469 


BGBl I S. 453 


Drucksache 396 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 1140 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 1892 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 2660 
Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 


Drucksache 84 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 


Drucksache 554 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 


Drucksache lV/854 


Drucksache 1518 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2751 
Deutscher Bundestag, 
3. Wahlperiode 


WiGBl S. 379 


BGBl I S. 81 


GMBl S. 479 


BGBl I S. 1696 


BGBl I S. 193 


BGBl II S. 381 


BGBl I S. 734 


BGBl I S. 65 


97 



Drucksache lV/854 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Gesetz zu dem Abkommen zwi- 
schen den Parteien des Nord- 
atlantikvertrags vom 19. Juni 
1951 über die Rechtsstellung 
ihrer Truppen und zu den 
Zusatzvereinbaruiigen vom 
3. August 1959 zu diesem Ab- 
kommen (Gesetz zum NATO- 
Truppenstatut und zu den Zu- 
satzvereinbarungen) 
vom 18. August 1961 

Gesetze betr. Lastenausgleich: 
s. „Lastenausgleich" 

Grundgesetz lür die Bundes- 
republik Deutschland 
vom 23. Mai 1949 

Häftlingshilfegesetz 

Gesetz über Hilfsmaßnahmen 
für Personen, die aus politi- 
schen Gründen in Gebieten 
außerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland und Berlins 
(West) in Gewahrsam genom- 
men wurden (Häftlingshilfe- 
gesetz — HHG) in der Fas- 
sung 

vom 25. Juli 1960 

Haushaltsgesetze 

für das Rechnungsjahr 1958 
vom 24. Juli 1958 

für das Rechnungsjahr 1959 
vom 6. Juli 1959 

für das Rechnungsjahr 1960 
vom 2. Juni 1960 

für das Rechnungsjahr 1961 
vom 10. April 1961 

Haushaltsrecht 

Reichshaushaltsordnung (RHO) 
vom 31. Dezember 1922 in der 
Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. April 1930 

nebst Änderungen 

vom 13. Dezember 1933 
vom 23. März 1934 
vom 17. Juni 1936 
vom 30. April 1938 
vom 14. Juli 1957 
vom 27. Juli 1957 

Knappschaftsversicherung : 
s. „Sozialversicherung" 

Kriegsfülgengeselz 

Gesetz zur allgemeinen Rege- 
lung durch den Krieg und den 
Zusammenbruch des Deut- 
schen Reiches entstandener 
Schäden (Allgemeines Kriegs- 
folgengesetz) 
vom 5. November 1957 


BGBl 11 S. 1183 


BGBl S. 1 


BGBl I S. 579 

BGBl 11 S. 234 

BGBl II S, 793 
BGBl II S. 1545 
BGBl II S. 357 


RGBl II S. 693 

RGBl II S, 1007 
RGBl 11 S. 232 
RGBl II S. 209 
RGBl II S. 145 
BGBl I S. 551 
BGBl I S. 993 


BGBl 1 S. 1747 


Kriegsgefangenenentschädi- 

gungsgesetz 

Gesetz über die Entschädi- 
gung ehemaliger deutscher 
Kriegsgefangener (KgfEG) in 
der Fassung 

vom 8. Dezember 1956 

Landbeschaffungsgesetz 

Gesetz über die Landbeschaf- 
fung für Aufgaben der Ver- 
teidigung (Landbeschaffungs- 
gesetz) 

vom 23. Februar 1957 

Lastenausgleich 

Gesetz zur Sicherung von For- 
derungen für den Lastenaus- 
gleich 

vom 2. September 1948 

Gesetz zur Milderung drin- 
gender sozialer Mißstände 
(Soforthilfegesetz — SHG) 
vom 8. August 1949 

Gesetz über die Feststellung 
von Vertreibungsschäden und 
Kriegssachschäden (Feststel- 
lungsgesetz) in der Fassung 
vom 14. August 1952 

Gesetz über den Lastenaus- 
gleich (Lastenausgleichsgesetz 
— LAG) 

vom 14. August 1952 

Gesetz über einen Währungs- 
ausgleich für Sparguthaben 
Vertriebener in der Fassung 
vom 14. August 1952 

Gesetz zur Milderung von 
Härten der Währungsreform 
(Altsparergesetz) in der Fas- 
sung 

vom 1. April 1959 

Elftes Gesetz zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes 
(11. AndG LAG) 
vom 29. Juli 1959 

Postverwaltungsgesetz 

Gesetz über die Verwaltung 
der Deutschen Bundespost 
(Post Verwaltungsgesetz) 
vom 24. Juli 1953 

Preisbildung 

Verordnung PR 32/51 — Bau- 
preisverordnung — 
vom 11. Mai 1951 

Verordnung PR Nr. 8/55 über 
die Preise bei öffentlichen 
Aufträgen für Bauleistungen 
vom 19. Dezember 1955 

Rechnungslegungsordnung für 
das Reich (RRO) 
vom 3. Juli 1929 


Reichsabgabenordnung 
vom 22. Mai 1931 


BGBl I S. 907 

BGBl I S. 134 

WiGBl S. 87 

WiGBl S. 205 

BGBl I S. 534 

BGBl I S. 446 

BGBl I S. 546 

BGBl I S. 169 

BGBl I S. 545 

BGBl I S. 676 

Bundesanzeiger Nr. 92 

Bundesanzeiger Nr. 249 

Reichsministcrialblatt 
S. 439 

RGBl I S. 161 
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Reichshaushaltsordnung (RHO) ; 
s. „Haushaltsrecht" 

Reichskassenordnung (RKO) 
vom 6. August 1927 in der 
Fassung 

vom 8. Januar 1931 

Richtlinien 

Richtlinien über pauschale Zu- 
schüsse des Bundes zu den 
laufenden persönlichen und 
sächlichen Aufwendungen der 
Behörden der Verteidigungs- 
lastenverwaltung im Bundes- 
gebiet und der Besatzungs- 
lastenverwaltung in Berlin 
vom 3. März 1954 in der Fas- 
sung 

vom 14. September 1956 

Richtlinien für die Freima- 
chung von bundeseigenen Lie- 
genschaften für Zwecke der 
Verteidigung 
vom 25. Juni 1956 

Richtlinien für die Durchfüh- 
rung von Bauaufgaben des 
Bundes — RBBau — im Zu- 
ständigkeitsbereich der Fi- 
nanz-Bauverwaltungen 
vom 2. Januar 1957 

Richtlinien zu § 64 Abs, 1 
Satz 4 Halbsatz 2 G 131; An- 
gleichung der Altversor- 
gungsberechtigten aus Öster- 
reich, den sudetendeutschen 
Gebieten und dem früheren 
Protektorat Böhmen und 
Mähren 

vom 25. Juli 1958 

Richtlinien 1959 für die Ge- 
währung eines Förderungszu- 
schlages zum Milchauszah- 
lungspreis vom 21. Mai 1959; 
Ergänzungserlaß 

vom 28. Oktober 1959 

Richtlinien für die „Anwen- 
dung des § 87 Abs. 2 BBG 
und Vermeidung der Über- 
zahlung von Dienst- und Ver- 
sorgungsbezügen" 
vom 8 .März 1961 

Rundschreiben des Bundesmini- 
sters der Finanzen vom 5. Ja- 
nuar 1954 betr. Zweite Ver- 
ordnung zur Änderung der 
Ausführungsbestimmungen 
zum Besoldungsgesetz 
vom 23, Dezember 1953 

Soldatenversorgungsgesetz 
Gesetz über die Versorgung 
für die ehemaligen Soldaten 
der Bundeswehr und ihre 
Hinterbliebenen 
vom 26. Juli 1957 

Neufassung 

vom 8. September 1961 
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Reichsministerialblatt 
S. 7 


MinBlFin 1954 S. 164 
dgl. 1956 S. 774 


MinBlFin S. 496 


Sozialversicherung 

Angestellten Versicherungsge- 
setz in der Fassung des Ge- 
setzes zur Neuregelung des 
Rechts der Rentenversiche- 
rung der Angestellten (Ange- 
stelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetz — AnVNG) 
vom 23. Februar 1957 

Gesetz zur Neuregelung der 
knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung (Knappschaftsren- 
tenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetz — KnVNG) 
vom 21. Mai 1957 

Reichsknappschaftsgesetz in 
der Fassung der Bekanntma- 
chung 

vom 1. Juli 1926 

Tarifordnungen 
Tarifordnung A für Ange- 
stellte im öffentlichen Dienst 
(TO.A) vom 1. April 1938 in 
der Fassung 

vom 1. November 1943 


MinBlFin S. 62 


GMBl S. 334 


Tarifordnung B für Arbeiter 
im öffentlichen Dienst (TO.B) 
vom 1. April 1938 in der Fas- 
sung 

vom 15. April 1942 
Tarifverträge 

Tarifvertrag Nr. 168 über die 
Änderung des Verzeichnisses 
der Lohngruppen (Anlage 2 
zum Tarifvertrag über die Ar- 
beiter der Deutschen Bundes- 
post) vom 27. September 1961 
(AmtsblVf Nr. 587/1961) 


Bundesanzeiger Nr. 97 


Tarifvertrag über das Lohn- 
gruppenverzeichnis zum Man- 
teltarifvertrag für Arbeiter 
des Bundes 
vom 11. Oktober 1961 


GMBl S. 223 


MinBlFin 1954 S. 8 


Truppenvertrag 

Vertrag über die Rechte und 
Pflichten ausländischer Streit- 
kräfte und ihrer Mitglieder in 
der Bundesrepublik Deutsch- 
land (Truppenvertrag) 
vom 30. März 1955 

Unterhaltssicherungsgesetz 
Gesetz über die Sicherung des 
Unterhalts für Angehörige der 
zum Wehrdienst einberufenen 
Wehrpflichtigen (Unterhalts- 
sicherungsgesetz) ■ — USG 
vom 26. Juli 1957 


BGBl I S. 785 
BGBl I S. 1686 


Urteile 

Urteil des Bundesgerichtshofes 
vom 5. Mai 1958 — III ZR 
125/57 — 


Drucksache lV/854 


BGBl I S, 88 


BGBl I S, 533 


RGBl I S. 369 


Reichshaushalts- und 
Besoldungsblatt 1944 
S. 22 


Reichshaushalts- und 
Besoldungsblatt S. 95 


Amtsblatt des Bundes- 
ministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 
S. 1039 


GMBl S. 822 


BGBl II S. 321 


BGBl I S. 1046 


BGHZ Bd. 27 S. 210 
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Urteil des Bundesverwaltungs- 
gerichts vom 24. April 1959 

— VI C 91.57 — BVerwGE Bd. 8 S. 261 

Urteil des Bundesverwaltungs- 
gerichts vom 9. Juli 1959 — 

II C 407.57 — BVerwGE Bd. 9 S. 73 

Urteil des Bundesverwaltungs- 
gerichts vom 25. Mai 1961 

-- I A 10/59 — BVerwGE Bd. 12 S. 253 


Verkehrsfinanzgesetz 

vom 6. April 1955 BGBl I S. 66 

Neufassung nach dem Stand 
vom 1. Februar 1962 BGBl III Folge 32 S. 38 


Verordnung über Wirtschaft- 
lichkeits- und Wohnflächen- 
berechnung für neugeschaffe- 
nen Wohnraum (Berechnungs- 
verordnung) 

vom 20. November 1950 mit 
Änderungen 

Verwaltungsabkommen 
Abkommen über die Durch- 
führung von Verwaltungsauf- 
gaben auf dem Gebiet der Ver- 
teidigungslasten einsdiließlich 
der Besatzungslasten 
vom 23. März 1953 


Vermögen des Bundes 
Entwurf der Buchführungs- 
und Rechnungslegungsverord- 
nung für das Vermögen des 
Bundes (VBRO) 

vom 16. März 1953 MinBlFin S. 166 

Verordnung über wohnungs- 
wirtschaftliche Berechnungen 
nach dem Zweiten Woh- 
nungsbaugesetz (Zweite Be- 
rechnungsverordnung 
— II. BVO) 

vom 17. Oktober 1957 BGBl I S. 1719 


Verwaltungsgerichtsordnung 
(VerwGO) vom 21. Januar 
1960 

Wirtschaftsbestimmungen für 
die Reichsbehörden (RWB) 
vom 11. Februar 1929 

Zweites Wohnungsbaugesetz 
(Wohnungsbau- und Familien- 
heimgesetz) — IL WoBauG 
— in der Fassung 
vom 1. August 1961 


BGBl I S. 753 


MinBlFin S. 763 


BGBl I S. 17 


Reichsministerialblatt 
S. 49 


BGBl I S. 1121 
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AG 

AO 

apl. 

Art. 

AVV-Ausrüstung- 

LSHD 

BAT 

BBesG 

BBG 

Bemerkungen 

1949/1950 


Bemerkungen 

1951 


Bemerkungen 

1952 


Bemerkungen 

1953 


Bemerkungen 

1954 


Bemerkungen 

1955 


Bemerkungen 

1956 


Bemerkungen 
1957 und 1958 


Berechnungs- 

verordnung 

BesGr 

BGBl 

BGHZ 

BLSV 

BMF 


Verzeichnis der Abkürzungen 


Aktiengesellschaft 

Reichsabgabenordnung 

außerplanmäßig 

Artikel 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift für 
die Beschaffung, Verwaltung und Ver- 
wendung der Ausrüstung des Luft- 
schutzhiifsdienstes 

Bundes- Angestelltentarifvertrag 

Bundesbesoldungsgesetz 

Bundesbeamtengesetz 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu den Bundeshaushaltsrechnun- 
gen für die Rechnungsjahre 1949 und 
1950, Drucksache 396, Deutscher Bun- 
destag, 2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zur Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1951, Druck- 
sache 1140, Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zur Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1952, Druck- 
sache 1892, Deutscher Bundestag, 
2. Wahlperiode 1953 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1953 (einschl. 
Vermögensrechnung), Drucksache 3033, 
Deutscher Bundestag, 2. Wahlperiode 
1953 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1954 (eiiscbl, 
Vermögensrechnung], Drucksache 8-^, 
Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1955 (einschl. 
Vermögensrechnung), Drucksache 554, 
Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu der Bundeshaushaltsrechnung 
für das Rechnungsjahr 1956 (einschl. 
Vermögensrechnung), Drucksache 1518, 
Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode 

Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofes zu den Bundeshaushaltsrechnun- 
gen 1957 und 1958 (einschl. Vermö- 
gensrechnungen), Drucksache 2751, 
Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode 

Verordnung über wohnungswirtschaft- 
liche Berechnungen nach dem Zweiten 
Wohnungsbaugesetz (Zweite Berech- 
nungsverordnung — 11. BVO — ) 

Besoldungsgruppe 

Bundesgesetzblatt 

Amtliche Sammlung der Entscheidun- 
gen des Bundesgerichtshofes 

Bundesluftschutzverband 
Bundesminister der Finanzen 


Richtlinien der Bundesregierung vom 
1. April 1953 betr. Zuwendungen des 
Bundes an außerhalb der Bundesver- 
waltung stehende Stellen und für den 
Nachweis der Verwendung der Mit- 
tel nach § 64 a Abs. 1 RHO 

Bundesversorgungsgesetz 

Amtliche Sammlung der Entscheidun- 
gen des Bundesverwaltungsgerichts 

siehe Fundsteilenverzeichnis 
(„Denkschrift") 

Deutsches Rotes Kreuz 
Bundestagsdrucksache 

European Recovery Program 

(Europäisches 

Wiederaufbauprogramm) 

Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland 

Gesetz zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der unter Artikel 131 GG 
fallenden Personen 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
Gemeinsames Ministerialblatt 
Lastenausgleichsgesetz 
Luftschutzhilfsdienst 
Luftschutz-Sanitätsdienst 

Ministerialblatt des Bundesministers 
der Finanzen 

Miliion(en) 

Milliarde(n) 

North Atlantic Treaty Organization 

(Nordatlantikpakt-Organisation) 

Reichsgesetzblatt 

Reichshaushaltsordnung 

Reichskassenordnung 

Rationalisierungskuratorium der Deut- 
schen Wirtschaft e. V. 

Rechnungslegungsordnung für das 
Reich 

Wirtschaftsbestimmungen für die 
Reichsbehörden 

Tarifordnung A für Angestellte im 
öffentlichen Dienst 

Tarifordnung B für Arbeiter im öffent- 
lichen Dienst 

Vereinigte Staaten von Amerika 
Verdingungsordnung für Bauleistun- 
gen 

Verdingungsordnung für Bauleistun- 
gen, Teil A 

Verwaltungsgerichtsordnung 

Gesetzblatt der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes 

Zweites Wohnungsbaugesetz (Woh- 
nungsbau- und Familienheimgesetz) 

Erstes Gesetz über Maßnahmen zum 
Schulz der Zivilbevölkerung 


Bundesrichtlinien 

1953 

zu § 64 a RHO 


BVG 

BVerwGE 

Denkschriften 
1951 bis 1958 

DRK 

Drucksache 

ERP 

EWG 

GG 

G 131 

GmbH 

GMBl 

LAG 

LSHD 

LS-Sanitäts- 

dienst 

MinBlFin 

Mio 

Mrd 

NATO 

RGBl 

RHO 

RKO 

RKW 

RRO 

RWB 

TO. A 

TO. B 

USA 

VOB 

VOB/A 

VwGO 

WiGBl 

11. WoBauG 

1. ZBG 
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